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Tatbestand und Verbrechen 


Von 

Carl Stooss. 


Einige flüchtig hingeworfene Gedanken möchten zu tieferen 
Untersuchungen über den Verbrechenstatbestand anregen; sie 
erheben nicht den Anspruch, Probleme zu lösen. 

Man stellt sich gewöhnlich vor, die Verbrechen seien im 
besondern Teile des Strafgesetzbuches erschöpfend dargestellt, 
und der allgemeine Teil enthalte Grundsätze, die auf die Ver- 
brechen anzuwenden seien. So verhält es sich aber nicht. 
Vielmehr sind die meisten allgemeinen Bestimmungen, soweit 
sie sich auf Verbrechen und nicht auf die Strafe beziehen, eben- 
falls Charakterisierungen der Verbrechen. Ja einige Bestim- 
mungen stellen sich geradezu als Verbrechcnsfaf&e*hïHde dar, 
die die Tatbestände des besondern Teils ergänzen. 

Im besondern Teil wird nämlich in der Regel eine Hand- 
lung des Tiiters, die das Verbrechen vollendet, gekennzeichnet. 
Aus dem allgemeinen Teil ergibt sich, dass der Täter nicht 
nur bestraft wird, wenn er das Verbrechen vollendet, sondern 
auch, wenn er es zu begehen versucht hat. Ferner wird nicht 
nur der physische, sondern auch der intellektuelle Urheber be- 
straft, nicht nur der Urheber, sondern auch der Gehülfe. Wenn 
die Tatbestände des besondern Teils für jeden Fall erschöpfend 
gestaltet wären, so müsste neben dem Tatbestand des voll- 
endeten Verbrechens auch ein Tatbestand des Versuchs, und 
neben dem Tätertatbestand auch ein Tatbestand der intellek- 
tuellen Urheberschaft oder Anstiftung und ein Tatbestand der 
Beihülfe aufgestellt sein. Das geschieht nun in der Weise, dass 
die typischen Merkmale des Versuchs, der Anstiftung und der 
Beihülfe im allgemeinen Teile des Strafgesetzbuchs ein für alle- 
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mal festgestellt werden, wobei es dem Richter überlassen wird, 
diese Typen auf jedes einzelne Verbrechen anzuwenden, also 
durch Kombination den Tatbestand des Versuchs, der Anstiftung 
und der Beihülfe für das einzelne Verbrechen selbst zu ge- 
stalten. Dass diese Übertragung des Allgemeinen auf den be- 
sondern Fall nicht immer leicht ist, ergibt sich aus der Ver- 
schiedenheit der Auffassungen über den Versuchstatbestand bei 
einzelnen Verbrechen. 

Wenn es Tatbestände des Versuchs, der Anstiftung und der 
Beihülfe gibt, so sind auch hier ein subjektiver und ein objektiver 
Tatbestand zu unterscheiden. Versuch, Anstiftung und Beihülfe 
setzen Vorsatz voraus. Dass Versuch nur vorsätzlich begangen 
werden kann, liegt in seinem Wesen, während fahrlässige An- 
stiftung und Beihülfe an sich denkbar wäre. Der Vorsatz bei 
Versuch ist Täterdolus, während der Vorsatz des Anstifters und 
des Geh Ulfen eigener Art ist. Wenn ein Gesetz den Vorsatz 
definiert, so berücksichtigt es in der Regel den Vorsatz des Täters. 
Es ist also jedenfalls unrichtig, Versuch, Anstiftung und Beihülfe 
als Erscheinungen des objektiven Tatbestandes aufzufassen. 

Die Tatbestände des Versuchs, der Anstiftung und der Bei- 
hülfe sind allerdings nicht, wie die Tatbestände des vollendeten 
Verbrechens, als besondere Tatbestände gestaltet. Sie setzen 
einen Tatbestand des vollendeten Verbrechens voraus, aus dem 
sie zu ergänzen sind. 

Demgemäss erklärt das österreichische Strafgesetz ganz 
richtig: Schon der Versuch einer Übeltat ist das Verbrechen. Nicht 
der unmittelbare Täter allein wird des Verbrechens schuldig, son- 
dern auch der „ Mitschuldige “. So sind Versuch, Anstiftung und 
Beihülfe neben der Täterschaft Erscheinungsformen des Ver- 
brechens. Auch V. Liszt bezeichnet sie als Formen des Ver- 
brechens, er schliesst ihnen aber „die Einheit und Mehrheit der 
Verbrechen“ als weitere Formen des Verbrechens an. Hier han- 
delt es sich jedoch meines Erachtens nicht um besondere Er- 
scheinungsformen, sondern um Besonderheiten in der Bestim- 
mung der Strafe. Finger betrachtet die Handlung und die Unter- 
lassung, sowie den Versuch als Begehungsformen des Verbrechens, 
während er die Täterschaft und die Teilnahme am Verbrechen 
als verschiedene Formen des verbrecherischen Subjekts behandelt. 
Der Ausdruck Begehungsform wird jedoch damit in einem ver- 
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schiedenen Sinne angewendet. Handlung und Unterlassung sind 
Begehungsformen, der Versuch ist eine besondere Verbrechens- 
erscheinung, die sich nicht nur der Form, sondern dem Wesen 
nach von dem vollendeten Verbrechen unterscheidet, und die 
mit besonderer Strafe bedroht ist. 

Das Verbrechen wird in dem gesetzlichen Tatbestände 
durch seine Merkmale gekennzeichnet. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass sich die einzelnen Verbrechen hauptsächlich 
durch die deliktische Handlung unterscheiden, und dass hier eine 
Individualisierung hervortritt. Daher sind die Merkmale des 
objektiven Tatbestandes regelmässig besondere Merkmale, die den 
einzelnen Tatbestand charakterisieren. Da das Verbrechen in 
der Hauptsache vorsätzlich oder fahrlässig begangen wird, so 
fehlt dem subjektiven Tatbestände die Mannigfaltigkeit des objek- 
tiven Tatbestandes. Allerdings kann der Vorsatz noch durch 
eine besondere Absicht oder durch ein besonderes Motiv Farbe 
gewinnen, aber die Schuldform als solche wird dadurch nicht 
verändert. Es ist daher möglich und zweckmässig, Merkmale 
des subjektiven Tatbestandes für alle Delikte oder für Gruppen 
von Delikten gemeinsam zu bestimmen. So bestimmt z. B. das 
österreichische Strafgesetz: Zu einem Verbrechen (im engern 
Sinne) wird böser Vorsatz erfordert. Wenn eine Handlung als 
Verbrechen im engern Sinne erklärt ist, so ist damit die Schuld- 
form als die des Vorsatzes festgestellt. Wenn auch der gesetz- 
liche Tatbestand eines Verbrechens die Schuldform nicht be- 
zeichnet, oder wenn etwa der Vorsatz nur einen Teil der 
objektiven Merkmale zu umfassen scheint, so findet die allge- 
meine Bestimmung Anwendung. Es möchte sich sogar fragen, 
ob es mit Rücksicht auf die allgemeine Bestimmung nicht ge- 
setzestechnisch richtiger wäre, das Merkmal des Vorsatzes bei 
den einzelnen Verbrechen nur da zu erwähnen, wo der Vor- 
satz besonders gestaltet ist und er von der Norm abweicht. 

Der schweizerische Entwurf erklärt den Vorsatz als die 
regelmässige Schuldform. „Bestimmt das Gesetz nicht ausdrück- 
lich anders, so ist nur strafbar, wer vorsätzlich handelt.“ 
Demnach ist der Vorsatz Merkmal jedes Tatbestandes, der 
nicht eine andere Schuldform begründet, der also namentlich 
nicht Fahrlässigkeit voraussetzt. 
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Indem die Gesetze oder doch manche Gesetze Vorsatz und 
Fahrlässigkeit definieren, bestimmen sie das Wesen des Vorsatzes 
und der Fahrlässigkeit für die Fälle, in denen die eine oder 
die andere Sehuldform Tatbestandsmerkmal ist. Eine nähere 
Bestimmung erfahren diese Schuldformen durch die Vorschriften 
über Irrtum, die sich wohl schon aus dem Wesen des Vorsatzes 
und der Fahrlässigkeit ergeben würden, die aber deshalb gewiss 
nicht überflüssig sind. Denn nicht jeder Richter ist im stände, 
den Einfluss des Irrtums auf das Verschulden folgerichtig zu 
erkennen, und die Theorie ist weit davon, einig zu sein. Daher 
ist es Aufgabe des Gesetzgebers, dem Richter im Gesetze An- 
haltspunkte für die Würdigung des Irrtums zu geben. 

Wenn die Schuldformen noch eine gewisse Individualisierung 
zulassen, so ist dagegen ein Merkmal des Tatbestandes überall 
dasselbe — die Zurechnungsfähigkeit des Täters. So erklärt es 
sich, dass die Zurechnungsfähigkeit für alle Delikte gleich- 
massig in dem allgemeinen Teile eines Strafgesetzbuches be- 
stimmt wird. Es darf nicht übersehen werden, dass jeder Tat- 
I bestand damit das Merkmal erhält: Wer im Zustande der 
Zurechnungsfähigkeit. So ist denn auch die Zurechnungsfähigkeit 
des Täters in jedem Falle festzustellen, wenn auch nur in der 
Weise, dass der Richter, wie er prozessualisch seine Kompe- 
tenz prüft, in materieller Hinsicht eingedenk sein soll, dass 
jedes Verschulden Zurechnungsfähigkeit voraussetzt. Zu einer 
nähern Prüfung der Zurechnungsfähigkeit wird er sich aller- 
dings nur dann veranlasst sehen, wenn irgend ein Zweifel ihn 
dazu auft’ordert. Der Richter darf aber die Zurechnungsfähig- 
keit nicht präsumieren. Ist die Zurechnungsfähigkeit des Täters 
für den Zeitpunkt der Tat auch nur zweifelhaft, so ist ein Merk- 
mal des Verbrechens nicht festgestellt und der Tatbestand liegt 
nicht vor. Das gilt selbstverständlich für alle Erscheinungs- 
formen des Verbrechens. 

Man hat auch die Rechtswidrigkeit als ein allgemeines Merk- 
mal eines jeden Verbrechens erklärt. Gewiss ist jedes Ver- 
brechen rechtswidrig, aber die Rechtswidrigkeit des Verbrechens 
ist nicht Tatbestandsmerkmal. Lidern das Gesetz eine Handlung 
als Verbrechen und als strafbar erklärt, erhält sie formell den 
Charakter eines Verbrechens, sie wird kriminalisiert, das heisst 
sie wird strafbares Unrecht. Indem das Gesetz die Tat, die es 
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als Diebstahl bezeichnet, kriminalisiert, erklärt es sie als Un- 
recht im Sinne des Strafrechts. Dass sie strafbares Unrecht ist, 
ergibt sich aus dem Kriminalisierungsakte, nicht aus dem Tat- 
bestände. Der Tatbestand stellt vielmehr fest, welche Tat kri- 
minalisiert und damit strafrechtswidrig ist. 

Deshalb braucht man sich zu den Merkmalen des Tat- 
bestandes nicht noch ein „rechtswidrig“ hinzuzudenken. Aller- 
dings sind manche gesetzliche Tatbestände anscheinend zu weit 
gefasst, indem es tatbestandsmässige Handlungen gibt, die keine 
Verbrechen sind, weil sie ausnahmsweise rechtlich geboten 
oder erlaubt oder ohne Straffolge gelassen sind. Allein in diesem 
Falle wird der gesetzliche Tatbestand durch einen besondern 
Rechtssatz eingeschränkt, der die sonst strafbare Handlung 
unter bestimmten Voraussetzungen gebietet, erlaubt oder straf- 
los erklärt (Art. 23 des schweizerischen Entwurfs). Die vor- 
sätzliche Tötung, Körperverletzung, Freiheitsentziehung, Eigen- t 
tumsschädigung, die das Recht ausnahmsweise rechtfertigt oder J 
straflos zulässt, wird von dem Tatbestände nicht erfasst. Für 
die Notwehr und für den Notstand stellt das Gesetz dies aus- 
drücklich fest. Da das, was das Recht gebietet oder erlaubt, 
nicht rechtswidrig ist, so kann es auch kein Verbrechen sein. 
Daher scheiden gerechtfertigte Handlungen ohne weiteres aus 
den gesetzlichen Tatbeständen aus. Der gebietende oder erlau- 
bende Rechtssatz hebt die Verbrechenserklärung insoweit auf. 

Der Grund, der den Gesetzgeber bestimmt, sonst strafbare 
Schädigungen und Gefährdungen ausnahmsweise zu gebieten, 
zu erlauben oder straflos zu lassen, liegt meines Erachtens 
darin, dass durch die tatbestandsmässige Handlung in diesen 
Ausnahmsfällen eine gilt er schützende Funktion ausgeübt wird, die 
der Schädigung oder Gefährdung ihren antisozialen Charakter 
nimmt und sie für das Gemeinwohl nützlich oder doch erträg- 
lich erscheinen lässt. So werden manche Eingriffe in wichtige 
Güter der Person, die als Angriffe auf Lehen, Freiheit, Vermögen 
Verbrechen sind, in der Form der Strafe von Rechts wegen an 
dem Schuldigen ausgeübt. Im Dienste strafprozessualischer 
Wahrheitserforschung und zur Sicherung eventueller Bestrafung 
wird dem Beschädigten die Freiheit entzogen (Untersuchungs- 
haft), Eingriffe in das Hausrecht und das Briefgeheimnis werden 
zulässig erklärt. Auch zur Durchführung der Disziplinär- und 
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der Erziehungs-Gewalt erlaubt das Recht Einschränkungen der 
persönlichen Freiheit. Die Noticehr ist erlaubt, die Notstands- 
handlung wenigstens straflos, weil der Täter eine von dem Rechte 
anerkannte oder doch als rücksichtswürdig erkannte güter- 
schützende Funktion ausübt. 

Anders verhält es sich mit der Einwilligung des Verletzten. 

Wer einen andern mit dessen Einwilligung schädigt, übt 
damit keine güterschützende Funktion aus. In manchen Fällen 
liegt aber kein Angriff auf ein strafrechtlich geschütztes Gut 
vor, wenn der Täter mit Einwilligung „des Verletzten“ gehan- 
delt hat ; der Einwilligende ist nicht an dem Gute verletzt, das 
der Strafgesetzgeber unter seinen Schutz gestellt hat. Ein An- 
griff auf die persönliche Freiheit einer Person ist z. B. ausge- 
schlossen, wenn der Täter mit Einwilligung dieser Person ge- 
handelt hat. Wer eine fremde Sache mit Einwilligung des 
Eigentümers wegnimmt, sie behält oder beschädigt, schmälert 
z war das Vermögen des Eigentümers, aber er verübt keinen 
Angriff auf Eigentum und Besitz, und nur diese sind strafrecht- 
lîch geschützt^ ^ S~~f " -I > j 

Unì zu ' entscheiden,-^ ob die Einwilligung des£ „Verletzten“ 
•von Bedeutung sei, ist daher zu untersuchen, was Gegenstand 
des Strafschutzes sei, und ob ein Angriff auf diesen Gegenstand 
auch dann vorliegt, wenn er an dem Einwilligenden begangen 
worden ist. 

Wenn jemand eine Person mit ihrer Einwilligung tötet oder 
am Körper schädigt, so fragt es sich, ob Leib und Leben des 
Menschen gegen jeden Angriff eines andern strafrechtlich ge- 
schützt sind, oder ob die Bestimmungen gegen Angriffe auf 
Leib und Leben als eine Habens corpus-Aktc aufzufassen sind. 
Hierfür ist nicht entscheidend-, ob der Gesetzgeber die Selbst- 
verletzung bestraft ; denn es bestehen gewichtige Gründe dafür, 
denjenigen, der sich selbst verletzt, anders zu beurteilen als 
denjenigen, der sich an Leib und Leben eines andern vergreift. 
Es frägt sich vielmehr, ob die Gesamtheit und damit der Straf- 
gesetzgeber Leib und Leben des Menschen als ein für andere 
unantastbares Gut betrachtet, an dem ein öffentliches, von dem 
Willen des Inhabers unabhängiges Interesse besteht, oder ob 
das Interesse der Gesamtheit an Leib und Leben des Einzelnen 
nicht weiter reicht als dessen eigenes Interesse daran. Schützt 
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der Staat nur das Interesse der Person an ihrem Leben und 
ihrem Leib, so ist dieses Interesse nicht verletzt, wenn jemand 
einen Einwilligenden tötet oder körperlich schädigt. Wenn die 
Tötung des Einwilligenden strafbar ist, so steht fest, dass die 
Gesamtheit an dem Leben des Menschen ein von dem Willen 
des Einzelnen unabhängiges Interesse betätigt und dass das 
Leben des Menschen nicht nur als sein Gut, sondern auch als 
selbständiges Gut der Gesamtheit anerkannt ist. Zweifelhaft ist 
die Entscheidung, in welchem Sinne Körper und Gesundheit des 
Menschen strafrechtlich geschützt sind. Es fragt sich, ob nur 
die körperliche Sicherheit des Menschen gegen Angriffe anderer 
geschützt sei, oder ob der Leib wie das Leben des Menschen 
unmittelbaren und selbständigen Strafschutz gemessen. Daraus, 
dass die Verstümmelung eines Wehrpflichtigen, die auf dessen 
Verlangen vorgenommen wird, selbständig mit Strafe bedroht 
ist, ergeben sich noch keine sicheren Schlüsse, w enn nicht etwa 
die Strafe geringer ist als die Strafe, die den Täter nach den 
Bestimmungen über Körperverletzung treffen würde ; denn 
damit scheint die Straflosigkeit der Körperverletzung Ein- 
willigender erwiesen zu sein. Der qualifizierte Fall kann doch 
nicht privilegiert sein! Aber selbst dann ist der Schluss nicht 
zwingend. Denn es liegt in der Natur der Sache, dass der 
Wehrpflichtige nur zu einer verhältnismässig geringen Ver- 
stümmelung einwilligt, die gerade noch hinreicht, um ihn als 
dienstuntauglich erscheinen zu lassen. Hat die von einem andern 
zu solchem Zwecke vorgenommene Verstümmelung eines Wehr- 
pflichtigen schwere Folgen, so darf als sicher angenommen 
werden, dass der Verstümmelte dazu nicht eingewilligt hat. 

Die Frage hat geringere praktische Bedeutung, w r eil der 
Mensch, von dem Fall der Wehrpflicht abgesehen, nicht leicht 
ein Interesse daran hat, sich verstümmeln zu lassen. Die Ent- 
scheidung ist aber doch namentlich wichtig für die Beurtei- 
lung der Unfruchtbarmachung einer gesunden Frau. Die Be- 
handlung Kranker gehört nicht hierher, da diese Behandlung 
kein antisoziales Verhalten ist. und sie sich nicht als ein vorsätz- 
licher Angriff auf die Gesundheit eines Menschen darstellt. Bei 
fahrlässiger gesundheitlicher Schädigung kommt die Einwilli- 
gung des Verletzten nicht in Frage. 

Wenn der Gesetzgeber nur das Interesse des Inhabers 
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an einem Gute schützt, so wird eine Interessenverletzung regel- 
mässig dann nicht angenommen, wenn der Interessent zu der 
Handlung des Täters eingewilligt hat. 

Diese Regel erleidet eine Ausnahme in bezug auf die Aus- 
beutung icirtschaftlich schwacher Personen, die ihr Interesse nicht 
wahrzunehmen im stände sind und die unter einem Drucke 
des Täters zu Handlungen einwilligen, durch die sie ausgebeutet 
werden. Der soziale Strafschutz, der hier eingreift, äussert sieh 
darin, dass unabhängig von der Einwilligung des Verletzten unter- 
sucht wird, ob die Interessen wirtschaftlich schwacher Per- 
sonen durch Ausbeutung tatsächlich verletzt werden sind. Der 
Ausbeuter wird nicht etwa deshalb bestraft, weil dem Aus- 
gebeuteten keine Verfügungsgewalt über das Gut zustand, das 
er preisgegeben hat, die Verfügungsgewalt wird ihm sogar in 
der Regel zustehen, sondern weil der Täter die Schwäche 
seines Opfers missbraucht hat. So wird namentlich die Aus- 
beutung des Einwilligenden durch Wucher, Glücksspiel, Ver- 
führung zum Beischlaf, Überanstrengung der Arbeitskraft be- 
straft (vgl. Schweizer Entwurf). 

Keine Bedeutung hat die Einwilligung des „Verletzten“ bei 
unmittelbaren Angriffen auf Staat und Gesellschaft; wer sollte 
dazu einwilligen? So ist die Einwilligung „des Verletzten“ ein 
Moment, das nur dann richtig gewürdigt zu werden vermag, 
wenn klargestellt ist, was im einzelnen Falle Gegenstand des 
Strafsehutzes ist. Auf Grund dieser Erkenntnis lässt sich ent- 
scheiden, ob der Tatbestand auch dann vorliegt, wenn der 
Inhaber des Gutes zu dem Verhalten des Täters eingewil- 
ligt hat. 

Im allgemeinen Teil wird festgestellt, ob eine Handlung 
nur bestraft wird, wenn sie im Inland begangen wird, oder 
auch, w r enn sie im Ausland begangen wird, und ob dann nur 
der Inländer oder auch der Ausländer zu bestrafen ist. Damit 
werden die Tatbestände der Delikte in Hinsicht auf den Be- 
gehungsort und auf die Nationalität des Täters ergänzt. Je 
nach diesen Bestimmungen wird ein Verbrechen nur insoweit 
mit Strafe bedroht, als es im Inland oder als es im Ausland von 
einem Inländer begangen wird, während andere Verbrechen 
auch an dem Atisländer bestraft werden, der die Tat im Aus- 
land begangen hat. Doch tritt die Bestrafung des Ausländers 
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in der Regel nur subsidiär und bedingungsweise ein. Hier 
interessiert nicht der Inhalt der Bestimmungen, sondern nur 
die Tatsache , dass es sich um die Ausgestaltung von Tat- 
beständen handelt. 

So beherrscht der gesetzliche Tatbestand mit seinen Merk- 
malen nicht nur den besondern, sondern auch den allgemeinen 
Teil des Strafgesetzbuches. 
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Die Religionsverbrechen 

ini 

Entwürfe zu einem schweizerischen Strafgesetzbuche. 

Von 

Staatsanwalt K. Malier in Luzern. 


I. 

Das Strafrecht bietet, wie wenige andere Rechtserschei- 
nungen, eine Illustration zu der Hegelschen Lehre, dass alle 
geistige Bewegung durch den Gegensatz hindurch geht. Wie 
nahe stehen sich doch auf diesem Gebiete die Extreme! Dem 
alten germanischen Strafrecht, das nahezu alle Verbrechen 
als Privatsache betrachtete und sie durch Ersatz an Geld und 
Gütern büssen liess, folgte ein Kriminalrecht von äusserster 
Strenge, das fast nur mehr Strafen an Leib und Leben kannte, 
und den Richter des 16. und 17. Jahrhunderts, „den wir uns 
nur unter dem Bilde eines griesgrämigen Mannes mit finsterm, 
funkelndem Blick und übereinander geschlagenen Beinen vor- 
stellen können, löste im 18. Jahrhundert ein einpfindelndes mit 
Mo ndsche inintluenza behaftetes Männchen ab, das rechtliche 
Untersuchungen mit Brühen des Gefühles durch wässerte“ ’) 
und jeden Ernst vermissen liess. In der Aufklärungszeit galt 
es als Ideal des Gesetzgebers, für jeden einzelnen Fall die 
Entscheidung wenn möglich schon im Gesetze zu geben und 
dem richterlichen Ermessen möglichst wenig Spielraum zu 
lassen. Heute erklärt man dasjenige Gesetz für das beste, 


') Henke, Grundriss einer Geschichte des deutschen peinlichen Rechtes, 
p. XXIX. 
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welches nur einen Artikel enthielte, in dem bestimmt wäre, 
dass alles Urteilen dem gesunden Menschenverstand des Richters 
anheimgestellt sein solle. 

Auf keinem Gebiete aber tritt diese Bewegung in Extremen 
so scharf hervor, wie bei der Bestrafung der Religionsdelikte. 
Das Mittelalter, namentlich aber das 16. und das 17. Jahrhundert, 
zeitigten eine unheilvolle Vermengung von Religion und Recht. 
Dabei verlor man naturnotwendig die Toleranz und den rich- 
tigen Massstab für die Strafbemessung und verhängte barba- 
rische Strafen für wirkliche oder vermeintliche Religionsver- 
gehen. 

Es ist erklärlich, dass der Gesetzgeber der französischen 
Revolution in das entgegengesetzte Extrem verfiel und fast 
alle Strafen für Religionsvergehen abschaffte. Der Code pénal 
bestraft nur mehr die Störung und Hinderung des Gottes- 
dienstes, die Beschimpfung eines Geistlichen, während er geist- 
liche Funktionen ausübt, und die Beschimpfung von Gegen- 
ständen des Gottesdienstes, während sie ihrer Bestimmung 
dienen (C. p., Art. 260 — 264). 

ln Deutschland hat Bagern unter Feuerbachs Einfluss in 
dem Strafgesetzbuch von 1813 die französischen Bestimmungen 
zum Vorbild genommen. Als Religionsverbrechen gilt nur 
mehr die Störung des Gottesdienstes; seine systematische Stel- 
lung erhält dieses Delikt bei den Verbrechen wider den Rechts- 
frieden. Die Blasphemie, unter welchem Begriff man damals 
die Gotteslästerung im heutigen Sinne, daneben aber auch die 
mittelbare Gotteslästerung verstand, dasjenige, was man heute [ 
gewöhnlich als Religionsschmähung bezeichnet, wollte Feuer- j 
hach vom Gesichtspunkte der Ehrverletzung aus behandelt 
wissen 1 ). Allein die deutsche Gesetzgebung, auf die Feuerbach 

*) Feuerbach, Lehrbuch des peinlichen Rechtes, § 303: «Dass die Gott- I 
heit Injuriert werde, ist unmöglich ; dass sie wegen Ehrbeleidigungen sich 
an Menschen räche, undenkbar; dass sie durch Strafe ihrer Beleidiger 
versöhnt werden müsse, Torheit. Aber die Kirche hat als moralische Person 
ein Recht auf Ehre. Wer ihren Zweck entwürdigt, entwürdigt die Gesell- 
schaft; wer die Gegenstände religiöser Verehrung schmäht, die ihrer Ver- 
einigung zu Grunde liegen, schinäht sie selbst. Hierdurch allein wird der 
rechtliche Begriff der Gotteslästerung (Blasphemie) bestimmt, als einer an 
der kirchlichen Gesellschaft begangenen Injurie, durch eine dem Gegen- 
stand ihrer Verehrung äusserlich bewiesene positive Verachtung. » 
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im übrigen einen so grossen Einfluss austibte, folgte ihm in 
diesem Punkte nicht. Oldenburg, welches das bayerische Straf- 
gesetzbuch wörtlich rezipierte, fügte dem bayerischen Art 424: 
Störung des Gottesdienstes die Worte bei : „Gleiche Strafe 
trifft den, welcher auf andere Weise den Gegenständen der 
Verehrung irgend einer der anerkannten Religionsparteien 
äusserlich und öffentlich positive Verachtung beweist.“ Auch 
die tibrigen deutschen Staaten bestrafen die Gotteslästerung 
und die Religionsschmähung: so Sachsen (Art. 189), Württem- 
berg (Art. 192), Preussen (§ 135). In Bayern wurde es sehr bald 
getadelt, dass das Gesetz über die Blasphemie schwieg, schon 
die Entwürfe von 1827 und 1831 brachten Vorschläge zur 
Ausfüllung der Lücke, und das revidierte Gesetz schloss sich 
in der Folge dem Beispiel der andern deutschen Staaten an 1 ). 
Dass das Reichsstrafgesetzbuch die Blasphemie, die Beschimpfung 
der Religionsgesellschaften, die Störung des Gottesdienstes, die 
Entweihung der Kirchen und die Sonn- und Festtagsentheiligung 
als Vergehen, welche sich auf die Religion beziehen, bestraft, 
ist bekannt. 

So fand also in Deutschland der jakobinische Same des 
französischen Gesetzbuches keinen günstigen Boden. Das ein- 
zige Gesetz, das dem Beispiel des Code folgte, gab diesen 
Standpunkt möglichst bald wieder als unhaltbar und dem 
Volksbewusstsein widersprechend auf. 

In der Schweiz fand man an dem französischen System 
etwas mehr Geschmack. Es haben dasselbe aufgenommen 
Genf, Neuenburg, Waadt, Tessin, Zürich, Aargau *), Solothurn 
und Baselstadt. Von den übrigen Kantonen bestrafen ausser 
der Verhinderung und Störung des Gottesdienstes: 

Schwyz: Die Gotteslästerung und die Beschimpfung einer 
im Staate anerkannten Konfession oder ihrer Lehren oder der 
Gegenstände ihrer Verehrung. 

Obwalden: Die Gotteslästerung, die Heiligtumsentweihung 
und die Schmähung der vom Staate anerkannten Konfessionen, 


') Vergleiche Mittermaier im Kommentar zu Feuerbachs Lehrbuch, 
§ 303, Note 3. 

*) Der Entwurf eines neuen Strafgesetzbuches für den Kt. Aargau 
hat den entgegengesetzten Standpunkt adoptiert. 
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ihrer Lehren, Einrichtungen und Gebräuche, sowie der Gegen- 
stände der Verehrung. 

Luzern: Die Gotteslästerung, die Heiligtumsentweihung, 
die Beschimpfung von Gegenständen des Gottesdienstes, ohne 
Rücksicht, ob sie sich am Orte ihrer Bestimmung befinden. 

Glarus: Die Beschimpfung von Gegenständen des Gottes- 
dienstes, auch dann, wenn sie sich nicht am Orte der Bestim- 
mung befinden. 

Zug: Die Beschimpfung einer im Staate bestehenden Reli- 
gionsgesellschaft, ihrer Lehren, Einrichtungen, Gebräuche oder 
der Gegenstände ihrer Verehrung. 

Bern: Das Verspotten und Verächtlichmachen von Gegen- 
ständen der Verehrung einer im Staate anerkannten Religions- 
gesellschaft. 

Freiburg: Die Heiligtumsentweihung, die Beschimpfung 
von Kirchen, religiösen Korporationen und Vereinigungen, ihrer 
manifestations extérieures, der Gegenstände ihrer Verehrung, 
ihrer Einrichtungen und Gebräuche, die Verunreinigung von 
Kirchen und Kultusgegenständen, die Ausübung von geistlichen 
Funktionen von Unberechtigten zum Zwecke der Verspottung 
und Verächtlichmachung. 

Baselland: Die Gottlästerung, die Beschimpfung von Reli- 
gionsgesellschaften, ihrer Einrichtungen und Gebräuche. 

Schaff hausen : Das Verhöhnen und Verächtlichmachen von 
Gegenständen religiöser Verehrung der im Staate anerkannten 
Religionsgesellschaften, sowie deren Lehren und Einrichtungen. 

St. Gallen : Handlungen, welche geeignet sind, den Frieden 
unter den vom Staate anerkannten Religionsgesellschaften zu 
stören oder Glaubenshass oder Verfolgung wegen religiöser 
Ansichten und Bekenntnisse zu stiften, oder durch welche 
jemand wegen seines Glaubens beschimpft wird; ferner Ver- 
höhnung und Lästerung von Gegenständen der Verehrung 
einer Religionsgesellschaft. 

Graubiinden: Die Gotteslästerung, die Verspottung und 
Beschimpfung der Gegenstände einer im Staate anerkannten 
Konfession oder ihrer Lehren, Einrichtungen und Gebräuche. 

Thurgau: Das Verspotten und Verächtlichmachen der 
staatlich anerkannten Religionsgesellschaften, ihrer Lehren, 
Einrichtungen und Gebräuche. 
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Wallis: Die Beschimpfung der Religion und der Gegen- 
stände des Kultus in und ausserhalb des Ortes ihrer Bestimmung. 

Von den übrigen zivilisierten Staaten bestraft weitaus die 
Mehrzahl die Gotteslästerung und die Beschimpfung der Reli- 
gionsgesellschaften, sowie der Gegenstände religiöser Verehrung. 
Es ist dies unter anderm der Fall in Österreich, Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Finnland, Russland, England, Schottland, 
in den Vereinigten Staaten von Amerika, in Neuseeland, Por- 
tugal u. s. w. 1 ) Belgien, Holland, Italien, welche dem Beispiele 
des Code pénal gefolgt waren, beginnen, wie v. Rohland *) zu 
berichten weiss, in neuester Zeit sich vom Einflüsse des fran- 
zösischen Rechtes zu emanzipieren und wieder einen beson- 
deren Tatbestand der Gotteslästerung aufzustellen. 

* * 

* 

Aber dieser Rechtszustand hat vielleicht Übel zur Folge 
gehabt, die ein neuer Gesetzgeber beseitigen muss? Die Wissen- 
schaft ist vielleicht seit Erlass dieser Gesetze auf einen andern 
Standpunkt gekommen, und das Volk empfindet die Fesseln, 
die das Gesetz auferlegt, als ungerechtfertigten Druck? 

Soweit ich die Literatur verfolgen kann, finde ich von 
ernstlichen Klagen über den gegenwärtigen Zustand keine 
Spur. Und weitaus die Mehrzahl der deutschen Kriminalisten 
spricht nicht für Milderung, sondern gegenteils für Verschär- 
fung der geltenden Bestimmungen. Schon die Verfasser der 
1783 von der ökonomischen Gesellschaft in Bern gekrönten 
„Abhandlung von der Kriminalgesetzgebung“, Olobig und Huster, 
die im übrigen ganz im Gedankenkreis der Aufklärungszcit 
stehen, erklären: „Diejenigen, welche die Religion antasten, 
sind haftbar, nicht weil sie sündigen, oder weil sie falsche Mei- 
nungen hegen, sondern weil sie eine Stütze der bürgerlichen 
Gesellschaft untergraben.“ Mittermaier schreibt im Kommentar 
zu Feuerbachs Lehrbuch : „Jede Gesetzgebung hat Gründe, die 


*) Vergleiche r. Liszt, Die. Strafgesetzgebung der Gegenwart, Bd. I, 
S. 238, 264, 323, 646, 684, Bd. II, S. 212, 306. 

’) r. Rohland, Historische Wandlungen der Religionsverbrechen, in der 
Festschrift der Universität Freiburg i. B. zum 50jithrige.n Regierungajubi- 
lilum des Grossherzogs Friedrich, 1902. 
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wichtige Bedeutung der Religion für die bürgerliche Gesell- 
schaft zu berücksichtigen und die mit Ärgernis verbundene 
Schmähung heiliger Gegenstände religiöser Verehrung zu be- 
strafen. Der Grund liegt in dem bei jedem Bessern entste- 
henden Ärgernis über die gemeine Schmähung der heiligsten 
Gegenstände und in dem Ausdruck der Gemeinheit und Roh- 
heit, die durch solche Schmähung mit ärgerlicher Verletzung 
der Überzeugung anderer und ihres Anspruches, darin nicht 
gestört zu werden, sich kund tut.“ In seinen Beiträgen zur 
Lehre von der Blasphemie 1 ) führt v. Preuschen aus: „Es liegt im 
Interesse des Staates, das Ansehen der Religionen zu schützen. 
Der religiöse Glaube ist nämlich eine Hauptstütze des Staates. 
Ist der Glaube an Tugend und Religion vernichtet, soll nur 
Furcht vor dem Strafgesetze die bürgerliche Ordnung aufrecht 
erhalten, so würde es traurig um unsere Sicherheit aussehen.“ 
Hühchner ! ) schreibt: „Ganz gewiss hat der Staat ein Interesse 
an der Wahrung des religiösen Lebens seines Volkes; es ist 
dies kein anderes Interesse als dasjenige, von dem er bei allen 
Strafsatzungen ausgeht, das Interesse, alle wesentlichen Güter 
des sozialen Lebens, soweit dies mittelst der Strafgesetze ge- 
schehen kann, gegen Gefährdung und Verletzung zu schützen. 
Er schützt die religiösen Überzeugungen und Gefühle gegen 
absichtliche Kränkung in gleicher 'Weise, wie er die öffentliche 
Sittlichkeit gegen das ihr bereitete Ärgernis schützt, und schützt 
die Religionsgesellschaft in der ungehinderten Ausübung ihres 
Gottesdienstes.“ Berner 3 ) findet den § 166 des Reichsstraf- 
gesetzes nicht etwa zu streng, sondern zu milde; ich schliesse 
das daraus, dass er es tadelt, dass man bei der Gotteslästerung 
das erregte Ärgernis und nicht schlechtweg die Öffentlichkeit 
zum Merkmal der Strafbarkeit erhoben hat; er sieht hierin 
eine zu privatrechtliche Auffassung, welche das Interesse der 
öffentlichen Ordnung übersieht, und erinnert an das 'Wort 
Luthers: „Dem Pöbel soll man nicht viel pfeifen, er tollet sonst 
gern.“ Binding 4 ) will nicht bestreiten, dass der Strafschutz 


*) Im Archiv für Kriminalrecht, Neue Folge 1841, S. 292 ff. 

! ) Hälschner, Das gemeine Strafrecht, Bd. II, S. 703. 

’) Berner, Lehrbuch des deutschen Strafrechtes, 17. Auflage, S. 433. 
*) Binding, Lehrbuch des gemeinen deutschen Strafrechtes. Besonderer 
Teil, Bd. I, S. 177. 
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des Gesetzbuches, § 166, nicht der Ergänzung in einzelnen 
Punkten bedürftig wäre. Nach ihm schützen die heutigen 
Strafbestimmungen wider die sogenannten Religionsverbrechen 
„das religiöse als das heiligste Innenleben des Einzelnen wie 
der Gesamtheit“. „Wo das richtige Verhältnis zwischen Staat 
und Religion hergestellt ist,“ schreibt Meioes *), „da wird auch 
der Staat, weil er in der Religion eine seiner Lebensbedingungen 
erkennt, der Pflicht sich nicht entschlagen dürfen, der Religion, 
soweit seine Macht reicht und soweit sie sich durch die Aus- 
übung ihres Kultus nach aussen hin geltend macht, schützend 
zur Seite zu stehen.“ Sehr entschieden tritt für die Bestrafung 
der Religionsvergehen ferner Köhler*) ein. Für ihn handelt es sich 
dabei um Kulturinteressen höchster Art. „Wenn auch der Staat 
niemandem eine Religion vorschreibt, wenn er auch verschie- 
denen Religionen Einlass gewährt, so ist es doch sein dringendes 
Interesse, dafür zu sorgen, dass die in der Religion sich aus- 
prägende ideale Weltanschauung, welche zur Verehrung und 
heiligenden Gesinnung führen soll, nicht durch die Mächte der 
Zersetzung untergraben wird.“ Woldemar v. Rohland spricht 
am Ende seiner Abhandlung über: „Historische Wandlungen 
der Religionsverbrechen s )“ die Meinung aus, dass, solange die 
Menschheit an dem Gottesglauben als ihrem höchsten Gute 
festhalte, auch die Rechtsordnung in dem Schutze der Religion 
ihre idealste und vornehmste Aufgabe erblicken werde. „Wer 
trotz des Wechsels ihrer Erscheinung in den Religionsver- 
brechen einen festen Pol, den Glauben an Gott, erkannt hat, 
wird an ihrem Fortbestehen nicht zweifeln.“ 

Und als Ende der achtziger und Anfang der neunziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts infolge mehrerer Prozesse in 
Deutschland einige Aufregung entstand und eine Petition um 
Aufhebung des § 166 des Reichsstrafgesetzbuches im Umlauf 
war, da griffen die Professoren Wach 4 ) und v. Lilienthal 5 ) zur 

*) Mewes, Das Keichsstrafgesetzbuch.in seinem Verhältnis zur Religion. 
Gerichtssaal, Bd. 27, S. 321 ff. 

*) Kollier, Studien aus dem Strafrecht, Bd. I, p. 160 ff. 

*) In der Festschrift der Albrecht-Ludwigs-lTniversität in Freiburg- 
zum 50jähvigen Regierungsjubiläum des Grossherzogs Friedrich, S. 121 ff. 

*) Dr. Adolf Wach, Die Beschimpfung der Religionsgesöllschaften. 
Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, dritte Folge, Bd. II, 1892. 

6 ) K. v. Lilienthal, Religionsverbrechen und Redefreiheit. Deutsches 
Wochenblatt 1888, p. 3519. 


Digitized by Google 


Die Religionaverbrechen im Entwürfe zu einem Schweiz. Strafgesetzbuche. 17 


Feder, um zu zeigen, dass nicht eine Aufhebung der bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen, sondern nur eine richtige Anwen- 
dung derselben not tue. 

Warum ich alle diese Autoritäten anfahre? Um zu zeigen, 
dass die Bestrafung der Keligionsvergehen, wie sie sich im 
Laufe des vorigen Jahrhunderts in Deutschland ausgebildet 
hat, nicht als ein Übel empfunden wurde, oder heute empfunden 
wird. Nebenbei schadet es nichts, daran zu erinnern, wie die 
grossen deutschen Kriminalisten über diese Sache denken ; hat 
doch kürzlich eine Zeitung behauptet, wer heutzutage noch 
die Bestrafung der Gotteslästerung verlange, beweise, dass er 
kein Jurist, sondern nur ein Fanatiker sei. 

* * 

* 

Wir sehen also, dass die Gesetzgebung der meisten Länder 
die Behandlung der Religionsvergehen, wie sie im Code pénal 
enthalten ist, abgelehnt hat und dass auch die Wissenschaft 
des Strafrechtes diesen Standpunkt missbilligt. Um so eigen- 
tümlicher und unverständlicher berührt es, dass die Experten- 
kommission für ein schweizerisches Strafgesetzbuch auf den- 
selben zurückgreift. Würde dieser Entwurf Gesetz, so wäre 
die Religion tatsächlich schutzlos. Einzig der religiöse Haus- 
friede, d. h. die Abhaltung eines Gottesdienstes wird strafrecht- 
lich gesch ützt *). Straffrei dagegen bleiben alle Formen von 
Religionsbeschimpf utig, Gotteslästerung, Beschimpfung der Re- 
ligionsgesellschaften, der Kultusübungen, der Gegenstände reli- 
giöser Verehrung; straflos bleibt die Verübung groben Unfuges 
in Kirchen, sofern sie nicht während des Gottesdienstes ge- j 
sehieht; straflos endlich bleibt auch die Verunehrung von 1 
Gegenständen des Gottesdienstes ausserhalb der Kirche. 

Der dein Artikel Ï83 zu Grunde liegende Gedanke ist 
der: Die Religion als solche und die Formen, in der sie sich 
geltend macht, sollen keinen Schutz haben. Einzig ein dem 
Hausfrieden analoges Recht musste man auch für die Kirche 
statuieren; es ging doch nicht wohl an, die Kirche zu einem 
Orte zu machen, in dem man unbestraft beschimpfen, Sach- • 
beschädigungen verüben oder sich raufen kann. 

*) Vergleiche das Votum von Prof. Dr. Zürcher iu der grossen Experten- 
kommission. Verhandlungen II, p. 31. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 2 
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II. 

Wenn die Expertenkommission in Abweichung von der 
Grosszahl der bestehenden Gesetzbücher und im Widerspruch 
mit der Grosszahl der Strafrechtslehrer das Rechtsgut der re- 
ligiösen Überzeugung schutzlos lassen will, so müssen dafür 
wohl, so sollte man meinen, triftige innere Gründe vorhanden 
sein. Diese will ich nun im folgenden untersuchen und dabei 
speziell berücksichtigen, was laut dem gedruckten Verhand- 
lungsprotokoll in der Expertenkommission geltend gemacht 
wurde. 

Da ist nun vorab zu konstatieren, dass Gründe strafrecht- 
licher, oder sagen wir, allgemein politischer Natur für die Straf- 
losigkeit der Religionsvergehen nicht geltend gemacht werden 
können. Ein Strafgesetzbuch für die Schweiz muss sich, dar- 
über braucht es gar keine Rede, in religiöser Beziehung auf 
denjenigen Boden stellen, auf dem auch die Bundesverfassung 
steht, auf den Boden der absoluten Gewissensfreiheit. Keiner 
soll zu irgend einer religiösen Handlung gezwungen werden 
können, kein religiöses Bekenntnis soll gegenüber einem an- 
dern einen Vorzug erfahren. 

Von einem Strafgesetzbuch verlangt die Religion Schutz 
gegen niederträchtige, frivole Angriffe, sie verlangt keine posi- 
tive Unterstützung. 

Durch das Gesetz soll niemand gezwungen werden, der 
Religion Achtung zu erweisen, aber derjenige soll bestraft wer- 
den, welcher dieselbe öffentlich, zum Ärgernis Andersdenkender 
der Verachtung preisgeben will. 

Die anzudrohende Bestrafung richtet sich also nicht gegen 
Überzeugungen, sondern gegen die Verfolgung der religiösen An- 
sichten anderer. 

Nicht nur widerspricht die Aufnahme von Tatbeständen 
zum Schutze der Religion im genannten Sinne nicht dem Grund- 
sätze der Glaubensfreiheit, sie ist vielmehr eine notwendige Fol- 
gerung aus jenem Prinzip. Wenn ich selbst verlange, glauben 
zu dürfen, was ich will, so soll ich den Andersdenkenden 
wegen seines Glaubens auch nicht beschimpfen und verletzen 
dürfen. 

Die Toleranz verlangt also unbedingt die Bestrafung der 
Religionsvergehen. Welche politische Partei will sich einem 
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solchen Begehren gegenüber ablehnend verhalten, welche zu- 
geben, dass die Beschimpfung Andersdenkender mit ihren Grund- 
sätzen vereinbar sei? „Es unterscheidet den Gebildeten von 
dem Rohen,“ sagt Binding *), „dass jener einer ernsthaften 
Überzeugung, mag sie der seinigen auch noch so ferne stehen, 
stets Achtung schenken zu müssen glaubt . und Achtung zu 
schenken im stände ist, und für ihn nimmt die religiöse Über- 
zeugung keine andere Stellung ein wie jeder andere Glaube, 
welcher den ihn Hegenden mit gleicher Stärke erfasst!“ 

Die Schweiz besitzt den Ruhm, dass in ihr auf kleinem 
Gebiet die verschiedensten Nationalitäten und vier verschie- 
dene Sprachen im Frieden und gleichberechtigt nebeneinander 
leben, während in der halben übrigen Welt der Kampf um die 
Sprache tobt. Eine gleich vorbildliche Stellung und einen noch 
höhern Ruhmestitel könnte sie erwerben, wenn auch die Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit in ehrlicher Konsequenz zur vollen 
Entfaltung gebracht würde. Das ist aber nur möglich bei 
Respektierung der Meinung anderer. Auch das eidgenössische 
Strafgesetzbuch könnte zu diesem so erstrebenswerten Ziele 
beitragen, wenn es, „während es der Forschung und Lehre 
freie Bahn gewährt, jede Lästerung dessen, was einer Religion 
heilig ist, straft, und zwar um so ernster, als sie die Genossen, 
die der Staat in sich begreift, zwieträchtig macht“ a ). 

* * 

* 

Andere Einwendungen, die uns begegnen, sind philosophischer 
Natur. 

Die Vertreter einer materialistischen Weltanschauung kennen 
nur Rechte, welche eine Beziehung ausdrücken zwischen einem 
Subjekte und einem Objekte materieller Natur. Subjektive Ideen- 
gebilde verdienen absolut keinen rechtlichen Schutz. Was den 
Gesetzgeber zu einem auf der Höhe der Zeit stehenden Mann 
macht, das ist „die Einsicht in die Scheinnatur der Idee und 
anderseits die Überzeugung, dass die Tatsachen als Vorgänge 
sinnlicher Wahrnehmung auch auf den sogenannten geistigen 
Gebieten den wahren Erkenntnis- und Anschauungsgegenstand 

') Binding, Der Entwurf eines Strafgesetzbuches für den Norddeutschen 
Bund, p. 29. 

*) Trendclenburg , Naturrecht, § 173. 
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bilden“ J ). Als vulgare Weltanschauung tritt dieser Einwand 
gewöhnlich in der Form auf: Unrecht ist nur, was einem an- 
dern schadet, und in der Rechtssprache lautet er dahin: Die 
Strafgesetzgebung müsse sich auf die Rechtsverletzung be- 
schränken. 

Den Gegensatz hierzu bildet die Lehre des objektiven Idea- 
lismus, der in den materiellen Dingen ein geistiges Element und 
über denselben eine Welt der Ideen erschaut. Es sind das die 
hohen allgemeinen Kulturinteressen, die Interessen des reli- 
giösen, sittlichen, geistigen Wohles der Menschheit*;. Wer an 
diese Welt glaubt, dem ist sie heiliger und wertvoller als alle 
Streitigkeiten um mein und dein, und es schmerzt ihn, wenn 
er sie in frivoler Weise verunehrt sieht. 

Nun hat zwar der Staat gewiss nicht die Aufgabe, zu 
philosophischen Problemen Stellung zu nehmen oder gar das eine 
System auf Kosten des andern zu begünstigen. Aber er hat die 
Aufgabe, das, was seinen Angehörigen allgemein oder einem 
grossen Teil derselben als Rechtsgut erscheint, zu schützen 8 ). 
Er hat nicht zu fragen: bestehen jene religiösen Ideen, die ich 
schützen soll, in Wirklichkeit, oder sind sie bloss Wahngebilde, 
sondern er hat sich zu fragen: glaubt ein bedeutender Teil 
des Volkes daran oder nicht? 

Und wer wollte nun im Ernste bestreiten, dass die Reli- 
gion dem überwiegenden Teile des Schweizervolkes als ein 
Gut erscheint? Dass dieses Gut geschützt werden kann und ge- 
schützt werden soll, dass der Schutz einem allgemeinem Be- 
dürfnis der menschlichen Natur entspricht, beweisen die rechts- 
geschichtlichen Ausführungen, die ich oben gebracht habe. 

Auch die Materialisten bleiben sich übrigens nicht konse- 
quent und verlangen, wo es ihnen beliebt, den strafrechtlichen 
Schutz idealer Interessen. Was müsste das übrigens für ein 
gemeiner, niederträchtiger Mensch sein, der kein ideales Gut 


') A. Bozi, Die natürlichen Grundlagen des Strafrechtes, p. 13. 

*) Vergleiche diesbezüglich die schönen und treffenden Ausführungen 
von Kühler, a. a. 0-, § 1. 

*) v. Lilienthal. a. a. O.: «Die heutigen Strafbestimmungen sagen nichts 
anderes aus, als dass der Staat das religiöse Gefühl, wie schliesslich jedes 
höhere sittliche Empfinden, als etwas für die Gesamtheit Wertvolles, als 
ein Rechtsgut ansieht.» 
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mehr kennen würde, dessen Besudelung ihn schmerzte! Wenn 
Professor Dr. Zürcher in der Expertenkommission beantragte, 
die BcsTTmmungen "betreffend Religionsbeschimpfung zu streichen, 
dann aber in der Folge den Frieden der Asche eines im Krema- 
torium verbrannten Leichnams unter besondern Schutz zu stellen, 
"so ist das geschützte Rechtsgut doch wohT die Pietät gegen 
Tote und nicht die Hand voll Asche, und es bedeutet eine 
solche Stellungnahme nichts anderes als: Was’ mir als ideales 
Rechtsgut erscheint, verdient Schutz, das deinige aber nicht. 

Aber, sagt man, „der Glaube kann nicht verletzt werden, 
bedarf also keines Schutzes, und das religiöse Gefühl zu 
schützen, gehe zu weit“ '). Soweit hier vom religiösen Gefühl 
die Rede ist, wurde die Unrichtigkeit oder besser das Unbillige 
und Intolerante einer solchen Auffassung soeben gezeigt; dass 
der Glaube nicht verletzt werden könne, das mochte man ja 
in jenen Zeiten behaupten, in denen der Rationalismus das 
ganze Denken beherrschte und wo man in der Religion nichts 
anderes sah als ein Konglomerat von mehr oder weniger glaub- 
würdigen, auf alle Fälle höchst unsichern Lehrmeinungen 
und Theorien. Denn Doktrinen mag man glauben oder nicht 
glauben, man mag auch darüber streiten, verletzen kann man 
sie nicht. Aber heute steht man doch nicht mehr auf diesem 
philisterhaft engherzigen und kurzsichtigen Standpunkt. Man 
hat wieder erkannt, dass die Religion nicht nur eine dem sub- 
jektiven Meinen und Mögen überlegene, sachliche Wahrheit, 
sondern auch eine innere Erfahrung des Menschen, ein Teil seines 
geistigen Wesens, seines ureigensten Ichs ist*). 

Verdient dieser geistige Zustand des Menschen wirklich 
keinen Schutz ? Dass der französische Gesetzgeber daran zwei- 
feln konnte, ist am Ende begreiflich, dem deutschen Rechts- 
gefühl aber widerspricht jene Art entschieden und muss ihm 
widersprechen, wenn wenigstens die guten Eigenschaften vor- 
handen sind, welche der Reichskanzler von Bülotc kürzlich den 
Deutschen nachrühmte: Innerlichkeit, Zartgefühl und Ehrer- 
bietung. Ein ernstlicher Streit hierüber besteht übrigens bei 

*) Vergleiche das Votum von Strafgerichtspräsident Dr. David in der 
Expertenkommission. 

’) Vergi. Chamberlain, Grundlagen des XIX. Jahrhunderts, 1, p. 232 ff. 
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uns meist nur unter Gelehrten und Halbgelehrten, deren ge- 
sundes Gefühl „durch des Gedankens Blässe angekränkelt“ ist. 
Das Volk in seiner grossen Mehrheit und in seinen guten Ele- 
menten hat in dieser Sache sehr ausgesprochene Ansichten, und 
diese stehen keineswegs auf seiten der Religionsverächter und 
der Störer des religiösen Friedens. 

« * 

. * 

Der Haupteinwand, der indessen speziell gegen die Be- 
strafung der Religionsbeschimpfung erhoben wird, ist der: Solche 
Bestimmungen tendieren, den Staat zum Büttel der Kirche zu machen, 
und sie gefährden oder unterdrücken die freie Kritik und die freie 
Forschung. Und so weiss ich auch recht gut, was man mir 
entgegenhalten wird: Man wird den religiösen und konfessio- 
nellen Standpunkt, auf dem ich stehe, ablehnen, wird in geist- 
reicher Weise an die Ketzer- und Hexenprozesse erinnern und 
wird behaupten, die Anhänger der positiven Richtungen inner- 
halb der Konfessionen, ganz besonders aber die Katholiken, 
verfolgen mit ihren Wünschen selbstverständlich den Zweck, 
die freie Meinungsäusserung zu unterdrücken und den Bund 
und die Gerichte ihren Herrschgelüsten dienstbar zu machen. 

Indessen besteht gerade auf positiver Seite nicht die aller- 
geringste Versuchung zu solchen Unternehmungen. Gewiss ist 
es im Laufe der Zeiten vorgekommen, dass die Vertreter ver- 
schiedener religiöser Ansichten sich gegenseitig durch An- 
rufung der Staatsgewalt zu bekämpfen suchten. „Indessen die 
Zeiten des Staatsabsolutismus, in welcher Predigten überwacht 
und der Kultus reglementiert wurde, sind ebenso vorüber wie 
die Bestrebungen, den Kampf der Konfessionen untereinander 
durch Strafgesetze zu reprimieren und ihnen gegenseitige Ach- 
tung durch obrigkeitliche Auktorität aufzuzwingen 1 ).“ Und eben- 
sowenig, wie der Kampf zwischen den Konfessionen, wird heut- 
zutage der Kampf zwischen Glaube und Unglaube durch 
staatliche Intervention und Parteinahme entschieden oder 
werden dadurch die Aussichten auf Sieg oder Niederlage ver- 
ändert. 

Sehr kurzsichtig müssten speziell die Katholiken sein, wenn 
sie durch strafrechtliche Bestimmungen die freie Meinungs- 

') Wach, a. a. O., p. 177. 


Digitized by Google 


Dìo Rcligrionsverbrechen im Entwürfe zu einem Schweiz. Strafgesetzbuche. 23 


äusserung unterdrücken wollten. Ein erbitterter Gegner des 
Katholizismus, der Professor der Theologie in Jena, Dr. Fr. Nip- 
pold, hat sehr scharf gesehen, wenn er bemerkt *), „der Ultra- 
montanismus“ — Nippold gebraucht die Ausdrücke ultramontan 
und katholisch als synonym — „hätte nicht siegen können, 
wenn er nicht trotz aller Missbrauche ein grosses Prinzip ein- 
schlösse: nämlich das Prinzip der Unabhängigkeit der Kirche 
von Instanzen , die nicht kirchlicher Art sind*. Die ganze Ge- 
schichte bestätigt diesen Satz ; die Kirche steht immer am im- 
ponierendsten und am reinsten da, wenn die Verbindung mit 
dem Staate nicht zu eng ist, wenn sie sich von ihm möglichst 
wenige Dienste leisten lässt. Ich meinerseits bin deshalb der 
letzte, der nach strafrechtlichen Bestimmungen rufen würde, 
welche die freie Äusserung religiöser Ansichten beschränken 
würden. 

Speziell liegt für die Katholiken der Schweiz keine Ver- 
suchung vor, den Staat zum Richter über die Zulässigkeit reli- 
giöser Anschauungen zu machen. Sie wissen ja sehr wohl, dass 
sie in der Minderheit sind, in der Minderheit im Volke und in 
den Behörden. Wenn also der schweizerische Staat seine Objek- 
tivität verlöre und zu gunsten irgend einer religiösen Richtung 
Partei ergriffe, so wäre diese Partei vermutlich nicht die der 
Katholiken. 

Aber, fragen wir, kann denn die Religionsbeschimpfung 
nicht mit Strafe bedroht werden, ohne die freie Forschung, die 
freie Meinungsäusserung, die freie Kritik zu gefährden ? „Kann 
denn die wissenschaftliche Kritik sich keiner Form bedienen, 
die frei ist von Beleidigungen? Kann sie sich nicht geltend 
machen, ohne in einem Gewände zu erscheinen, das den An- 
spruch anderer auf Achtung und Anerkennung in ihren An- 
sichten und Gefühlen verletzt? Die Kritik, die diesen Charakter 
nicht zu entbehren vermag, ist keine gesunde und legt, selbst 
Zeugnis ab für ihre Schwäche *).“ Es wäre traurig bestellt um 
unsere Bildung, traurig auch um unsern Betrieb der Wissen- 

*) Dr. Fr. Xippotd, Die Thümraelschen Ifeligionsprozesse vom kirchen- 
geachichtlichen und kirchenreehtlichen Standpunkt beleuchtet. Vortrag, iin 
studentischen (ì usta v- Adolfs- Verein gehalten. Halle 1888. 

’) Memes, a. a. O., p. 148. 
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scliaft und um die Rechtsprechung, wenn man diese Fragen 
verneinen müsste. 

Wie bei jedem Vergehen, wird auch bei der Beschimpfung 
der Religion, soll sie strafbar sein, das Moment der Rechtswidrig- 
keit verlangt. Und diese ist nicht vorhanden ohne den Willen, 
das Erhabene ins Gemeine, in den Schmutz hinunterzuziehen. 
Es fehlt der erforderliche Dolus bei berechtigter Kritik, wenn 
auch der Ton noch so herb ist, es fehlt derselbe bei der Dar- 
legung der eigenen Glaubensansicht, mag dieselbe auch dem 
Gegner unangenehm klingen. Sagt man aber, der Richter sei 
nicht, oder vielfach nicht, befähigt, alle diese subtilen Unter- 
scheidungen zu erfassen, so ist darauf zu antworten, dass er 
die ganz gleichen Erwägungen jeden Tag bei den gewöhnlichen 
Injurienhändeln vorzunehmen hat. Auch bei diesen ist die 
Schuld nicht einzig aus objektiven Momenten, sondern haupt- 
sächlich aus der Willensrichtung zu erschliessen, und auch hier 
entsteht die Frage, inwiefern der Beleidigende aus bösem Willen 
oder um der Wahrheit willen, um berechtigte Interessen zu 
wahren, gehandelt hat. Wollen wir deswegen das Vergehen 
der Ehrverletzung abschaffen? Schliesslich haben wir in der 
Bundesverfassung einen Artikel, welcher die freie Meinungs- 
äusserung garantiert, und in Lausanne ein Bundesgericht, welches 
über jene Verfassungsgarantien wacht. 

Gewissensfreiheit, freie Kritik, freie Forschung kommen 
also auch bei Bestrafung der Religionsschmähungen nicht zu 
kurz. Es handelt sich bei all dem auch gar nicht um die 
Wissenschaft, sondern darum handelt es sich, der Verpöbelung 
des öffentlichen Lebens entgegenzutreten. In den Parlamenten 
und in den Tagesblättern findet man in den letzten Jahren 
immer und immer wieder Klagen über Verrohung der Kritik 
im öffentlichen Leben, über den Terrorismus und den gemeinen 
Ton, der zur Mode geworden sei. Soll ein solcher Ton auch 
auf das religiöse Gebiet hinübergepflanzt werden? 

* * 

* 

Neben den Einwendungen politischer und philosophischer 
Natur gegen die Bestrafung von Religionsvergehen hört man 
dann und wann auch religiöse Bedenken äussern. „Ich kümmere 
mich nicht um die Gerichte; die Dienste der Polizei werden 
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von mir nicht in Anspruch genommen ; christlich ist vollkom- 
mene Gleichgültigkeit gegen Beleidigungen jeglicher Art.“ 
„Christus, der Prediger der Menschenliebe, verlangt nicht, 
dass wir den Unglücklichen strafen, der durch Enttäuschungen 
aller Art, vielleicht durch ein verfehltes Leben dazu gekommen 
ist, Gott zu lästern.“ Es gibt unzweifelhaft Menschen von tiefer 
Religiosität, die so denken und so sprechen. Ich möchte ihre 
Bedenken keineswegs leicht nehmen, wenn sie auch, konsequent 
durchgeführt, zur Abschaffung des ganzen Strafrechts und zum 
Anarchismus führen. Wir haben hierfür ein lehrreiches Bei- 
spiel an Tolstoi. Allein abgesehen hiervon ist der Standpunkt, 
von dem aus man so sprechen mag, der des einzelnen Menschen 
und nicht derjenige, auf den sich der Staat zu stellen hat. 
Dieser hat für die Verwirklichung des Rechts zu sorgen, 
Erwägungen des Mitleids dürfen nicht einzig den Ausschlag 
geben. Und er hat vor allem auch dafür zu sorgen, dass der 
religiöse Friede aufrecht erhalten bleibt, was ganz unmöglich 
ist, wenn jeder seinen Nachbar ungestraft wegen dessen reli- 
giösen Anschauungen nach Belieben besudeln darf. Die Ge- 
schichte der religiösen Wirren soll auch für den Gesetzgeber 
auf dem Gebiete des Strafrechts kein unbekanntes Blatt sein. 
Welch ungeheures Unglück haben diese Wirren über die Völker 
gebracht! Wenn wir aber deren Ursachen nachgehen, so wer- 
den wir finden, dass die vornehmste derselben ist: der Mangel 
an Respekt vor der Gesinnung Andersdenkender, also die näm- 
liche Ursache, w r elche alle Religionsvergehen hervorbringt. 

III. 

Ist die Regelung der Religionsdelikte im Entwürfe eine 
unbefriedigende, so entsteht die Frage: was soll an Stelle des 
Vorgeschlagenen treten? 

Um diese Frage richtig beantworten zu können, muss man 
sich vor allem darüber klar sein, was beim Religionsvergehen 
das angegriffene Objekt und dasjenige des staatlichen Schutzes 
ist. Wir begegnen hier in der Doktrin den verschiedensten 
Theorien. „Wiederholt hat im Lauf der Geschichte das Angriflfs- 
objekt der Religionsverbrechen gewechselt. In der römischen 
Welt der Staat, insofern er die nationale Religion in sich auf- 
nahm, im Strafrecht der christlichen Kaiserzeit und das ganze 
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Mittelalter hindurch die Person Gottes, im Naturrecht der Auf- 
klärungszeit der einzelne Mensch in seinem Anspruch auf Ach- 
tung, oder wiederum der Staat, um des staatlichen Nutzens der 
Religion willen, und endlich heutzutage die bürgerliche Gesell- 
schaft, repräsentiert durch die im Staat anerkannten christ- 
lichen Kirchen und übrigen Religionsgesellschaften. So haben 
die Religionsverbrechen im Gange ihrer Entwicklung alle denk- 
baren Stadien durchlaufen, und der Kreis der wissenschaft- 
lichen Möglichkeiten ihrer Auffassung erscheint geschlossen: 
zuerst Staatsverbrechen, dann Verbrechen gegen Gott, sodann 
Privatverbrechen oder wiederum Staatsverbrechen und endlich 
soziale Delikte.“ So schildert kurz und treffend ». Rohland 1 ) die 
Wandlung des uns beschäftigenden Begriffes. Ihm selbst ist 
Gegenstand des Strafschutzes die Religion als ideelles Gut in 
Gestalt des gemeinsamen Gottesglaubens, sowie der besondern 
religiösen Anschauungen der anerkannten Religionsgemein- 
schaften, und sodann die Freiheit der Betätigung der religiösen 
Überzeugung durch Ausübung des Kultus *). Wach 3 ) bezeichnet 
jenes Objekt als: „das religiöse Gemeinschaftsleben, sei es in 
seiner Betätigung, sei es in seinem Mittelpunkt und Lebenskern 
oder in seiner innern und äussern Organisation und Ausge- 
staltung, oder in seinen Kultusstätten“. Hinding*) erklärt als 
geschützt: „das religiöse als das heiligste Innenleben des Ein- 
zelnen wie der Gesamtheit“. Andere nennen als jenes Gut: 
die Ehre der Religionsgesellschaften 5 ) oder die religiöse Über- 
zeugung des Einzelnen oder dessen religiöses Gefühl, oder den 
Frieden innerhalb der einzelnen Konfessionen. 

Viele dieser Definitionen sind einseitig, zu eng und infolge- 
dessen unrichtig. Ich meinerseits betrachte als Objekt des 
Rechtsschutzes bei Religionsvergehen kein anderes als die 
Religion selbst. Religion allerdings nicht im objektiven Sinne 
gefasst, als Inbegriff der Dogmen einer bestimmten Kirche, 
sondern im subjektiven Sinne als die Verbindung des Menschen 

') v. Rohland, a. a. O., p. 142. 

*) a. a. O., p. 140. 

3 ) Wach, a. a. O., p. 167. 

*) Binding, Lehrbuch des verneinen deutschen Strafrechts, besonderer 
Teil, Bd. I, p! 177. 

5 ) Feuerbach, Lehrbuch, § 303, 
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mit Gott. Dieses Verhältnis umfasst dreierlei: einmal die Idee, 
jene transzendente Welt, welche im Glauben erfasst wird, so- 
dann ein Subjekt, welches an jener Idee teilnimmt, dazu in 
Beziehung tritt, und endlich diese Teilnahme, dieses Verhältnis 
selbst, welches man je nachdem als Glauben oder Fühlen oder 
Wollen bezeichnet. 

Es hat oft den Anschein, dass die Religion ausschliesslich 
in einer einzigen dieser drei Beziehungen verletzt werde: das 
Subjekt, wenn dasselbe an der Teilnahme am religiösen Leben, 
am Gottesdienst und an andern Kultushandlungen verhindert 
wird; das Glauben und Fühlen aber und die Objekte dieser 
Tätigkeiten, die religiösen Ideen, wenn sie beschimpft werden. 
In Wirklichkeit kommt allerdings bei den einzelnen Fällen die 
Richtung nach der einen oder andern Seite mehr zum Ausdruck ; 
verletzt aber ist immer ein und dasselbe: das religiöse Innen- 
leben des Menschen. Geschützt also ist immer der Mensch , nie 
einseitig Ideen oder Abstraktionen. Das ist auch dann der Fall, 
wenn die Beschimpfung von Gegenständen der religiösen Ver- 
ehrung bestraft wird. Der religiöse Mensch hat an diesen Ideen 
Anteil. Sie bilden den Inhalt seines eigenen Glaubens und Emp- 
findens, und er fühlt daher diese Beschimpfung in gleicher 
Weise oder noch mehr, als wenn man sein eigenes Tun ver- 
höhnt. 

Aber eben weil nun der Schutz der Gegenstände religiöser 
Verehrung Menschenachutz ist, nicht Schutz Gottes u. s. w., so 
wird auch nur diejenige Religionsbeschimpfung bestraft, welche 
öffentlich geschah, wenn dadurch also wirklich Menschen ver- 
letzt wurden ; die Bestrafung der Verletzung Gottes wird diesem 
selbst überlassen. Und deshalb hat sich ferner die Strafe dem 
Masse nach demjenigen Übel anzupassen, das durch die Be- 
schimpfung den Menschen entstanden ist. Das Mittelalter hatte 
dieses vergessen. Wo man aber Gott selbst rächen wollte, war 
jeder Massstab verschwunden, und es war nur konsequent, für 
die Lästerung des Höchsten immer auch die höchste Strafe 
anzuwenden. 

* * 

* 

Nach diesen allgemeinen Feststellungen können wir dazu 
übergehen, im einzelnen festzustellen, welche Verletzungen der 
Religion unter Strafe zu stellen sind. Dahin gehören : 
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1. Die /Störung des Gottesdienstes. Das Vergehen wird be- 
gangen durch Verhinderung des Gottesdienstes mittelst Tätlich- 
keiten oder Drohung, sowie durch vorsätzliche Verhinderung 
oder Störung des Gottesdienstes oder einzelner gottesdienstlicher 
Handlungen durch Erregung von Lärm oder Unordnung. Es 
handelt sich hier nur um eine besondere Form des Hausfriedens- 
bruches. Unser Entwurf verbietet solches widerrechtliches Tun 
in Art. 183. 

2. Bestraft werden soll ferner der Unfug in Kirchen oder 
andern gottesdienstlichen Örtlichkeiten. Nach unserm Entwürfe 
w r äre solcher Unfug nicht strafbar. Aufbehalten des Hutes, 
Rauchen, Brüllen, Singen, lautes Reden, Verunreinigungen, 
Vornahme von Unzuchts- und ähnlichen Handlungen w ären nach 
demselben straffrei, wenn sie nicht während des Gottesdienstes 
begangen sind. Dass ein solcher Rechtszustand geradezu skan- 
dalös wäre und von allen irgendwie, ich will nicht sagen religiös, 
sondern nur anständig empfindenden Menschen verpönt werden 
müsste, braucht keine weitern Ausführungen. 

3. Verboten soll sodann w'erden die Verletzung des Toten- 
friedens. Dieser Punkt ist in unserm Entwurf sehr gut geregelt. 

4. Die Verletzung der Sonn- und Feiertagsruhe ist dagegen 
im Entwürfe gar nicht erwähnt. Will man die Gesetzgebung 
hierüber dem Polizeirecht der Kantone überlassen, so ist das 
nur zu billigen, aber es sollte im Gesetze ausdrücklich bemerkt 
werden. 

5. Die Gotteslästerung. Seit der Zeit der Enzyklopädisten 
sind bekanntlich Bände gegen die Bestrafung dieses Vergehens 
geschrieben worden. Feuerbach hatte erklärt: „dass die Gott- 
heit injuriert w'erde, ist unmöglich ; dass sie w-egen Ehrenbeleidi- 
gungen sich an Menschen räche, undenkbar; dass sie durch 
Strafe ihrer Beleidiger versöhnt werden müsse, Torheit.“ Die 
Römer sollen nach Mommsen *) das „stolze "Wort“ ausgesprochen 
und befolgt haben, „dass es nicht dem Staat, sondern der Gott- 
heit überlassen bleibt, den, der sie beleidigt, dafür zu strafen“. 
Ich habe schon oben dargetan, dass es sich für den heutigen 
Gesetzgeber auch bei der Gotteslästerung nicht darum handeln 
kann, die Gottheit zu rächen, sondern die dadurch verübte Ver- 


*) Mommsen, Römisches Strafrecht, p. 580. 
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letzung des Mitmenschen zu bestrafen. Nun ist aber der nächst- 
liegende Zweck von gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze 
der Religion die Abwehr von Angriffen auf die allgemeinste 
religiöse Grundlage „den Gottesglauben als der Religion der 
Religionen“. In der Tat, wenn man die Lästerung Gottes frei- 
geben will, welches andere Objekt des religiösen Glaubens soll 
dann noch geschützt werden? Bei den Kriminalisten, insbe- 
sondere der neuesten Zeit, findet man deshalb auch fast durch- 
weg verlangt, dass die Gotteslästerung bestraft werde. Eine 
andere Frage ist die, ob dieselbe im Gesetze besonders erwähnt 
werden soll, oder ob sie nicht besser im allgemeinen Tatbestand 
der Religionsbeschimpfung aufgeht. Eine besondere Erwähnung 
ist notwendig, wenn man sie, weil gegen den höchsten Gegen- 
stand religiösen Glaubens gerichtet, auch strenger strafen wollte 
als die Beschimpfung der übrigen Gegenstände religiöser Ver- 
ehrung; ferner auch dann, wenn, wie das im deutschen Reichs- 
strafgesetzbuch der Fall ist, die Gegenstände religiöser Ver- 
ehrung nicht allgemein geschützt werden. Hier ist eben eine 
Aufzählung der einzelnen Fälle, in denen der Rechtsschutz ein- 
treten soll, erforderlich. Ich werde auf diesen Punkt später 
noch zu sprechen kommen. 

6. Geschützt sollen endlich w r erden die Religionsgesellschaften, 
ihre Einrichtungen und Gebräuche, ihre Lehren und die Gegen- 
stände ihrer Verehrung. In jedem Staate, wo sich mehrere Kon- 
fessionen gegenüberstehen, ist eine solche Bestimmung eine 
dringende Notwendigkeit. Das anerkennen auch solche, die 
andere Gegenstände des Glaubens nicht schützen wollen. So 
bemerkt Feuerbach: „aber die Kirche hat, als moralische Person, 
ein Recht auf Ehre. Wer ihren Zweck entwürdigt, entwürdigt 
die Gesellschaft.“ Das Leben der Kirche aber manifestiert sich 
in Einrichtungen und Gebräuchen ; diese sind also gleich wie 
sie selbst zu schützen. 

Das Reichsstrafgesetzbuch bestraft die Beschimpfung der 
Lehren einer Kirche, sowie der Gegenstände ihrer Verehrung nicht. 
Entsprechend dem preussischen Gesetzbuch hatte der Entwurf 
jenes Gesetzes auch diese Gegenstände unter Schutz stellen 
wollen. Der Entwurf lautete: 

„Wer öffentlich Gott lästert oder eine der christlichen 
Kirchen oder eine mit Korporationsrechten innerhalb des 
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Bundesgebietes bestehende Religionsgesellschaft oder die Ge- 
genstände ihrer Verehrung, ihre Lehren, Einrichtungen oder 
Gebräuche beschimpft oder verspottet . . Der Reichstag hat 
aber auf den Vorschlag Laskers die Worte „oder die Gegen- 
stände ihrer Verehrung“ und „ihre Lehren“ gestrichen, weil 
dadurch das Recht der freien Forschung und der darauf ge- 
gründeten Kritik gefährdet werden könnte. 

Die Streichung jener Bestimmungen wird nun aber ziem- 
lich allgemein bedauert und wohl mit Recht. Indem man die 
Gegenstände der Verehrung und die Lehren vom Schutze der 
Gesetze ausnahm, hat man die Beschimpfung desjenigen frei- 
gegeben, was dem religiösen Gemute das Heiligste ist. Schon 
Feuerbach hatte bemerkt: „Wer die Gegenstände religiöser 
Verehrung schmäht, die der Kirche zu Grunde liegen, schmäht 
sie selbst.“ „Alles,“ sagt Mettes *), „was das Wesen und die 
innere Natur der Gottesverehrung ausmacht, steht ausserhalb 
des von dem § 166 beherrschten Kreises, während dasjenige, 
was zur äusserlichen Verherrlichung der Gottheit dient, auf 
den Schutz des Gesetzes Anspruch hat.“ Dadurch ist „die Be- 
schimpfung gerade derjenigen Dinge straffrei, durch deren 
Herabwürdigung die Mitglieder der Religionsgesellschaften nicht 
allein in ihren Gefühlen, sondern auch in den Augen anderer 
auf das schwerste gekränkt werden können. Es will nicht 
einleuchten, dass es richtig sei, die Einrichtungen und Gebräuche 
einer Religionsgesellschaft unter den Schutz des § 166 zu stellen, 
ihre Glaubenssätze aber und die Gegenstände ihrer religiösen 
Verehrung von ihm auszuschliessen“. Wach* ) bemerkt: „Das 
Gesetz lässt die empfindlichsten Kränkungen des religiösen Ge- 
fühls straflos . . . Sein Schutz gilt den religiösen Gemeinschaften 
als solchen, nicht dem, was ihnen das Heiligste ist: den Gegen- 
ständen ihrer Verehrung, ihren Glaubenssätzen, ihrer Lehre. 
Nur sofern der Glaubenssatz in den Einrichtungen, der Lebens- 
ordnung oder im Gemeinschaftsleben, dem Gebrauch, praktisch 
hervortritt, veräusserlicht wird, oder sofern im Dogma die 
Religionsgesellschaft als solche getroffen werden kann, ist die 
Lehre möglicher Gegenstand strafbaren Angriffes. Dasselbe 


') Meices, a. a. O., pp. 148 und 149. 
! ) Wach, p. 165 ff. 
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gilt von sogenannten Gegenständen der Verehrung, wie von 
den historischen Tatsachen, auf welchen sich die Kirche auf- 
baut. Der Glaube an ein ewiges Leben, an die Auferstehung 
der Toten, an ein Weltgericht etc. sind keine Einrichtungen, 
kein Gebrauch, sie zu beschimpfen ist erlaubt.“ K. ». Lilienthal 
schreibt über diesen Punkt: „Ob die Fassung des § 166 eine 
glückliche sei, ist fraglich. Denn auf der einen Seite lässt sie 
die Glaubenssätze schutzlos, so dass rohe und unwürdige Spötte- 
reien z. B. über die Jungfrau Maria straflos bleiben, wenn sie 
sich nicht zur gleichen Zeit gegen die Marienverehrung als 
kirchlichen Gebrauch richten ; auch ein evangelischer Christ 
wird nicht minder empfindlich in seinen gläubigen Gefühlen 
verletzt als der Katholik, wenn die vaterlose Erzeugung Christi 
zum Gegenstand unzüchtiger Worte gemacht wird. Er wird 
das wahrscheinlich schwerer empfinden als eine Beschimpfung 
der geistlichen Amtstracht — letztere ist strafbar, erstere nicht, 
so hat das Reichsgericht in zweifellos richtiger Auslegung des 
Gesetzes entschieden.“ 

Der Mangel, der hier im Gesetz liegt, scheint übrigens 
noch mehr auf evangelischer als auf katholischer Seite empfun- 
den zu werden. Ja man behauptet geradezu, die katholische 
Kirche sei durch jene Fassung gegenüber der evangelischen 
begünstigt, da das Gesetz vermöge des Schwergewichtes, wel- 
ches es auf die anstaltliche Seite legt, und vermöge der aus- 
gedehnten Versinnlichung des Dogmas in Einrichtungen und 
Gebräuchen jene in weit höherem Masse schütze als diese. 

Über solche Klagen aus evangelischen Kreisen berichtet refe- 
rierend Wach ')• Aber auch K. ». Lilienthal bemerkt zu dieser 
Frage : „Dass bei dieser Sachlage übrigens die katholische | 
Kirche einen höheren Schutz geniesst als die evangelische, 
liegt auf der Hand. Jene hat eben ein bedeutend festeres Ge- i 
füge der kirchlichen Sitten und lässt die Entwicklung des 
religiösen Lebens weit mehr in äussern Formen aufgehen als 
diese.“ ' 

Ob nun diese Klagen begründet seien oder nicht, eine 
vernünftige Auffassung der Religionsbeschimpfung verlangt, 
dass man, wenn man letztere unter Strafe stellen will, nicht 


*) Wach, a. a. O., p. 163. 
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die Beschimpfung derjenigen Gegenstände freigebe, die den 
Menschen nach Gott das Heiligste sind: die Lehre der Religion 
und die Gegenstände religiöser Verehrung. 

Fragen wir nun noch, inwieweit unser Entwurf Schutz 
gegen Beschimpfung der Religio n bi ete,, so ist die Frage bald 
Beantwortet? - Dieser Schutz ist n ahezu K uli. Weder die Ki rchen 
noch ihre Einrichtungen und Gebräuche, noch ihre Lehren 
und die Gegenstände der Verehrung gemessen gesetzlichen 
Schutz. Das Einzige, was der Entwurf in dieser Beziehung 
statuiert, lautet: 

„Wer einen Gegenstand, der zum Gottesdienst oder zu einer 
gottesdienstlichen Handlung bestimmt ist, während er seiner 
Bestimmung dient 1 ), verunehrt, wird bestraft...“ 

Nicht ein mal die gew eihte Hostie, das Abendmahl, würde 
nach dieser Bestimmung unter allen Umständen gegen Profa- 
nierung geschützt sein ; wer sie ausserhalb der Kirche ver- 
unehrt, bleibt straflos*), ebenso die Verunehrung jedes andern 
gottesdienstlichen Gegenstandes (Kruzifixe, priesterliche Klei- 
dung u. s. w.) a usserhalb der K irche. 

Zu untersuchen ist noch, durch was das Vergehen der 
Religionsbeschimpfung begangen werden kann. Das deutsche 
Strafgesetzbuch nennt diesbezüglich Lästerung und Beschimpfung. 
Stooss hatte in Art. 94 vorgeschlagen, zu bestimmen: „Wer den 
religiösen Glauben... verhöhnt, verspottet oder verächtlich macht.“ 

') “Oder am Orte seiner Bestimmung - bestimmt Art. 1S3 Entw. Red. 

*) Ich habe in einer Antwort auf eines O. Kr. Artikel der «N. Z. Z.» 
auf diesen Gegenstand aufmerksam gemacht, dabei hatte ich das Gefühl, 
dass solche Dinge in praxi wohl kaum oder höchst selten Vorkommen 
werden. Wenige Tage nachher las ich in der « N. Z. Z. » unter Belgien : 
* Gewaltiges Aufsehen erregt in Brügge und ganz Belgien die Freisprechung 
dreier Soldaten, welche geweihte Hostien in die Kaserne verbrachten und 
damit Missbrauch trieben. Sie wurden zuerst kriegsgerichtlich verurteilt. 
Ihre Berufung wurde vom Militärgerichtshof abgelehnt. Der Kassationshof 
aber hob das Urteil auf und überwies die Sache einem neuen Militftr- 
gerichtshofe, der die Angeklagten freisprach, mit der Begründung, die Tat 
sei zwar tadelnswert, doch nicht strafbar, da die belgische Verfassung - 
Gesinnungsfreiheit gewährleiste und das Verbrechen der Gotteslästerung 
nicht mehr, wie ehemals, bestraft werden könne. Die konsekrierte Hostie 
sei vor dem Gesetze nur ein gewöhnlicher Kultusgegenstand, dessen Ver- 
unehrung nur dann strafbar sei, trenn die Tat in der Kirche selbst erfolge 
u. s. w.» Nach unserem Entwürfe müsste ganz gleich entschieden werden. 
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In einer eventuellen Abstimmung in der Kommission wurde 
zuerst das Wort „verspottet “ gestrichen. In gleicher Weise 
hatte auch der deutsche Reichstag bei Beratung des Reichs- 
strafgesetzes aus dem Entwürfe das Wort „ verspottet “ ausge- 
merzt. Ob mit Recht? Durch zersetzenden Spott kann un- 
zweifelhaft das reli giöse Gef ühl^ ebensosehr beleidigt werden. ' 
wie ditrch ruchlose Beschimpfung. „Das Wesen der Lästerung 
ist Spott und Hohn sagt Trendelenburg, „wo sie siegen, ver- 
schwindet die Ehrfurcht, welche der Nährboden alles Sittlichen 
ist.“ Indessen möchte auch ich nicht der strafrechtlichen Ver- 
folgung jeden Spottes das Wort reden. Die Sache wird hier 
gar oft nicht besonders ernst genommen, die Absicht schwerer 
Kränkung und Herabwürdigung fehlt zuweilen. Es gibt Leute, 
die keinen Witz, der ihnen einfällt, bei sich behalten können, 
auch wenn sie wissen, dass sie den besten Freund dadurch 
kränken, und trotzdem sie ihm eigentlich nicht wehe tun 
möchten. Und so geht es auch oft mit Sachen, die andern 
„Gegenstände der Verehrung“ sind. Ich würde deshalb unter- 
scheiden und nur die gemeine Verspottung bestrafen, diejenige, 
die den Gegenstand in den Kot herunterzieht und der Be- 
schimpfung sehr nahe steht. Zwar entgeht bei dieser Fassung 
nicht nur der humorvolle, der harmlose, sondern auch jener 
feine zersetzende Spott, der, wie nichts anderes, den religiösen 
Glauben untergräbt, der Bestrafung. Dennoch möchte ich für 
mich diese Art des Spottes so wenig strafrechtlich verfolgt 
wissen, wie die Kritik, auch wenn diese herb und schroff sein 
mag. Das Strafgesetzbuch hat gegen Brutalität und Nieder- 
tracht zu kämpfen, nicht gegen Geist. Geistige Kämpfe werden 
anderswo als in den Gerichtsstuben ausgefochten. 

* * 

* 

Ich habe im Vorhergehenden gezeigt, was meiner Ansicht 
nach durch das Gesetz geschützt, bezw. bestraft werden sollte, 
und habe nun noch die Frage zu prüfen, in welcher W eise die 
entwickelten Gedanken im Gesetze am besten ausgedrückt 
werden können. Eine treffende Redaktion ist speziell bezüglich 
der Religionsbeschimpfung von ganz hervorragender Bedeutung, 
ist aber keineswegs leicht zu finden. Zwei Methoden stehen 
sich hauptsächlich gegenüber: die eine nennt allgemein den 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 3 
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Gegenstand des Rechtsschutzes, die andere zählt die einzelnen 
geschützten Gegenstände besonders auf. Beispiele für die erste 
Art geben uns die Bestimmungen der schweizerischen Kantone, die 
ich oben angeführt habe, ferner das Reichsstrafgesetzbuch und 
das frühere preussische Gesetzbuch. Reichsstrafgesetzbuch, § 166: 
„Wer dadurch, dass er öffentlich in beschimpfenden Äusserungen 
Gott lästert, ein Ärgernis gibt, oder wer öffentlich eine der 
christlichen Kirchen oder eine andere mit Korporationsrechten 
innerhalb des Bundesgebietes bestehende Religionsgesellschaft 
oder ihre Einrichtungen und Gebräuche beschimpft . . . “ 
Preussisches Strafgesetzbuch, § 135: „Wer öffentlich in Worten, 
Schriften oder andern Darstellungen Gott lästert oder eine der 
christlichen Kirchen oder eine andere im Staat bestehende 
Religionsgesellschaft oder die Gegenstände ihrer Verehrung, 
ihre Lehren, Einrichtungen und Gebräuche beschimpft oder 
verspottet oder in einer Weise darstellt, welche dieselbe dem 
Hasse oder Verachtung aussetzt . . 

Ein Beispiel für die zweite Art bietet uns der von der 
Expertenkommission abgelehnte Vorschlag von Stooss (Art. 94): 
„Wer den religiösen Glauben anderer in Ärgernis erregen- 
der Weise öffentlich verhöhnt, verspottet oder verächtlich 
macht.“ Ferner das Gesetzbuch des Kantons Wallis, Art. 101 : 
„Celui qui par blasphèmes, par gestes, paroles, ou de toute 
autre manière aura outragé la religion ou les objets du culte 
dans les lieux destinés à son exercice, ou même au dehors. “ 
In der Expertenkommission wurden gegen die Fassung des 
Entwurfes Stooss Bedenken erhoben: 

Meyer von Schauensee wünschte eine andere Bezeichnung 
des Objektes des Verbrechens. Er nahm an, dass mit der sehr 
wenig präzisen Fassung „religiöser Glaube“ nicht wohl etwas 
anderes gemeint sein könnte als der Gottesglaube. Von 
grösserer praktischer Bedeutung sei aber die Beschimpfung 
von mit Korporationsrechten ausgestatteten Religionsgenossen- 
schaften oder deren Einrichtungen. Hier handle es sich nicht 
nur um den Schutz von vagen Glaubensmeinungen; die im 
Staate bestehenden, mit diesem vielfach historisch und organisch 
verwachsenen Religionsgemeinschaften sollen auch vor Be- 
schimpfung jeder Art geschützt werden. Man werde hier aller- 
dings nicht so weit gehen können wie in Deutschland und 
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diesen Schutz nicht auf alle Einrichtungen dieser Genossen- 
schaften, wie Zölibat, Tonsur etc., ausdehnen können. 

Gretener fand ebenfalls den Begriff „religiöser Glaube“ zu 
unbestimmt, hielt aber dafür, dass nach dem Sinne des Vor- 
schlages auch die öffentliche Beschimpfung einer Religions- 
gesellschaft, ihrer Lehren, Einrichtungen und Gebräuche und 
der Gegenstände ihrer Verehrung darunter fallen ; fraglich sei 
indessen, ob es nicht schon mit Rücksicht auf abweichende 
Meinungen angezeigt wäre, diese Handlungen in Anschluss an 
das deutsche Strafgesetzbuch und an den aargauischen Entwurf 
speziell zu bezeichnen. Jedenfalls sei dies gemeinverständlicher, 
da die Abgrenzung des Begriffes „religiöser Glaube“ im Ver- 
hältnis zu den mehr äusserlichen Einrichtungen und Gebräuchen 
nicht zweifellos sei. 

Perrier bezeichnet es als zweifelhaft, ob unter den Tatbe- 
stand auch die Entweihung von Gegenständen der religiösen 
Verehrung falle, und beantragte, den Entwurf durch die Worte 
zu ergänzen : „celui qui aura profané des choses ou des objets 
du culte“. 

Man sieht, es herrschten in der Kommission verschiedene 
Meinungen über den Inhalt des Vorschlages. Brevis esse laboro; 
obscurus fio. Ob durch denselben die Religionsgesellschaften 
geschützt seien, bezweifelt Meyer von Schauensee. Perrier hatte 
dieselben Bedenken betreffend die Gegenstände religiöser Ver- 
ehrung. Stooss erklärte darauf, dass auch der bestraft werden 
solle, welcher seine Angriffe auf Gegenstände richte, welche 
das Verhältnis zu Gott nach dem Glauben anderer sinnlich 
vermitteln. Dann aber sagte Stooss weiter : „NichtSachen und 
Gegenstände verdienen strafrechtlichen Schutz, sondern die 
Beziehung des Menschen zu Gott, darin besteht die Religion. 
Ich habe deshalb nicht nur die Gegenstände der religiösen 
Verehrung, sondern auch die religiösen Lehren, Einrichtungen 
und Gebräuche nicht genannt. Statt „religiöser Glaube“, wel- 
cher Begriff als zu unbestimmt angefochten wird, könnte man 
vielleicht besser sagen „religiöse Überzeugung“. 

Verstehe ich Stooss recht, so will er geschützt wissen : Den 
„religiösen Glauben“ oder die „religiöse Überzeugung“ im 
Sinne von psychischen Tätigkeiten. Unklar aber bleibt auch 
nach den gegebenen Erklärungen, ob auch die Gegenstände 
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dieses Glaubens oder dieser Überzeugung geschützt sein sollen. 
Ich denke, das wird zu bejahen sein, denn das Gegenteil wäre 
nicht bloss ein gesetzgeberischer, sondern vielmehr ein logischer 
Fehler. Das Glauben, das Überzeugtsein erhält seinen Wert 
und seine Bedeutung erst durch sein Objekt, durch die Idee. 
Die Idee von der psychischen Funktion zu trennen, wäre ge- 
waltsam, unverständlich. Der Wortlaut des Stoossischen Vor- 
schlages lässt aber eine solche Interpretation zu. Ich würde 
daher diesen Vorschlag dahin abändern, dass ich sagte: 

„Wer den religiösen Glauben oder dessen Gegenstand be- 
schimpft . . .“ Stooss schwankt ferner zwischen den Ausdrücken 
„Glaube“ und „Überzeugung“. Weder der eine noch der 
andere Ausdruck bezeichnet dasjenige, was man ausdrücken 
will, vollständig. Geschützt werden soll nach Stooss die Be- 
ziehung des Menschen zu Gott; diese Beziehung umfasst aber 
nicht bloss „das Glauben“ und „das Überzeugtsein“, beides 
Funktionen des Verstandes, sondern ebensosehr das Wollen und 
Fühlen. Es sollen also nicht nur die Gegenstände des Glaubens, 
sondern auch diejenigen der religiösen Verehrung geschützt 
werden. Ich würde somit sagen: 

„ Wer den religiösen Glauben und dessen Gegenstände, sowie 
die Gegenstände der religiösen Verehrung anderer in Ärgernis 
erregender Weise öffentlich beschimpft oder in gemeiner Weise ver- 
spottet, wird . . .“ 

In dieser Fassung wären meines Erachtens alle die ein- 
zelnen Gegenstände enthalten, die man schützen will: Gott, 
die Religionsgesellschaften, ihre Einrichtungen und Gebräuche 
als Gegenstand religiöser Verehrung, die religiösen Lehren als 
Gegenstände des Glaubens. 

Und diese Fassung würde ich nun der aufzählenden Me- 
thode des deutschen oder preussischen Gesetzes aus verschie- 
denen Gründen vorziehen. 

Sie bezeichnet vorab das wirkliche Objekt des Rechts- 
schutzes ziemlich genau, während die Fassung des deutschen 
Gesetzes den Anschein erweckt, als sei nicht die Religion, 
sondern die Religionsgesellschaft geschützt, r. liohland bemerkt 
in Beziehung auf das Reichsstrafgesetzbuch: Die Religionsver- 
gehen seien nicht „Privat“-Delikte, gel ichtet gegen die Rechts- 
güter der Einzelperson, denn geschützt werden nicht die indi- 
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viduellen Überzeugungen des einzelnen Menschen in Glaubens- 
sachen, sondern die der anerkannten Religionsgesellschaften. 
Ich halte diesen Standpunkt für unrichtig und stimme, wie 
ich schon oben ausführte, Stooss bei, welcher die religiöse 
Überzeugung jedes Einzelnen schützen will; allerdings füge 
ich auch hier wieder ausdrücklich bei: Die Ausdrücke Glaube 
und religiöse Überzeugung dürfen nicht im nominalistischen 
Sinne genommen werden, denn nicht nur das Glauben soll ge- 
schützt werden, sondern mit ihm und in ihm dessen Objekt. 
Ist das letztere der Fall, so kann keine Rede mehr davon 
sein, dass das Religionsvergehen Privatdelikt sei : denn welches 
Rechtsgut ist dann allgemeiner, mehr öffentlich rechtlicher 
Natur, als die Ideen der Religion, an denen alle teilnehmen, 
die daran glauben? 

Die Verschiedenheit des Prinzipes, von dem man hier 
ausgeht, hat wichtige praktische Folgen. Unsere kantonalen 
Gesetze, wie das preussische und das deutsche Strafgesetzbuch, 
schützen nicht alle Religionsgesellschaften, sondern nur die 
christlichen Kirchen oder andere mit Korporationsrechten 
innerhalb des Bundesgebietes bestehenden Religionsgesellschaften, 
und diese Gesetze schützen ebensowenig alle religiösen Lehren 
und alle Gegenstände religiöser Verehrung, sondern nur die 
Lehren und Gegenstände religiöser Verehrung der anerkannten 
Religionsgesellschaften. Durch eine solche Regelung müssen 
sich die Anhänger anderer als der geschützten Religionsgesell- 
schaften verletzt und als Bürger zweiter Klasse betrachtet 
fühlen. Ein schweizerisches Strafrecht soll aber meines Er- 
achtens auf dem Boden absoluter Toleranz stehen und auch 
den Schein vermeiden, als ob es die eine oder andere Kon- 
fession begünstigen wolle, und es ist durchaus zu billigen, was 
Stooss in der Expertenkommission sagte: „Mein Bestreben 
war, eine Fassung zu finden, durch welche keine Konfession 
in den Vordergrund tritt, jede Konfession in gleicher Weise 
geschützt ist.“ 

Ich habe schon oben darauf hingewiesen, dass in evan- 
gelischen Kreisen Deutschlands die Meinung aufkam, die katho- 
lische Kirche gemesse einen grösseren Schutz als die evan- 
gelische, weil das Gesetz wohl die kirchlichen „Einrichtungen 
nnd Gebräuche“ schütze, nicht aber die Lehren und die 
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Gegenstände der Verehrung, und weil die katholische Kirche 
mehr als die evangelische Gewicht auf jene Externa lege. 
Diese Klage hat Stooss offenbar im Auge, wenn er sagt: „Ich 
habe nicht nur die Gegenstände religiöser Verehrung, sondern 
auch die religiösen Lehren, Einrichtungen und Gebräuche 
nicht genannt. Durch eine ausdrückliche Erwähnung der 
Gegenstände der religiösen Verehrung würde auch in der 
Fassung der Bestimmung eine besondere Rücksichtnahme auf 
eine bestimmte Konfession hervortreten, was ich vermeiden 
möchte.“ In meinem Vorschlag kommt nun der Ausdruck 
„Gegenstände der Verehrung“ vor, jedoch in ganz allgemeinem 
Sinne; er soll nicht etwa nur körperliche Gegenstände bedeuten, 
sondern auch die Religionsgesellschaften als juristische Per- 
sonen, die Formen, in denen sich die religiöse Verehrung 
öussert, also die Einrichtung und Gebräuche der Religions- 
gesellschaften u. 8. w. ; damit wäre wohl jede Furcht vor Be- 
vorzugung einer einzelnen Konfession beseitigt. 

Allein man wird einwenden, damit gewinne nun der Schutz, 
den das Gesetz der Religion biete, eine übermässige Ausdeh- 
nung, und es werde dadurch der Aberglaube, die religiöse 
Schrulle und das Sektenwesen gehätschelt. Solange man nur 
die hauptsächlichsten Religionsgesellschaften schütze und die- 
jenigen Gegenstände religiöser Verehrung, die diese als solche 
offiziell anerkennen, habe man doch die Gewähr, nicht ins Absurde 
zu verfallen. Dieser Einwand hat auf den ersten Blick viel für sich. 
Ich glaube aber, man wird Missbräuche nicht dadurch abwenden 
können, dass man den gesetzlichen Schutz nach der objektiven 
Richtung hin beschränkt. Das Schwergewicht liegt vielmehr 
ausschliesslich auf der subjektiven Seite: Solange nur Be- 
schimpfung und gemeiner Spott bestraft werden, sind Fehlgriffe 
durchaus ausgeschlossen. Unsere Richter sind doch vernünf- 
tige Männer, wenn aber nicht, dann würde auch das beste 
Gesetz nichts helfen! 

Über den Entwurf eines Strafgesetzbuchs für den Nord- 
deutschen Bund hat im Jahre 1869 Binding eine Kritik ge- 
schrieben und dabei auch die öffentliche Gotteslästerung und 
die Beschimpfung von Religionsgesellschaften behandelt. Auch 
er sprach sich dagegen aus, dass nur einzelne, nicht alle 
religiösen Korporationen geschützt werden, und behauptete, 
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eine detaillierte Aufzählung der geschützten Gegenstände sei 
unzweckmässig. Im übrigen wollte er den Schutz auf die 
höchsten Gegenstände religiöser Überzeugung beschränken, denn 
„man denke an die wundertätigen Heiligenbilder, an die Knochen 
der Heiligen, an die heiligen Röcke!“ 

Er schlug folgende Formulierung vor: 

„Wer vorsätzlich öffentlich die höchsten Gegenstände der 
religiösen Überzeugung anderer beschimpft . . ., soll mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahre bestraft werden.“ 

Die vorgeschlagene Beschränkung des Schutzes auf die 
„ höchsten Gegenstände der V erehrung“ erscheint als der schlimmste 
Ausweg, der getroffen werden könnte. Durch denselben würde 
dem Richter die Pflicht Überbunden, über den Wert von reli- 
giösen Meinungen zu urteilen. Wir aber sagen mit Berner 1 ): 
Nur um Gottes willen „nicht zu viel theologische Dogmatik in 
der Jurisprudenz“. In der Regel hat ja doch jede Konfession 
für das, was der andern heilig ist, wenig Verständnis*). 

$ ÿ 

* 

Eine allgemeine Fassung des Tatbestandes hat also gegen- 
über der detaillierten Aufzählung der einzelnen Gegenstände 
der Verehrung den Vorzug grösserer Gerechtigkeit. Dagegen 
ist es allerdings richtig, dass eine Redaktion, wie sie etw a das 
preussisehe Gesetz hatte, deutlicher ist und also weniger zu 
Missverständnissen Anlass gibt. Es w r ird dadurch, dass aus 


*) Berner, Lehrbuch, p. 434. 

*) Das zeigt eich auch iu der Verweisung Bindings auf « die Knochen 
der Heiligen und die heiligen Röcke». Der Katholik hält nun einmal an 
seiner Reliquienverehrung fest. Er wciss sich damit in Übereinstimmung 
mit der altchristiichen Kirche. Wenn Tcrtullian die apostolischen Kirchen 
erwähnt, so meldet er erfreut, dass dort noch die Lehrstuhle der Apostel 
auf ihrem Platze standen und ihre Briefe noch aus den Originalien vor- 
gelesen wurden, « welche uns ihre Stimme vernehmen lassen und ihre 
Gestalt in unsere Gegenwart versetzen ». Wer einigen Sinn hat für die 
Bedeutung des Tatsächlichen, Objektiven, zur Ermittlung und Wieder- 
belebung des Vergangenen, sollte sich an diesen Erscheinungen nicht 
allzusehr stossen. Ebensowenig haben diejenigen, die heutzutage Gcethe- 
oder Nietzschehäuser einrichten, dazu Veranlassung. Wenn daher die Re- 
liquienverehrung nicht mutwillig beschimpft werden darf, so ist das nur 
billig. An die Echtheit der einzelnen Reliquien zu glauben, wird auch in 
der katholischen Kirche niemand zugemutet. 
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dem allgemeinen Gedanken bereits die Hauptfalle (Gottes- 
lästerung, Beschimpfung der Religionsgesellschaften, ihrer Ein- 
richtungen, Lehren und Gebräuche) entwickelt sind, dem Richter 
die Arbeit der logischen Entwicklung des Begriffes und der 
Ausscheidung der Teile abgenommen. Man könnte den Ver- 
such machen, die Vorzüge beider Fassungen: gleichmässiger 
Schutz jeder religiösen Überzeugung und möglichste Deutlich- 
keit, miteinander zu verbinden. Das Hesse sieh etwa in fol- 
gender Form tun: 

Wer öffentlich in Ärgernis erregender Weise Gott lästert; 

wer öffentlich eine Religionsgesellschaft oder ihre Einrich- 
tungen und Gebräuche beschimpft oder in gemeiner Weise 
verspottet ; 

wer überhaupt Gegenstände des Glaubens oder der Ver- 
ehrung anderer öffentlich beschimpft oder in gemeiner Weise 
verspottet. 

Diese Fassung würde sich inhaltlich mit der früher ge- 
nannten decken; sie wäre unzweifelhaft deutlicher, enthielte 
aber Tautologien, indem im ersten und zweiten Satze etwas 
ausgedrückt wäre, was im dritten Alinea auch enthalten ist; 
die Form wäre zudem kasuistisch, unelegant. 

i {» * 

* 

Ob in unserer Fassung die Verübung groben Unfuges be- 
reits inbegriffen ist? Zu einem Teil ja, zum andern nicht. 
Unser Vorschlag bestraft Beschimpfung und gemeine Verspot- 
tung, und solche kann nicht nur durch Worte, sondern auch 
durch Handlungen, also auch durch groben Unfug, erfolgen. 
Von demjenigen aber, der in eine Kirche eintritt, verlangt man 
noch etwas mehr als Unterlassung von Beschimpfungen, man 
verlangt, dass derselbe auch einigermassen den der Würde des 
Hauses entsprechenden Anstand beobachte. Das tut z. B. der 
nicht, welcher ausser dem Gottesdienst, aber zu einer Zeit, wo 
Leute in der Kirche beten, in diese mit dem Hute auf dem 
Kopfe eintritt, dort raucht, lärmt etc. Er hat vielleicht nicht 
die Absicht, zu beschimpfen, aber er handelt rücksichtslos, un- 
anständig, und die Ahndung solchen Vorgehens ist nur ein 
Ausfluss des „religiösen Hausfriedens“. 
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Was die Strafe der Religionsvergehen betrifft, so droht das 
Reichsstrafgesetzbuch in allen Fällen Gefängnis an, Stooss 
Geldstrafe bis zu 5000 Fr. oder Gefängnis. Meines Erachtens 
ist die Hauptsache, dass solche Vergehen verboten sind, nicht 
dass sie mit einer schweren Strafe belegt werden. Immerhin 
ist Geldstrafe doch wohl nur in leichten Fällen angezeigt, und 
es würde nichts schaden, wenn das im Gesetze ausgedrückt wird. 

In Zusammenfassung des Gesagten schlage ich folgende 
Fassung des Art. 183 des Strafgesetzbuches vor: 

Vergehen gegen die Religion : 

Wer den religiösen Glauben anderer oder dessen Gegenstände 
oder die Gegenstände religiöser Verehrung öffentlich und in Ärgernis 
erregender Weise beschimpft oder in gemeiner Weise verspottet; 

wer einen Gottesdienst oder eine gottesdienstliche Handlung 
absichtlich stört oder hindert ; 

wer in einer Kirche oder in einem andern dem religiösen 
Kultus dienenden Orte Unfug verübt ; 

wird mit Gefängnis oder in ganz leichten Fällen mit Geldbusse 
bis zu 500 Fr. bestraft. 

Dem Polizeistrafrecht der Kantone bleibt die Bestrafung der 
Bonn- und Festtagsentheiligung Vorbehalten. 
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Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend die Auslieferung 
von Verbrechern gegenüber dem Auslande und 
sein Verhältnis zum kantonalen Recht. Begriff 
des Niederlassungskantons. 

Von 

I)r. 8. Wille, Untersuchungsbeamter in Hasel. 


Die Strafbehörden des Kantons Baselstadt hatten in letzter 
Zeit mehrfach im Auftrag des Bundesrates auf Grund des 
Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend die Auslieferung gegen- 
über dem Ausland vom 22. Januar 1892 die Verfolgung und 
Beurteilung von Schweizern zu übernehmen, welche im Aus- 
lande eine strafbare Handlung begangen, sich nach Begehung 
derselben in den Kanton Baselstadt geflüchtet und dort Nieder- 
lassung genommen hatten. Die Gerichte lehnten jeweilen die 
Beurteilung wegen Inkompetenz ab. Da die Entscheide für 
weitere Kreise von Interesse sind, so mögen dieselben auszugs- 
weise hier angeführt und hierauf einer kritischen Betrachtung 
unterzogen werden. 

I. Fall. Ein in Laufenburg (Kt. Aargau) wohnhafter Arzt 
hatte einen im Grossherzogtum Baden wohnhaften Kranken 
falsch behandelt, so dass ein Bein amputirt werden musste. 
Der Staatsanwalt am Landgericht in Waldshut erhob deshalb 
gegen den Arzt Anklage wegen fahrlässiger Körperverletzung. 
Dieser stellte sich zur Verhandlung nicht, sondern zog einige 
Monate später von Laufenburg nach Basel und nahm dort 
Niederlassung. Da die Auslieferung des Angeklagten , der 
Schweizerbürger ist, nicht zu erlangen war, stellte die badische 
Regierung beim Bundesrat den Antrag, es möchten die Be- 
hörden der Schweiz die Strafverfolgung übernehmen, worauf 
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das schweizerische Justiz- und Polizeidepartement die basel- 
städtische Regierung um Übernahme der Verfolgung ersuchte. 
Die Staatsanwaltschaft des Kantons Baselstadt erhob nunmehr 
beim Strafgericht Anklage wegen fahrlässiger Körperverletzung, 
und dieses lehnte die Beurteilung des Falles aus folgenden 
Gründen ab: 

„Die Übernahme des Verfahrens ist auf Grund des § 2 1 *) 
des baselstädtischen Strafgesetzbuches erfolgt. 

Der Angeklagte ist aus dem Kt. Wallis gebürtig, das Ver- 
brechen, dessen er beschuldigt wird, ist im Grossherzogtum 
Baden begangen worden, zur Zeit der Tat war der Angeklagte 
in Laufenburg, Kt. Aargau, wohnhaft, erst lange nachher (Juni 
1901) nahm er in Basel Niederlassung. 

§ 2 1 bedeutet, dass der Niedergelassene, welcher während 
der Dauer seines Wohnsitzes ausserhalb des Kantonsgebietes 
ein Verbrechen begeht, wie ein Kantonsbürger beurteilt werden 
kann. Anders ist jedoch die Stellung, wenn ein Täter weder 
Kantonsbürger noch im Kanton wohnhaft ist und sich nur 
nach Verübung eines Verbrechens im Kanton niedergelassen 
hat. Aus dieser nachträglichen Niederlassung kann in straf- 
rechtlicher Beziehung weder eine Verpflichtung noch ein In- 
teresse erwachsen für den betreffenden Kanton. Es liegt auch 
kein Grund vor, die Ausnahme vom allgemeinen Prinzip, dass 
ein Staat nur die auf seinem Territorium verübten Verbrechen 
verfolgt, mehr als nötig auszudehnen. Aus diesen Erwägungen 
geht nach Ansicht des Gerichts hervor, dass nach § 2 1 des 
Strafgesetzbuches ein Kantonsangehöriger, der Kantonsbürger 
ist und ausserhalb des Kantons ein Verbrechen begeht, hier 
beurteilt werden kann, sei er zur Zeit der Tat im Kanton wohn- 
haft oder nicht; ein Kantonsangehöriger aber, welcher nicht 
Kantonsbürger ist, sondern ein Niedergelassener oder Aufent- 
halter, nur dann, wenn er zur Zeit der Tat im Kanton wohn- 
haft ist. (Es folgen nun längere Ausführungen, weshalb § 2 1 
des Strafgesetzbuches in diesem Sinne auszulegen ist.) 

') Der § 2* lautet: Ausserhalb des Kantons Baselstadt verübte Ver- 
brechen können nach diesem Strafgesetz verfolgt werden: 

1. Wenn der Tater ein Kantonsangchöriger, d. h. Kantonsbürger oder 
im Kanton wohnhaft ist, sofern die Handlung auch nach dem Gesetze des 
Ortes, wo sie begangen wurde, strafbar ist. 
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Der Einwand, dass auf Grund dieser Auslegung des § 2 1 
sehr viele Verbrechen ungesühut bleiben würden, fällt nicht 
nur im Allgemeinen, sondern auch bezüglich des vorliegenden 
Falles dahin. Der Kanton Aargau kann auf Grund des § 1 * 
des Auslieferungsgesetzes vom 24. Juli 1852 die Auslieferung 
verlangen, aber selbst angenommen, es würden zwischen den 
beteiligten Kantonen Meinungsdifferenzen entstehen, so hätte 
der Bundesrat zu entscheiden und bei Einspruch gegen den 
Entscheid das Bundesgericht. 

Dieser Auffassung steht auch Art. 2 des Bundesgesetzes 
betreffend die Auslieferung gegenüber dem Auslande vom 
22. Januar 1892 nicht entgegen, denn, wenn in Absatz 3 dieses 
Artikels allgemein davon gesprochen wird, dass in erster Linie 
der Nkderlassungskanton zur Beurteilung verpflichtet sei, so 
ist aus den oben erwähnten Gründen darunter die Niederlassung 
zur Zeit der Begehung des Verbrechens verstanden. Was dann, 
wenn der Angeklagte während der Dauer der Untersuchung 
das Domizil ändert? (Der Angeklagte wollte dies tun.) 

Sollte es in das Belieben des Täters gestellt sein, sich den- 
jenigen Kanton zu wählen, der die ihm günstigste Gesetzgebung 
hat? Allen diesen Möglichkeiten wird vorgebeugt, wenn die 
von uns erwähnte Auslegung acceptirt wird. Der Art. 2 des 
Bundesgesetzes würde gegenwärtig auch sonst nicht anzuwenden 
sein, weil aus dem Schreiben des Justiz- und Polizeideparte- 
mentes nicht hervorgeht, dass die übrigen Vorschriften erfüllt 
sind, nämlich, eine Gegenrechtserklärung zwischen der Schweiz 
und dem Grossherzogtum Baden und die Zusicherung, dass 
Baden auf jede Strafverfolgung gegenüber dem Angeklagten 
verzichte, sofern dieser in der Schweiz beurteilt wird. u 

Auf die von der Staatsanwaltschaft gegen das Urteil er- 
griffene Appellation hin bestätigte das Appellationsgericht das 
erstinstanzliche Urteil. Auch die II. Instanz entschied, dass 
für die Beurteilung der Kompetenzfrage einzig der § 2 1 des 
Strafgesetzbuches des Kantons Baselstadt massgebend sein 
könne und dass dieser im Sinne der I. Instanz auszulegen sei 
(s. Urteil des Strafgerichts i. S. B. vom 19. November 1901 und 
des Appellatiousgerichts vom Januar 1902). 

II. Fall. Eine Aargauerin hatte sich in Freiburg (Baden) 
der Freiheitsentziehung schuldig gemacht, flüchtete sich nach 
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begangener Tat nach Basel und nahm hier Niederlassung. 
Die deutschen Behörden ersuchten auf diplomatischem Weg 
um Übernahme der Untersuchung und das eidgenössische Justiz- 
und Polizeidepartement überwies die Angelegenheit den Be- 
hörden des Kantons Baselstadt. 

Die Verfolgte wurde verhaltet und, da die Staatsanwalt- 
schaft die Übernahme der Untersuchung verweigerte, polizei- 
lich nach Aarau geliefert zur Verfügung der Behörden ihres 
Heimatkantons. Diese lehnten aber die Übernahme der Ver- 
folgung ab, so dass die Verfolgte wieder auf freien Fuss ge- 
setzt wurde, worauf sie nach Basel zurückkehrte. Die aar- 
gauische Justizdirektion wandte sich an das schweizerische 
Justiz- und Polizeidepartement mit dem Ersuchen, dieses möge 
den Gerichten des Kantons Baselstadt den Fall zuweisen. 
Diesem Begehren w urde von der eidgenössischen Behörde ent- 
sprochen und die basier Staatsanwaltschaft leitete daraufhin 
die Untersuchung ein und überwies die Angeschuldigte dem 
Strafgericht. Das letztere wies die Anklage ab wegen In- 
kompetenz. In dem Entscheid wurde ausgeführt, dass hier 
Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend die Auslieferung gegen- 
über dem Auslande vom 22. Januar 1892 zur Anwendung 
kommen müsse, w'eil es sich um ein in diesem Gesetz erwähntes 
Delikt handle. Aber auch nach Art. 2, Absatz 3 müsse unter 
Niederlassungskanton derjenige Kanton verstanden werden, in 
welchem die Verfolgte zur Zeit der Begehung des Verbrechens 
wohnte, und nach dieser Auffassung sei der Kanton Baselstadt 
nicht kompetent. An diesem Grundsätze müsse unbedingt fest- 
gehalten werden, sonst würde es unter Umständen einem Ver- 
brecher ermöglicht, durch nachträgliche Veränderung der 
Niederlassung sich beliebig diejenige Gesetzgebung auszuwählen, 
die ihm zur Beurteilung seiner Handlung geeignet erscheint, 
ja eventuell sogar noch später, nach Anhebung der Unter- 
suchung, das Forum durch Verlegung des Domizils noch ein- 
mal zu ändern. Im übrigen sei aus dem Schreiben des Bundes- 
rates nicht ersichtlich, ob die Erklärung des ersuchenden 
Staates betreffend die Niclitverfolgung seinerseits vorliege ; 
es sei somit den in Art. 2, Absatz 2, des Bundesgesetzes postu- 
lirten Voraussetzungen nicht genügt und demgemäss seien 
die Behörden des Kantons Baselstadt die Verfolgung und 
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Beurteilung des Falles zu übernehmen nicht verpflichtet 
(s. Urteil i. S. St. vom 27. Mai 1903). 

Die Weiterziehung des Entscheides an das Bundesgericht 
ist leider unterlassen worden ; es wäre sehr zu begrüssen ge- 
wesen, wenn dies geschehen wäre. Der zuletzt citirte Fall 
hat genügend gezeigt, zu welchen unliebsamen Vorkommnissen 
divergirende Ansichten über die Zuständigkeit Veranlassung 
geben können. 

In erster Linie ist die Frage zu untersuchen, nach welchem 
Recht über die Zuständigkeit zu entscheiden ist, wenn ein 
Schweizerbürger, der in der Schweiz wohnhaft ist, im Ausland 
ein Verbrechen begangen hat und auf Antrag der ausländischen 
Regierung in der Schweiz verfolgt und beurteilt werden soll. 
Hat hier ausschliesslich Bundesrecht in Anwendung zu kommen 
oder ist neben dem Bundesrecht das kantonale Recht anwend- 
bar? In dem zuerst citirten Fall hat die I. Instanz das kan- 
tonale Recht neben dem Bundesrecht zur Entscheidung herbei- 
gezogen, während die II. Instanz ausschliesslich das kantonale 
Recht dem Entscheide zu Grunde legte. Ob das deshalb ge- 
schehen ist, weil die fahrlässige Körperverletzung in dem 
Bundesgesetz betreffend die Auslieferung gegenüber dem Aus- 
lande und in dem Auslieferungsvertrag zwischen der Schweiz 
und dem deutschen Reich nicht als Auslieferungsdelikt erwähnt 
ist, ist aus den Entscheiden nicht direkt ersichtlich. Da im 
zweiten citirten Fall das Strafgericht ausschliesslich Bundes- 
recht für anwendbar erklärte, weil es sich um ein im Bundes- 
gesetz erwähntes Delikt handelte, so ist anzunehmen, dass die 
I. Instanz diese Unterscheidung macht und das Bundesrecht 
nur dann als ausschliesslich massgebend erklärt, wenn es sich 
um ein Auslieferungsdelikt handelt, d. h. um eine strafbare 
Handlung, welche im Auslieferungsvertrag mit Deutschland 
oder auf Grund einer Gegenrechtserklärung als verfolgbar 
erklärt wird. Diese Unterscheidung ist unseres Erachtens un- 
richtig. 

Wenn es sich um die Beurteilung eines in der Schweiz 
wohnhaften Schweizerbürgers handelt, welcher im Ausland ein 
Verbrechen begangen hat, so ist für die Frage, welcher Kanton 
und welches Gericht die Verfolgung des Schweizers zu über- 
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nehmen und unter welchen Voraussetzungen dies zu ge- 
schehen hat, ausschliesslich Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend 
die Auslieferung gegenüber dem Auslande massgebend. 

Nach der Bundesverfassung, Art. 85, 5 und 102, 8, ist die 
Regelung der internationalen Angelegenheiten Sache der Bundes- 
behörden, und zu dieser Kategorie gehört selbstverständlich 
auch das Auslieferungswesen 1 ). Die Bundesbehörden haben es 
für notwendig und zweckmässig erachtet, dasselbe nach ein- 
heitlichen Gesichtspunkten zu regeln; es ist dies durch das 
Bundesgesetz betreffend die Auslieferung gegenüber dem Aus- 
lande vom 22. Januar 1892 geschehen. Der Art. 2 dieses Ge- 
setzes regelt das Verfahren, welches an die Stelle der Aus- 
lieferung treten soll, wenn die Bestrafung der in der Schweiz 
sich aufhaltenden Schweizerbürger für im Ausland begangene 
Verbrechen stattfinden soll. 

Es ist ja bekannt, dass beinahe alle Gesetzgebungen die 
Auslieferung der Staatsangehörigen nicht zulassen. Um deren 
Bestrafung dennoch zu ermöglichen, verpflichten sich die 
Staaten, die Beurteilung dieser Personen unter gewissen Vor- 
aussetzungen selbst zu übernehmen. Das Bundesgesetz hätte 
nun einfach das Prinzip der Nichtauslieferung aufstellen und 
im übrigen den Entscheid dem Niederlassungs- oder Heimat- 
kanton überlassen können, ob nach dem kantonalen Recht die 
Übernahme der Verfolgung zulässig ist oder nicht. Das hat 
der Bundesgesetzgeber mit Recht nicht getan. Bei der grossen 
Mannigfaltigkeit der kantonalen Bestimmungen hätte diese 
Regelung zu fortwährenden Kompetenzkonflikten zwischen den 
kantonalen Behörden geführt, auch wäre die Verfolgbarkeit 
der im Ausland begangenen strafbaren Handlungen sehr in 
Frage gestellt worden, da einzelne kantonale Strafgesetze die 
Verfolgung derselben nicht zulassen*). 

Der Art. 2 hat nun das Verfahren nach einheitlichen Ge- 
sichtspunkten geregelt; er bestimmt, unter welchen Voraus- 
setzungen die Kantone verpflichtet sind, die Verfolgung und 
Beurteilung zu übernehmen, und nach welchen Gesichtspunkten 


*) Siehe Botschaft des Bundesrates zum Bundesgesetz betreffend Aus- 
lieferung gegenüber dem Ausland im Bundesblatt 1890, Bd. 3, S. 316. 

*) Siehe Motive zum Bundesgesetz im Bundesblatt 1890, Bd. 3, S. 335. 
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die Zuständigkeit zu regeln ist. Die schweizerische Bundes- 
regierung als Vertreterin der Schweiz gegenüber dem Ausland 
musste in die Lage gesetzt werden, die Verfolgung der der 
Auslieferung nicht unterliegenden Schweizer den die Bestrafung 
verlangenden ausländischen Behörden zuzusichern in den Fälleu, 
wo die Auslieferung zulässig gewesen wäre, wenn es sich nicht 
um Schweizer handeln würde. Soweit diese Fragen bundes- 
rechtlich geregelt sind, ist das Bundesgesetz allein massgebend, 
und alle Bestimmungen der kantonalen Gesetze, welche mit 
diesem in Widerspruch stehen, haben für den internationalen 
Verkehr keine Gültigkeit. Sobald einmal ein Gebiet des Straf- 
rechts eidgenössisch geregelt ist, hat das kantonale Strafrecht 
— im Ganzen und Einzelnen — auf demselben keinen Platz 
mehr 1 ). Einen entsprechenden Satz, der auf das Prozessrecht 
Bezug hat, finden wir in Art. 146 des Bundesgesetzes über die 
Organisation der Bundesrechtspflege, vom 22. März 1893, aus- 
gesprochen; dieser Artikel lautet: „In den nach eidgenössischen 
Gesetzen zu entscheidenden Strafsachen, welche entweder un- 
mittelbar durch ein Bundesgesetz oder durch Beschluss des 
Bundesrates den kantonalen Gerichten zur Beurteilung zuge- 
wiesen werden, richtet sich das Verfahren nach den kantonalen 
Strafprozessgesetzen, soweit nicht die nachfolgenden Artikel 
oder anderweitige bundesgesetzliche Bestimmungen eiuschla- 
gende Vorschriften enthalten.“ Die kantonalen Bestimmungen 
über die Verfolgung der im Ausland von Kantonsangehörigen 
begangenen strafbaren Handlungen haben nur noch unbe- 
schränkte Gültigkeit im interkantonalen Verkehr, ferner dann, 
wenn der Geschädigte und der Beschuldigte im Kanton wohn- 
haft sind, da hier die Verfolgung auf diplomatischem Weg 
nicht nachgesucht werden muss. Es ist nicht zulässig, dass 
die kantonalen Gerichte nur dann ihre Zuständigkeit nach 
Bundesrecht beurteilen, wenn es sieh um ein Auslieferungs- 
delikt handelt, und, sobald dies nicht der Fall ist, für die Be- 
urteilung des Falles das kantonale Hecht für anwendbar er- 
klären. Da nach Art. 2 des Bundesgesetzes nur diejenigen 
Delikte der Verfolgung unterliegen, welche im Staatsvertrag 


') Siche Urteil des Btindes-Kassationsgerichtc» in Sachen Jakob Iff 
vom JO. Dezember 1901, in dieser Zeitschrift. 1902, S. 172. 
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oder in einer Gegenrechtserklärung mit dem ersuchenden Staat 
vorgesehen sind, so sind andere Delikte als diese in der Schweiz 
nicht verfolgbar. Der Staatsvertrag oder die Gegenrechtser- 
klärung zwischen der Schweiz und dem ersuchenden Staat sind 
die ausschliessliche Norm, auf Grund deren die Bestrafung ein- 
treten darf *). Die Verfolgung und Bestrafung einer nicht unter 
diese Kategorie fallenden strafbaren Handlung würde eine Ver- 
letzung der Rechte der gesetzgebenden Gewalt sein; denn nur 
diese darf bestimmen, welche Handlungen strafbar sind. In 
dem Entwurf zum eidgenössischen Strafgesetzbuch 1896 finden 
wir die Frage ganz in unserem Sinne gelöst. Es heisst dort 
in Art. 3, § 2: „Nach den Bestimmungen dieses Gesetzes wird, 
falls er in der Schweiz betreten wird, bestraft der Schweizer, 
der im Ausland ein Verbrechen begangen hat, für das nach 
schweizerischem Rechte die Auslieferung bewilligt werden 
könnte.“ Die gleiche Bestimmung hat der Entwurf 1903 in 
Art. 5 übernommen*). Für die Frage, ob ein im Ausland be- 
gangenes Delikt in der Schweiz verfolgbar ist, wenn der Täter 
ein Schweizer ist, kann allein Art. 2 des Bundesgesetzes be- 
treffend die Auslieferung gegenüber dem Ausland massgebend 
sein, ebenso für die Beurteilung der Zuständigkeitsfrage. 

Der Art. 2 des Bundesgesetzes zählt die Voraussetzungen 
auf, welche vorliegen müssen, wenn der zuständige Kanton ver- 
pflichtet sein soll, die Verfolgung zu übernehmen. Es sind 
folgende : 

1. Ein Auftrag des Bundesrates an die Kantonsregierung des 
Niederlassungskantons und, beim Fehlen eines solchen, 
des Heimatkantons, die Verfolgung und Beurteilung zu 
übernehmen. Der Kanton handelt hier nicht mehr kraft 
eigener Gewalt, sondern kraft Delegation durch den Bund 3 ). 


*) von Bar, Internationales Privat- und Strafrecht, S. 292. 

*) Siehe auch Hafter, Der Vorentwurf eines Bundesgesetzes betreffend 
Einführung des schweizerischen Strafgesetzbuches, in dieser Zeitschrift 
1903, S. 147. 

*) Weiss, Die Kassationsbeschwerde in Strafsachen eidgenössischen 
Rechts an den Kassationshof des Bundesgerichtes, in dieser Zeitschrift 
1900, S. 132. 

con Bar, Internationales .Privat- und Strafrecht, S. 280. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 4 
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2. Das Vorhandensein einer strafbaren Handlung, welche ira 
Auslieferungsvertrag oder in einer Gegenrechtserklärung 
mit dem ersuchenden Staat vorgesehen ist. 

3. Die Zusicherung des ersuchenden Staates, daas der Schwei- 
zerbUrger nach Verbüssung der in der Schweiz über ihn 
verhängten Strafe auf seinem Gebiet nicht nochmals wegen 
desselben Verbrechens verfolgt und auch ein von seinen 
Gerichten gegen ihn gefälltes Strafurteil nicht mehr voll- 
zogen werden wird. 

Die unter 1 und 3 aufgezählten Voraussetzungen haben 
die Bedeutung von Prozessvoraussetzungen '), während die zweite 
Voraussetzung eher materiell rechtliche Bedeutung hat und zu 
den äussem Bedingungen der Strafbarkeit gehört *1. 

Für die kantonalen Behörden ist es wichtig, dass aus dem 
Schreiben, in welchem der Bundesrat um die Verfolgung er- 
sucht, ersichtlich ist, ob die Voraussetzungen vorliegen oder 
nicht. Es ist hier die Frage aufzuwerfen, ob der Bundesrat 
oder die Kantone trotz Fehlens der Voraussetzungen doch die 
Verfolgung übernehmen können. Auf Grund der bisherigen 
Ausführungen muss die Schlussfolgerung gezogen werden, dass 
dies jedenfalls bezüglich der Voraussetzungen 1. und 2. aus- 
geschlossen ist. Jedes Gericht müsste sich zur Beurteilung in- 
kompetent erklären, falls sich nicht seine Zuständigkeit aus 
dem Bundesgesetz ergibt oder die strafbare Handlung nicht zu 
den Auslieferungsdelikten gehört. Im übrigen wäre schon die 
Strafverfolgungsbehörde in einem solchen Fall berechtigt, die 
Verfolgung abzulelmen. Es ist unzweckmässig, das Hauptver- 
fahren bei einer solchen Sachlage zu eröffnen, da es doch nie 
zu einer Verurteilung kommen kann 3 ). 

Was die dritte Voraussetzung betrifft, so glaube ich auf 
Grund der Fassung des Art. 2, Absatz 3, annehmen zu dürfen, 
dass die Kantone die Verfolgung auch übernehmen dürfen, 
wenn die Zusicherung nicht vorliegt. 

') von Kries, Lehrbuch de« deutschen Strafprozessrechtes, 1892, S. 463, 
Die Prozess Voraussetzungen. 

*) Finger, Tatbestandsmerkmale und Bedingungen der Strafbarkeit, 
im Archiv für Strafrecht und Strafprozess, 1903, S. 32 ff. 

s ) von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozessrechtes 1892, S. 465, 
Die Wirkungen der Prozessvoraussetzungen. 
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Der Absatz 3 des Art. 2 bestimmt nur, dass eine Verpflich- 
tung zur Übernahme der Verfolgung bestehe, wenn die Zu- 
sicherung gegeben ist; damit ist gesagt, dass auch ohne die- 
selbe die Kantone berechtigt sind, die Verfolgung anzuordnen. 
Die Bestimmung des § 438 des zürcherischen Entwurfes be- 
treffend den Strafprozess vom 21. November 1901 steht daher 
mit dem Bundesgesetz nicht im Widerspruch, wenn sie den 
Regierungsrat ermächtigt, die Verfolgung anzuordnen, wenn 
die Zusicherung vom auswärtigen Staat nicht gegeben werden 
kann 1 ). 

In zweiter Linie haben wir zu untersuchen, welche Be- 
deutung dem Wort „Niederlassungskanton“ nach Art. 2, Absatz 3, 
des Bundesgesetzes beizulegen ist. Nach der Ansicht des Straf- 
gerichtes des Kantons Baselstadt ist darunter zu verstehen der 
Kanton, in welchem der Verfolgte zur Zeit der Begehung des 
Verbrechens niedergelassen war; nach unserer Auffassung der- 
jenige Kanton, in welchem der Verfolgte zur Zeit der Eröff- 
nung des Verfahrens niedergelassen ist. Es wäre ungerecht, 
der Auffassung der basier Gerichte gegenüber den Einwand zu 
erheben, dieselbe habe zur Folge, dass viele Verbrechen un- 
gesühnt blieben. Dass dies gegenwärtig der Fall ist, ist nur 
eine Folge der Verschiedenheit der Auffassungen. Würden aber 
der Bundesrat und die kantonalen Behörden über die Bedeu- 
tung des Wortes „Niederlassungskanton“ die gleiche Ansicht 
haben wie die basier Gerichte, so würde dies bewirken, dass 
der Heimatkanton an Stelle des Niederlassungskantons häufiger 
die Verfolgung der Kantonsbürger, welche im Ausland ein Ver- 
brechen begangen haben, zu übernehmen hätte. 

Gegen die Auffassung der basier Gerichte ist aber anzu- 
führen : 

1. Sie entspricht weniger den praktischen Anforderungen 
als die andere. 


‘) Der citirte § 438 lautet: «Die Auslieferung gegenüber dem Aus- 
lande richtet sieh nach den Bestimmungen des bezüglichen Bundesgesetzes 
und der Staatsverträge. 

Wird die Auslieferung eines Kantonsangehörigen gemäsB Art. 2 des 
Bundesgesetzes verweigert, so kann der Kegierungsrat die Strafverfolgung 
im hiesigen Kanton auch anordnen, wenn der ersuchende Staat die dort 
erwähnten Zusicherungen nicht zu geben vermag.» 
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Es ist zweifellos, dass sie häufiger ein Auslieferungsver- 
fahren zwischen den Kantonen notwendig macht, da stets, 
wenn der Verfolgte zurZeit der Begehung des Verbrechens im 
Kanton nicht niedergelassen war, die Übernahme des Verfah- 
rens durch den Heimatkanton erfolgen müsste. Ferner würde 
die Feststellung des Niederlassungskantons zur Zeit der Begehung 
des Verbrechens öfters zu weitläufigen Untersuchungen und 
Schreibereien Veranlassung geben. Dies wird alles vermieden, 
wenn wir unter Niederlassungskanton denjenigen Kanton ver- 
stehen, in welchem der Verfolgte niedergelassen ist in dem- 
jenigen Zeitpunkt, in welchem das Schreiben des Bundesrates 
bei der Kantonsregierung eingetroften ist und diese sieh zur 
Übernahme bereit erklärt hat. 

2. Vor allem muss auch in Betracht gezogen werden, dass 
in der Gesetzgebung und in der Wissenschaft in der Regel 
unter Gerichtsstand des Wohnsitzes, wohin auch derjenige des 
Niederlassungsortes gehört, derjenige Gerichtsbezirk verstanden 
ist, welchem der Verfolgte zur Zeit der Eröffnung des Verfah- 
rens angehört. Ich verweise hier namentlich auf §§ 8 und 9 
der deutschen Strafprozessordnung und Art. 6 des Code d’ins- 
truction criminelle Frankreichs 1 ). Da der Gerichtsstand des 
Wohnsitzes hauptsächlich dann zur Anwendung kommt, wenn 
derjenige des Begehungsortes aus irgend einem Grunde nicht 
anwendbar ist, so ist es ganz natürlich, dass eben dasjenige 
Recht und derjenige Gerichtsstand an Stelle des Rechtes und 
des Gerichtsstandes des Begehungsortes treten, welchen der 
Verfolgte zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens unterworfen ist. 
Dies ist die einfachste Lösung und es besteht kein Grund, das 
Recht und den Gerichtsstand zur Zeit der Begehung der Tat 
anzuwenden, da diese zum Recht und Gerichtsstand des Be- 
gehungsortes in keinem näheren Verhältnis stehen als jene*). 
Wir haben auch keine Veranlassung, in strafrechtlicher Be- 
ziehung dem Heimatrecht vor dem Wohnsitzrecht den Vorzug 
zu geben. Dies würde aber gerade die Folge der Auffassung 
der basier Gerichte sein. 

*) Siehe auch ton Kries, Lehrbuch des Strafprozessrechtes 1892, S. 169: 
«Der Begriff ist hier der gleiche wie auf civilistischem Gebiet.» 

’) Die Zweckmässigkeitsgründe, welche für den Gerichtsstand des 
Begehungsortes sprechen, treffen beim Gerichtsstand des Wohnsitzes zur 
Zeit der Begehung der Tat nicht zu. 
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Vielfach wird auch deshalb der Wohnsitzkanton eines Ver- 
brechers grösseres Interesse an dessen Bestrafung haben als 
der Heimatkanton, weil oft der Angeschuldigte keine nähern 
Beziehungen zu letzterm hat, vielleicht nie in seiner Heimat 
gewohnt hat. 

Aus den bisherigen Ausführungen geht hervor, dass mehr 
Gründe für die hier vertretene Auffassung sprechen als für 
diejenige der basier Gerichte, und dass die unserige demgemäss 
die richtigere ist. 

Gegen unsere Auffassung ist in den citirten Urteilen an- 
geführt worden, es würde dieselbe die Gefahr mit sich bringen, 
dass der Verfolgte während der Dauer der Untersuchung seinen 
Wohnsitz beliebig ändern könnte. Dieser Einwand ist mir nicht 
recht verständlich. Denn wenn einmal das Verfahren von der 
zuständigen Behörde eingeleitet ist, so besteht für den Beschul- 
digten die Pflicht, in den Prozess einzutreten und sich der Be- 
hörde zur Verfügung zu halten; er hat kein Recht, sich dem 
Verfahren zu entziehen l ). Dies gilt nicht nur, wenn das Ver- 
fahren sich gegen einen Beschuldigten richtet, der auf dem 
Kantonsgebiet eine strafbare Handlung begangen hat, sondern 
auch dann, wenn das Verfahren auf Grund des Art. 2 des 
Bundesgesetzes anhängig gemacht worden ist. Auch dann würde 
dieser Satz Geltung haben, wenn in Absatz 3 des Art. 2 des 
Bundesgesetzes auch nicht besonders erwähnt worden wäre, cs 
sei die strafbare Handlung zu verfolgen, wie wenn sie inner- 
halb des Kantonsgebietes begangen worden wäre. In prozes- 
sualer Beziehung ist zu bemerken, dass in letzter Instanz das 
Bundesgericht berufen ist, über die in dieser Abhandlung be- 
rührten Fragen zu entscheiden. 

Nach Art. 175, 1, des Bundesgesetzes über die Organisa- 
tion der Bundesrechtspflege hat das Bundesgericht als Staats- 
gerichtshof Kompetenzkonflikte zwischen Bundesbehörden und 
Kantonalbehörden zu entscheiden, und es ist zweifellos, dass 
hiernach das Bundesgericht als Staatsgerichtshof in diesen 
Fragen zu entscheiden hat. Da es sich im ersten Falle um 
die Frage handelt, ob eidgenössisches oder kantonales Recht 
anwendbar sei, und im zweiten Falle, ob der Begriff' „Nieder - 

‘) ton Kries, Lehrbuch des Strafprozessrechtes, S. 223. 
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lassungskanton“ von der kantonalen Instanz richtig ausgelegt 
worden ist, so wäre nach Art. 163 des Bundesgesetzes über die 
Organisation der Bundesrechtspflege auch das Bundesgericht 
als Kassationshof in der Sache zuständig, da der Bundesrat 
sich darauf berufen könnte, dass das Urteil auf der Verletzung 
einer eidgenössischen Rechtsvorschrift beruhe. So hat auch 
Weiss in seiner Abhandlung „Die Kassationsbeschwerde in 
Strafsachen eidgenössischen Rechts an den Kassationshof des 
Bundesgerichtes 14 in der Zeitschrift für Schweizer Strafrecht 
1900 auf S. 138 die Kassationsbeschwerde gegen Inkompetenz- 
erklärungen zulässig erklärt, indem er schreibt: „Die Kassa- 
tionsbeschwerde gegen gerichtliche Entscheide über Prozess- 
voraussetzungen muss zugelassen werden dort, wo eine Prozess- 
voraussetzung verneint und aus diesem Grunde auf die Sache 
nicht eingetreten, beziehungsweise der Angeklagte (formell) 
freigesprochen wird, also namentlich bei einer Inkompetenz- 
erklärung.“ 
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Ärztliches Gutachten 

über 

einen Fall von Simulation geistiger Störung. 

Von 

Dr. C. G. Jang, 

zurzeit Sekunda rarzt der Irrenanstalt Burghölzli. 


Simulation von Geisteskrankheit ist im allgemeinen eine 
recht seltene Erscheinung. Sie beschränkt sich fast ausschliess- 
lich auf Untersuchungsgefangene und Sträflinge. Für das 
übrige Publikum ist die Scheu vor der Irrenanstalt zu gross 
und gerade diese Form von Simulation zu unbequem, als dass 
es sich lohnen würde, auf diesem Wege nach irgend welchen 
unrechtmässigen Vorteilen zu streben. Die Menschensorte, 
welche die Simulation liefert, setzt sich erfahrungsgemäss 
meist aus deutlich entarteten Individuen zusammen, welche 
sowohl geistig wie körperlich unverkennbare Degenerations- 
zeichen aufweisen. Die Erfahrung lehrt also, dass die Simulation 
in der Regel auf einem krankhaften Boden erwächst. Auf 
diesen Umstand ist es zurückzuführen, dass die Erkennung 
der Simulation von Geisteskrankheit mit zu den schwierigsten 
Aufgaben der diagnostischen Kunst gehören kann. Ist die 
Simulation erkannt und bewiesen, so erhebt sich die Frage 
der Zurechnungsfähigkeit, deren Entscheidung den mannig- 
faltigsten Schwierigkeiten begegnen kann. 
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Abgesehen von den Fällen von Übertreibung wirklicher 
oder bloss eingebildeter Krankheitssymptonie gibt es eine Reihe 
sonderbarer Geisteszustände bei Entarteten; Zustände, welche 
ursächlich auf die starken Affekte der Verhaftung, Untersuchung 
und Einzelhaft zurückzuführen sind. Es gibt schon in der 
Breite des Normalen Menschen, welche starke Affekte viel 
schlechter verarbeiten, welche durch Unlustaffekte übermässig 
deprimiert oder zornig gereizt werden und längere Zeit nach- 
her noch nicht in die indifferente Stimmungslage gurückkehren 
können. Auf dem Gebiete der psychopathischen Minderwertig- 
keit, dieser eben so breiten als unbestimmten Zone zwischen 
„gesund“ und „krank“, finden w’ir die einzelnen Typen des 
Normalen karikiert, und die starken Affekte des Normalen 
pehmen hier ein übermässiges und absonderliches Wesen in 
jeder Hinsicht an. Die Affektzustände sind oft abnorm lang- 
dauernd oder abnorm intensiv; sie ziehen andere psychische 
Gebiete oder körperliche Funktionen in Mitleidenschaft, welche 
durch den normalen Affekt nicht direkt berührt werden. Auf 
diese Weise können eigentümliche, plötzlich auftretende Ver- 
änderungen des psychischen Verhaltens zu stände kommen, 
welche oft so auffallend sind, dass sie den Gedanken an Si- 
mulation w r achrufcn. Besonders bei Schwachsinnigen beobachtet 
man derartige emotionelle Veränderungen, welche meistens 
die Form eines hochgradigen Blödsinnes annehmen. Pis ist 
nicht ausgeschlossen, dass sich mit derartigen Zuständen auch 
noch gelegentlich eine bewusste Übertreibung verbindet, was 
das Gesamtbild schliesslich unendlich kompliziert. Die Kenntnis 
derartiger psychologischer Möglichkeiten hat nicht nur für den 
Arzt, sondern auch für den Untersuchungsbeamten eine gewisse 
praktische Wichtigkeit. Der vorliegende Fall erscheint mir 
in dieser Beziehung sehr lehrreich, indem er einen Untersuchungs- 
gefangenen betrifft, bei welchem sich psychopathische Minder- 
wertigkeit mit halbbewusster Simulation mischt. Die psychia- 
trische und psychologische Seite dieses Falles wurde bereits 
einer nähern Bearbeitung unterzogen. Die Arbeit ist jüngst 
erschienen im „Journal für Psychologie und Neurologie “ l ). 


*) Jung, Über Simulation von Geistesstörung'; Journal für Psychologie 
und Neurologie 1903, Bd. II, p. 181. 
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Ich bringe hier nur das Gutachten zur allgemeinen Kenntnis. 
Bezüglich der psychologischen Erörterungen zu diesem Falle 
muss ich auf meine erwähnte Publikation verweisen. 

Der Fall wurde uns von der Bezirksanwaltschaft Zürich 
zur Begutachtung zugewiesen. 

Gutachten. 

Wir wurden ersucht um Abgabe eines Gutachtens über 
den Geisteszustand des /. G. von Rothrist, Kt. Aargau, geboren 
den 24. März 1867, Spinner, und speziell um Beantwortung 
folgender Fragen: 

1. „Ist der Explorand geisteskrank?“ 

2. „Treffen die Vermutungen von Herrn Dr. & zu, eventuell 
an welcher andern Geisteskrankheit leidet Explorand?“ 

3. „Seit wann besteht dieser Zustand vermutlich ?“ 

Das Material, auf welches sich unser Gutachten stützt, 
besteht aus den Untersuchungsakten betreffend Velodiebstahl, 
dessen Explorand angeklagt ist, Akten des Kriminalgerichtes 
Schwyz betreffend Diebstahl 1902, Akten des Bezirksgerichtes 
Hinwil betreffend Diebstahl 1894, Akten des Bezirksgerichtes 
Baden betreffend Unterschlagung 1892, einer schriftlichen Aus- 
kunft des Bruders des Exploranden, der Aussage des Polizei- 
soldaten 6'. und den in der Anstalt gemachten Beobachtungen. 

I. Vorleben und Tatbestand. 

Der Vater des Exploranden soll ein solider, aber etwas 
jähzorniger Mann gewesen sein. Die Mutter lebt und ist ge- 
sund. Ein Bruder des Vaters soll ein Frömmler sein. Eine 
Schwester der Mutter endete durch Selbstmord infolge von 
Schwermut. Explorand hat keine Kinder. Seine erste Frau 
hatte bloss eine Totgeburt. 

Aus der Jugend des Exploranden ist nichts Besonderes 
bekannt, als dass er ein etwas nichtsnutziger Junge war, dem 
der Vater oft sagte, er komme noch ins Zuchthaus. Er be- 
suchte 8 Jahre die Schule. Mit 15 Jahren trat er in eine 
Spinnereifabrik ein, wo er D/a Jahre arbeitete. Eines schönen 
Tages lief er fort und kam nach Turgi, wo er in einer ähn- 
lichen Fabrik wieder Arbeit fand. Er blieb dort 16 Monate 
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und soll den Eltern hie und da Geld geschickt haben. Dann 
wanderte er wieder und bekam eine Stelle in der Spinnerei 
Wollishofen, wo er zirka 5 Monate blieb. Dann wanderte er 
wieder „viele Wochen“, kam nach Linthal, arbeitete zirka 
l 1 /* Jahre, wanderte wieder, kam nach Ziegelbrüeke, wo er 
zirka 3 Jahre blieb. Er heiratete dort mit 22 Jahren. Die 
Ehe war nicht glücklich, er brannte nach zirka 2 Jahren der 
Frau durch unter Mitnahme ihrer mühsam gemachten Erspar- 
nisse (zirka Fr. 300j und wanderte aus nach Nordamerika, wo 
er in der Hauptsache ein unstetes Abenteurerleben führte und 
nach mannigfachen Irrfahrten eine Stelle als Kohlenzieher auf 
einem Europadampfer fand, der ihn nach Deutschland zurück- 
brachte. Er wanderte von Bremen durch ganz Deutschland 
in die Schweiz zurück, kam nach Wald, arbeitete dort ein 
halbes Jahr, versöhnte sich auch wieder mit seiner Frau. Der 
Frieden dauerte aber nicht lange. Die Frau verlangte nach 
einiger Zeit Scheidung, die auch ausgesprochen wurde. Sie 
benützte dazu den Anlass, den ihr Explorand durch seine erste 
Bestrafung gab. Angeblich infolge unregelmässiger Arbeits- 
gelegenheit war Explorand nach Baden im Aargau gegangen, 
wo er in einer Spinnerei Arbeit fand. Dort brannte er am 
13. November 1892 durch, unter Mitnahme von Fr. 275, welche 
Summe ihm sein Zimmerkamerad zur Aufbewahrung anver- 
traut hatte, da Explorand über einen verschliessbaren Koffer 
verfügte. Explorand reiste mit seinem Raube nach Zürich, 
dann nach Mülhausen, Colmar, Strassburg, Belfort, Montbéliard, 
Chaux-de-Fonds, Bern, Glarus, wo er am 27. November 1892 
im Momente, als er das Ortsgeschenk holen wollte, verhaftet 
wurde. Er hatte die unterschlagene Summe völlig aufgebraucht. 
Explorand soll auch zirka 1892 in Baden wegen Betrugs mit 
10 Tagen Gefängnis vorbestraft sein. Explorand erhielt 6 Mo- 
nate „korrektionelle Zuchthausstrafe“ und 3 Jahre Einstellung 
im Aktivbürgerrecht. Nach Verbiissung seiner Strafe wanderte 
Explorand wieder ziemlich ziellos in der Schweiz herum, indem 
er bald da, bald dort kürzere Zeit in verschiedenen Stellungen 
arbeitete. Am 15. März 1894 wurde er vom Bezirksgericht 
Hinwil zu 1 Monat Gefängnis verurteilt, da er aus einem 
Hausgange eine Baumschere im Werte von Fr. 4. 50 hatte mit- 
laufen lassen. Aus dem bei dieser Gelegenheit eingeholten 
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Leumundszeugnisse geht hervor, dass er »vor einiger Zeit“ in 
„total verwahrlostem Zustande“ im Kanton Glarus aufgegriffen 
und in seine Heimatsgemeinde geschafft worden sei; er habe 
vorher einen Selbstmordversuch begangen und sich auf dem 
Transport sehr widerspenstig gezeigt, so dass man ihn in das 
Ortsgefängnis sperren musste, wo er aber nachts ausbrach 
und entfloh. 

Nach den Angaben des Exploranden wanderte er, respek- 
tive vagabundierte er in allen Schweizerkantonen herum bis 
im Jahre 1896, wo er in Schwanden wieder feste Arbeit in 
einer Spinnerei annahm. Er blieb angeblich 4 Jahre und 8 
Monate an dieser Stelle, heiratete im Herbst 1900. Die Ehe 
war kinderlos und nicht sehr glücklich. 

Im Sommer 1901 lief er nach einer durchschwärmten 
Sonntagsnacht am Montag Morgen fort unter Mitnahme eines 
Sparkassenbuches von Fr. 1200, das seiner Frau gehörte, und 
welches er widerrechtlich auf der Bank in Glarus erhoben 
hatte. Er war deshalb sub 12. Juli 1901 im Zürcher Polizei- 
anzeiger ausgeschrieben. Nach 14 Tagen kam er wieder zurück 
und gab seiner Frau Fr. 700. Den Rest behielt er für sich. 
Nach zirka 8 Wochen lief er wieder fort, angeblich auf Arbeits- 
suche, indem er wieder Fr. 400 mitnahm. Als er wieder nach 
einiger Zeit zurückkehrte, spiegelte er seiner Frau vor, er 
habe kein Geld mehr. Er hatte aber offenbar noch zirka 
Fr. 500. Er lief aber nach zirka 10 Monaten wieder fort, 
logierte nach seiner Angabe immer in Gasthöfen, stahl am 
15. September 1902 ein vor einem Hause in Zürich stehendes 
Velo, und am 26. Oktober 1902 ein zweites im Gange einer 
Wirtschaft in Siebnen (Kt. Schwyz) im Wert von Fr. 200, fuhr 
damit nach Luzern und wurde am 28. Oktober 1902 verhaftet, 
im Momente, als er dasselbe für Fr. 120 verkaufen wollte. 
Er wurde am 22. November 1902 zu 6 Monaten Arbeitshaus 
verurteilt. 

In der Folge ergab es sich, dass Explorand das zuerst 
gestohlene Velo bei Kleinmechaniker L. in Glarus für Fr. 70, 
respektive für einen Feldstecher im Werte von Fr. 45 und 
Rest in bar verkauft hatte. 

Als Explorand am 29. Mai 1903 auf der Bezirksanwalt- 
schaft verhört wurde, gab er seine Personalien richtig an, 
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bestritt die Anklage und behauptete, das Velo von einem 
gewissen Emil H. an der letzten Kirchweih in Wädenswil 
gekauft zu haben. Von da an aber gab er unklare und un- 
zusammenhängende Antworten. 

Explorand soll vorher gar keinen abnormen Eindruck 
gemacht haben. Erst in der Einzelhaft wurde er nachts un- 
ruhig. Er warf die Schuhe unters Bett, verhing das Fenster 
mit einer Decke, „weil immer einer herein gewollt habe“. 
Am folgenden Morgen verweigerte er die Nahrung, indem er 
behauptete, er bekomme Gift. Von da an sprach er nur noch, 
wenn man ihn dazu drängte, er behauptete auch, eine Spinne 
sei an der Wand gelaufen, die Spinnen seien giftig, was ein 
Zeichen sei, dass er vergiftet w ei de. In der Nacht vom 31. Mai 
auf den 1. Juni schlief er in einer Viererzelle. Er war in den 
Nächten jeweils unruhig, behauptete oft, es sei einer unter 
dem Bett. Am 2. Juni war das Verhalten des Exploranden 
noch dasselbe, er war apathisch, sprach nicht mit den andern 
Gefangenen, er ass, sobald er sah, dass die andern auch 
assen. Aus dem Zeugnis des Herrn Bezirksarztadjunkten geht 
hervor, dass die Äusserungen („man wolle ihn umbringen, 
weil er seine Frau getötet habe, er habe unter dem Bett einen 
Mörder mit einem Messer gesehen“ etc.) und das übrige Ver- 
halten des Exploranden den Eindruck eines katatonischen Zu- 
standes gemacht haben. 

II. Beobachtungen in der Anstalt. 

Bei der Aufnahme am 3. Juni 1903 sass Explorand teil- 
nahmlos da, war nur mit Mühe zum Antworten zu bringen. 
Der Ausdruck des Gesichtes ist stumpf und maskenartig. Gibt 
Namen und Heimat richtig an, weiss, dass er in Zürich ist, 
sonst örtlich und zeitlich anscheinend nicht orientiert, kann 
auch sein Geburtsjahr nicht angeben. 5 vorgehaltene Finger 
gibt er beharrlich als 4 an, 10 als 8. Liest die Uhr falsch: 
statt 5 50 „5 */*“, statt 7 80 „3*/a“> als ihm 3 30 vorgehalten wird, 
sagt er: „auch 7*4“. Von Geldstücken erkennt er bloss das 
Fünffrankenstück. Einfrankenstücke nennt er Zwanzigcentimes- 
stücke. Bei der Aufforderung, die Türe mit einem ihm ge- 
gebenen Schlüssel zu schliessen, steckt er den Schlüssel mit 
dem Bart nach oben ins Schlüsselloch. Eine Zündholzschachtel 
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versucht er so zu öffnen, dass er sie von der Seite her auf- 
bricht. Explorand wurde darauf zu Bett gebracht. In der 
Nacht war er ruhig, schob nur einmal sein Bett weg, indem 
er behauptete, die an der Decke befindliche Gipsrosette falle 
herunter. 

Bei der am folgenden Morgen vorgenommenen Unter- 
suchung gab Explorand ganz spärliche Antworten, musste be- 
ständig gedrängt werden. Er war anscheinend unklar über 
Zeit und Ort, gab an, in einem Spital in Zürich zu sein. Die 
Fragen fasste er alle offenbar ganz gut auf, gab aber ganz 
unsinnige Antworten, die alle sehr einsilbig waren und sich 
auf ein Minimum von Worten beschränkten. 

Beispiele: Wie heisst dieses Spital ? „Zürcher Spital.“ Was 
für Leute sind in Ihrem Zimmer ? „Kranke.“ Wo fehlt cs diesen 
Kranken? „Sie können nicht laufen.“ Fehlt es diesen Kranken 
nicht im Kopf? „Nein, in den Beinen.“ Wie lange sind Sie 
jetzt hier? „2 Tage.“ Was haben wir heute für einen Tag? 
„Samstag.“ An was für einem Tag sind Sie gekommen? „Mitt- 
woch.“ Was ist heute? „Samstag“ (richtig: Donnerstag). Was 
ist heute? „Sonntag.“ Was war für ein Fest am letzten Sonn- 
tag (Pfingsten) ? „Gesangfest in Zürich, ich hörte singen.“ Wo 
waren Sie am letzten Sonntag? „In Zürich.“ Was haben Sie 
getan? „Nichts.“ Wo haben Sie gewohnt? (Keine Antwort.) 
In Glarus? In Wädenswil? „In Glaris.“ Wo waren Sie, bevor 
Sie hierher kamen? „In Zürich.“ Was haben Sie in Zürich 
gemacht? sind Sie herumgelaufen? „Bin gefahren.“ 

Explorand gibt nun gar keine Antwort mehr, trotz ener- 
gischen Drängens. Er wird nun zu verschiedenen Tätigkeiten 
aufgefordert, wobei beobachtet wird, dass er die Aufforderungen, 
wie schon vorher die Fragen, richtig auffasst, aber in einer 
gesucht unsinnigen Weise ausführt. 

1. Explorand wird aufgefordert, das Wort „Rothrist“ zu 
schreiben. Er nimmt die Feder sofort richtig in die Hand und 
schreibt eine Zickzacklinie. 

2. Er soll lesen. Explorand nimmt das Buch verkehrt, 
versucht von rechts nach links zu lesen. Nennt den Buch- 
staben 0 „Ring“, eine 9 (umgekehrt) „5“, eine 1 „Strich“, 
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eine 6 (umgekehrt) „3“, 

2 “ 

n n“ i 

„ — (keine Antwort), 

2 “ 

n ) 

r> r>° • 

Sagt spontan „er könne das nicht lesen“. 

Er wird aufgefordert, das Buch richtig in die Hand zu 
nehmen. Explorand blättert um. Das Buch wird richtig vor 
ihn hingelegt. Frage : Wie heisst das ? Explorand: „Wie heisset 
Ihr?“ „Warum sind ihr da?“ Explorand kann nicht zum Lesen 
gebracht werden. 

3. Explorand wird aufgefordert, mit dem Schlüssel die Türe 
zu schliessen. Er dreht, um zu schliessen, nach rechts, um 
zu öffnen, nach links; beides mit Anwendung von Kraft (das 
Schloss öffnet sich notabene nach rechts). 

4. Soll eine Zündholzschachtel öffnen: er versucht zuerst 

wieder, wie gestern, von der Seite aufzubrechen, auf Zureden 
öffnet er aber richtig, zündet richtig an, zündet auch eine 
Kerze an und löscht beides richtig. . 

5. Soll die Klinge eines Taschenmessers öffnen: er öffnet 
den Zapfenzieher. 

6. Soll ein Brillenfutteral öffnen und die Brille aufsetzen. 
Sagt spontan: „Ich will keine.“ „Das ist ja keine.“ Dreht das 
Futteral zwischen den Fingern herum. Öffnet aber dann richtig, 
als man es ihm Vormacht. Versucht aber die Brille verkehrt 
aufzusetzen. 

7. Erhält ein Portemonnaie mit der Frage: was ist das? 
„Drucke.“ Inhalt? „Zigarren“, will dasselbe öffnen, indem er 
das Schloss abzureissen versucht. 

8. Es wird ihm Geld (Fr. 3. 40) vorgelegt mit der Frage : 
wie viel ist das? „5 Franken.“ 

9. Es wird ihm ein Goldstück (Fr. 20) vorgelegt mit der 
Frage: wie viel ist das wert? „Nichts.“ 

Die körperliche Untersuchung ergibt lebhafte Vorderarm- 
und Patellarrefiexe. 

Die Schmerzempfindlichkeit erscheint allgemein herabge- 
setzt, stellenweise fast aufgehoben, so z. B. am rechten Vorder- 
arm. Die Reaktion der Pupille auf Schmerz ist erhalten. Die 
rechte Pupille ist etwas weiter als die linke. Beide zeigen aber 
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normale Reaktion. Das Gesicht des Explorandcn ist etwas 
asymmetrisch, indem der linke Augenbrauenbogen höher steht 
als der rechte. Am linken Unterschenkel hat Explorand starke 
Venenerweiterungen. Auf der linken Brust, in der Höhe der 
zweiten und dritten Rippe, befindet sich eine flache 5 . 5 cm. 
lange und fast 3 cm. breite Narbe (von dem angeblichen Selbst- 
mordversuch herrührend). 

Diese Untersuchung wurde in einem Separatzimmer aus- 
geführt, welches auf der gleichen Etage liegt wie der Wach- 
saal, wo Explorand seit dem vorhergehenden Abend lag. Nach 
beendigter Untersuchung hiessen wir den Exploranden selber 
sein Zimmer wieder aufsuchen. Er ging zuerst in entgegen- 
gesetzter Richtung und rüttelte an einer Korridortüre, die er 
vorher nicht passiert hatte, dann hiess man ihn in der andern 
Richtung gehen. Nun versuchte Explorand zwei andere Türen 
zu öffnen, welche in Zimmer neben dem Wachsaal führten. 
Schliesslich kam er an die rechte, die ihm geöffnet wurde. 
Explorand trat ein, blieb aber an der Türe stehen. Er wurde 
nun aufgefordert, sein Bett aufzusuchen, er blieb aber starr 
stehen, ohne auf unsere Aufforderung zu reagieren. Sein Bett 
befand sich in der entgegengesetzten Ecke, war aber deutlich 
sichtbar von der Stelle aus, w r o Explorand stand. Wir liessen 
ihn stehen. Er stand 1 */* Stunden an derselben Stelle, w urde 
dann bleich, schwitzte stark, verlangte vom Wärter Wasser 
und fiel plötzlich um, noch bevor er das Wasser erhalten hatte, 
indem er dem Ofen entlang zu Boden glitt. Das Gesicht wurde 
blass-blaurot und war von Schweiss bedeckt. Explorand sprach 
nichts und reagierte gar nicht auf Anrede, war jedoch bei 
Bewusstsein. Nach zirka 10 Minuten w r urde er wieder auf die 
Füsse gestellt, kaum war er aufgerichtet, so w r urde er wieder 
bleich, der Puls wurde sehr klein, weich, die Frequenz erhöhte 
sich etwas. Explorand wurde nun zu Bette gebracht, wo er 
ruhig und stumm liegen blieb. 

Nachmittags gegen 4 Uhr stand Explorand plötzlich auf, 
ging zur Türe und stiess mit dem Kopf heftig dagegen, dann 
nahm er einen Anlauf und warf sich mit ganz beträchtlicher 
Wucht mit dem Kopf gegen die Tür. (Nach Aussage unseres 
Oberwärters soll es so gekracht haben, als ob im Wachsaal 
„alles zusammenfiele“.) Als man ihn festhalten wollte, wehrte 
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er sich derart, dass man ihn wickeln musste, worauf er sich 
sofort beruhigte. 

In der Nacht vom 4./5. Juni war er ruhig, kehrte nur ein- 
mal sein Bett um und wollte dann nicht mehr hineingehen. 
Bei der Morgenvisite packte er plötzlich den Arzt und wollte 
ihn zu sich ins Bett werfen, packte dann auch den Wärter an 
und rang mit demselben. Er erhielt darauf eine narkotisierende 
Einspritzung. An den folgenden Tagen zeigte Explorand das- 
selbe apathische, stumpfe Verhalten mit gelegentlichen An- 
wandlungen von Gewalttätigkeit gegen Ärzte und Wärter, 
welche jedoch sich ganz aufs Ringen beschränkten und nie zu 
Schlägereien wurden. Sprachliche Äusserungen kamen nur sehr 
wenige vor, waren immer blöd und ungereimt und wurden in 
ganz affektlosem Ton vorgebracht. Er ass an den ersten drei 
Tagen nichts. Am vierten begann er endlich ein wenig zu 
essen, und ass von da an täglich besser. Am 7. Juni sagte er 
plötzlich zum Arzt, er habe zu viel Blut, man solle ihm zur 
Ader lassen, welcher Wunsch natürlich nicht erfüllt wurde. 
Es wurde auch bemerkt, dass Explorand im Widerspruch mit 
seiner anscheinenden Stumpfheit lebhaften Anteil nahm an 
dem, was um ihn vorging; so rief er plötzlich, man solle dem 
Patienten, der sich gerade gegen die Sondenernährung sehr 
stark wehrte, die Fiisse zusammenbinden, dann gehe es besser. 

Am 8. Juni wurde Explorand mit starken, faradisehen 
Strömen elektrisiert, mit der Ankündigung, das geschehe von 
jetzt an täglich und werde sehr viel zur Besserung seines Zu- 
standes, besonders seiner Sprache, beitragen. 

Am 9. Juni morgens war Explorand plötzlich klar, ver- 
langte eine Unterredung mit dem Herrn Direktor. Er wurde 
nun wieder in ein Separatzimmer gebracht, wo er folgender- 
massen sprach : 

„Sie wissen ja, dass es mit mir nicht so gefährlich ist. Ich 
bin verhaftet worden — ich habe eine brave Mutter und brave 
Geschwister und da bin ich in eine solche Angst und Auf- 
regung geraten, w usste gar nicht mehr, was sagen, und kam 
so auf den Gedanken, es noch fauler zu machen, als es ist. 
Hier merkte ich gleich, dass man mir nicht glaubte, es wurde 
mir auch zu dumm, den Verrückten zu spielen, und es ver- 
leidete mir auch, immer im Bett zu liegen. Es ist mir alles 
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verleidet. Ich hatte Selbstmordgedanken. Ich habe diese Woche 
einen Aderlass verlangt und hatte dabei den Plan, mich gegen 
das Verbinden zu wehren und so das Blut laufen zu lassen. — 
Ich bin nicht geisteskrank, und doch ist es mir manchmal, als 
ob nicht alles ganz recht im Kopfe wäre. — Ich habe das 
nicht getan, um der Gefängnisstrafe zu entgehen, sondern 
meiner Familie wegen. Ich habe neun Jahre keine Strafe 
mehr gehabt bis im letzten Herbst.“ (Weint.) Auf die Frage, 
wie er denn dazu gekommen sei, Geistesstörung zu simulieren, 
meinte er: 

„Meine alte Mutter dauerte mich und meine Tat reute mich. 
Ich kam in eine solche Angst und Aufregung, dass ich dachte, 
ich wolle noch mehr machen, als ist. — Als ich nach dem 
Verhör wieder in die Zelle kam, wusste ich fast nicht mehr, 
was anfangeu. Ich wäre hier zum Fenster hinausgesprungen, 
wenn’s keine Gitter gehabt hätte. — Ich dachte, ich wolle der 
Mutter und den Geschwistern die Schande nicht mehr bereiten. 
Ich hätte eine schöne Existenz gehabt, wenn ich hätte recht 
sein können. Ich habe immer herumgesoffen, statt zu arbeiten. 
Die Frau sagte mir immer, es fehle mir im Kopfe; natürlich, 
wenn man den Kopf voll gesoffen hat.“ Was mit ihm ge- 
schehen werde, wenn er simuliere, habe er nicht recht gewusst; 
— er habe sehen wollen, was man dann mit ihm mache. — 
Andere hätten auch schon simuliert und seien so davonge- 
kommen, — er habe auch nicht gewusst, dass er ins Burg- 
hölzli komme, er habe gedacht, das sei das Kantonsspital. 

Auf diese Weise sei er auf den Gedanken gekommen, den 
Verrückten zu spielen. Er ass nicht mehr, weil er dachte, er 
wolle sich am Ende ganz verhungern lassen. (Ein andermal 
gab er an, er habe auch gar keinen Appetit mehr verspürt.) 
Er sei ganz verzweifelt gewesen und sei es jetzt noch, man 
könne ihm heute eine Ader öffnen; — er sei bis jetzt nur vom 
Selbstmord zurückgeschreckt, weil er seiner Mutter nicht auch 
noch die Schande bereiten wollte, ein Selbstmörder zu sein. 

Vergiftungsangst habe er vorgeschützt, weil er dann einen 
Grund hatte, nicht zu essen. Die Halluzinationen simulierte 
er, weil er gewusst habe, dass Geisteskranke oft solche Sachen 
sehen. Als er in gemeinschaftliche Haft versetzt wurde, musste 
er konsequenterweise wieder essen, als er sah, dass die andern 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 5 
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auch asserì. Während dieser Erzählung brach Explorand mehr- 
fach in Tränen aus und befand sieh offenbar in sehr zer- 
knirschter Stimmung. 

Explorand wurde nun an diesem und am folgenden Tage 
(9./10. Juni) einer eingehenden Untersuchung unterworfen. 

Pupillen-, Patellar- und die übrigen Reflexe zeigten keine 
Veränderung. Bei der Prüfung der Schmerzempfindlichkeit 
reagierte Explorand deutlich, jedoch zeigte es sich, dass die 
Schmerzempfindlichkeit im allgemeinen nicht unbeträchtlich 
herabgesetzt ist und zwar gleichmässig an der ganzen Körper- 
oberfläche ( Hgpalgesie ). Das Gesichtsfeld zeigte keine Ein- 
schränkung. Explorand erwies sich als typisch rot-grün-blind. 
Das Auffassungsvermögen war bedeutend herabgesetzt, so dass 
Explorand einfache Bilder bloss sehr langsam und fehlerhaft 
auffasste. Wurde ihm das Bild lange genug gezeigt, so fasste 
er dasselbe auf und konnte es richtig bezeichnen. Die ihm 
vorerzählte äsopische Fabel vom Esel mit dem Löwenfell 
fasste er, was den Sinn betrifft, richtig auf, reproduzierte die 
Geschichte aber sehr mangelhaft: 

„Ein Esel fand eine Löwenfalle mit einem toten Löwen 
darin (diesen Passus fügte Explorand spontan dazu). Dann 
nahm er das Fell und wickelte sich darein. Er lief darin 
herum und brüllte wie ein Löwe. Da zerrissen ihn die andern 
Tiere. Der Sinn ist: Man soll sich nicht grösser machen als 
man ist.“ 

Seine Merkfähigkeit ist ebenfalls herabgesetzt, was beim 
Kopfrechnen deutlich zum Ausdruck kommt, indem er den 
einen oder anderen Komponenten einer einfachen Rechnung 
leicht vergisst. So kann er 147 -f- 178 nicht addieren, einfachere 
Aufgaben gehen mit Schwierigkeit, z. B. 1 5 -f- 17 =42 — 42 — 37. 
Rechnet folgendermassen : 15 -f- 15 = 30 -f- 7 = 37 — 32. Am 
schlechtesten gehen die Divisionen, wo Explorand 92 : 8 nicht 
ausführen kann. Neben einer schlechten Beanlagung für Mathe- 
matik spielt hier die herabgesetzte Merkfähigkeit, d. h. ein 
sogenanntes schlechtes Gedächtnis, die Hauptrolle. 

Sonst zeigt Explorand eine mittlere Intelligenz und ver- 
fügt, wenn auch nicht über grosse, so doch über ausreichende 
und seinen Verhältnissen entsprechende Kenntnisse. 

Explorand verfasste nun auch eine 5'/s Folioseiten starke 
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Biographie, worin er sich die Hauptschuld an seinem verfehl- 
ten Leben beimisst, und auch an dem unglücklichen Ausgang 
seiner beiden Ehen. In demselben zerknirschten und reuigen 
Ton trägt er auch mündlich seine Geschichte vor und betont 
immer wieder, dass er allein schuld sei an seiner Verbrecher- 
laufbahn, dass er leichtsinnig getrunken und seine Arbeit ver- 
säumt habe, eine innere Unruhe habe ihn immer wieder fort- 
getrieben und habe ihn auch daran gehindert, sich seiner Frau 
anzupassen; er habe sich nie „in das Joch schicken“ können. 
Von Zeit zu Zeit musste er eben fortlaufen aus unbestimmtem 
Freiheitsdrang. 

Die Darstellung seiner Schicksale ist richtig, soweit sie 
objektiv kontrolliert werden konnte. Explorand irrt sich bloss 
häufig in den Daten. Auch die Geschichte seiner verschiedenen 
Diebstähle erzählte er getreu und ohne Beschönigung. Auf- 
fallend unsicher erwies sich Explorand in der zeitlichen Lokali- 
sierung der jüngsten Ereignisse. Er ist nicht sicher, ob er drei 
oder vier Tage im Selnau war, am 9. Juni morgens glaubte 
er bestimmt, schon 14 Tage in der Anstalt zu sein, später, gegen 
Mittag, schien es ihm, dass es doch sicher mindestens 12 Tage 
seien. Am Abend schwankte er zwischen 10 und 12 Tagen. 
Zeitlich war er sonst zureichend orientiert. Die Einzelheiten 
seines hiesigen Aufenthaltes erzählte er unscharf und erinnerte 
sich an viele kleinere Begebenheiten während seiner Simula- 
tion nicht mehr, auch warf er vieles zeitlich durcheinander. 
Er erinnerte sich bloss noch undeutlich an die Aufnahmeszene 
und an die damalige Untersuchung; er wusste noch, dass er 
einen Schlüssel ins Loch stecken musste, aber er habe ihn 
richtig eingesteckt. An die Untersuchung am folgenden Tage 
erinnerte er sich auch, behauptete, das Zimmer sei ganz voll 
von Ärzten gewesen, etwa 7 oder 8 (in Wirklichkeit 5). An 
die Einzelheiten der Untersuchung erinnerte er sich noch, aber 
nur, wenn man ihm nachhalf. Über die Szene nach der Unter- 
suchung gibt er folgende Auskunft: „Er wisse noch gut, wie 
er aus der Untersuchung gekommen sei, da habe man ihn 
laufen lassen und er habe sich in dem grossen Gang verirrt. 
Es sei ihm nämlich gewesen, als sei er, um ins Untersuchungs- 
zimmer zu gelangen, zuerst eine Treppe hinaufgestiegen. Als 
er nun nicht wieder eine Treppe hinuntergehen musste, habe 
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er gedacht, man wolle ihn zum besten halten und ihn in ein 
falsches Zimmer fuhren. Er habe darum, als mau ihn in den 
Krankensaal führte, gedacht, das sei nicht das richtige Zimmer, 
und habe den Saal auch nicht wieder erkannt, besonders noch, 
da er auch gesehen habe, dass alle Betten besetzt waren — 
deshalb blieb er beim Eingang stehen. Man habe ihn dort 
stehen lassen und da sei es ihm eben schlecht geworden und 
er sei umgefallen. Als man ihn darauf ins Bett brachte, habe 
er erst gesehen, dass noch ein Bett frei sei, dass es das seinige 
sei und dass er auch im richtigen Zimmer sei.“ 

Dass er so wuchtig mit dem Kopf gegen die Türe stiess, 
erklärte er durch seine Verzweiflung, in welcher es ihm gleich 
gewesen wäre, wenn er den Kopf eingerannt hätte. 

(Seinen in den Akten berichteten Selbstmordversuch will 
Explorand nicht gelten lassen, er habe damals bloss unge- 
schickt mit einem Revolver gespielt, wobei derselbe losgegangen 
sei, Selbstmordabsicht habe er keine gehabt.) 

Um den damaligen Zustand (10. Juni) des Exploranden ge- 
nauer zu präzisieren, haben wir eine sogenannte Arbeitskurve 
von ihm aufgenommen. Wir haben ihn 46 Minuten lang ein- 
stellige Zahlen addieren lassen und haben die Ergebnisse (Lei- 
stung und Fehler) in eine Kurve zusammengestellt '). Auffallend 
ist hierbei die trotz des Übungszuwachses geringe Höhe der 
Minutenleistung und die grosse, rasch zunehmende Fehlerzahl. 
Dieses Verhalten entspricht nicht demjenigen der Ermüdung, 


') Die Kurve wurde so hergestellt, dass jeweilen die Anzahl dev pro 
Minute ausgeführten Additionen als Koordinate aufgeschrieben wurde. 
Entsprechend wurden die Fehlerzahlen auch in eine Kurve vereinigt. Die 
Kurven waren dein Gutachten be.igelegt. Statt der Kurven führe ich hier 
nur orientierend die Mittelzahlen an: 

10. Juni: 17. Juni: 


Mittel der Minutenleistung ......... 28,1 32,4 Additionen 

Minutenmittel der ersten Hälfte der Gesamtzahl . 27,4 31,9 » 

Minutenmittel der zweiten Hälfte der Gesamtzahl 28,9 32,9 » 


Von der Gesamtzahl der Additionen waren unrichtig 11,270 4,07o 

Mittel der Fehlerzahl pro Minute der ersten Hälfte 

der Additionen 1,5 1,1 Fehler 

Mittel der Fehlerzahl pro Minute der zweiten Hälfte 

der Additionen 4,7 1,5 » 
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sondern einem Zustande eigentümlicher psychischer Schwäche 
und Unsicherheit. 

An den folgenden Tagen wurde Explorand sich selber 
überlassen. Er beschäftigte sich mit Lesen und Kartenspielen, 
äusserte hie und da Klagen über vage Beschwerden („schwach 
im Rücken“ etc.), räsonierte Uber Wärter und Anstalt, fand, 
dass sogenannte Patienten hier seien, denen gar nichts fehle etc. 

Am 19. Juni wird Explorand nochmals einer eingehenden 
Untersuchung unterworfen. 

Der körperliche Zustand weist keine Änderungen auf. 

Das Auffassungsvermögen zeigte eine entschiedene Besse- 
rung, indem Explorand zwar noch nicht sicher und rasch ge- 
nug, aber doch schon schneller und genauer als früher auffasst. 

Eine Veränderung der Merlefähigkeit kann nicht nachge- 
wiesen werden. Explorand reproduziert seine Aufgaben und 
führt seine Rechnungen noch genau so unsicher aus, wie am 
9. Juni. 

Dagegen zeigt die Arbeitskurve (die schon am 17. Juni 
aufgenommen wurde) eine entschiedene Besserung. Die Durch- 
schnittsleistung steht nicht nur höher, sondern auch die Fehler- 
zahl ist erheblich heruntergegangen. 

Explorand zeigt nun anhaltend eine leicht deprimierte 
Stimmung und erkundigt sich oft, wann er wieder fortkomme. 

Am 2i5. Juni machte er plötzlich einen Selbstmordversuch, 
indem er mit einem scharfen Stein die Haut am linken Hand- 
gelenk in der Gegend der Arterie langsam durchsägte. Als er 
dann blutete, verlangte er vom Wärter ein Messer, weil er es 
„noch nicht ganz durchgebracht habe“, wobei natürlich der 
Suieidversuch entdeckt wurde. Als man die Wunde nähen und 
verbinden wollte, wehrte er sich zuerst dagegen, als man ihm 
aber drohte, man werde ihn durch vier Wärter festhalten lassen, 
gab er sofort nach. 


III. Gutachten. 

Aus dem sub I und II zusammengestellten Material er- 
gibt sich : 

Explorand neigte von jeher zu einem arbeitsscheuen, vaga- 
bundierenden Leben. Er hielt es fast nirgends längere Zeit 
aus, er wechselte fast beständig Wohnort und Stellung; im ge- 
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ordneten Leben der Ehe hielt er es nicht aus, sondern geriet 
in Streit mit der Frau, vergriff sich an deren Geld und brachte 
es durch. Günstige Gelegenheiten verführten ihn mehrmals zu 
Diebstahlen. Die für Explorand charakteristische Unbeständig- 
keit beruht nach seiner Meinung auf einer inneren Unruhe, die 
ihn immer wieder wegtreibt, auch aus Stellungen, wo es ihm 
hätte wohl sein können. Explorand empfindet selber diese 
Eigentümlichkeit und sieht auch ein, dass er nur sich selber 
seine unglückliche Lebensführung zuzuschreiben hat. 

Die Untersuchung zeigt, dass Explorand, auch abgesehen 
von dieser Besonderheit, kein ganz normaler Mensch ist. Er 
weist eine Reihe von Abweichungen von der Norm auf, welche 
man nicht geradezu als krankhaft, aber doch als Entartungs- 
merkmale bezeichnen muss, so z. B. die allgemeine Herabsetzung 
der Schmerzempfindlichkeit (llypalgesie), die Rotgränblindheit (Dal- 
tonismus), die herabgesetzte Merkfähigkeit und die Störung des 
Auffassungsvermögens für Gesehenes und Gehörtes, welche charak- 
terisiert ist durch Verlangsamung und Mangel an Genauigkeit. 

Dieser abnorme Zustand entspricht weniger irgend einer 
bekannten Geisteskrankheit, als vielmehr dem Bilde der erb- 
lichen Entartung. Starke hereditäre Einflüsse sind bei der Spär- 
lichkeit unserer Kenntnisse von seinen Familienverhältnissen 
nicht nachweisbar, aber trotzdem können sie vorhanden ge- 
wesen sein. 

Man kann mit einigem Zwang unter den erblich Belasteten 
gewisse Gruppen, welche bestimmten Krankheitsbildern ent- 
sprechen, unterscheiden, je nach der zufälligen Konstellation 
ihrer Symptome. Explorand nähert sich am ehesten der Hysterie, 
indem seine Hauptsymptome, die Unbeständigkeit seines Cha- 
rakters und die Vergesslichkeit, gerade im Gebiete der Hysterie 
eine grosse Rolle spielen. Die Rotgrünblindheit, die Abstumpfung 
der Sinnestätigkeit überhaupt, sind Symptome, die bei allen 
möglichen Formen der Entartung (oder „psychopathischer Min- 
derwertigkeit“) Vorkommen können. Seine gemütliche Leicht- 
erregbarkeit, seine neugierige Anteilnahme und seine vorschnelle 
Beurteilung unserer Anstaltsverhältnisse sind nicht mit Sicher- 
heit als hysterisch zu bezeichnen, machen jedoch einen solchen 
Eindruck. Einen ausgesprochen hysterischen Charakter trägt 
hingegen sein hier begangener Selbstmordversuch, welcher nur 
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so weit getrieben wurde, bis die Gefährlichkeit anfing. (Eis ist 
allerdings nicht ausgeschlossen, dass die Verstimmung einmal 
einen so hohen Grad erreichen kann, dass der Versuch einen 
mehr als theatralischen Abschluss findet.) 

Wenn wir berücksichtigen, dass Explorand aus einer sonst 
gut beleumdeten Familie stammt und nicht bloss ein moralisch 
verkommener Mensch ist, sondern hauptsächlich durch abnorme 
psychische Veranlagung an einer beharrlichen und zielbewussten 
Lebensführung verhindert wird, so müssen wir annehmen, dass 
die von ihm angegebenen Beweggründe zur Simulation, vor 
allem der starke Affekt der Reue zureichend gewesen seien, 
obschon das Psychologische jenes Momentes nicht ohne weiteres 
klar ist. Es ist auffallend, wie unbestimmt sich Explorand in 
dieser Beziehung ausdrückt, indem er nicht einmal sich klar 
gewesen ist, was er eigentlich mit der Simulation erreichen 
wollte und was ihm geschehen würde, wenn er simuliere. Es 
ist zwar sehr wahrscheinlich, dass ihm der Gedanke einer 
Entschuldigung für seine Vergehen nahe lag; aber nach allem, 
was er uns hierüber mitgeteilt hat, war er sich in jenem Mo- 
mente durchaus nicht ganz klar über die Tragweite seiner 
Handlungsweise. Es sieht ganz danach aus, als hätte er da- 
mals mehr einem unbestimmten Drange, sich aus seiner Situa- 
tion zu retten, als einem klaren Gedanken Folge gegeben. 

Was das Äussere seines damaligen Zustandes betrifft, muss 
hervorgehoben werden, dass Explorand, abgesehen von einer 
Reihe von kleinern Inkonsequenzen und Unwahrscheinlichkeiten, 
welche bei uns immer den Gedanken an Simulation wach- 
hielten, im grossen und ganzen die Rolle des Geisteskranken 
vorzüglich gespielt hat, und zwar so gut, dass eine ausgespro- 
chene Verwandtschaft zu gewissen hysterischen Dämmerzu- 
ständen einerseits und anderseits zu gewissen Formen der 
Dementia præeox (Spannungsirresinn) unverkennbar war. Die 
Stumpfheit seines Gesichtsausdrucks, die Rücksichtslosigkeit, 
mit welcher Explorand seinen Kopf gegen die Türe schlug, 
die wirkliche Ohnmacht waren Tatsachen, die sich nur schwer 
aus einer reinen Simulation erklären Messen, weshalb wir schon 
damals den Eindruck hatten, dass, wenn überhaupt blosse 
Simulation vorliege, noch irgend ein krankhaftes Plus dabei 
sein müsse, w T elclies den Exploranden zu seiner schwierigen 
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Rolle befähige. Die weitere Beobachtung bestätigte unsere Ver- 
mutung vollkommen. Nach dem, was uns Explorand nachher 
eingestand, handelt es sich um eine absichtliche Simulation 
von Geistesstörung, die aber wider Wissen und Willen des 
Exploranden so gut geraten ist, dass sie fast zur Geistesstörung 
wurde, resp. schon anfing, krankhafte Züge anzunehmen, indem 
durch die konsequent fortgeführte Darstellung eines blödsinn- 
artigen Zustandes die normale Geistestätigkeit in Mitleidenschaft 
gezogen wurde, was sich durch verschiedene Symptome, die 
nicht mehr simuliert sein konnten, bemerkbar machte. Bewei- 
send sind hierfür die Äusserungen, die Explorand über die oben 
berichtete Szene im Wachsaal gemacht hat. Das schlechte 
Gedächtnis, das übrigens für die Zeit der Simulation auch ganz 
besonders mangelhaft ist, kommt bei dem erwähnten Bericht 
des Exploranden nicht in Betracht, da es sich hier um eine 
ganz positive Erinnerung an eine nicht mehr als normal zu 
betrachtende Fälschung der Auffassung handelt, welche die 
damalige merkwürdige Situation befriedigend erklärt. Wir sehen 
also, dass Explorand damals die Umgebung in krankhaft un- 
deutlicher und geradezu verfälschter Weise auttässte. Ferner 
ist für die Annahme einer Bewusstseinsstörung beweisend die 
augenscheinliche Ilülflosigkeit des Exploranden, welche damals 
auch zur Ohnmacht führte. Er hätte ja sehr leicht irgendwie 
die Stellung ändern oder sonst etwas tun können, um der un- 
bequemeu Stellung und der Ohnmacht auszuweichen, ohne des- 
halb aus der Rolle zu fallen. Bedeutsam ist auch die Angabe, 
dass er am Anfang seiner Hungerkur auch gar keinen Appetit 
verspürt habe. Dieser Umstand deutet mit den andern darauf 
hin, dass die Absicht, Geistesstörung zu simulieren, zur mächtigen 
Autosuggestion wurde, welche bis zur Verschleierung des Be- 
wusstseins führte und auf diese Weise über den bewussten 
Willen hinaus auf seine Handlungen einwirkte. In dieser Tat- 
sache besitzen wir nun auch den Schlüssel zum Verständnis 
seiner schauspielerischen Leistung. Die Wissenschaft kennt zahl- 
reiche Fälle, in denen anfangs bew'usste Täuschungen durch 
Autosuggestion zu unwillkürlichen und unbewussten wurden 
und dabei an überzeugender Kraft und Konsequenz erheblich 
Zunahmen. Hierher gehören namentlich alle Fälle von patho- 
logischem Schwindel (Pseudologia pha mastica). 
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Man beobachtet derartige Phänomene in der Regel bei 
hysterisch veranlagten Personen ; ein Grund mehr zur Annahme 
einer hysterischen Entartung des Exploranden. 

Trotzdem gewisse Episoden seiner Simulation zweifellos 
nur durch die Einengung und Verschleierung des Bewusst- 
seins zu stände kamen, darf man sich nicht wundern, dass 
Explorand gelegentlich aus der Rolle fiel und eine seiner an- 
scheinenden Stumpfheit widersprechende Teilnahme an der 
Umgebung an den Tag legte. 

Die wahrscheinlichste Annahme ist die, dass Explorand 
den grössten Teil seiner anscheinenden Geistesstörung mit be- 
wusster Absicht spielte, dass aber einzelne Momente der Simu- 
lation so überzeugend auf ihn wirkten, dass sie die Bedeutung 
einer starken Suggestion erlangten und ihn in eine eigentliche 
Autohypnose versetzten. Dass durch diese abnormen psychischen 
Vorgänge auch anderweitig die geistige Tätigkeit geschädigt 
wurde, beweist das verschiedene Verhalten der Arbeitskurve 
am zweiten Tage nach Aufhören der Simulation und neun 
Tage später. 

Wie aus den Äusserungen des Exploranden hervorgeht, 
war die Entwicklung der Simulation mit starken Affekten ver- 
knüpft. Affekte haben immer einen störenden Einfluss auf das 
Bewusstsein, indem sie den gefühlsbetonten Gedankengang über- 
mässig hervorheben, wobei alle andern gleichzeitig vorhandenen 
Gedankengänge verdunkelt werden. Daher ist es verständlich, 
dass Explorand sich selber nicht ganz klar war, was er eigent- 
lich mit der Simulation erreichen wollte. Nach unserer Ansicht 
sind die anfänglich vorhandenen Affekte die Quelle der spätem 
mächtigen Suggestion zur Simulation. Dass überhaupt dieses 
Phänomen einer teilweise bewussten, teilweise unbewussten Simu- 
lation zu stände kam, verdankt Explorand offenbar seiner 
hysterischen Disposition, deren hervorragendstes Kennzeichen 
eine abnorme Zersetzlichkeit (Dissoziabilität) des Bewusstseins 
ist, welche in Momenten eines starken Affektes leicht zur Ver- 
wirrung des Bewusstseins und zur Ausbildung einer schwer 
zu bekämpfenden Suggestion führen kann. Der psychologische 
Mechanismus seiner Simulation überhaupt scheint uns darauf 
hinzudeuten, dass die von jeher vorhandene psychische Schwäche 
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die letzte Ursache war, welche den Exploranden zur Idee der 
Simulation führte, indem er wahrscheinlich die durch den 
Affekt verursachte Verwirrung selber empfand und vielleicht 
in den Wunsch umsetzte, er möchte lieber verrückt sein, als 
seiner Mutter nochmals die Schande einer neuen Bestrafung zu 
bereiten. 

Sei dem, wie ihm wolle: es genügt, darauf hiuzuweisen, 
dass die Simulation krankhafte Züge trägt und auch in ihrer 
Entstehung nicht ganz von normalen Gründen beeinflusst er- 
scheint. 

Für die Annahme, dass schon vor der Zeit der Haft, resp. 
schon zur Zeit der Begehung der Tat, eine gleiche oder ähn- 
liche Bewusstseinsstörung vorhanden war, haben wir keinerlei 
Anhaltspunkte, und es ist auch sonst ganz unwahrscheinlich, 
dass damals irgend eine krankhafte Störung bestand, wenn 
man nicht seinen gewöhnlichen Zustand einer angebornen Ent- 
artung als eine solche bezeichnen will. Derartige Entartungs- 
erscheinungen kommen aber bei einer grossen Anzahl von Ge- 
wohnheitsverbrechern vor, welche im Sinne des Gesetzes als 
voll zurechnungsfähig betrachtet werden. Wir sind der Ansicht, 
dass der psychologische Zustand dagegen, aus welchem der 
Entschluss zur Simulation gefasst wurde, nicht ganz derjenige 
ist, welcher unter dem Begriff der Zurechnungsfähigkeit ver- 
standen wird, indem hier eine unverkennbare Prädisposition 
dem Wunsche entgegenkam und denselben derart unterstützte, 
dass man annehmen muss, Explorand habe bei dem Vergehen 
der Simulation unter abnormen Einflüssen, welche seine Selbst- 
bestimmung in erheblichem Grade beschränkten, gehandelt. 

Wir kommen daher zu dem Schlüsse, dass eine Geistesstörung 
im Sinne des Gesetzes nicht vorhanden war zur Zeit der Begehung 
des Diebstahls , dass aber eine verminderte Zurechnungsfähigkeit 
bei der Simulation anzunehmen ist. 

In Erwägung des Umstandes, dass der grösste Teil der 
Simulation bewusst geschah, also mithin ein spontaner Dämmer- 
zustand ausgeschlossen ist, ist Explorand auch als straffähig zu 
betrachten. 

Wir beantworten daher die gestellten Fragen folgender- 
massen : 
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1. I. ist zurzeit nicht geisteskrank. 

2. Er befindet sich dagegen in einem Zustand psychopathi- 
scher Minderwertigkeit mit hysterischen Zügen. 

3. Dieser Zustand besteht vermutlich seit der Geburt. Er 
schliesst die Zurechnungsfähigkeit für den Diebstahl nicht 
aus; für die Simulation aber ist eine Verminderung der 
Zurechnungsfähigkeit anzunehmen. 
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Entscheidungen in Strafsachen. 

Jurisprudence pénale. 


Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 


Strafgericht des Kantons Baselstadt. 

Amtsehrbeleidigung oder Privatehrbeleidigung. 

Mehrere Mitglieder der Aufsichtskommission der Drei E. Gesell- 
schaften Klein-Basels hatten gegen ein früheres Mitglied dieser 
Kommission Privatklagc wegen Ehrbeleidigung durch die Presse 
eingereicht. In dem betreffenden eingeklagten Artikel in einem 
Basler Blatte war den Klägern Verschleuderung des Vermögens 
der Gesellschaften etc. vorgeworfen worden. Bei diesem Anlasse 
hatte das Gericht die Frage zu prüfen, ob ausser Privatehrbelei- 
digung auch Amtsehrbeleidigung vorliege. 

Das Urteil spricht sich hierüber in folgender Weise aus: 

Da die Kläger sowohl als Privatpersonen, wie auch als Mit- 
glieder der Aufsichtskommission der Drei E. Gesellschaften Klein- 
Basels Strafantrag stellen, so hat das Gericht in erster Linie die 
Frage zu prüfen, ob es sich nicht bezüglich der den Klägern als 
Mitgliedern der Aufsichtskommission der Drei E. Gesellschaften 
gemachten Vorwürfe um Amtsehrbeleidigung, die ex officio durch 
den Staatsanwalt zu verfolgen wäre, handle. 

Die Aufsichtskommission der Drei E. Gesellschaften Klein- 
Basels besteht aus den Meistern und Statthaltern der Drei E. Ge- 
sellschaften zum Rebliaus, zur Hären und zum Greifen. Die Kläger, 
welche Mitglieder dieser Aufsichtskommission sind, sind daher Vor- 
gesetzte dieser Gesellschaften. Der § 178 unseres Strafgesetzes, 
der hier in Betracht fällt, bestimmt nämlich, dass die Vorschriften 
des Strafgesetzes über Verbrechen von Beamten Anwendung finden 
auf alle Beamten und Bediensteten des Staates und der Gemeinden, 
auf die Mitglieder von Staats- und Gemeindebehörden, auf Zunft- 
rorgesetste, auf Notare und Schiedsrichter. Aus dem Wortlaut dieses 
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Paragraphen geht in erster Linie hervor, dass der Gesetzgeber 
Zunftvorgesetzte , Notare und Schiedsrichter als eine besondere, 
jedoch den Beamten des Staates und der Gemeinden gleichgestellte 
Kategorie von Personen auffasste, und es fällt deshalb die Frage, 
ob die Mitglieder der Aufsichtskommission der Drei E. Gesell- 
schaften als Mitglieder von Staats- oder Gemeindebehörden auf- 
zufassen sind, dahin. 

Dass Zunftvorgesetzte in § 178 des Strafgesetzes besonders 
erwähnt sind, mag darin seinen Grund gehabt haben, weil nach 
der damals geltenden Verfassung vom 28. Februar 1 858 die Zünfte 
Funktionen öffentlich-rechtlichen Charakters ausübten, neben der 
Besorgung von Vormundschaften vornehmlich das Wahlrecht von 
Mitgliedern des Grossen Rates. 

Der gesamte Stadtbezirk war unter anderm in 16 Wahlzünfte 
und der Landbezirk in 2 Wahlzünfte eingeteilt. 

Die Vorstadtgesellschaften Gross-Basels und die Gesellschaften 
Klein - Basels, welch letztere allerdings auch vormundschaftliche 
Befugnisse über Waisen hatten, haben mehr militärischen und poli- 
zeilichen Zweck gehabt; sie bildeten jedoch keine besonder!) Wahl- 
zünfte, sondern deren Mitglieder waren in den gesetzlichen Wahl- 
zünften zünftig und stimmberechtigt. 

Es ist ferner zu beachten, dass in allen gesetzlichen Erlassen 
stets Zünfte und Gesellschaften getrennt genannt werden. Auch 
bestand ein Unterschied darin, dass jeder Bürger oder Einwohner 
nur eine Zunft annehmen konnte, während die gleichzeitige Mit- 
gliedschaft bei einer Gesellschaft nicht ausgeschlossen war. Da 
nun unser Strafgesetz vom 17. Juni 1872 datiert, also in einer Zeit 
ausgearbeitet wurde und in Kraft erwuchs, in welcher die oben- 
erwähnten rechtlichen Zustände noch in Geltung waren, so darf 
wohl angenommen werden, dass das Wort „Zunftvorgesetzte“ in 
§ 178 unseres Strafgesetzbuches nur auf Vorgesetzte der Wahl- 
zünfte Geltung haben sollte. 

Übrigens kann bezweifelt werden, ob § 178 unseres Straf- 
gesetzes, soweit er sich auf Zunftvorgesetzte bezieht, heute noch 
Geltung haben kann, da seit der Kantonsverfassung vom 1. Mai 
1875 die Zünfte ihre öffentlich-rechtlichen Funktionen verloren 
haben. 

Der § 26 des Polizeistrafgesetzes, welcher die Unterlassung 
einer Zunftannahme mit Strafe bedroht, ist schon durch Regierungs- 
beschluss vom 16. März 1881 aufgehoben worden. Durch das 
Vormundschaftsgesetz vom 23. Februar 1880 ging ferner das 
Vormundschaftswesen vollständig an den Staat über. 

Das Gericht trat daher auf die Klage in ihrem vollen Umfange 
ein, in der Annahme, dass keine Amtsehrbeleidigung, sondern 
Privatehrbeleidigung vorliege. 
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Fahrlässige Tötung. 

Am 24. Februar 1903 stand der Student der Medizin Wilhelm 
E. von Konstanz (Baden), 31 Jahre alt, in Basel wohnhaft, wegen 
fahrlässiger Tötung vor Strafgericht Basel-Stadt. 

Über das Persönliche des Angeklagten ist zu bemerken, dass 
derselbe in Deutschland nach Absolvierung der Schulen sich zuerst 
dem Studium der Theologie zugewandt, dann an einem Polytech- 
nikum naturwissenschaftliche und nationalökonomische Vorlesungen 
gehört und seit 1892 sich als stud. med. immatrikuliert hatte. Ein 
Maturitfttsexamen hatte er nicht bestanden. Daneben beschäftigte 
er sich mit Erfindungen zu medizinischen Zwecken, war Vertreter 
der allgemeinen Radfahrer-Union, und nach einem weitern Zeug- 
nisse soll er sich das Diplom eines Weltsprache- (Volapük-) Ober- 
lehrers erworben und besonderes Geschick und Talent offenbart 
haben, öffentliche, wissenschaftliche und gesellige Festlichkeiten zu 
leiten. Von 1896 an war der Angeklagte in Basel als stud. med. 
immatrikuliert, und seit 1898 vertrat er während der Ferien ver- 
schiedentlich Ärzte in der Umgebung von Basel. 

Hier hatte er eine Familie G. kennen gelernt. Da Frau G., 
namentlich zu Zeiten der Periode, grosse Schmerzen und starke 
Krämpfe hatte, konsultierte sie den Angeklagten, der ihr Sitzbäder 
und Ausspülungen mit Lysol verordnete. Der Erfolg war kein 
dauernder, und da Frau G. erfahren hatte, dass eine Auskratzung 
der Gebärmutter in gewissen Fällen Heilung gebracht hatte, ersuchte 
sie den Angeklagten um Vornahme dieser Operation. Dieser be- 
hauptet, solche Operationen schon mit Erfolg ausgefübrt zu haben. 

Am 4. Dezember 1902, mittags 12 Uhr, begann der Angeklagte 
allein mit dieser Handlung. 

Das Urteil sagt über den weitern Verlauf folgendes : 

Nach der Desinfektion der Instrumente erweiterte der An- 
geklagte mit einem zweiklappigen Dilatatorium den etwas engen 
Eingang in die Gebärmutterhöhlc, den Muttermund, und führte 
sodann das für die Auskratzung dienende Instrument, die Curette, 
ein. Der Angeklagte will angeblich nicht auf Widerstand gestossen 
sein, jedoch merkte er, dass etwas an der Curette hängen blieb, 
und zog deshalb dieses Instrument langsam zurück ; nachdem er 
den betreffenden Gegenstand bis zum Muttermund gebracht hatte, 
zog er denselben mit einer Kornzange nodi weiter in die Scheide 
herunter. Da er die Natur dieses Gegenstandes nicht erkannt haben 
will, schnitt er, angeblich zum Zwecke einer mikroskopischen Unter- 
suchung, einfacli vorn an der Zange durch, und es klafften zwei 
Enden eines Darms auseinander. 

Obwohl der Angeklagte jetzt nicht mehr im Zweifel sein konnte, 
dass es sich um einen Darm handle, und obwohl er daraus mit 
Notwendigkeit hätte schliessen sollen, dass er die Gebärmutter 
durchstochen hatte und in die Bauchhöhle eingedrungen war, brachte 


Digitized by Google 



Entscheidungen In Strafsachen. 


79 


er den entzweigeschnittenen Dann in die Gebärmutter zurück und 
legte die Frau in das Bett. 

Weder der Frau G. noch deren Ehemann, welcher um l 8 /* Uhr 
ins Zimmer kam und sich nach der Operation erkundigte, sagte er 
etwas von der durch ihn verursachten Verletzung, sondern tat, als 
ob alles in bester Ordnung wäre. Der Ehemann G., mit dem der 
Angeklagte auch ausserhalb des Krankenzimmers sprach, ging des- 
halb beruhigt an seine Arbeit. Nachdem der Angeklagte der Frau G. 
lediglich ruhiges Verhalten empfohlen hatte, begab er sich um 
2 Uhr zum Mittagessen und sodann in seine Wohnung. 

Da er sich der gefährlichen Lage, in welche er die Frau G. 
gebracht hatte, doch bewusst wurde, suchte er zwischen 2 und 3 Uhr 
einen hier wohnenden praktischen Arzt auf, dem er den Vorfall 
erzählte und der ihm, da der Angeklagte von der Verletzung eines 
Darms sprach, riet, sofort zu einem Spezialisten oder in das Spital 
zu gehen, da nur rasche Hülfe durch eine Operation Rettung brin- 
gen könne. 

Um 4 Uhr ging der Angeklagte zu einem zweiten Arzte, und 
da er daselbst nicht um sofortige Audienz gebeten hatte, gelangte 
er erst um 4 '/* Uhr mit diesem Arzte zum Sprechen. Auch diesem 
gegenüber sprach der Angeklagte von einer Verletzung des Darms, 
worauf ihm der Arzt die sofortige Verbringung der verletzten Frau 
in das Bürgerspital behufs Operation empfahl, eine Aufnahme in 
seinem Privatspital ablehnend. Um 5 Uhr entfernte sich der An- 
geklagte ; er kehrte zu Frau G. zurück, welcher er ihre Über- 
führung in das Bürgerspital begreiflich zu machen suchte. Um 
t! 1 /* Uhr wurde dem Ehemann G. telephoniert, und als gegen 7 Uhr 
auch einer der konsultierten Ärzte auf Verlangen des Angeklagten 
erschienen war, erfolgte endlich gegen 8 Uhr die Verbringung der 
Frau G. mittelst Krankenwagens in das Spital. 

Der Angeklagte hatte vorher eine Droschke bestellt, gewiss 
ein wenig geeignetes Transportmittel für eine so schwer verletzte 
Frau. 

Die zirka 10 Uhr abends im Bürgerspital vorgenommene Ope- 
ration ergab das Vorhandensein einer ganz frischen, allgemeinen 
Bauchfellentzündung ; ausserdem war eiu Darm quer zur Achse 
völlig durchtrennt und der BauchfellUberzug von hier an auf eine 
Strecke von zirka 12 cm. abgelöst und fetzig zerrissen. Auf der 
Rückflftche der Gebärmutter zeigte sich ein zirka 2 1 /* cm. lauger 
Riss, der durch die ganze Dicke des Organs bis in die Gebär- 
mutterhöble führte und für den Zeigefinger leicht passierbar war. 
Dieser Riss wurde mit drei Nähten geschlossen, und die verletzten 
Darmstümpfe wurden aneinander genäht. 

Am folgenden Tage, 5. Dezember 1902, trat bei Frau G. 
grosse Schwäche ein, und abends 9'/s Uhr verstarb sie. 

Nach dem Berichte der grossen Wundschau, den Gutachten 
des Physikus und des Vorstehers der chirurgischen Abteilung des 
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Bürgers pitals ist die Todesursache der verstorbenen Frau G. zwei- 
fellos die allgemeine akute Bauchfellentzündung; diese ist liervor- 
gerufen worden durch eine gewaltsame Verletzung der Gebärmutter 
und durch die Zerschneidung des Darmes. 

Hierüber wird folgendes angeführt: 

Mangels genügender Untersuchung drang der Angeklagte mit 
seinem Instrumente zu tief ein ; er verletzte mit dem einen Teile 
des Instruments die hintere Wand der Gebärmutter bis auf den 
Bauchfellüberzug, ohne diesen selbst zu verletzen ; mit dem andern 
Teile des Instruments stach der Angeklagte sogar durch den Bauch- 
fellüberzug hindurch, und so war es möglich, dass sein Instrument 
mit einem Darm in Berührung kam. 

Wenn auch zuzugeben ist, dass solche Verletzungen der Ge- 
bärmutter auch einem Arzte Vorkommen können, so ist, abgesehen 
davon, dass der Angeklagte seinen Fehler nicht erkannte, darauf 
hinzuweisen, dass nach der Meinung der Sachverständigen schon 
dieses Durchstechen in gewaltsamer Weise geschehen sein muss, 
da die Wand der Gebärmutter ziemlich fest und die verletzte Stelle 
stark zerrissen war. Anormale Verhältnisse, welche das zu tiefe 
Eindringen einigertnassen entschuldigen könnten, lagen nicht vor. 

Als der Angeklagte nun den an der Curette hängen geblie- 
benen Gegenstand hervorzog, fasste er denselben, ohne dessen Be- 
schaffenheit zu untersuchen, lediglich in der Meinung, er habe es 
mit Eihäuten zu tun, mit der Kornzange an. Schon dadurch ver- 
letzte er den zusammengelegten und zusammengepressten Darm iu 
grober Weise. 

Aber damit nicht genug. Der Angeklagte schnitt einfach vorn 
an der Zange durch, wodurch der Darm in zwei Teile getrennt 
und ausserdem ein Stück herausgeschnitten wurde. 

Diese vom Angeklagten gewählte Methode, durch Ausschneiden 
zur Diagnose eines unbekannten Organes zu gelangen, wird, so 
sagt der Physikus, wohl am Kadaver angewandt, am Lebenden ist 
sie unzulässig. 

Diesen beiden grobfahrlässigen Handlungen, der gewaltsamen 
Durchbohrung der Gebärmutter und dem durchaus unkorrekten und 
unzulässigen Zerschneiden des Darmes, fügte der Angeklagte eine 
dritte Handlung bei, durch welche er den tödlichen Ausgang geradezu 
besiegelte. 

Statt den verletzten Darm auf irgend eine Weise in der Scheide 
vor der Gebärmutter zu fixieren und ein Zurückgleiten desselben 
zu verhindern, schob der Angeklagte den angeschnittenen Dann 
in die Gebärmutter zurück. Da der Angeklagte wissen musste, dass 
dieser Darm nur durch einen Riss in die Gebärmutter gelangt sein 
konnte, so musste er auch die Wahrscheinlichkeit berücksichtigen, 
dass dieser Dann an seinen ursprünglichen Ort, in die Bauchhöhle, 
sich zurückziehen werde. Und die Folge hiervon musste dem An- 
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geklagten ebenfalls bekannt sein, nämlich, dass durch die Ent- 
leerung des Darmes der Ausbruch einer allgemeinen Bauchfell- 
entzündung unvermeidlich erfolgen werde. 

Durch diese Handlung, sagt der Physikatsbericht, hat der An : 
geklagte die allerselbstverständlichsten Prinzipien des chirurgischen 
ABC verletzt und die Bettung der Kranken geradezu verunmög- 
licht. 

Da nach Verletzung eines Darmes schon nach Verlauf von 
zwei Stunden eine Bauchfellentzündung sich bilden kann, so hat 
sich der Angeklagte dadurch, dass er nicht sofort die erforder- 
lichen Schritte zur Vornahme der notwendigen Operation tat, einer 
weitem strafbar fahrlässigen Handlung schuldig gemacht. 

Wie der Angeklagte, welcher sich auf seine medizinischen 
Kenntnisse berufen will, bei dem furchtbaren Ernst der Situation, 
welcher nach dem Durchschneiden des Darmes und dessen Folgen 
dem Angeklagten klar sein musste, in erster Linie daran denken 
konnte, zum Mittagessen zu gehen, ist geradezu unverständlich. 
Schon aus dieser Handlungsweise ist zu schliessen, dass der An- 
geklagte sein eigenes Interesse den Interessen der Verletzten voran- 
stellte. 

Auch sein späteres Verhalten zeugt von geringem Pflichtgefühl. 
Er konsultiert zwei Ärzte zu seiner Belehrung ; bei dem einen wartet 
er ruhig im Zimmer, bis die Reihe an ihn kommt. Beide raten 
ihm sofortige Operation. 

Aber was tut er? Weder der Verletzten, noch deren Manne, 
noch deren Verwandten teilt er die Gefahr, in welcher die Ver- 
letzte schwebt, mit; erst durch das Dazwischentreten eines der 
Ärzte kann die Verbringung in das Spital erfolgen. 

Dem Ehemanne G., dem abends 6 1 /* Uhr telephoniert worden 
war, sagt der Angeklagte sogar, es sei nicht gefährlich ; es sei nur 
ein „Darmvorfall“. 

Im Hinblick auf den gefährlichen Zustand der Verletzten ist 
die Einrede des Angeklagten, dass er die Verletzte und deren An- 
gehörige nicht habe in Aufregung bringen wollen, durchaus unstich- 
haltig. 

Dadurch, dass der Angeklagte so lange zögerte, hat die ent- 
standene Bauchfellentzündung durch fortwährendes Entleeren des 
Darmes stets neue Nahrung erhalten , und es wurde ein erfolg- 
reiches Einschreiten dadurch gei’adezu verunmöglicht. 

Aus dem ganzen Verhalten des Angeklagten nach der ge- 
schehenen Verletzung ist zu entnehmen, dass er eine Verbringung 
der Verletzten in das Spital um jeden Preis verhindern wollte ; 
denn er musste als sicher annehmen, dass im Spital seine chirur- 
gisch falsche Behandlung an den Tag kommen würde. 

Auch ist bezeichnend, dass der Angeklagte das abgeschnittene 
Darmstück beseitigte, obwohl er dasselbe zum Zweck des Mikro- 
skopierens genommen hatte. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 6 


Digitized by Google 



82 


Entscheidungen in Strafsachen. 


Von seiten des Verteidigers des Angeklagten wurde die Be- 
hauptung aufgestellt, dass der Kausalzusammenhang zwischen den 
fahrlässigen Handlungen des Angeklagten und deren Erfolg dadurch 
unterbrochen worden sei, dass die beiden Ärzte, welche der An- 
geklagte konsultiert habe, nicht eingeschritten seien, und dass die 
Angehörigen der Verletzten sich einer Verbringung derselben in 
das Spital widersetzt hätten. 

Diese Behauptung ist vollständig widerlegt. Beide Ärzte, denen 
der Angeklagte selbst von einer Darm Verletzung sprach, gaben dio 
allein richtige Auskunft: sofortige Operation, und zwar im Spital. 

Dass sie die Verantwortung einer weitern Behandlung der Ver- 
letzten nicht auf sich nehmen wollten, ist erklärlich. 

Und dass die Verletzte und deren Angehörige anfangs sich 
gegen die Spitalverbringung aussprachcn, dafür trägt der Angeklagte 
allein die Schuld, da er diese Personen über die Gefährlichkeit der 
Situation nicht nur nicht unterrichtet, sondern geradezu getäuscht 
hatte. 

Nach all dem Gesagten ist es für das Gericht zweifellos, dass 
sich der Angeklagte mehrfacher fahrlässiger Handlungen schuldig 
gemacht hat, durch welche der Tod der Frau G. herbeigeführt 
wurde. 

Es kann sich nicht um unglückliche Zufälle handeln, wie der 
Angeklagte behauptet, sondern es hat der Angeklagte bei der Be- 
handlung, welche er rechtswidrig unternommen hat, diejenige Sorg- 
falt und Umsicht, welche im speziellen Falle von ihm gefordert 
werden konnte, in grober Weise ausser acht gelassen. 

Der Ehemann G. fordert in der heutigen Verhandlung eine 
Entschädigung von Fr. 5000, indem er geltend macht, dass er 
zwei Kinder im Alter von drei Jahren und einem Jahr habe, denen 
die Mutter nun entrissen sei. Bestimmte Auslagen beim Todesfall 
macht er nicht geltend. 

Da der Angeklagte durch seine strafbaren Handlungen den 
Tod der Frau G. verschuldet hat, so hält das Gericht dafür, dass 
er nach den §§ 50 und folgende des Obligationenrechts auch ersatz- 
pflichtig ist, und es hält die geforderte Entschädigungssumme den 
Verhältnissen und dem Verschulden des Angeklagten angemessen. 

Eine besondere Bestrafung wegen unbefugten Arznens aus- 
zusprechen, hält das Gericht nicht für tunlich, da nach der Er- 
klärung der Staatsanwaltschaft die Anklage wegen unbefugten 
Arznens lediglich auf den Fall G. beschränkt ist und die strafbare 
Handlung des Angeklagten durch Bestrafung wegen fahrlässiger 
Tötung genügend geahndet werden kann. 

Bei der Strafausmessung ist einerseits die rohe Art und Weise 
des Vorgehens des Angeklagten strafschärfend in Betracht zu ziehen ; 
anderseits ist strafmildernd zu berücksichtigen, dass der Angeklagte 
nicht vorbestraft ist, und dass er durch die Verletzte zur Vornahme 
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seiner Handlungen ist bewogen worden; ferner, dass er, soweit 
bekannt, keine Bezahlung gefordert hat. 

Das Gericht hat demnach erkannt: 

Wilhelm E. wird der fahrlässigen Tötung schuldig erklärt und 
nach § 107 des Strafgesetzes zu vier Monaten Gefängnis und zur 
Bezahlung der Prozesskosten, mit Einschluss einer Urteilsgebühr 
von Fr. 20, ferner nach den §§ 50 und folgende des Obligationen- 
rechts zu einer Entschädigung von Fr. 5000 an Hans G. ver- 
urteilt. 

Dieses Urteil wurde am 30. März 1903 vom Appellationsgeriehte 
bestätigt. 


Obergericht des Kantons Aargau. 

1. Vernachlässigung der Familienpflichten durch Nichtbezahlung des 
Alimentationsbeitrages seitens des unehelichen Vaters. 

Urteil des Obergerichts, Abteilung für Strafsachen, in Sachen Stauffer 
vom 3. Dezember 1903. 

1. Der Beschwerdeführer, der wegen Vernachlässigung der 
Familienpflichten gemäss § 2 III des Ergänzungsgesetzes betreffend 
die Strafrechtspflege vom 7. Juli 1886 bestraft wurde, weil er die 
schuldigen Alimentationsbeiträge an sein aussereheliches Kind nicht 
bezahlte, lehnt sich gegen das Urteil aus drei Gründen auf. Er 
sucht nämlich einmal darzutun, dass sich die bezügliche Straf- 
vorschrift des Ergänzungsgesetzes nicht- auf die Verletzung der 
Alimentationspflicht gegenüber ausserehelichen Kindern beziehe, da 
diese nicht zum Familienverbande gehören; sodann behauptet er, 
nicht im stände zu sein, den Alimentationsbeitrag zu leisten, und 
bestreitet endlich, dass sich die Mutter des Kindes oder dieses 
selbst wegen seiner Säumnis in der Bezahlung der Alimente in 
Not befinde. 

2. Alle diese Einwendungen sind unstichhaltig. Was die rechtliche 
Frage betrifft, so ist durch ständige Praxis festgestellt, dass unter 
Vernachlässigung der Familienpflichten auch die Vernachlässigung 
der Alimentationspflicht gegenüber ausserehelichen Kindern zu ver- 
stehen ist. Diese Alimentationspflicht entspringt familienrechtlichen 
Gründen und ist auch im bürgerlichen Gesetzbuche im Familienrecht 
geregelt. Wenn daher ein aussereheliches Kind auch nicht zur 
Familie des Vaters gehört, so ist die Unterstützungspflicht des Vaters 
gleichwohl familienrechtlicher Natur und fällt daher unter das Gesetz. 
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3. Auch die tatsächlichen Einwendungen sind unbegründet. 
Die Einrede des Beklagten, er sei nicht im stände, etwas zu leisten, 
findet in den aktenmüssig erstellten Tatsachen keine Rechtfertigung, 
und die Behauptung, Mutter und Kind geraten deswegen nicht in 
Not, ist auch nicht stichhaltig. Eine Mutter, die für sieh und ihr 
ausserehcliches Kind nur auf ihren Verdienst angewiesen ist, muss 
mit ihrem Kind notwendig darunter leiden, wenn der Vater seiner 
Alimentationspflicht nicht nachkonunt. 

2. Vernachlässigung der Familienpflicht seitens der unehelichen Mutter 

nach ihrer Verheiratung mit einem Dritten. 

Urteil des Obergerichts, Abteilung für Strafsachen, in Sachen Blattner 
vom 29. Oktober 1903. 

Die Pflicht der Mutter, für ihr uneheliches Kind zu sorgen, ist 
familienrechtlichen Ursprungs und wird durch deren spätere Ver- 
heiratung mit einem Dritten, der nicht Vater des unehelichen 
Kindes ist, in keiner Weise beeinflusst. Es ist lediglich zu unter- 
suchen, ob die uneheliche Mutter auch nach ihrer Verheiratung 
noch im stände sei, dieser Pflicht zu genügen. Diese Frage ist im 
vorliegenden Falle unbedenklich zu bejahen. Die Beanzeigte hat 
eigenen Verdienst, nach ihren Angaben 80 Rp. bis Fr. 1. 20, nach 
den Erhebungen des heimatlichen Gemeinderats sogar Fr. 1. 80 bis 
Fr. 2. 20 täglich. Auch der Ehemann, der verpflichtet ist, seine Frau 
zu unterhalten, hat ordentlichen Verdienst, ist also ebenfalls in der 
Lage, seiner Unterhaltungspflicht ohne Beiziehung des Verdienstes 
der Frau nachzukommen. Die Ausrede, er habe für seinen alten 
Vater zu sorgen, ist nicht zu berücksichtigen, da diese Unter- 
stützungspflicht der Pflicht, seine Ehefrau zu unterhalten, naebgebt. 
Daraus ergibt sich, dass die Beanzeigte sich der Vernachlässigung 
ihrer Mutterpflichton im Sinne des § 2 III des Ergiinzungsgesetzes 
schuldig gemacht hat. 

Der Ehemann der Beanzeigten, der seine Ehefrau dazu ver- 
anlasste. einen Beitrag an die Unterhaltungskosten ihres unehe- 
lichen Kindes zu verweigern, und die Ansicht vertritt, dass er 
allein Anspruch auf den Erwerb seiner Ehefrau habe, und dass es 
im übrigen Sache der ehemaligen Heimatgemeinde seiner Ehefrau 
sei, das uneheliche Kind derselben zu unterhalten, ist mit vollem 
Rechte wegen Anstiftung zu dem von seiner Frau begangenen 
Delikte bestraft worden. 

3. Die Entnahme von Waren aus einem Automaten durch Einwerfen von 

Metallscheibchen ist als Diebstahl zu betrachten. 

Urteil des Obergerichts, Abteilung für Strafsachen, in Sachen Hofacker 
vom 3. Dezember 1903. 

Die Beklagten sind geständig, durch Einwerfen von Metall- 
Scheibchen dem Warenautomaten beim Bahnhofe in Zofingen wieder» 
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holt Zigarren und Zigaretten entnommen zu haben. Das Bezirks- 
gericht hat sie nun wegen Betrugs bestraft. Mit Recht verlangt 
aber die Staatsanwaltschaft, dass die Beklagten wegen Diebstahls 
bestraft werden. Wer, ohne die entsprechende Entschädigung ein- 
zuwerfen, einem Automaten Waren enthebt, macht sich des Dieh- 
stahls, nicht des Betruges, schuldig, und zwar des Diebstahls an 
verschlossenem Gute. Denn rechtlich steht der Fall vollständig 
demjenigen gleich, wo mittelst eines Nachschlüssels ein verschlossenes 
Behältnis geöffnet wird. 

4. Vergehen gegen die öffentliche Sicherheit durch mangelhaften Unter- 
halt des Gebäudes und der Feuereinrichtungen. 

Urteil des Obergerichts, Abteilung für Strafsachen, in Sachen Köhler 
vom 3. Dezember 19Ö3. 

1. Dass sich jemand durch mangelhaften Unterhalt seines Ge- 
bäudes und insbesondere der Feuereinrichtungen desselben gegen 
die öffentliche Sicherheit vergehen kann, ist so klar, das es keiner 
weitem Ausführungen bedarf. Der Beschwerdeführer ist wegen dieses 
Vergehens eingeklagt, und cs ist daher lediglich zu untersuchen, 
ob er seine Feuereinrichtungen so mangelhaft unterhalte, dass 
dadurch die öffentliche Sicherheit gefährdet sei. All seine Aus- 
führungen Uber den Geltungsbereich des neuen Brandversieherungs- 
gesetzes, über die Kompetenz des Versicherungsamtes sind daher 
unerheblich. Ankläger ist der Staatsanwalt ; die Klage stützt sich 
auf § 1 Z. P. G., und cs fragt sich daher lediglich, ob die Vor- 
aussetzungen dieser Strafbestimmungen vorhanden sind. 

2. Und diese Frage ist nach den Akten unzweifelhaft zu be- 
jahen. Aus den Befunden der Feuerschauer und der Schätzungs- 
behörde und dem Gutachten des technischen Experten des Ver- 
sicherungsamtes ergibt sich unzweifelhaft, dass die Feuereinrich- 
tungen im Hause des Beanzeigten in mehrfacher Hinsicht gefährlich 
sind und zwar in hohem Masse. 

3. Der Beklagte kann sich nicht damit nusreden, ein Teil der 
Feuerstellen werde nicht gebraucht. Denn wenn das auch richtig 
sein sollte, so ist die Gefahr doch vorhanden, dass sie gelegentlich 
gebraucht werden, vielleicht ohne Wissen des Beanzeigten und von 
Personen, welche die Gefahr nicht kennen. Es ist auch nicht stich- 
haltig, wenn der Beklagte einwendet, der Zustand sei uuter dem 
früheren Gesetze zulässig gewesen. Ein gemeingefährlicher Zustand 
konnte auch unter dem früheren Gesetze nicht geduldet werden, 
da ein solcher schon durch § 1 Z. P. G. untersagt war, mochte auch 
ein Polizeigesetz, welches eine Materie der öffentlichen Sicherheit 
speziell regelte, keine bestimmten bezüglichen Vorschriften enthalten. 
Zudem ist zu bemerken, dass es sich hier um öffentliches Recht 
handelt. Wenn ein älteres Gesetz durch ein eingreifenderes neues 
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ersetzt wird, so gilt dieses absolut, und es ist klar, dass wider- 
sprechende ältere Verhältnisse, die vielleicht wegen mangelhaft 
ausgeführter Kontrolle unbeanstandet blieben, nicht weiter geduldet 
werden können. 

Der Beschwerdeführer, der trotz wiederholter Aufforderung den 
die öffentliche Sicherheit gefährdenden Zustand nieht beseitigt hat, 
ist daher strafbar. 

5. Beschädigung durch Missbrauch des Vertrauens (§ 1 Z. P. G.); 

Gerichtsstand. 

Urteil des Obergerichts, Abteilung für Strafsachen, in Sachen Amstad 
gegen Richard vom 12. November 1903. 

Der in Beckenried wohnhafte Anzeiger hat dem in Spreitenbach 
niedergelassenen Beanzeigten Waren geliefert, die dieser in Empfang 
nahm und im Bewusstsein der Unmöglichkeit, Zahlung zu leisten, 
verwertete. Der Anzeiger erhob hierauf Straf klage wegen Beschä- 
digung durch Missbrauch des Vertrauens ; der Beanzeigte machte 
in erster Linie die Einrede der Unzuständigkeit des Bezirksgerichts 
Baden geltend, wurde aber damit von Bezirksgericht und Ober- 
gericht abgewiesen aus folgenden Gründen: 

Nach § 1 Z. P. G. bildet nicht der Vertrauensmissbraueh an 
sich, sondern die dadurch bewirkte Beschädigung den Tatbestand 
einer strafbaren Handlung. Es fragt sich daher bei der Bestimmung 
der Kompetenz des Gerichts lediglich, wann und wo der Schaden 
eingetreten ist. Eine Schädigung liegt nun nicht schon dann vor, 
wenn das Vertrauen missbraucht wird ; denn trotz dieses Vertrauens- 
missbrauchs kann die Lieferung unterbleiben ; sie ist auch dann 
noch nicht konstatiert, wenn die Ware geliefert wird, sondern tritt 
erst dann ein, wenn die gelieferte Ware vom Empfänger entgegen- 
genommen und verwertet, aber nicht bezahlt wird und nicht be- 
zahlt werden kann. Das schädigende Moment ist vorliegenden Falles 
also am Wohnorte des Empfängers eingetreten ; denn hier wurde 
die Ware in Empfang genommen und verwertet, aber nicht bezahlt. 
Das Bezirksgericht Baden hat deshalb die Einrede der Unzu- 
ständigkeit mit Grund verworfen. 

6. Die Behörden des einen Kantons haben denjenigen eines andern 
Kantons in Strafsachen, und hierzu gehören auch die Privatstrafsachen, 
unentgeltlich Rechtshölfe zu leisten. Rückersatz der Kosten durch die 
Parteien ist Vorbehalten. 

Urteil des Obergeriehts in Saehen Basel-Stadt gegen Bezirksgericht 
Laufenburg vom 22. Juni 1898. 

In einem beim Strafgericht des Kantons Basel-Stadt zu ver- 
handelnden Ehrverletzungsstreite verlangten beide Parteien die 
Einvernahme von 13 in Sisseln wohnhaften Zeugen. Um die allzu 


Digitized by Google 



Entscheidungen iu Strafsachen. 


87 


grossen Kosten zu vermeiden, die durch die Einvernahme dieser 
Zeugen in Basel entstanden wären, wandte sich der Strafgerichts- 
präsident mit dem Gesuche an das Bezirksgericht Laufenburg, diese 
Zeugen dort einzu vernehmen. 

Der Gerichtspräsident von Laufenburg verweigerte jedoch die 
Zeugeneinvernahme, sofern nicht ein Kostenvorschuss von Fr. 35 
geleistet werde, da der Staat nur in eigentlichen Untersuchungs- 
sachen, zu denen ein Injurienstreit als Privatstrafklagesache nicht 
gehöre, Kostenvorschuss leiste. 

Der Strafgerichtspräsident von Basel-Stadt verlangte nun, dass 
seinem Begehren um kostenfreie Abhör fraglicher Zeugen durch das 
Bezirksgericht Laufenburg Folge gegeben werde, führte dabei im 
wesentlichen die einschlägigen Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Auslieferung von Verbrechern oder Angeschuldigten vom 
24. Juni 1852, des Bundesgesetzes betreffend Ergänzung des Aus- 
lieferungsgesetzes vom 2. Februar 1872 (mit der dazugehörigen 
Botschaft des Bundesrates vom 27. Septembor 1871) und die Art. 19 
und 20 des eidgenössischen Konkordates vom 8. Juni 1809 zur 
Begründung des gestellten Begehrens an und wies namentlich darauf 
hin, dass das Gesetz ganz allgemein von der unentgeltlichen Rechts- 
hülfe in Strafsachen spreche und dabei zwischen eigentlichen Unter- 
suchungssachen und Priva tstrafklagesachen keinen Unterschied mache, 
dass daher die Annahme des Gerichtspräsidenten von Laufenburg, 
der Staat habe nur in eigentlichen Untersuchungssachen Vorschuss 
zu leisten, unzutreffend sei. 

Das Obergericht pflichtete diesen Ausführungen um so unbe- 
denklicher bei, als gerade aus der buudesrätlichen Botschaft vom 
27. September 1871 zum Bundesgesetz betreffend Ergänzung des 
Auslieferungsgesetzes vom 2. Februar 1872 hervorgeht, dass nament- 
lich auch der Kanton Aargau bestrebt war, dazu beizutragen, die 
unentgeltliche Rechtslnilfe von Kanton zu Kanton ausnahmslos in 
allen Strafsachen herbeizuführen. Das Bezirksgericht Laufenburg 
wurde daher angewiesen, dem Réquisitorial des Strafgerichtspräsi- 
denten von Basel-Stadt zu entsprechen, ohne dass der verlangte 
Kostenvorselmss zu leisten wäre, und die Zeugen aus der Gerichts- 
kasse zu entschädigen. Es sei übrigens nicht ausgeschlossen, dass 
die daherigen Kosten von den Parteien erhältlich gemacht werden 
könnten, und in diesem Falle würden sie der Gerichtskasse Laufen- 
burg zurückbezahlt. Über die Frage des Rückersatzes solcher 
Kosten an die Behörden des requirierten Kantons spreche sich 
denn der Strafgerichtspräsident von Basel-Stadt auch dahin aus, 
dass er sie in der Praxis stets bejahend beantwortet habe in dem 
Sinne, dass da, wo die Kosten einer Partei auferlegt wurden und 
erhältlich waren, diese Kosten dem requirierten Kanton auch zurück- 
vergütet wurden. 
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Dr. E. Kohlrausch, a. o. Professor in Königsberg : Irrtum u nd, Schuld- 
begriff im Strafrecht. 1. Teil. Berlin, Guttentag, 1903. VIII und 
188 S. Mk. 4. 50. 

Ein bedeutsames Buch. Der Anfang zur Revision der straf- 
rechtlichen Irrtumslehre, die in ihrer heutigen Gestalt in bestimmten, 
schwer zu rechtfertigenden Formeln erstarrt schien. Der vorliegende 
erste Teil zerstört zwar vorläufig mehr, als er aufbaut, aber die 
gegebene Exposition des Problems ist so durchsichtig und klar, 
dass sich schon jetzt der ungefähre Weg erkennen lässt, den der 
in Aussicht gestellte zweite Teil, die Umgestaltung der Irrtums- 
lehre, betreten wird. Ich versuche hier lediglich, in grossen Zügen 
dem Gedankengang des Buches nachzugehen, der mich überzeugt 
hat ; eine fruchtbare Kritik halte ich erst für angezeigt, wenn Kohl- 
rausch auf dem Boden, den er geebnet hat, eine neue Lehre auf- 
gebaut hat. 

Ausgangspunkt ist die Schuldlehre; doch nicht die Scliuld- 
formen stehen in Frage, vielmehr der Inhalt der Schuld, genauer 
der Vorstellungsinhalt. Die Irrtumslehre ist nichts anderes als die 
Doluslehre vom negativen Standpunkt, freilich nur, soweit Irrtum 
bedeutet: Mangel einer richtigen Vorstellung, Unwissenheit. Davon 
ist zu scheiden der Irrtum als falsche Vorstellung an Stelle einer 
richtigen, der Ausgangspunkt für die Versuchslehre ist. Ein neuer- 
dings häutig behaupteter und auch gesetzgeberisch verwerteter 
Parallelismus zwischen Schuld- und Versuchslehre ist innerlich 
unbegründet. 

Entscheidend für die Lösung des hier interessierenden Irrtums- 
problems und zugleich ein Beweis für die logische Verknüpfung 
der Schuld- und Imumslehre ist die Frage, „ob der Vorsatz sich 
nur auf den objektiven Tatbestand als psychisch-physisches Ereignis 
zu richten hat, oder auch auf eine Qualifizierung der Tat von 
irgend einem Standpunkte aus, oder gar auf die Rechtsfolgen der 
Tat. Gleichgültig ist, nachdem diese Fragen beantwortet sind, ob 
der Irrtum im einzelnen Falle eine Tatsache oder einen Rechtssatz 
betrifft“ (S. 20). Schon hier ist auf den Gedanken hingedeutet, der 
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nachher in den hellsten Vordergrund tritt: die Bedeutungslosigkeit 
und Unfruchtbarkeit der Scheidung zwischen Tat- und Rechtsirrtum. 

Nach dieser Problemstellung handelt es sich für den Verfasser 
zuniichst um eine Auseinandersetzung mit den bestehenden Lehren über 
das Irrtumsproblem, die namentlich durch das Reichsgericht in eine 
verhängnisvolle Bahn gedrängt worden sind. Um einen kritischen 
Massstab für die Beurteilung zu gewinnen, stellt Kohlrausch zunächst 
folgende 2 Sätze auf : 

1. Die Straf Würdigkeit einer Handlung geht ihrer Strafbarkeit 
zeitlich und logisch voran, das gilt objektiv und auch für die 
subjektive Beziehung des Täters zu seiner Tat, für die Schuld, 
daher muss man folgerichtig sagen, dass der Deliktsvorsatz 
nur auf das Delikt, nicht aber auf die Deliktsfolgen sich 
beziehen kann (S. 23). 

2. Der Täter muss wissen, dass seine Tat einer Pflicht zuwider- 
läuft (Bewusstsein der Pflichtwidrigkeit), doch braucht er nicht 
die rechtliche Beurteilung, die Rechtsfolgen seiner Tat zu 
kennen. 

Den abschliessenden Beweis für die Richtigkeit dieser Thesen 
wird erst die für den zweiten Teil des Buches versprochene Aus- 
gestaltung der Scliuldlehro erbringen müssen, vorläufig sind es nur 
hypothetische Grundsätze. Es folgt auf dieser Grundlage die Aus- 
einandersetzung mit den verschiedenen Schuld- beziehungsweise 
Irrtumstheorien : Feuerbachs Theorie des psychischen Zwanges durch 
Abschreckung muss unabweislich beim Täter das Bewusstsein der 
Strafbarkeit fordern und widerstreitet damit den eben aufgestellten 
Grundsätzen (8. 39/40). Binding verlangt bekanntlich das Bewusstsein 
der Normwidrigkeit ; Kohlrausch interpretiert nun Binding dahin, 
dass nur die Kenntnis der Norm : Du sollst nicht unbotmüssig gegen 
den Staat handeln, in Frage stehen kann. Das ist zu unbestimmt, 
und namentlich wird das Wesen der straffälligen Handlung durch 
den Hinweis auf ihr Verbotensein nicht erklärt, dahinter erhebt 
sich die weitere Frage nach dem Wesen der verbotenen Handlung. 
Dass er bei der normwidrigen Handlung stehen bleibt, ist der 
Fehler Rindings (S. 41 — 47). Endlich das Bewusstsein der Rechts- 
widrigkeit: hier geht Kohlrausch mit Merkel davon ans, dass das 
Verbrechen nicht Verletzung eines anerkannten Rechtszustandes, 
sondern Zuwiderhandeln gegen eine Rechtsnorm ist, dann fällt aber 
das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit mit dem der Strafbarkeit 
zusammen, es zu verlangen, widerspricht, gleich wie die Feuer- 
bachsche Theorie, den eingangs aufgestellten Grundsätzen. Im 
Hinblick auf die Vieldeutigkeit des Begriffes Rechtswidrigkeit fehlt 
zudem die Möglichkeit, das Postulat Bewusstsein der Rechtswidrig- 
keit befriedigend zu formulieren (S. 47 — 59). Auch die von Frank 
stammende Theorie der negativen Tatumstände weist Kohlrausch 
als unlogisch und undurchführbar alt (8. 60 ff.), um hier abschliessend 
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auf eine Erörterung des vielumstrittenen Problems überzugehen, ob 
die Hervorhebung der Rechtswidrigkeit im gesetzlichen Tatbestände 
die Lösung der Fragen nach Schuld, Irrtum, Vorstellungsinhalt zu 
andern vermag. Kohlrausch verneint es; gewichtige Gründe zur 
Zweiteilung der Verbrechen in solche, w r o das Bewusstsein der 
Rechtswidrigkeit zu fordern ist, und in solche, die ohnehin strafbar 
sind, lassen sich nicht finden (S. 72—84). 

Der Schluss des vorliegenden Bandes behandelt die für die 
ganze Behandlung der Schuld- und Irrtumslehre verhängnisvoll 
gewordene Scheidung nach Tat- und Rechtsirrtum, die auf eine 
verständnislose Anknüpfung an den römischen Satz error juris nocet 
zurückgeht; die Grenze zwischen beachtlichem und unbeachtlichem 
Irrtum ist mit der Scheidung zwischen Tat- und Rechtsirrtum nicht 
gezogen. Für die Lösung muss man tiefer geben und folgenden 
Gedankengang durchführen : der Täter muss den Erfolg seines 
Verhaltens vorhersehen, jeder Erfolg aber erschöpft Bich nicht in 
sinnenfälligen Ereignissen, sondern dazukommen muss, dass der 
Täter die Ereignisse in eine Beziehung zu seinem Denken setzt. 
Ohne solche Denkoperationen, Beurteilungen ist eine Vorstellung, 
die sich der Mensch von einer Sache, einem Vorgang macht, 
undenkbar. Daraus folgt, dass dem Begriff „Erfolg“ stets nicht 
sinnlich wahrnehmbare Beziehungen wesentlich sind, dann ist aber 
auch „das juristisch relevante Moment in dem Deliktserfolg nicht 
die sinnenfällige Veränderung der Aussenwelt“ (S. 103), sondern viel- 
mehr die im Geiste des Täters subjektiv sich bildende Vorstellung 
dieser Veränderung. Diese Erkenntnis muss die Grundlage für den 
logischen Aufhau der Schuld- beziehungsweise Irrtumslehre abgeben 
und zugleich die undurchführbare und unfruchtbare Unterscheidung 
zwischen Tatirrtum und Rechtsirrtum beseitigen helfen. Kohlrausch 
zeigt dann vorerst, zu welchen Resultaten das Festhalten an der 
schiefen Auffassung des Satzes error juris nocet geführt hat ; nament- 
lich durch die feststehende Praxis des Reichsgerichtes gilt heute 
gleich einem Axiom der Satz: der Irrtum über Strafrechtssätze ist 
irrelevant, während der Tatirrtum und der Irrtum über Sätze 
anderer Rechtsgebiete den Dolus ausschliesst. Die sehr umfangreiche 
Rechtsprechung des Reichsgerichtes über diesen Satz wird zusammen- 
gestellt und geprüft mit der ausgesprochenen Absicht, die beteiligten 
Kreise auf die Reformbedürftigkeit dieses Teiles der Schuldlehre 
aufmerksam zu machen. Durch das sehr grosse verarbeitete Material 
wird denn auch mit scharfer Deutlichkeit festgestellt, dass das 
Reichsgericht in der Abgrenzung namentlich dessen, was strafrecht- 
licher und was ausserstrafrechtlicher Irrtum ist, zu keinem allge- 
mein angewendeten und allgemein anwendbaren Prinzip gelangt 
ist. Diese Feststellung soll gleichsam die Probe sein auf die These,' 
dass die herkömmliche Unterscheidung der verschiedenen Irrtums- 
arten unbrauchbar ist, eben weil sie der Praxis keinen fehlerlos 
funktionierenden Grundsatz zu bieten vermag. 
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Damit schliesst der kritische Teil des Buches im wesentlichen 
ab, er hat gezeigt, dass die Generalisierung, wonach jeder bei einer 
Verbrechensbegehung einfiiessende Irrtum entweder Tat- oder 
Kechtsirrtum und beziehungsweise strafrechtlicher oder ausserstraf- 
rechtlicher Irrtum sein muss, undurchführbar ist. Man beachtet 
dabei nicht, dass es stets eine konkrete, in Raum und Zeit gegebene 
einseine Handlung ist, deren Verhältnis zum Strafgesetz in Frage 
steht; der Fehler, der in der Scheidung zwischen Tat- und Rechts- 
irrtum liegt, „beruht einerseits auf nicht scharfer Scheidung des 
abstrakten, gesetzlichen von dem konkreten Tatbestand , ander- 
seits auf Verwechslung des materiellen mit dem formellen Tatbe- 
stands- und Verbrechens-Begriffe“ (S. 183), oder anders ausgedrückt: 
„Der vielfach begangene Fehler liegt darin, dass nicht gefragt wird, 
wie der Täter seine konkrete Handlung angesehen habe, sondern 
dass Wert darauf gelegt wird, dass der Täter die Strafbarkeit 
seiner Handlung „ an sich' 1 gekannt habe“ (S. 184). Aber überhaupt 
kann man einen Irrtum über den Tatbestand und über die Rechts- 
folgen nicht scheiden, denn die Begriffe Tatbestand und Rechtsfolge 
sind formale und wechselseitig bedingte, die Lösung liegt darin, 
dass nach dem materiellen Tatbestand zu suchen ist, „ nach dem 
Objekte der Verbrechen, das der Strafbarerklärung seitlich vorangeht“ 
(S. 185). Der Weg geht von der strafbaren auf die strafwürdige 
Handlung zurück, es gilt, „alle diejenigen Elemente aufzusuchen, 
an welche der Gesetzgeber seine Strafdrohung erst anknüpft. Sie 
und nur sie muss der Täter gekannt haben“ (S. 187). Die Anknüp- 
fung an die Grundgedanken der Normentheorie tritt klar zu Tage, 
das erklärt Kohlrausch ausdrücklich, mit dem Beifügen, das Ver- 
hängnis der Bindingselien Lehre liege darin, dass das „Strafwürdige“ 
in der „normwidrigen“ Handlung gesehen werde. Hier den richtigen 
Weg zu finden, das Strafwürdige, das Objekt des Strafgesetzes ist, 
aufzusuchen, soll die Aufgabe des folgenden Teiles sein. Die Weg- 
richtung. die Kohlrausch einsehlagen will, ist heute schon klar: 
das Strafwürdige ist das Pflichtwidrige, der Pfiichtbegriff ist der 
Mittelpunkt dos Rechtssysteins, und aus dem Begriff des Pflicht- 
widrigen heraus ist die Schukllehre neu zu entwickeln, ein Gedanken- 
gang, den unter andern neuem Schriftstellern namentlich Hold von 
Ferneck in überzeugender Weise durchgeführt hat. Nach der tüch- 
tigen Grundlegung, die Kohlrausch in dem vorliegenden ersten Teil 
gibt, kann man auf den in Aussicht gestellten Aufbau seiner 
Schuldlchre gespannt sein. Hafter. 


Aus der neueren Ilammurabi-Literatur sind uns zugegangen: 

Pfarrer Dr. Johannes Jeremias: Moses und HammuraM. Zweite ver- 
mehrte und verbesserte Auflage. Leipzig, J. C. Hinrichs’sche 
Buchhandlung, 1903. 63 S. Mk. 1. 50. 


Digilized by Google 


92 


Str&frechtBzeltnng. 


Professore Vincenzo Manzini: II Diritto criminale nella più antica 
legge conosciuta. Disposizioni penali del Codice Babilonese di 
Hammuràbi. Estratto dalla Rivista penale. Torino, Unione 
tipografico-editrice, 1903. 27 pag. 

Professor J. Köhler und Privatdozent F. E. Peiser: Hammurabis Gesetz. 
Band I: Ibersetzung, juristische Wiedergabe, Erläuterung. 

Leipzig, Pfeiffer, 1904. 146 S. Mk. 8. 

Jeremias hat sich die Aufgabe gestellt, den Kodex Hammurabi 
in Umrissen darzustellen, und namentlich, ihn mit dem mosaischen 
Gesetz zu vergleichen; voran steht also das Problem Babel und 
Bibel. Die einleitende knappe Übersicht über das Gesetz des 
babylonischen Königs kann als gute Orientierung dienen; erwähnt 
werden mag noch, dass im Abschnitt Strafrecht für die Anordnung 
der einzelnen Verbrechen die Systematik zu Grunde gelegt ist, die 
Stooss in seiner Abhandlung: Das babylonische Strafrecht Ilammu- 
rabis (diese Zeitschrift, Bd. XVI. S. 1 ff.) geschaffen hat. 

Die Darstellung des Kodex ist nur die Grundlegung für den 
Hauptzweck der Schrift, eine reale Beziehung zwischen den Gesetz- 
gebungen des babylonischen und des jüdischen Volkes zu erweisen; 
sie ergibt sich für Jeremias aus einer Zusammenstellung gleicher 
und ähnlicher Tatbestände und Rcchtscntschcidungen beider Gesetze. 
Freilicli ist eine direkte, etwa literarische Beeinflussung des israe- 
litischen Rechtes durch Babylon unwahrscheinlich, man kann eher 
von einer „natürlichen“ Reehtsanknüpfung sprechen, die durch 
folgende geschichtliche Zusammenhänge zu erklären ist: die Dynastie 
Hammurabis ist vermutlich arabischen Ursprungs; nun zeigt das 
altarabische, vorislamische Recht Spuren aus der babylonischen 
Rechtssphäre, Mose aber war in Arabien heimisch und hat dort 
Recht gesprochen; so baut Jeremias seine Hypothese auf, dass das 
altarabische Recht zum Verbindungsglied zwischen Mose und Hammu- 
rabi geworden sei. 

Vornehmlich mit dem Strafrecht Hammurabis beschäftigt sich 
Manzini. Er gibt eine Übersetzung der Einleitung des Gesetzes, 
der strafrechtlichen Bestimmungen und des Epiloges und versucht 
dann, aus dem Strafrecht Hammurabis den Kulturgrad des damaligen 
Babylon zu erschliessen : 

Der Kodex beweist, dass die damalige babylonische Gesellschaft 
nicht nur politisch und ökonomisch, sondern auch ethisch auf einer 
hohen Entwicklungsstufe stand ; diese These belegt Manzini dùrch 
die Gesetzesstellen selbst. Um nur einige Beispiele herauszugreifen: 
Die Unterscheidung von Dolus, Culpa und Casus, die Tatsache, 
dass das Stadium der Blutrache überwunden ist, die strafprozessualen 
Bestimmungen, dass verantwortliche Berufsrichter Recht sprechen, 
und dass das Beweisverfahren nicht mehr rein formal sein, sondern 
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den Richter überzeugen soll (la necessità d'un convincimento giudi- 
ziario). Freilich der Grundgedanke im Strafenystem ist noch 
die Talion, ein Prinzip, dessen Unbrauchbarkeit erst die spätere 
Zeit erkannt hat; es ist möglich, dass der Talionsgedanke orien- 
talischen, ja vielleicht gerade babylonischen Ursprungs ist. Manzini 
zieht aus dem Vorherrschen der Talion im Strafensystem des Kodex 
Hammurabi diesen Schluss, ohne seine Hypothese auf ihren Gehalt 
weiter zu prüfen. — Für den Verfasser steht fest, dass das baby- 
lonische Gesetz an erster Stelle unter den orientalischen Gesetz- 
gebungen steht, dass es nicht nur das alte ägyptische und indische, 
sondern namentlich auch das mosaische Strafrecht überragt (noi 
abbiamo ragione di collocare al sopra di tutte le leggi orientali 
1’ esaminato codice di Hammurabi). 

Trotz der grossen und immer noch wachsenden Hammurabi - 
Literatur kann bisher die philologische und nur darstellende Er- 
fassung des Gesetzes nicht als abgeschlossen gelten. Diesen Abschluss 
und damit die Vorbedingung für eine kritische Würdigung wird 
jetzt das gross angelegte Werk von Köhler und Peiser schaffen. 
Bisher liegt der erste Band vor: eine wörtliche Übersetzung des 
Kodex, die eine modern-juristische Fassung des Gesetzes begleitet ; 
daran schliessen sich eine Bearbeitung und Würdigung des Rechts- 
stoffes und endlich Notizen über die Örtlichkeiten und die Götter, 
die das Gesetz nennt. Der erste Band soll die juristische Erfassung 
des Hammurabi-Reehtes im wesentlichen erschöpfen, ein zweiter Band 
wird „rein philologischer Art, eine Transkription und eine grammati- 
kalische und lexikographische Behandlung des grossen Werkes 
darbieten“, und endlich der Schlussband soll ein Urkundenbuch 
werden mit Übersetzungen wichtiger Urkunden aus der Zeit 
Hammurabis. Ist die versprochene Gabe erst vollständig, so werden 
wir, namentlich auch durch das in Aussicht gestellte Urkundenbuch, 
das Material für die kritische Würdigung des Hammurabi-Reehtes 
und der babylonischen Kultur besitzen. 

Der erste Band, der dem Juristen am meisten bringt, wird 
wohl in erster Linie Köhlers Arbeit sein. 

Der wörtlichen Übersetzung des Gesetzes eine modern-juristische 
Fassung an die Seite zu stellen, mag vielleicht nicht einwandfrei 
sein, und in Einzelpunkten wird die moderne Formulierung wohl 
namentlich auf seiten der Philologen Widerspruch oder Zweifel 
herbnirufen. Aber die moderne Fassung ist das sichere Mittel, 
dem Hammurabi-Recht allgemeines Verständnis zu verschaffen, ja die 
Umwertung der historischen in geltende Rechtsbegriffe wird für die 
Grosszahl der Leser geradezu eine der Vorbedingungen für die 
Erfassung des babylonischen Rechtes sein. Durch die Voranstellung 
der wortgetreuen Übersetzung ist dafür gesorgt, dass der geschicht- 
liche Kontakt nicht verloren geht. 

Schon die moderne Fassung des Gesetzes wird das Verständnis 
für das neu entdeckte Recht trefflich fördern, dazu kommt die im 


Digitized by Google 



94 


Liter&turanzeigen. 


5. Abschnitt gegebene systematische Darstellung des Kechtsstoffes, 
die mit einer Würdigung des Hammurabi-Gesetzes und der in ihm 
enthaltenen Volkskultur abschliesst. Zwei Fragen müssen dafür in 
Rücksicht gezogen werden: 

Zunächst die Form des Rechtes und sein gesetzgeberischer 
Charakter: Hammurabis Gesetz zeigt nicht den der Grosszahl der 
orientalischen Rechtsbüeher eigenen theokratisch-religiösen Charakter; 
die Verfasser schreiben: „In geradezu moderner Weise ist das 
Juristische aus den Gesamtlebensvorschriften herausgenonimen , und 
alles, was die Morallehre angeht, insbesondere die Erörterungen 
über den sittlichen und unsittlichen Gebrauch des Rechts sind voll- 
kommen beiseite gelassen; denn dies sollte der religiös-sittlichen 
Betrachtungsweise anheimgestellt bleiben.“ (S. 138.) In dieser Be- 
schränkung gleicht Hammurabis Gesetz dem Recht von Gortyn und 
dem XII-Tafel-Recht. 

Die andere Frage zielt nach dem Stand der babylonischen 
Kultur, wie ihn der Gesetzesinhalt ergibt : Er zeigt einen grossartigen 
Territorialstaat mit einem erleuchteten absoluten Königtum an 
der Spitze, das Strafrecht ist völlig staatliches Recht, jede Spur 
der Blutrache verschwunden, der Unterschied zwischen In- und 
Ausländern fast ganz verwischt. Auch die vermögensrechtliche 
Kultur zeigt modernen Charakter, alles weist auf ein hochent- 
wickeltes gesellschaftliches und staatliches Leben hin. 

Ganz am Schluss streift das Buch auch noch die Frage über 
das Verhältnis des babylonischen Rechtes zu dem Israels. Bei dem 
in einem Teil der Hammurabi-Literatur fast zur Sucht gewordenen 
Streben , die Anknüpfung des mosaischen Rechtes an das Hammurabi- 
Recht zu versuchen, ist das Urteil, das Köhler und Peiser über 
diese Beziehungen geben, besonders wertvoll und namentlich auch 
überzeugend : beide Rechte tragen die Züge des semitischen Wesens 
an sich, aber die Anhaltspunkte fehlen durchaus, um eine einfache 
Übernahme des babylonischen Rechtes durch Israel zu konstatieren. 
Parallelen erklären sich aus gemeinsamen Grundlagen, auf denen 
beide Kulturen stehen, aber die Rechte beider Völker sind ureigene 
Bildungen; damit vermindert sich die grosse Bedeutung Babylons 
und des Hammurabi- Werkes in keiner Weise, es bleibt eine der 
„grössten Taten der Weltgeschichte“. 

Möge das Buch in seiner strengen und überzeugenden Wissen- 
schaftlichkeit für die weitere Hammurabi-Forschung der Führer sein. 

Hafter. 

A. Hellwig : Das Asylrecht der Naturvölker. Mit einem Vorwort von 
J. Köhler. Berliner juristische Beiträge zum Zivilrecht, Handels- 
recht, Strafrecht und Strafprozess und zur vergleichenden Rechts- 
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icissenschaft, herausgegeben von Köhler. 1. Heft. Berlin, R. von 
Deckers Verlag, G. Schenk, 1903. VIII und 122 S. Mk. 4. 

Sein neues Unternehmen eröffnet Köhler mit einer gehaltvollen 
Arbeit. Das Asylrecht, das für unsere europäische Kultur nur noch 
geschichtliche Bedeutung hat, ist zweifellos eines der interessantesten 
Probleme der Rcchtsgeschichte : Staatsrecht, Völkerrecht, Strafrecht, 
aber auch religiöse, wirtschaftliche und politische Fragen treffen 
sich und führen tief in das Kulturleben eines Volkes hinein. Heute 
ist unbestritten, dass auch das vielgenannte „Asylrecht“ der Schweiz 
kein Recht mehr ist, d. h. es besteht auch bei uns kein Rechtsan- 
spruch des Ausländers oder gar des ausländischen Verbrechers auf 
Asylgewährung, vielmehr liegt es im Hoheitsrecht des Staates 
beschlossen, ob er den Fremden in seinen Grenzen dulden oder 
von dem Recht der Fremdenausweisung Gebrauch machen will. 
Und in der Tat : das Verbrecherasyl widerspricht dem Geist des 
modernen Strafrechts und den völkerrechtlichen und staatsrechtlichen 
Grundsätzen der Verbrecherauslieferung ; wenn politische Verbrecher 
nicht ausgeliefert werden, ihnen also ein Asyl im fremden Lande 
gewährt wird, so stellt sich der Asylstaat damit gleichsam auf den 
Standpunkt, der politische Verbrecher sei überhaupt kein Verbrecher; 
ein Korrektiv gegen die Beherbergung Unwürdiger bildet dabei 
immer wieder das Recht der administrativen Fremdenausweisung : 
der Staat duldet den Fremden nicht weiter, der unbequem wird, 
namentlich vielleicht politische Agitation von seinem Asyl aüs 
weiter betreibt. Im übrigen versteht sich bei den Kulturnationen heute 
das Fremdenasyl von selbst, seitdem im wesentlichen die Unter- 
schiede in der rechtlichen Stellung der Fremden und Einheimi- 
schen weggefallen sind. 

Die Universalgeschichte des Asylrechtes ist noch nicht geschrieben; 
über das mosaische Recht, das Recht des klassischen Altertums und 
des Mittelalters ist vieles bekannt, die Begriffe des Verbrecher-, 
Fremden- und Sklavenasyls kehren überall wieder, und nun gibt die 
vorliegende Schrift die Möglichkeit, bei den Naturvölkern der Jetzt- 
zeit eine bei uns längst überwundene historische Entwicklung zu 
beobachten — Prinzipien einer Rechtsentwicklung, die sich für uns 
nur aus der Geschichte nachweisen lassen, können heute an anderm 
Ort in Lebenswahrheit wieder erkannt werden. Wo die vergleichende 
Rechtswissenschaft solche Entwicklungsgänge aufzudecken vermag, 
leistet sie Grosses. 

Der Verfasser, der für später eine Darstellung des asiatischen 
Asylrechtes und eine ^Philosophie des Asylrechtes“ in Aussicht 
stellt, gibt heute in 3 Kapiteln die Rechtszustände der Naturvölker 
in Australien und der Südsee, in Afrika und Amerika. Abgesehen 
vom amerikanischen Asylrecht, das am wenigsten bemerkenswertes 
Material bietet, werden völkerweise die das Asylrecht darstellenden 
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Sitten und Gebräuche erforscht. Der enge Zusammenhang der Asyl- 
gewährung mit Religion, politischer und wirtschaftlicher Organi- 
sation und namentlich mit dem Stand der Strafrechtsentwicklung 
eines Volkes ist überall scharf beobachtet. Was heute vorliegt, ist 
wesentlich eine wohl gesichtete und zum Teil gut kommentierte 
Materialiensammlung, die endgültige Verarbeitung wird der ver- 
sprochenen „Philosophie des Asylrechtes“ Vorbehalten sein. Doch 
zieht Ilellwig schon heute bestimmte Schlüsse, von denen wohl der 
wichtigste und am häutigsten wiederkehrende auf den besonders 
nahen Zusammenhang des Asylrechtes mit dem Strafrechtsstand 
eines Volkes hinweist: Das Asylrecht bildet sich da, wo die Blut- 
rache aufhört, eine religiöse Pflicht und das einzige System der 
Strafrechtspflege zu sein, und das Asylrecht geht da seinem Ende 
zu, wo das Strafrecht ganz verstaatlicht wird. 

In seinem Vorwort wendet sich Köhler dagegen, dass der Ver- 
fasser bei dem Sklavenasylrecht auch die Fälle behandelt, wo der 
Sklave, um seinem Herrn zu entgehen, das Eigentum eines andern 
Herrn verletzt oder auch nur eine ähnliche symbolische Handlang 
begeht, welche die Übergabe des Sklaven an den Verletzten zur 
Folge hat. Köhler fügt bei: „Das Asylinstitut ist ein Sicherungs- 
institut; es ist nur da anzunehmen, wo es sich um eine besondere 
Schutzeinrichtung handelt, nicht, wo einfach Übergang des Eigen- 
tums vorliegt a (S. III). Wo dieses Verhalten des Sklaven lediglich 
zu einem Mittel geworden ist, den Eigen tumsübergang zu vollziehen, 
ist Köhlers Auffassung natürlich richtig, ich denke mir aber, dass 
in diesen Fällen stets ein Verlangen des Sklaven nach Sicherung 
und Schutz eine Rolle spielen wird, mit andern Worten, dass diese 
durch ein Verhalten des Sklaven selbst bewirkte Eigentumsübertra- 
gung nur da und dann zur Anwendung gelangen wird, wo und 
wann sich der Sklave vor der schlechten Behandlung eines Herrn 
bei einem andern in Sicherheit bringen will. So würde ich mit 
Ilellwig auch das sogenannte Bondo- oder Tombika-Institut unter 
das Asylrecht stellen, weil der Gedanke, sich vor jemand in 
Sicherheit zu bringen, wohl immer oder fast immer lebendig sein 
wird. 

Der Haupteinwand, der dem Buche entgegenzuhalten ist, betrifft 
die Art der verwendeten Quellen. Naturvölker haben keine Rechts- 
bücher, und eine Verwertung anderer Rechtsurkunden wird heutzu- 
tage schwer, ja vielfach unmöglich sein ; so war der Verfasser auf 
spärliche Schilderungen von Reisenden und Geographen angewiesen. 
Die Zuverlässigkeit seiner Gewährsmänner prüft Ilellwig meist 
nicht, er gelangt vielerorts dazu, aus einem kurzen, zumeist auch 
ganz unjuristisch gedachten Bericht eines Reisenden den Rechts- 
zustand einer Völkerschaft zu erschliesscn. Die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit seiner Konstruktionen im Einzelfall nachzuweisen, bin 
ich natürlich so wenig im stände wie der Verfasser selbst; sicher 
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aber sind viele Einzelheiten im höchsten Grade zweifelhaft und 
haben blossen Wahrscheinlichkeitswert. Geht man mit dieser Skepsis 
an das Buch heran, so wird man seinen unbestreitbaren Wert richtig 
würdigen. Hafter. 

Alfred Freiherr von Overbeck : Das Strafrecht der französischen Ency- 
klopädie. Ein Beitrag zur Geschichte der Aufklärung im acht- 
zehnten Jahrhundert. Freiburger Abhandlungen aus dem Gebiete 
des öffentlichen Hechtes, herausgegeben von ». Rohland, Rosin und 
Richard Schmidt. Karlsruhe, G. Braun , 1902. 

Der Verfasser unternimmt es, aus der Encyklopädie Diderots 
und d’Alemberts die strafrechtlichen Anschauungen Frankreichs im 
achtzehnten Jahrhundert nachzuweisen. Dieses Unternehmen ist 
eben so interessant, wie dankenswert und dankbar. Es werden zu- 
nächst allgemeine Gesichtspunkte hervorgehoben, Theorien, straf- 
rechtliche Schuld und Einteilungsmethodon, und in einem zweiten 
Kapitel einzelne Delikte behandelt, nämlich Strafrecht und Religion, 
Delikte gegen Staatsgewalt und öffentliche Ordnung, Sittlichkeits- 
delikte und endlich Delikte gegen Leben, Ehre, Freiheit und Eigen- 
tum. Zum Schlüsse zieht v. Overbeck eine Parallele zwischen den 
Encyklopädisten und Beccaria. 

Das Ergebnis ist für den Verfasser, dass das Strafrecht der 
Encyklopädisten einseitig von dem Gedanken des bien public, also 
von dem Gedanken des Gemeinwohls, der salus publica ausgehe 
und den Vergeltungsgedanken vernachlässige. 

Zu dem „mächtig emporgewachsenen Humanitätsgedanken“ 
nimmt v. Overbeck nicht Stellung, er scheint aber eine „gerechtere 
Bestrafung“ (S. 125 a. E.) für wünschenswert zu erachten. Der Wert 
der Arbeit liegt in der guten Zusammenstellung des strafrechtlichen 
Materials der Encyklopädie. Stooss. 

Prof. Dr. Pelman und Strafanstaltsdirektor Dr. Finkelnburg: Die ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit. Zwei Vorträge, gehalten vor der 
Rheinisch- Westfälischen Gefängnisgesellschaft in Düsseldorf. Bonn, 
Röhrscheid & Ebbecke, 1903. 31 Seiten. 

Pelman spricht als Psychiater, Finkelnburg als Praktiker des 
Strafvollzuges. Die beiden Vorträge werden durch die Gegensätz- 
lichkeit der Problemlösung besonders interessant: Pelman vertritt 
die kriminalpolitisch heute wohl herrschende Meinung, dass für die 
im Zustande der sogenannten verminderten Zurechnungsfähigkeit 
begangenen Verbrechen die Zuerkennung einer Strafe wenig hilft, 
dass vielmehr qualitativ andere Massregeln neben oder an Stelle 
der Strafe erforderlich sind. Von Detailvorschlägen wird abgesehen. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17 . Jahrg. 7 
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Dem gegenüber stellt sich Finkelnburg auf den Standpunkt, 
das heutige Strafensystem und die heutigen Grundsätze des Straf- 
vollzuges genügen grundsätzlich auch für die Behandlung der ver- 
mindert Zurechnungsfähigen. Um allen Fällen gerecht werden zu 
können, sollte man allerdings zu einer Ausweitung sämtlicher Straf- 
rahmen nach unten hin gelangen (Abschaffung der Strafminima ete.). 
Die Erfüllung dieser Forderung erscheint vorläufig aussichtslos, 
also wird die Strafgesetzgebung eine Bestimmung über die ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit aufnehmen müssen, und die in diesem 
Zustande begangenen Verbrechen sollen dann mit der Strafe der 
„Jugendlichen“ belegt werden. — Für den Straf Vollzug genügen 
die bestehenden Anstalten, sofern das Prinzip der Individualisierung 
richtig durchgeführt wird. Die Erfahrung lehrt übrigens, dass die 
vermindert Zurechnungsfähigen, namentlich ihr Hauptkontingent, die 
Schwachsinnigen, sich der Anstaltsordnung gut fügen. So besteht 
für den Staat keine Pflicht zum Bau neuer Anstalten, aber auch 
die Defektmenschen selbst haben kein Interesse daran, denn die 
Spezialanstalten müssten schliesslich auch wieder Gefangenenhäuser 
sein. Nur eines tut not: „Für die gemeingefährlichen Defektmenschen 
muss man nach Strafablauf eine Verwahrung in einer Anstalt zur 
Sicherung der Gesellschaft verlangen. Aus dieser Verwahrung dürfen 
sie erst entlassen werden, wenn der Zustand der Gemeingefähr- 
lichkeit sein Ende gefunden hat.“ (S. 80.) Finkelnburg hat seinen 
Gedankengang trefflich begründet, er ist zweifellos praktisch auch 
naheliegender und aussichtsvoller als Pelmans Vorschläge, aber die 
endgültige Lösung des Problems gibt er nicht. Hafter. 

Im Verlage von Karl Winters Universitätsbuchhandlung, Hei- 
delberg, beginnt im April 1904 zu erscheinen: eine „Monatsschrift 
für Kriminalpsgchologie und Strafrechtsreform“ , unter ständiger Mit- 
arbeit der Herren Dr. Alfred Kloss, Staatsanwaltschaftsrat in Halle, 
Dr. Karl von Lilienthal, ord. Professor der Rechte in Heidelberg, und 
Dr. Franz von Liszt, ord. Professor der Rechte in Berlin, herausge- 
geben von Professor Dr. med. Gustav Aschaffenburg, Privatdozenten 
der Psychiatrie in Halle a. S. 

Der Herausgeber kündigt das neue Unternehmen mit folgenden 
Worten an : 

„Unsere Anschauungen von Recht und Unrecht, von dem Wesen 
des Verbrechens und der Natur des Verbrechers, von den Wir- 
kungen der Strafe auf den Einzelnen und die Gesamtheit haben 
im Laufe der Jahre erhebliche Wandlungen erfahren. Allenthalben 
sind neue Fragen aufgetaucht, die der Beantwortung noch harren, 
Gedanken, die erst noch ausreifen müssen, bevor sie nutzbringend 
verwertet werden können. Immer mehr drängt sich die Notwen- 
digkeit hervor, die Prophylaxe des Verbrechens auszubilden, die 
Jugendlichen zu schützen, den dauernden Rückfall zu verhindern. 
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Die Umgrenzung des Begriffs der verminderten Zurechnungsfähig- 
keit und mehr noch die Schwierigkeit, in welcher Weise der Staat 
sie behandeln, ihre Gefährlichkeit beseitigen kann, nimmt in wach- 
sendem Masse das Interesse aller Beteiligten in Anspruch. Die 
grosse Gefährdung der öffentlichen Rechtssicherheit durch die Geistes- 
kranken verlangt die Klarstellung, wie diesem schreienden Missstande 
abgeholfen werden kann. 

Einige der wichtigsten Fragen seien hier hervorgehoben, ohne 
dass die Aufzählung auf Vollständigkeit Anspruch macht. 

1. Ursachen der Verbrechen (Statistik , Analyse bestimmter 
Gruppen und Einzelfälle). 

2. Psychologie und Anthropologie des Verbrechers. 

3. Die Wirkung der Strafen, einschliesslich des Gefängniswesens, 
und mit besonderer Berücksichtigung eines Strafvollzugsgesetzes 
(Einzelhaft, Progressivsystem, Gefängnispsychosen, bedingte 
Begnadigung und Verurteilung). 

4. Die ethischen, rechtlichen und sozialen Grundlagen des 
Kampfes gegen das Verbrechen. 

5. Die Prophylaxe des Verbrechens, Fürsorge- und Zwangs- 
erziehung (Arbeitshäuser, Arbeitskolonien). 

6. Strafrechtliche Verantwortlichkeit Geisteskranker, vermindert 
Zurechnungsfähiger, Jugendlicher, Taubstummer. 

7. Kritische Betrachtung der im In- und Auslände- bestehenden 
Gesetze und Gesetzentwürfe, sowie der Entscheidungen der 
höchsten Gerichte. 

8. Sozialpathologische Erscheinungen (Prostitution, Bettel und 
Landstreicherei, Massenpsychologie). 

Nur durch wissenschaftliche, unvoreingenommene Forschung 
wird es möglich sein, diese Vorarbeiten zu einer Strafrechtsreform so 
weit zu klären, dass sie bei der Umgestaltung des Strafrechts berück- 
sichtigt werden können. Aber nur einträchtiges Zusammenarbeiten 
aller Beteiligten, der Theoretiker und Praktiker, der Juristen und 
Ärzte, der Strafvollzugsbeamten und der Soziologen, gibt die Hoff- 
nung auf Lösuug der notwendigsten Vorfragen. Das soll die Auf- 
gabe dieser Zeitschrift sein, eine Reform des Strafrechtes anzubahnen 
auf der zuverlässigen Grundlage, die allein die Wissenschaft geben 
kann. Möge es ihr gelingen, dazu beizutragen, das Strafrecht psycho- 
logisch sa vertiefen. 

Die äusserlicbe Anordnung des Stoffes ist so gedacht, dass 
jedes der monatlich erscheinenden, etwa 4 Bogen starken Hefte 
einige grössere Arbeiten enthalten soll ; weiters sollen alle besonders 
wichtigen Kriminalfälle, möglichst von beteiligten Richtern, Anwälten 
oder Ärzten, eine Darstellung und psychologische Würdigung erfahren, 
Gesetzesvorschläge tunlichst bald nach dem Erscheinen fachmännisch 
besprochen werden. Die Besprechungen der Literatur werden nur 
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auf das Arbeitsgebiet der Zeitschrift beschränkt werden, ohne aller- 
dings diese Grenze allzu eng zu ziehen.“ 

Die Schweiz steht, namentlich mit ihrem Entwurf zu einem 
eidgenössischen Strafgesetzbuch, bei der Strafrechtsreform in der 
vordersten Reihe. Die neue Monatsschrift sollte daher gerade bei 
uns in den nächstbeteiligten Kreisen der Juristen, Ärzte und Volks- 
wirte eines lebhaften Interesses sicher sein. Der Name des Heraus- 
gebers, der sich insbesondere durch sein letztes Jahr erschienenes 
Buch: Das Verbrechen und seine Bekämpfung, Kriminalpsychologie 
für Mediziner, Juristen und Soziologen, ein Beitrag zur Reform der 
Strafgesetzgebung (Heidelberg, Winter, 1903), bekannt gemacht hat, 
verbürgt die Gediegenheit der Zeitschrift. Hafter. 


Romolo Ribolla: Voci dall’ Ergastolo. Documenti psicologici-criminali 
dal vero. Con appendice del Prof. Salvatore Ottolenghi: Porto- 
longone e Portoferraio. Roma, Löscher & Cie., 1903. 109 S. 2 Lire. 

Ribolla gibt Rechenschaft über eine Studienreise, die Prof. 
Ottolenghi in Siena mit seinen Schülern nach der Insel Elba zum 
Besuch der Strafanstalten von Portoiongone und Portoferraio unter- 
nahm. Das anregend geschriebene Buch gewährt einen interessanten 
und — man muss es sagen — zugleich deprimierenden Einblick in 
das italienische Gefängnis- und Strafvollzugswesen. Den Haupt- 
inhalt der Schrift bilden Beobachtungen, die Ottolenghi mit seinen 
Schülern an einzelnen Sträflingen vornahm; die Begriffe des delin- 
quente nato und des tipo degenerato spielen dabei eine nach unserm 
Empfinden allzu grosse Rolle. Aber die Italiener stehen nun einmal 
vielfach noch unter dem bestrickenden Bann der Lehre Lombrosos. 

Wertvoll ist die den Schluss bildende Wiedergabe einer Vor- 
lesung, die Ottolenghi nachträglich seinen Hörern hielt, und in der 
er die Eindrücke der Studienfahrt nach Elba verarbeitet: er versucht 
die einzelnen Verbrechen, namentlich die Vendetta, psychologisch zu 
erklären, empfiehlt als ein das Verständnis förderndes Bolehrungs- 
mittel Studium der Verbrecher in den Strafanstalten selbst, er ver- 
schweigt auch nicht die vielfach misslichen Zustände, die heute noch 
in den italienischen Gefängnissen herrschen, namentlich weil noch 
nicht allgemein der heilsame Arbeitszwang durchgeführt ist. Als Ziel 
eines wirksamen Strafvollzuges bezeichnet er Umwandlung der 
Kerker in Arbeitsanstalten und individuelle Behandlung des Ver- 
brechers, um ihn sich selbst und der Gesellschaft nützlich zu machen. 

Hafter. 
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Dr. med. Otto Stoll, Professor der Geographie und Ethnographie an 
der Universität Zürich: Suggestion und Hypnotismus in der 
Völkerpsychologie. Zweite umgearbeitete und vermehrte Auflage. 
Leipzig (Veit <£: Cie.) 1904. 738 Seiten. 20 Mark. 

Die Entdeckung oder sollen wir sagen Erfindung der hypno- 
tischen Suggestion durch die Schule von Bernheim in Nancy hatte 
zunächst die Theoretiker und Praktiker des Strafrechts in eine ge- 
wisse ängstliche Aufregung gebracht. Zu den bekannten psycholo- 
gischen Vorgängen (soweit man in der Psychologie von Bekannt- 
sein sprechen darf) des Einschüchterns, Überrc.dens und Verfahrens, 
wobei man noch immer an eine vom vollen Bewusstsein begleitete 
Bildung von Vorstellungen und Gegenvorstellungen, an einen be- 
wussten Widerstreit anspannender und hemmender Triebe beim 
Verleiteten dachte, tritt nun ein neuer, bis dahin fast unbekannter 
Vorgang hinzu. Von aussen wird eine Vorstellung im Individuum 
wacbgerufen, die über allen Widerstand, welchen die betreffende 
Individualität unter anderen Umständen leisten würde, hinweg- 
schreitet zum Handeln, zur Tat. Der kausale Zusammenhang 
zwischen Reiz, Vorstellung und Tat tritt nicht ins Bewusstsein ; es 
scheinen die volitiven Vorgänge im Gehirn des suggestiv beein- 
flussten Schläfers ausgeschaltet und das fertige Ergebnis der Willens- 
entsehliessung eines Dritten, des Hypnotiseurs, eingesetzt worden 
zu sein. Die strafrechtliche Theorie fand sich indessen rasch mit 
den einschlägigen Fragen ab, man denke an die Arbeit von Lilienthal 
in der Zeitschrift für gesamte Strafrechtswissenschaften, Bd. VII, 
S. 283, und von Stockar-Heer in dieser Zeitschrift, Bd. V, S. 23. 
Und bald zeigte auch die Praxis, dass die Fälle, in denen Ver- 
brecher als Hypnotiseure ihre hypnotisierten Opfer ausbeuten oder 
hypnotisierten Leuten die Begehung von Verbrechen suggerieren, 
ausserordentlich selten sind und selten sein werden. 

Als weit wichtiger, weil alltäglichen und allgemeinen Vorkom- 
mens, stellten sich die Fälle suggestiver Beeinflussung ohne vor- 
ausgehende oder gleichzeitige Hypnose heraus, jene ganze Kette 
von Fällen, die die totale Bewusst- und Willenlosigkeit der Hypnose 
mit den Fällen vollständig bewusster, aus der Tiefe der eigenen 
Individualität geschöpfter Willensentschliessung gewissermassen ver- 
binden. Diese Wach Suggestionen, in mannigfachen Abstufungen der 
Stärke, von Dritten gewollt oder ungewollt hervorgerufen, scheinen 
geradezu die Regel und die Vorgänge bewusster Willensbildung, 
wie wir sie uns als normal denken, die Ausnahme zu sein. Aber 
nicht nur von aussen werden uns, sozusagen, Zwangsvorstellungen 
aufgedrängt, wir gestalten unsere Erinnerungsbilder zu solchen aus 
und knechten unser eigenes Beobachten, Denken und Fühlen: die 
Fälle der Autosuggestion. 
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Lebenserscheinungen von solcher Häufigkeit, die sich auf den 
wichtigsten Faktor der Menschheitsgeschichte, die menschliche 
Willensentschliessung, beziehen, müssen sich mit ihren Folgen auch 
in der Geschichte nachweisen lassen. Diesen Nachweis hat der 
Verfasser unternommen. 

Daraus ergab sich die ganze Anlage des Werkes. Kein dürres 
Gerüste trockener Lehrsätze, sondern es quellen in fesselnd erzäh- 
lender Darstellung Tatsachen um Tatsachen vor uns hervor, aus 
denen auf die gewaltigen Wirkungen der Suggestion geschlossen 
werden muss. Da wird uns die wissenschaftliche Erklärung der 
Religionsmythen und von allerlei Schamanentum geboten, Auto- 
suggestion beim Priester, Suggestion der Volksmenge. Da wird 
uns insbesondere auch die Massenwirkung der Suggestion gezeigt 
in den gewaltigen Bewegungen, welche jeweilen den ruhigen Gang 
der Geschichte durchbrochen, Kreuzzüge, Ketzer- und Hexenver- 
folgungen, die französische Revolution. Gerade die Kritik dieser 
Letztgenannten Umwälzung aus dem Gesichtspunkte der Suggestion 
und ihrer verschiedenen Wirkungen: konträr suggestive Erschei- 
nungen, Schrecken, gesteigerte Leichtgläubigkeit und Kritiklosig- 
keit, Enthusiasmus und Heroismus einzelner und der Massen, Fana- 
tismus, akute und chronische Mordekstasen, allmähliche Verschiebung 
ethischer und sozialer Begriffe — bildet eine überaus wertvolle Be- 
reicherung der zweiten Auflage des Werkes. 

Das alles ist für den Kriminalisten von höchstem Interesse. 
Nicht nur für das Verständnis der Geschichte des Verbrechens und 
der Verbrechens Verfolgung, sondern auch für die Beurteilung der 
Dinge der Gegenwart. Die Entstehungsursachen des Verbrechens 
lassen sich weiterhin verfolgen als bisher. Hat man seinerzeit in 
der Verurteilung Wassilieffs wegen Erregung von Unruhen, die in 
Bern stattgefunden, vom Standpunkte des positiven Strafrechts aus 
eine Ungerechtigkeit gesehen, so erscheint uns eine solche weiter- 
gehende Verantwortlichkeit bei Betrachtung der Suggestivwirkungen 
gar nicht so ungeheuerlich. Der Kausalzusammenhang zwischen dem 
fortgesetzten Schüren eines grimmen Klassenhasses und einzelnen 
wilden Ausbrüchen ist vorhanden; um allerdings eine strafrecht- 
liche Verantwortlichkeit zu begründen, ist es notwendig, dass die 
Suggestivwirkungen nodi mehr in unser Wissen und Gewissen 
übergegaugen seien. 

Suggestive Einwirkungen auf den Zeugen, von dritter Seite 
wie auch von Seite der Untersuchungsbeamten, haben wir schon 
lange beobachtet, das vorliegende Werk gibt uns neue Anregungen 
dazu. Vor allem aber hat sich der Gesetzgeber mit diesen Er- 
scheinungen abzufinden, will er doch mit dem Gesetze suggestiv 
wirken, eine Wirkung, die weit über die Setzung vernünftiger 
Hemmungsmotive hinaus geht. Und eine grosse Lehre liegt auch 
in den Beispielen vollkommen konträrer Suggestiv Wirkungen. 
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Noch eine Schlussbemerkung. Das vorliegende Werk hat uns 
mehrfach an Tarde, lois de l imitation, erinnert. Ist nicht jenes 
Gesetz der Nachahmung, das Tarde in der Geschichte nachweist, 
identisch mit dem Gesetz der Suggestion, dort die philosophische, 
hier die naturwissenschaftliche Formel derselben demütigenden Ent- 
deckung, dass wir so unendlich wenig selbständig zu denken und 
wollen vermögen. Zürcher. 

Dr. F. Meili, o. Professor des internationalen Privatrechtes an der 
Universität Zürich, associé de V Institut de Droit international. 
Das internationale Zivilprozessrecht auf Grund der Theorie, 
Gesetzgebung und Praxis. Erster Teil. Zürich, Orell Füssli, 
11)04. 196 Seiten. Fr. 6. 

Wir haben im letzten Hefte dieser Zeitschrift (Bd. XVI, S. 293) 
einlässlich über des Verfassers internationales Zivil- und Handels- 
recht berichtet. An jenes Werk reiht sich, in Form und Darstel- 
lungsart übereinstimmend, dieser erste Band des internationalen 
Zivilprozessrechtes, an dessen Förderung der Verfasser als schwei- 
zerischer Delegierter zur Konferenz im Haag mitarbeitet. Der 
Verfasser zeigt, wie internationale Fragen in jedem Stadium des Zivil- 
prozesses, von der Klageeinleitung bis zum Urteil und seiner Voll- 
streckung, entstehen können. Der Gegenstand dieses Buches steht zu 
wenig im Zusammenhänge mit den Aufgaben unserer Zeitschrift, um 
uns ein näheres Eintreten zu gestatten. Aber der Hoffnung und dem 
Wunsche dürfen wir wohl Ausdruck geben, dass die Reihe der 
Veröffentlichungen des fleissigen Gelehrten sich in naher Zukunft fort- 
setze in einem internationalen Straf- und Strafprozessrecht. Zürcher. 

Neues Orts- und Bevölkerungslexikon der Schweiz. Nach offiziellen 
Quellen zusammengestellt von G. Lambelet, Adjunkt des Eidg. 
statist. Bureau. Zürich (Schulthess) 1904. In Bädekereinband 
geh. (Taschenformat) Fr. 4. 

Seit der ersten eidg. Volkszählung im Jahre 1850 erscheint 
dieses kurze Orts- und Bevölkerungslexikon jeweilen nicht nur als 
willkommener Vorläufer der umfassenden amtlichen Bearbeitungen 
des Volkszählungsmaterials, sondern auch als bequemes Taschenbuch 
von bleibendem Wert. Es enthält in der Hauptsache die Einwohner- 
zahl aller politischen Gemeinden der Schweiz nach Konfessionen, 
kantons- und bezirksweise geordnet. Eine Anzahl statistischer Ta- 
bellen und ein vollständiges Ortsregister erhöhen die Brauchbarkeit 
des Buches. Die für die Kriminal- und Moral-Statistik ganz besonders 
bedeutsame Scheidung der Bevölkerung nach Alter und Beschäftigung 
bringen uns allerdings erst die amtlichen Veröffentlichungen, denen 
wir ein recht baldiges Erscheinen wünschen. 
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Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour eompte-rendu. 

Dr. Jur. Fritz Berolzheimer : Die Entgeltung im Strafrechte. München, 
C. ff. Beck, 1903. 533 S. 

Dr. James Goldschmidt, Privatdozent an der Universität Berlin: Das 
Verwaltungsstrafrecht im Verhältnis zur modernen Staats- und Rechts- 
lehre. Sonderausgabe zu der Festgabe der Juristischen Gesellschaft 
zu Berlin zum 50jährigen Dienstjubiläum ihres Vorsitzenden, des 
wirklichen Geh. Rates Dr. Richard Koch. Berlin, Liebmann, 1903. 

Dr. jur. et phil. Richard Maschke, Priratdozent und Gerichtsassessor : Die 
Persönlichkeitsrechte des römischen Injuriensystems. 10. Refi der 
Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts, herausgegeben von 
Prof. R. Leonhard. Breslau, M. <£• ff. Marcus, 1903. 

Richard Löning, ord. Professor der Rechte zu Jena : Geschichte der 
strafrechtlichen Zurechnungslehre. Erster Band: Die Zurechnungs- 
lehre des Aristoteles. Jena, Gustav Fischer, 1903. X VI und 358 S. 

Dr. Ph. Allfeld: Die Bedeutung des Rechtsirrtums im Strafrecht. Er- 
langer Rektoratsrede. Leipzig, A. Deichert (G. Böhme), 1904. 40 S. 

Tell Perrin, Docteur en droit: De la remise, conditionnelle des peines. 
Etude de droit comparé historique et critique. Genève et Bâle, 
Georg dk G u , 1904. 260 p. 

Ernst Delaquis : Der untaugliche Versuch. Ein Beitrag zur Reform der 
Strafgesetzgebung. Abhandlungen des kriminalistischen Seminars an 
der Universität Berlin. N. F. 3. Band. Berlin, Guttentag, 1904. 
XXXI und 344 S. 

Dr. Gust. Radbruch, Priratdozent an der Universität Heidelberg : Der 
Ilandlnngsbegriff in seiner Bedeutung für das Strafrechtssystem. 
Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der rechtswissenschaftlichen 
Systematik. Berlin, Gattentag, 1904. 147 S. 

Georg Langer, königl. preussischer Staatsanwalt in Oels : Der progres- 
sive Strafvollzug in Ungarn, Kroatien und Bosnien. Ergebnisse 
einer Studienreise. Berlin, Gattentag, 1904. 252 S. 

Prof. Bernardino Alimena: Imputabilità e causalità. Discorso detto a dì 
5 novembre 1903 (inaugurazione dell’ anno academico nella R. Uni- 
versità di Modena). Modena, Società tipografica Modenese, 1904. 
73 S. 1 Lira. 
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Strafrecht. 

Kanton Zürich, liber das Initiativbegehren betreffend Abänderung 
der §§ 119, 120 und 123 des Strafgesetzbuches (sogenannte Sittlichkeits- 
initiative), worüber in dieser Zeitschrift, Bd. XV, S. 3-10—342, und Bd. XVI, 
S. 203 — 206, referiert wurde, hat das zürcherische Volk am 31. Januar 1904 


abgestimmt. Das Ergebnis ist folgendes: 

Die Zahl der Stimmberechtigten betrug . 97,870 

Eingegangene Stimmzettel 72,611 

Annehmende waren 18,016 

Verwerfende » 49,806 

Ungültige Stimmen 52 

Leere » 4,737 


Ergänzung des aargauischen Strafrechtes. Von der dem aargauischen 
Grossrat vorgelegten Motion Huber, « es sei eine Gesetzesvorlage einzu- 
bringen über eine zettgemässe Revision einzelner Bestimmungen des Straf- 
gesetzes, namentlich auch hinsichtlich der Verjährung der Strafvollstreckung», 
ist in dieser Zeitschrift schon Bd. XV, S. 440 ff., und Bd. XVI, S. 207 ff., 
gesprochen worden. 

Das Gesetz erhielt in den Beratungen des Grossen Rates vom 22. Oktober 
und 25. November 1903 folgende endgültige. Fassung: 

Der Grosse Hat des Kantons Aargau, 

in der Absicht, die Strafgesetzgebung mit den heutigen Rechtsan- 
schauungen in Einklang zu bringen, 

besch tiessi : 

§ 1 - 

Die lebenslängliche Zuchthausstrafe findet nur noch Anwendung bei 
Verbrechen, durch welche ein Mensch das Leben verloren hat, wenn dieser 
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Erfolg vom Täter beabsichtigt war oder von ihm vorausgesehen werden 
konnte. 

Wo das Gesetz in anderen Fitlien die lebenslängliche Zuchthausstrafe 
(früher Todesstrafe) ausspricht, tritt Zuchthausstrafe von 8 — 24 Jahren ein. 

§ 2 . 

Verurteilte unter 18 Jahren können zur Verbiissung der Zuchthaus- 
strafe oder Freiheitsstrafe in der Zwangserziehungsanstalt Aarburg unter- 
gebracht werden, wenn die Strafdauer nicht mehr als 4 Jahre beträgt. 

Das Gericht bestimmt im Urteil, wo die Strafe zu verbüssen ist. 

Sofern die eigenen oder anwartscliaftlichen Vermögensvcrhilltnisse des 
Verurteilten es gestatten, kann der Sichter auf einen angemessenen Beitrag 
an die Kosten des Unterhaltes und der Erziehung erkennen. 

Dieser Beitrag darf 400 Fr. pro Jahr nicht übersteigen. 

§ 3 . 

Wo das peinliche Strafgesetz keine höhere Strafe als ü Jahre Zucht- 
haus androht, kann der Richter bis auf die geringste peinliche Freiheits- 
strafe (§ 7 des Gesetzes), und wo eine höhere Strafe zulässig ist, bis auf 
ein Drittel des geringsten angedrohten Strafmasses, jedoch nicht unter 
6 Monate, herabgehen. 

Treffen mehrere allgemeine oder besondere Milderungsgriinde zusammen, 
worüber das Kriminalgericht endgültig zu entscheiden hat, so kanu die 
Strafe ausnahmsweise auch noch unter das geringste zulässige. Mass 
herabgesetzt werden. In denjenigen Fällen, in welchen die Strafe unter 
6 Monat herabsinkt, ist die Zuchthausstrafe in polizeiliche Freiheitsstrafe 
umzuwandeln. 

§ 4. 

Die Strafen verjähren: 

Lebenslängliche Zuchthausstrafe in .80 Jahreu; 

Zuchthausstrafe von 10 oder mehr Jahren in 25 Jahren; 

Zuchthaus bis zu 10 Jahren in 20 Jahren; 

Korrektionelle Zuchthausstrafe bis zu 2 Jahren in 10 Jahren ; 

Jede andere Strafe in 5 Jahren. 

§ 5 . 

Wenn in einem Urteile neben der Freiheitsstrafe auf eine Geldbusse 
erkannt ist, so verjährt die letztere nicht früher als die Freiheitsstrafe. 

§ 6 . 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem das Urteil rechts- 
kräftig geworden ist und wird unterbrochen durch jede auf Vollstreckung 
der Strafe gerichtete Handlung der zuständigen Vollstreckungsbehörde. 

Mit der Unterbrechung der Verjährung beginnt eine neue Straf- 
verjährung. 

§ 7. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes betreffend die Verjährung (§§ 4, 5, 6) 
haben rückwirkende Kraft. 
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§ 8 . 

Durch dieses Gesetz werden die bezüglichen Bestimmungen der 
Strafgesetze abgeändert beziehungsweise ergänzt und die §§ 1 und 2 des 
Gesetzes über Abänderung des peinlichen Strafgesetzes vom 19. Hornung 
1868 aufgehoben. 

§ 9- 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dieses Gesetz nach der Annahme 
durch das Volk in Vollzug zu setzen. 

In der Sitzung des Grossen Rates vom 22. Oktober 1903 hielt der 
Motionssteller Dr. Huber (Wohlen) folgendes Referat: 

Das peinliche Strafgesetz für den Kanton Aargau wurde im Jahre 
1857 erlassen; im Jahre 1868, also schon nach 11 Jahren, folgte eine Novelle, 
die in § 2 bestimmte, dass da, wo das peinliche Strafgesetz keine höhere 
Strafe als 6 Jahre Zuchthaus androht, der Richter bis auf die geringste 
peinliche Freiheitsstrafe (§ 7 des Strafgesetze«), und wo eine höhere Strafe 
zulässig ist, bis auf */» des geringsten angedrohten Strafmasses, jedoch 
nicht unter 6 Monate heruntergehen könne. 

Veranlassung zu dieser Novelle gab die Errichtung der Strafanstalt 
in Lenzburg mit ihren der Neuzeit entsprechenden Einrichtungen, die es 
ermöglichen, jeden Gefangenen für eine gewisse Zeit, in der Regel bis auf 
12 Monate und ausnahmsweise während der ganzen Strafdauer, in Einzelhaft 
zu behalten. Dadurch wurde der Strafvollzug ein viel strengerer. 

Der Gedanke, welcher der Novelle zu Grunde, lag, war ein durchaus 
gerechtfertigter und hätte vielleicht damals schon in etwas höherem Masse 
berücksichtigt werden dürfen. Seitdem sind nun 35 Jahre verflossen; in 
dieser Zeit haben sich die Anschauungen geändert in bezug auf den Zweck 
der Strafe; das Strafgesetz ist aufgebaut auf der Abschreckungstheorie, 
während seit der Errichtung der Strafanstalt der Zweck der Besserung 
mehr in den Vordergrund getreten ist, der bei den früheren Zuchthäusern 
gar nicht zur Geltung kam. Sodann ist im Zeitlauf von 35 Jahren der 
Wert des Geldes bedeutend gesunken, so dass namentlich die Strafminima 
bei den Vermögensdelikten unverhältnismässig hoch erscheinen. 

Daneben haben sich aber auch die ethischen Auffassungen gewandelt; 
mit der kulturellen Entwicklung und der allgemein gewordenen Bildung' ist 
die Verurteilung des Verbrechertums eine viel schärfere geworden, die 
Strafe an sich wird weit entehrender betrachtet, als dies bei einer gerin- 
geren Stufe geistiger und sittlicher Entwicklung der Fall war; schon die 
blosse Verurteilung ist ein Leid, das heute weit mehr empfunden wird 
als früher. Die Strafe soll deshalb nicht, wie unser Gesetzbuch sie auffasst;, 
bloss eine Abschreckung sein und die Rache der Gesellschaft gegen den 
Verbrecher darstellen, sondern der Gerechtigkeit entsprechen. 

Diesen Anforderungen hat das Strafmass unserer Gesetze längst nicht 
mehr genügt ; daher wurden denn auch seit Jahren in der Fresse Klagen 
tant über die drakonischen und barbarischen Urteile. Und doch waren die 
Richter weder drakonischer noch barbarischer Sinnesart. Ihnen zuerst 
zeigte sich der Mangel, und deshalb haben sie seit Jahren der Revision 
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<ler Gesetzgebung; gerufen. Auch der Grosse Hat hatte die Überzeugung, 
dass ein Widerspruch in den Strafmassen bestelle, und hat durch die Begna- 
digungen die grössten Ungerechtigkeiten zu beseitigen gesucht. 

Das System der Begnadigung erscheint aber unstatthaft, sofern die 
Begnadigung als eiu Korrektiv der Gesetze ausgeübt wird. Von diesen 
Erwägungen geleitet, stellte die Kommission für die Prüfung der gericht- 
lichen Jahresberichte in der Sitzung vom 21. Mai 1902 das Postulat: « Es 
sei eine Gesetzesvorlage einzubringen über eine zeitgemässe Revision 
einzelner Bestimmungen des Strafgesetzes, namentlich auch hinsichtlich 
einer gesetzlichen Regulierung der Verjährung der Strafvollstreckung. » 
Das Kriminalgericht weist in seiner Vernehmlassung darauf hin, dass das 
Strafgesetz nach verschiedenen Richtungen revisionsbedürftig ist, dass ins- 
besondere die Strafminima bei den Vermögensdelikteu zu hohe sind und 
mit der gegenwärtig herrschenden Anschauung in keinem Verhältnis mehr 
stehen. Es bemerkt: «Mit Rücksicht darauf, dass der Erlass eines schwei- 
zerischen Strafgesetzbuches noch in weiter Feme steht, würden wir es im 
Interesse der Strafrechtspflege sehr begrüssen, wenn der Grosse Rat sich 
entschliessen könnte, das aargauische peinliche Strafgesetz durch eine 
Novelle zu revidieren und den zeitgenössischen Anschauungen besser an- 
zupassen, wie dies andere kantonale Gesetzesbehörden in den letzten Jahren 
auch getan haben und noch tun. » 

Der Grosse Rat hat dieses Postulat zum Beschluss erhoben. 

Der Regierungsrat arbeitete eine Gesetzesvorlage aus, nachdem die- 
selbe vorher von einer besondern Kommission, bestehend aus den Präsi- 
denten der Anklagekammer, des Kassationsgerichtes, des Kriminalgerichtes 
und dessen Mitgliedern und des Staatsanwaltes, geprüft worden war. 

Die Vorlage will in möglichst einfacher Weise den angestrebten 
Zweck erreichen, und doch so, dass alle Verbrechen davon berührt werden, 
dadurch, dass sie sich an die Novelle von 1868 hält und das Minimum um 
ein Drittel herabsetzt; die Maxima bleiben bestehen. 

Da trotzdem nicht alle Härten und Ungerechtigkeiten des Gesetzes 
beseitigt werden konnten, hat die Vorlage eine neue Bestimmung eingeführt, 
wonach der Richter bei dem Zusammentreffen mehrerer allgemeiner und 
besonderer Milderuugsgründe auch noch unter das Minimum der gesetz- 
lichen Strafe- hinuntergehen kann. 

In bezug auf die Verjährung situi die Bestimmungen des deutschen 
Gesetzbuches aufgenomnteu worden mit den Fristen, welche der Entwurf 
für das schweizerische Strafgesetzbuch vorsieht. 

Der Regierungsrat beantragte daher durch Zuschrift vom 4. April 1908, 
den Gesetzesentwurf in Beratung zu ziehen und dafür besorgt zu sein, 
dass derselbe noch im Laufe des Jahres 1903 der Volksabstimmung unter- 
breitet und womöglich noch in Kraft erklärt werden könne. 

Die Kommission hat in mehreren Sitzungen, denen auch der Herr Justiz- 
direktor beiwohnte, die Vorlage beraten und sich mit dem Vorgehen 
der Regierung grundsätzlich einverstanden erklärt. Insbesondere wurde 
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betont, dass in Anbetracht des • Erlasses eines schweizerischen Straf- 
gesetzes grosse Mühe und Kosten sich nicht mehr lohnen, ein neues Straf- 
gesetz für den Kanton Aargau zu schaffen; es können auch nicht die 
Entwürfe von Heuberger und Stooss als Grundlage angenommen werden, 
indem dieselben wesentlich umgearbeitet werden müssten und diese Arbeit 
in den vorbereitenden Kommissionen und Behörden wohl 4 Jahre in Anspruch 
nehmen würde; auch sei der Erlass eines Gesetzes, welches die grössten 
Übelstände beseitige, ein so dringendes Bedürfnis, dass eine rasche Abhülfe 
geboten sei. Die Kommission stimmt daher dem Itegierungsrate bei, weicher 
eine Novelle zum Strafgesetz vorschlägt. 

Dagegen geht die Kommission über den Balimen des Vorschlages des 
Regierungsrates hinaus, sie will nicht bloss das peinliche Strafgesetz revi- 
dieren in bezug auf das Strafmass, die Festlegung des Begriffes der Milde- 
rungsgründe und die Einführung der Vollstreckungsverjährung, sondern sie 
will auch die Behandlung der jugendlichen Verbrecher normieren, und 
die Prinzipien der Verjährung auf die übrigen kantonalen Strafgesetze, 
speziell auf das Zuchtpolizeigesetz, an wenden; sie gibt daher der Novelle 
nicht den Titel: «Gesetz betreffend Abänderung' des peinlichen Straf- 
gesetzes», sondern « Ergäu zungsgesetz betreffend die Strafrechtspflege». 
Demgemäss wurde die Vorlage des Regierungsrates sowohl in bezug auf 
den materiellen Inhalt als auch redaktionell nmgearbeitet. Der Regieruugs- 
rat, hat sich mit diesen Änderungen einverstanden erklärt. 

Die Novelle bringt nun folgende Abänderung der Strafgesetze: 

1. In den §§ 1 und 3 werden die Minima der Strafen des Strafgesetz- 
buches herabgesetzt, in § 3 um einen Dritteil des bisherigen Strafmasses. 

Diese Herabsetzung bedeutet eine Annäherung an die Strafmasse 
anderer Staaten und Kantone; immerhin sind auch die neuen Strafmasse 
noch überall grösser als diejenigen moderner Strafgesetzbücher, speziell 
auch des Entwurfes für das neue schweizerische Strafgesetzbuch. Hierüber 
gibt die Tabelle auf S. 110/111 Aufschluss. 

2. Nun hat aber unser Strafgesetz solche Härten, auch nach der 
Reduktion der Strafen gemäss dem Entwurf, dass der Regierungsrat vor- 
schlägt, dem Richter zu ermöglichen, beim Vorhandensein von mildernden 
Umständen unter das gesetzliche Minimum hinunter zu gehen und 
gegebenen Falles die Strafart zu ändern, anstatt Zuchthaus Gefängnis- 
strafe auszusprechen. Diese Bestimmung hat bis jetzt in unserm Straf- 
gesetz gefehlt; in den modernen Gesetzbüchern hat sie indessen überall 
Eingang gefunden. 

Die Kommission begrüsst diesen Vorschlag; sie erblickt darin die 
Erfüllung einer Forderung der Gerechtigkeit, eine Hebung des Ansehens 
richterlicher Urteile und erwartet davon eine Reform unseres Beg-na- 
digungswesens. 

Unser Gesetz kannte bis jetzt bloss Strafminderungsgründe, d. h. es 
gestattete beim Vorhandensein besonderer in § 44 aufgeführter Minde- 
rungsgrüude dem Richter, auf das Minimum der angedrohten Strafe her- 
abzugehen. 
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Aber es gibt kein Gesetz, das alle Fälle des Lebens vorsehen kann, 
keine Rechtsformel, in welche die Vorkommnisse des menschlichen Handelns 
eingezwängt werden können; es können in einem einzelnen Falle so viele 
Tatsachen Zusammentreffen, die ihm einen so ganz ausserordentlichen 
Charakter geben, dass die ordentliche Strafe der Gerechtigkeit nicht, ent- 
sprechen würde, sondern dass eine Milderung - eintreten muss. 

Ihrem Wesen nach können diese mildernden Umstände nicht aufgezählt 
werden, eben weil sie ausserordentlich sind; es kommen alle den Tatbe- 
stand und die Persönlichkeit des Täters berührenden Momente in Betracht, 
selbst die der Tat folgenden wie zum Beispiel Reue, Schadenersatz u. s. w. 
ln der Regel sind cs also die Strafminderungsgriinde unseres Gesetzes; 
dagegen sind auch andere Umstände denkbar, zum Beispiel zurückge- 
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Solothurn 

Minimum 

Basel 

Minimum 

ZUrich 

Minimum 

Luzern 

Minimum 

Schweiz. Entwurf 

Minimum i 

1 J. Z. oder 
3 M. Einsp. 

Sri iilltrriii t «Uriti 

3 M. Gef. 

1 J. Z. 

4 M. Z. 

Zuchthaus, 

in geringfügigen 
Fällen Gefäng. 

1 J. Z. oder 
3 M. Einsp. 

Ui ilMtrri« emiri« 

3 M. Gef. 

1 M. Gefäng. 

4 M. Z. 

1 M. Gefäng. | 

3 M. Einsp. 

Gefängnis 

1 J.Z. Ascend. 
Gefäng. Desc. 

2 J. Ascend. 

4 M. Geschwister 

Z. oder Gef. 

3 M. Einsp. 

3 J. Z. 

2 J. Z. 

ti J. z. 

1 J. Z. 

3 M. Einsp. 

1 J. Z. 

1 J. Arbeitshaus 

oder Gefängnis 

4 M. Z. 

1 J. Z. 

3 M. Einsp. 

1 J. Z. 

1 J. Arbeitshaus 

4 M. Z. 

6 M. Gefäng. 

1 J. Z. 


Gefängnis 

4 M. Z. 

Gefängnis 

3 M. Einsp. 

1 J. Z. 

Busse 

oder l Tag Gefftng. 

4 M. Z. 

l> M. Gefäng. 

I J. Z. 

1 J. Z. 

1 J. z. 

3 J. Z. 

1 J. Z. 

3 M. Einsp. 

1 M. Gef. 

Gefängnis 

1 J. Z. 

1 M. Gefäng. 

3 M. Einsp. 

3 M. Gef. 

Gefängnis 

4 M. Z. 

Gefängnis 

3 M. Einsp. 

3 M. Gef. 

Gefängnis 

4 M. Z. 

Gefängnis 

3 M. Einsp. 

3 M. Gef. 

Gefängnis 

4 M. Z. 

Gefängnis 

1 J. Z. 

3 J. Z. 

8 J. Z. 

4 M. Z. 

1 J. Z. 

3 M. Einsp. 

3 Monate 


30 Fr. Busse 
oder Gefäng. 

Gefängnis 

Gesetzbuch, Schweiz. Vorentwurf 1 Jahr, Aar^au 6 Monate. 

» 1 Tag, Schweiz. 

Vorentwurf 8 Tage. 

II 


bliebene Entwicklung:, Tat auf Befehl oder Drohung einer Person, von der 
der Täter abhängig ist, der Wahn, er mache sich keiner strafbaren Hand- 
lung schuldig u. s. w. Art. 37 des schweizerischen Entwurfes. 

Die Frage, ob solche mildernde Umstände vorhanden seien, erklärt 
der Entwurf als eine Rechtsfrage, weshalb er das Urteil darüber, ob solche 
vorhanden seien oder nicht, nicht den Goschworncn, sondern dem Kriminoi- 
gericht als einziger Instanz überträgt, und zwar in dem Sinne, dass eine 
Berufung an das Kassationsgerieht ausgeschlossen sein soll. 

3. Auf den Vorschlag' der Kommission wurde eine neue Straf art in 
das Gesetz aufgenommen: die Unterbringung von Verurteilten unter 
18 Jahren in die Zwangserziehungsanstalt Aarburg. 
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Die Behörden des Kantons Aargan haben erkannt, dass die über 
Jugendliche verhängte Zuchthausstrafe nicht nur nicht bessernd, sondern 
geradezu moralisch schädigend wirkt, besonders in der Richtung, dass bei 
noch nicht gefestigtem Charakter das Ehrgefühl leicht abstumpfl. Derartige 
Schädigungen treten vornehmlich ein, wenn die Straftat nur jugendlichem 
Leichtsinn, nicht sittlicher Verderbtheit entsprungen ist ; in dem Zusammensein 
mit erwachsenen Zuchthaussträflingen liegt auch eine ernste Gefahr für die 
Zukunft der jungen Verurteilten. Deshalb hat der Kanton die Zwangs- 
erziehungsanstalt Aarburg erstellt. 

Bis jetzt wurde auf administrativem Weg die Überführung nach 
Aarburg verfügt; dagegen haben die gerichtlichen Behörden wiederholt 
reklamiert, und auch der Grosse Rat hat wiederholt beschlossen, es sei in 
dieser Saehe Ordnung zu schaffen. 

Die Kommission geht von der Erwägung aus, dass die Verurteilung 
zur Verbüssung der Strafe in Aarburg auf keiner gesetzlichen Bestimmung 
beruht habe, indem diese Strafart in unserem Strafensystem fehlte. Um 
nun detn Grundsatz der Verfassung nulla poena sine lege nachzukommen, 
soll die Unterbringung in der Zwangserziehungsanstalt Aarburg als eine 
gesetzliche .Strafart erklärt werden. 

Aus dem Grundsatz der Trennung der Gewalten folgt, dass, sofern 
der Richter diese Strafe ausspricht, den Administrativbehörden keine, 
Befugnis mehr zustehe, über den Verbüssungsort noch Verfügungen zu 
treffen. 

Um der Anstalt den ausgesprochenen Charakter einer Erziehungs- 
anstalt zu wahren, wurde bestimmt, auf den Vorschlag der Direktionen 
von Lenzburg und Aarburg, nur Leute unter 18 Jahren aufzunehmen, 
nur solche, die nach dem Ermessen des Richters wirklich besserungsfähig 
sind. Demnach wird diese Strafart in das Ermessen des Richters gestellt 
(daher die Fassung • kann ») und bestimmt, dass jugendliche Verbrecher, 
die mit einer Strafe von 4 und mehr Jahren belegt werden, auszu- 
schliessen sind. 

Folgende Tabelle führt die Fälle an, in denen eine Einweisung in 
die Zwangserziehungsanstalt wegen der Höhe des Strafminimums von 


vornherein ausgeschlossen ist: 

P. Str. Gesetz Minimum 

§ 102. Notzucht, wenn Tod die Folge 4 Jahre Zuchthaus 

Schändung, » » > » 4 Jahre Zuchthaus 

§ 110a. Kindsmord, wenn der Entschluss der Mutter 
zur Tötung vor der Entbindung gefasst 
war 4 Jahre Zuchthaus 


§ 123. Abtreibung der Leibesfrucht: 

Wer ohne Wissen und gegen den Willen 
der Schwängern an derselben innere oder 
äussere fruehtabtreibeude Mittel an- 
wendet, 

a) wenn dadurch Tod der Schwängern 

herbeigeführt wird 4 Jahre Zuchthaus 
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P. Str. Geaeta Minimum 

§ 124. Bel Verschärfung von § 123 b und c durch 
besondere Umstünde (Arzt, Vater, ge- 
werbsmässig etc.) 

§ 126. Aussetzung, abgelegener Ort oder ausser- 
ordentliche Umstände bei Tod des Aus- 


gesetzten 4 Jahre Zuchthaus 

§ 136. Gemeingefährliche Vergiftung: 

a) bei Tod eines Menschen lebenslänglich 

b) bei Schaden an der Gesundheit . . 5 Jahre 6 Monate 

c) ohne Schaden 4 Jahre Zuchthaus 

§ 145. Raub bei wichtigem Nachteil 6 Jahre 4 Monate 


§§ 169 u. 170. Brandlegung in schweren Fällen, zum 

Beispiel bewohntes Strohhaus bei Nacht 8 Jahre Zuchthaus 

Die Bestimmung eines Beitrages an die Kosten der Erziehung soll 
keinen fiskalischen Charakter haben, deshalb wurde das Maximum auf 
Fr. 400 gesetzt. Es ist dieser Betrag ein Äquivalent für die Mehrkosten, 
welche dem Staate für die Erziehung in Aarburg an Stelle der Ver- 
bringung des Delinquenten in die Strafanstalt erwachsen. 

4. In bezug auf die gesetzliche Regelung der Vollstreckungsverjährung 
Bind die vorberatenden Behörden und die Kommission einig; in bezug auf 
die Unterbrechung ist zu bemerken, dass unter der zuständigen Vollstrek- 
kungsbehörde bei Verbrechen, die mit Zuchthaus bestraft werden, die 
Justizdirektion und bei Vergehen die. Staatsanwaltschaft zu verstehen ist; 
und dass unter der Vollstreckungshandlung der erste Auftrag dazu gemeint 
ist, und nicht etwa die Festnahme durch einen Polizisten oder die Aus- 
schreibung im Fahndungsblatt. 

5. Die Billigkeit erfordert, dass in bezug auf die Verjährung das 
Gesetz rückwirkende Kraft haben soll. 

6. Die Kommission hat auch die Frage behandelt, ob nicht die soge- 
nannte loi Bérenger in den Gesetzesvorschlag aufzunehmen sei. 

Die bedingte Verurteilung oder, wie der Entwurf zum schweizerischen 
Strafgesetz das Institut nennt : die. Einstellung des Strafvollzuges (suspension 
de l’exécution de la peine) ist nach dem Beispiel Frankreichs (loi du 
26 mars 1891 sur l’atténuation et l’aggravation des peines) von Luxemburg, 
Portugal, Norwegen und in zwei schweizerischen Kantonen (Neuenburg 
und Waadt) eingeführt worden. Der Art. 46 des schweizerischen Vorent- 
wurfes sieht die Einstellung des Strafvollzuges vor, jedoch soll sie nur 
eintreten, wenn die Strafe Gefängnis von höchstens 6 Monaten ist. 

Die Kommission kann die Aufnahme einer solchen Bestimmung nicht 
empfehlen, obwohl sie grundsätzlich mit der Idee einverstanden ist. Der 
Zweck des vorliegenden Entwurfes ist die Revision der Strafgesetze in 
den Punkten, wo das Bedürfnis ein durchaus dringendes ist, wo es not- 
wendig ist, damit die Strafgesetze mit den heutigen Anschauungen über ein 
gerechtes Strafmass harmonieren. Deshalb können solche Bestimmungen 
nicht aufgenommen werden, über deren Zweckmässigkeit noch zu wenig 
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Erfahrung vorhanden ist, und deren Richtigkeit nicht allgemein vom Volks- 
bewusstsein anerkannt ist. Und in der Tat werden gegen die Aufschiebung 
des Strafvollzuges Bedenken erhoben, über die nicht leicht hinwegzukommen 
ist. Die Strafandrohung hat den Zweck, von der Begehung von Verbrechen 
abzuhalten, abzuschreckeu; nun liegt das Urteil des Volkes nahe, dass mit 
einer solchen Bestimmung, nach welcher beim ersten Verbrechen eine 
Strafe nicht folge, der Strafzweck illusorisch gemacht werde; auch ist zu 
befürchten, dass darin eine Art Klassenjustiz erblickt werden könnte. 
Die Kommission lehnt es daher ab, eine noch zu wenig erprobte Institution 
vorzuschlagen, deren Aufnahme einer Diskussion bei der Volksabstimmung 
rufen würde, welche die ganze Oesetzesvoriage gefährden könnte. Es ist 
eine solche Bestimmung auch nicht nötig, denn in einem solchen Falle 
kann der Richter die Begnadigung empfehlen: im Grunde genommen ist 
die loi Bérenger auch nichts anderes als die Begnadigung durch den 
Richter. Und ausserdem wird durch die Verbüssung in Aarburg der Huma- 
nität in weitester Weise Rechnung getragen. 

Gestützt auf diese Ausführungen wurde einstimmig beschlossen, auf 
die Beratung vorliegenden Entwurfes einzutreten. 

In der Beratung stellte Fürsprech S/rä/il den Antrag auf Aufnahme 
der bedingten Verurteilung in den Entwurf. Das Wesen der bedingten 
Verurteilung bestehe darin, dass dem Gerichte die Kompetenz eingeräumt 
werde, durch motivierten Entscheid anzuordnen, dass während eines 
gewissen Zeitraumes die Vollstreckung' eines Strafurteils in der Schwebe 
bleibe, wenn die erkannte Freiheitsstrafe eine gewisse Höhe nicht über- 
steigt, und wenn der Verurteilte früher noch nie wegen Verbrechens oder 
Vergehens verurteilt worden ist. Im Entwurf zu einem eidgenössischen 
Strafgesetzbuch sei das Institut der bedingten Verurteilung vorgesehen, 
und zwar enthalte der Art. 57 hierüber sehr klare und präzise Bestim- 
mungen. Es empfehle sich, diese Bestimmungen, die dem Rat zur Kenntnis 
gebracht w r erden, auch in den vorliegenden Entwurf aufzunehmen, um so 
mehr, als es doch noch lange gehen werde, bis der eidgenössische Straf- 
gesetzentwurf einmal Gesetz werde. Zur weitern Begründung seines Antrages 
berufe er sich auf die Motive zum Entwurf eines schweizerischen Straf- 
gesetzbuches, auf eine Broschüre des Professors Zürcher, betitelt: »Über 
die bedingte Verurteilung », auf das Protokoll des solothurnischen Kantons- 
rates vom 26. Mai 1903 über die Beratung der Motion Kessler und ferner 
auf einen Artikel in Nr. 55 der Frankfurterzeitung, der die einschlägigen 
Verhältnisse in Deutschland erläutere. 

Die bedingte Verurteilung sei durchaus nichts Neues. Sie bestehe 
bereits seit langer Zeit in Frankreich, Belgien, in einzelnen deutschen 
Staaten, in England und in verschiedenen englischen Kolonien. Auch in 
einigen Schweizerkantonen sei das Institut der bedingten Verurteilung 
bereits eingeführt, so in den Kantonen Waadt, Wallis, Tessin und Frei- 
burg. Im Kanton Zürich habe das Institut im Strafprozessentwurf Auf- 
nahme gefunden, und im Kanton Solothurn sei vom dortigen Kantonsrat 
in der letzten Maisitzung eine Motion Kessler auf Einführung der bedingten 
Verurteilung in die solothurnische Strafrechtspflege erheblich erklärt worden. 
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Die bedingte Verurteilung habe sieh überall, wo sie eingeführt sei, sehr 
gut bewährt, und überall habe mau damit nur gute Erfahrungen gemacht. 
Es gehe deshalb nicht an, die Sache ohne weiteres abzulehnen. Deshalb 
empfehle er, seinen Antrag der Kommission zur Prüfung zu überweisen 
und diese einzuladen, darüber dann anlässlich der zweiten Beratung Bericht 
zu erstatten. 

Dr. Huber erklärte, dass sich die Kommission mit dieser Angelegenheit 
zwar schon einmal befasst habe, dass sie aber gerne bereit sei, den Antrag 
des Herrn Strähl zur nochmaligen Prüfung entgegenzunehmen und darüber 
anlässlich der zweiten Beratung Bericht zu erstatten. 

In der zweiten Beratung des Entwurfs vom 25. November 1903 wurde 
die Vorlage ohne weitere Änderung zum Beschluss erhoben. Ein von Für- 
sprech Strähl gestelltes Postulat auf Einführung der bedingten Verurteilung 
lehnte der Grosse Kat mit 93 gegen 50 Stimmen ab. 

In der Volksabstimmung, die am 21. Februar 1904 stattfand, wurde 
die Novelle mit 19,866 gegen 11,770 Stimmen augenommen. 

Canton de Neuchâtel. Rapport du Conseil d' Etat au Grand Conseil à l’appui 
d'un projet de toi sur le sursis dans l’application de la peine. — Le 22 octobre 1901, 
vous avez pris en considération une motion de MM. Strittmatter et Auguste 
Jeanneret invitant le Conseil d’Etat à vous présenter un rapport et des 
propositions sur la révision de notre législation pénale, en vue de géné- 
raliser la mise en pratique du sursis dans l’application de la peine. 

Notre Code pénal, dans son art. 400, n’a admis de sursis que dans le 
cas de vol, d'abus de confiance ou d’escroquerie, lorsque la valeur de la 
chose soustraite ne dépasse pas cent francs, et seulement lorsque le cou- 
pable est âgé, de moins de vingt-cinq ans et qu’il a fait des aveux complets. 

La loi française des 26/27 mars 1891 sur l’atténuation et l’aggravation 
des peines, adoptée ensuite de l’initiative de M. le sénateur Bérenger, permet 
l'application du sursis en cas de condamnation â l'emprisonnement nu A 
l'amende, quelle que soit la nature du délit. Il en est de même de la loi 
genevoise sur la peine conditionnelle, du 29 octobre 1902, qui statue en 
outre que cette décision ne pourra intervenir qu’en cas de condamnation 
prononcé par la cour correctionnelle ou la cour criminelle jugeant correc- 
tionnellement. L’avant-projet de Code pénal suisse n’a prévu le bénéfice 
du sursis qu’en faveur du délinquant condamné â une peine privative de 
la liberté d’une durée inférieure A un an. 

Les législations qui ont admis le sursis en ont exclu les récidivistes 
ayant subi antérieurement une condamnation A la prison pour délit de 
droit commun. 

Tandis que le Code pénal ueuchâtelois a prévu que le sursis est accordé 
avant le prononcé du jugement, les législations d'autres Etats n'en ont 
voulu l’application qu’aprés condamnation. 

Dans quelle mesure convient-il d’étendre le sursis dans l’application 
de la peine A des délits autres que les attentats contre la propriété? 

Telle est la question principale qu’il s'agit de résoudre pour donner 
suite A la motion de MM. Strittmatter et Jeanneret. 
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Tout d'abord il faut supprimer la réserve qui ne place au bénéfice 
du sursis que les délinquants Agés de moins de vingt-cinq ans, ayant fait 
des aveux complets. 

Il ne nous parait pas opportun de lier le tribunal au point de lui inter- 
dire d’accorder la faveur du sursis A un condamné qui n'a pas fait des 
aveux complets. En outre, un délinquant âgé de trente, quarante ans, ou 
plus, peut être aussi intéressant qu’un coupable de moins de vingt-cinq ans, 
si d’ailleurs il n’est pas récidiviste. Ceux qui doivent pouvoir bénéficier de 
la clémence, du juge sont les coupables, quel que soit leur âge, dont la 
régénération parait probable en raison de leurs antécédents et des circon- 
stances particulières de la cause que le tribunal doit apprécier librement. 

Les récidivistes qui ont déjà subi une peine correctionnelle pour un 
délit intentionnel ou à plus forte raison la peine de la réclusion ne sont 
pas de ce nombre. II y a lieu en conséquence de les exclure du bénéfice 
du sursis. 

Dans aucun pays les criminels, ou, pour nous eu tenir à la terminologie 
de notre code, les délinquants punis de réclusion ne peuvent être mis au 
bénéfice du sursis. L’opinion publique n’accepterait pas non plus chez nous 
que des individus très gravement coupables jouissent de l’impunité. 

Nous pensons aussi qu’il faut réserver la mesure du sursis pour les 
peines d’une certaine importance et ne pas l’appliquer aux peines de simple 
police. Mais rien ne nous paraît devoir s’opposer à ce que le délinqant puni 
d’une amende comme peine correctionnelle puisse bénéficier du sursis. Cela 
a été admis par les législations française et genevoise qui nous ont plus 
particulièrement guidé dans la fixation de notre opinion. 

Nous vous proposons en conséquence de donner à la cour d’assises 
et aux tribunaux correctionnels siégeant avec ou sans assistance du jury 
la compétence d’accorder le sursis aux coupables condamnés à l'emprisonne- 
ment, à la prison civile pour plus de huit jours, ou à une amende supérieure 
à cent francs. 

La loi neuchâteloise étant la seule qui ait prévu le sursis avant le 
prononcé du jugement, nous ne pensons pus qu’il y ait lieu de maintenir 
cette disposition qui peut présenter des inconvénients sérieux, les faits 
n'étant pas reconnus constants par un verdict du jury ou par un jugement 
au moment où la preuve peut le plus facilement en être faite. L’essentiel, 
c’est qu’il ne reste pas trace de la condamnation dans le casier judiciaire 
du délinquant qui, pendant le délai de sursis, n’a rien fait de nature à lui 
faire retirer cette faveur. 

Les législations française et genevoise ont statué que pendant la période 
de sursis la condamnation sera inscrite au casier judiciaire avec la mention 
expresse de la suspension accordée. 

Nous vous proposons de dire que le casier judiciaire ne fera mention 
de la condamnation que si le délinquant a commis une faute ou un nouveau 
délit qui lui a fait retirer le bénéfice du sursis et lorsque la peine condition- 
nelle prononcée contre lui est ainsi devenue définitive. 

L’individu placé au bénéfice du sursis après condamnation étant toujours 
fautif, il n’y a pas lieu d’étendre le sursis à la condamnation aux frais, et 
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leur paiement en sera réclamé, sans toutefois que l'on en fasse une condition 
de l’octroi du sursis. 

Le sursis ne doit, porter aucun préjudice aux droits de. la partie lésée, 
qui pourra suivre à son action civile devant le tribunal pénal comme s'il 
n'avait pas été sursis à l’application de la peine. 

Ajoutons encore que le sursis ne pourra pas être appliqué par les 
tribunaux neuchâtelois dans le cas où la condamnation sera prononcée en 
vertu d’une loi fédérale. 

Nous pensions introduire les dispositions nouvelles concernant le sursis 
dans notre Code pénal, mais comme elles ne s'appliquent pas aux seuls délits 
contre la propriété, il faudrait eu faire un chapitre nouveau et le placer 
ailleurs; il en résulterait un changement considérable de la numérotation 
des articles du Code, ce qui présente des inconvénients pratiques sur les- 
quels il est superflu d’insister. Nous vous proposons en conséquence de faire 
de ces dispositions nouvelles une loi spéciale dont nous vous recommandons 
l’adoption et dont la teneur serait la suivante: 

Loi sur le sursis dans l’application de la peine. 

Le Grand Conseil de la république et canton de Neuchâtel ; 

Sur la proposition du Conseil d'Etat, 

Décrète: 

Article premier. — En cas de condamnation h l’emprisonnement, h 
plus de huit jours de prison civile, ou à une amende supérieure à cent 
francs, la cour d’assises, les tribunaux correctionnels et les tribunaux de 
police correctionnelle peuvent ordonner qu’il sera sursis à l'application de 
la peine. 

Cette décision fera partie du jugement de condamnation et devra 
être motivée. 

Le sursis ne peut pas être accordé à l’individu condamné antérieure- 
ment à l’une des peines énumérées ci-dessus, pour un délit intentionnel, 
ou à la réclusion. 

Lorsque l’inculpé ou son conseil aura formulé une demande de sursis 
à l’exécution de la peine, le procureur général prendra ses conclusions, 
l’inculpé ou son conseil devra avoir la parole le dernier. 

Art. 2. — Les peines accessoires et les incapacités résultant de la 
condamnation suivent le sort de la peine principale, mais la condamnation 
aux frais déploie ses effets. 

Art. 3. — Le condamné auquel un sursis à l’exécution de la peine 
aura été accordé sera placé sous surveillance, pour un temps qui sera fixé 
par le tribunal, mais qui ne pourra dépasser cinq ans ni être inférieur A 
deux ans. 

Art. 4. — Si, pendant ce délai, le condamné n’a encouru aucune, con- 
damnation A l’emprisonnement, à plus de huit jours de prison civile ou A 
une amende supérieure à cent francs, la condamnation sera considérée 
comme non avenue. 


Digitized by Google 



118 


StrafrochtazeitnnK. 


Dans le cas contraire, la première peine sera d'abord exécutée sans 
qu’elle puisse se confondre avec la seconde, et pour le second délit, l’inculpé 
sera réputé en état de récidive. 

Art. 5. — Si la seconde condamnation a été prononcée hors du canton, 
la première, s’il n’y a pas prescription, sera exécutée aussitôt que le con- 
damné pourra être atteint. 

La prescription de la première peine commencera à courir dès le jour 
où la seconde condamnation aura été prononcée. 

Art. 6. — Après In lecture du jugement, le président du tribunal devra 
avertir le condamné des conséquences qu'entraînerait pour lui une nouvelle 
condamnation pendant la durée du sursis. 

Art. 1. — Le sursis ne préjudicie pas aux droits de la partie lésée. 

Art. 8. — Pendant la durée du sursis, la condamnation ne sera pas 
inscrite au casier judiciaire. 

Art. S). — La libération définitive sera acquise de plein droit au con- 
damné par le seul fait de, l’expiration du délai de sursis. 

Art. 10. — Sont abrogées toutes dispositions contraires à la présente 
loi, notamment les art. 400, 401. 402 et 403 du Code pénal. 

Art. 11. - - Le Conseil d'Etat est chargé de pourvoir, s’il y a lieu, après 
les formalités du referendum, à la promulgation et à l’exécution de la 
présente loi. 

Le projet de loi a été renvoyé à l’étude et au rapport de la commission 
législative; celle-ci n'a pas encore rapporté. 


Strafvollzug. 

Cher den Ethikunterricht, in der Strafanstalt. Ein Gutachten von Prof. 
Dr. Furrrr, Pfarrer am St. Peter in Zürich. — Dem Ersuchen der zürche- 
rischen Justiz- und Polizeidirektion folgend, ein Gutachten über die Ge- 
staltung des Ethikunterrichtes an der zürcherischen Strafanstalt zu erstatten, 
besuchte ich viermal die Anstalt, und zwar so, dass ich zweimal dem 
Unterrichte des Herrn Anstaltspfarrer Grimm beiwohnte, zweimal selber 
unterrichtete. 

Die Gefangenen zeigten sich für den Unterricht sehr empfänglich, 
folgten ihm mit gespannter Aufmerksamkeit u'ml gaben oft überraschend 
feine und präzise Antworten. Durchweg beobachteten sie eine würdige 
Haltung und waren öfters sichtlich bewegt. 

So bin ich denn in der Überzeugung befestigt worden, dass ein richtig 
erteilter Ethikunterricht sehr geeignet ist, die höchsten Zwecke der Straf- 
anstalt zu fördern. Er gehört zu den dankbarsten Aufgaben, wenn er 
Klarheit und Schärfe des Gedankenausdruckes mit lebensvoller Anschau- 
lichkeit verbindet, den Verstand von Wahnideen befreit, Wärme des Herzens 
erzeugt, hohen Emst und sonnige Heiterkeit bekundet und immerdar den 


Digitized by Google 



Straf ree h ts'zc I tunrç. 


119 


Eindruck eines urkräftigen, unbegrenzten Wohlwollens zurücklässt. Bei 
vielen Gefangenen wird er dann eine aus den» Innersten quellende Sehn- 
sucht nach einem menschenwürdigen Leben wecken und starken. 

Da das Zuhörerpersonal naturgemäss einem starken und häufigen 
Wechsel unterworfen ist, sollte jede Unterrichtsstunde ein Ganzes für sich 
sein, was aber nicht ausschlicsst, dass der gesamte Unterricht einem wohl- 
geordneten Plane folgt. Einleitend würde ich die Stellung des Menschen 
inmitten der lebendigen Welt besprechen, den Aufgang des Lebens zeigen, 
der mit ruhelosem Kampf verbunden ist, und die Vornehmheit des mensch- 
lichen Wesens erkennen lassen, die voraus in seinen idealen Anlagen 
begründet ist. Aufmerksame Zuhörer sollten dann einsehen, dass auch der 
Mensch nur kämpfend und arbeitend seine Würde behaupten und sich 
oben erhalten kann. 

Darauf würde ich das menschenwürdige Leben in systematischer 
Ordnung mit seinen Tugenden, Pflichten und Gütern darstellen, mit dem 
Elementaren beginnend, mit dem Feinsten und Vornehmsten schliessend. 
Da es gilt, den Verstand zu überzeugen, Gemüt und Phantasie anzuregen, 
den Willen zu bestimmen, so ist das Allgemeine stets durch Beispiele aus 
dem Leben zu illustrieren, und sind dabei namentlich die Heroen ethischer 
Lebensführung zu berücksichtigen. Der Unterricht soll zur Einsicht führen, 
dass der Mensch nur im ethischen Leben seine wahre Heimat hat, dass nur 
hier Freiheit und Freude ihm erblühen, und dass der Verlust der Menschen- 
würde Knechtschaft und Herzeleid bedeutet Gewiss muss man immer 
wieder vom majestätischen Ernste der sittlichen Weltordnung reden und 
von der ihr immanenten Gerechtigkeit; aber einen rechten Erfolg hat der 
Unterricht erst dann, wenn es ihm gelingt, die Bilder idealen ethischen 
Lebens in leuchtender Herrlichkeit, erscheinen zu lassen und ein innerstes 
Heimweh nach ihnen iti den Herzen der Gefangenen zu wecken. 

Ist dieses Heimweh einmal erwacht, dann gelangt der Schuldige von 
selbst zur klaren, vollen Erkenntnis seiner Schuld, dann muss ihn niemand 
mehr richten, er richtet sich selbst, dann ergreift ihn mit innerer Notwen- 
digkeit jene Trauer, ohne die eine Rückkehr zu rechtschaffenem Leben 
nicht möglich ist. Doch mit der Erweckung solchen Heimwehs darf der 
Unterricht sich nicht begnügen. Soll er aber weiter helfen, dann kann er 
des religiösen Faktors nicht entbehren. Leicht überfällt den zerknirschten 
Verbrecher eine grosse Mutlosigkeit. Immer grösser erscheint ihm seine 
Schuld, immer weniger kann er sie sich verzeihen, und er sagt sich, dass 
von den Mitmenschen wenig wahrhafte Verzeihung zu hoffen ist, indem 
sie ihn vielmehr, wenn nicht mit Worten, doch mit Blicken an die tiefen 
Schatten seines Lebens erinnern werden. In diesem Gemütszustände ist er 
dankbar und empfänglich für die Zusicherung, dass die Macht, welche die 
sittliche Weltordnung und die Schmerzen des Gewissens gesetzt hat, nicht 
ewig zürnt, sondern eine Macht ewigen Erbarmens ist, die ihm ganz 
verzeiht und den vollen Frieden wieder gibt, die ihn ohne Rückhalt will- 
kommen heisst im Reiche der Kinder Gottes. Die Gewissheit der verzeihenden 
Liebe des Ewigen ist aber nicht bloss verbürgt durch unsere persönliche 
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oft schwankende Güte und Freundlichkeit, sondern durch Jesus Christus, 
der gerade den tiefst Gefallenen am liebsten die rettende Hand reicht« 
und der auch sterbend nichts anderes sein wollte, als ein Zeuge einer 
ewigen Liebe, einer unendlichen Gnade. 

Jesus in seiner wunderbaren Liebesfülle, in seinem grenzenlosen 
Erbarmen möglichst warm und lebhaft vor Augen zu stellen mit Ausschluss 
aller dogmatischen Kontroversen, ist eine Hauptaufgabe des Unterrichtes. 
Wiederholt konnte ich beobachten, dass die Erinnerung an Jesus als an 
den grössten Freund aller Gesunkenen und Verstossenen einen starken 
Eindruck auf die Gefangenen machte, und dass ihr Trotz und ihr lngriinm 
vor seiner milden, weihevollen Gestalt sich gefangen gab. Jesus, der den 
glimmenden Docht nicht auslöscht, der unter Zöllnern das Gleichnis vom 
verlorenen Sohn erzählt, der die Rache verwirft, der Wohlwollen auch für 
die Feinde verlangt, der den absoluten Wert auch des geringsten Menschen 
verkündet, der zum Schächer am Kreuz tröstende Worte spricht, möglichst 
gemütvoll und anschaulich darzustellen, soll eine Hauptaufgabe des Unter- 
richtes bleiben; denn sie ist zugleich nach Inhalt und Erfolg seine Krone. 
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Versicherung und Strafrecht. 

Eine kriminalpolitische Studie. 

Von 

Professor Dr. Emil Zürcher in Zürich. 


Mit Botschaft vom 2. Februar 1904 überweist der Bundes- 
rat den Entwurf eines Bundesgesetzes über den Versicherungs- 
vertrag der Bundesversammlung zu weiterer Beratung. Das 
endliche Erscheinen dieses Werkes, über dessen Zweckgedanken 
sein Urheber, Professor Rölli, an der Jahresversammlung des 
schweizerischen Juristen Vereins von 1899 Bericht erstattete, 
bietet den willkommenen Anlass, die gesetzgeberischen Postulate 
der Kriminalpolitik an ein Versicherungsgesetz und die An- 
forderungen der Versicherung an das Strafgesetz zu erörtern. 
Solche Betrachtungen sind ihrer Natur nach einseitig. Der 
Gesetzgeber über einen bedeutenderen Gegenstand hat die Ge- 
samtheit der sozialen Interessen zu überschauen, und er wird 
im Widerstreite derselben ihre Wichtigkeit wie auch den Grad 
der zu befürchtenden Schädigung abwägen, wohl auch, wo es 
möglich ist, durch andere Anordnungen die Schädigung zu 
vermeiden suchen, ohne vom Ziele sich abdrängen zu lassen. 
Wir sprechen also von kriminalpolitischen Anforderungen an 
das Versicherungsgesetz nicht im Sinne kategorischen Ver- 
langens, sondern lediglich als Erörterung von beachtenswerten 
Interessen der Allgemeinheit, w r ie wir auch umgekehrt aus 
kriminalpolitischen Gesichtspunkten die Anforderungen kritisieren 
möchten, die der Gesetzgeber über das Versicherungswesen an 
das Strafgesetz etwa stellen könnte. 

Die beiden Richtungen der nachfolgenden Untersuchung 
lassen sich in die beiden Fragen zusammenfassen: 

Schweizerische Zeitschrift für trafreebt 17. Juhrg. 0 
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A. Wiefern wirkt das Institut der Versicherung verbreche»- 
verhindernd und verbrechenveranlassend? Wie kann insbe- 
sondere die letztere Wirkung abgeschwächt werden ? — Fragen, 
welche sich auf Verbrechen Dritter gegen Versicherte oder 
der Versicherten gegen Dritte beziehen, Fragen der Prävention 
wie auch der Repression des Verbrechens. 

B. Wiefern erfordert der Versicherungsvertrag, das Institut 
der Versicherung, einen Strafschutz gegen Verbrechen des Ver- 
sicherten, die gegen den Versicherer gerichtet sind? 

A. Kriminalpolitische Anforderungen an das 
V ersicherungsrecht . 

Das Strafrecht als Rechtsgüterschutz und die Versicherung 
als Verlustdeckung haben unverkennbar gemeinsame Ziele. 
Die Gebiete aber, auf welchen sie Schutz gewähren, decken 
sich nicht. Die Versicherung bezieht sich immer nur auf 
Vermögenswerte, während das Strafrecht auch andere, imma- 
terielle Rechtsgüter des Einzelnen und des Gemeinwesens in 
seinen Schutz nimmt. In anderer Richtung dagegen ist das 
Gebiet der Versicherung ein weiteres, als das des Strafrechts. 
Während das letztere Rechtsgüterschutz nur gegen Angriffe 
mittelst schuldhafter Handlung oder Unterlassung in bestimmten 
Tatbestandsumschreibungen bietet, springt die Versicherung 
auch noch bei andern güterzerstörenden Ereignissen ein. Wir 
können von unserem Standpunkte aus unterscheiden: 

a) Versicherung gegen Schädigungen, die nur durch Natur- 
ereignisse herbeigeführt werden können: z. B. Hagelver 
Sicherung, Frostversicherung ; 

b) Versicherung gegen Schädigungen, die sowohl durch Natur- 
ereignisse als durch menschliche Tätigkeit hervorgerufen 
werden können : Versicherung gegen Ableben, Feuer und 
andere Sachbeschädigung. Die menschliche Einwirkung 
kann eine nichtschuldhafte (Zufall) sein, oder ein schuld- 
haftes (privatrechtlich relevantes) oder ein schuldhaftes 
und strafbares Handeln (Verbrechen) sein; 

c) Versicherung gegen Schädigungen, die nur durch schuld- 
haftes und strafbares Handeln verursacht werden, z. B. 
Versicherung gegen Diebstahl. 
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Die erste Gruppe von Versicherungen fällt für den ersten 
Teil unserer Untersuchung selbstverständlich ausser Betracht. 
Die zweite und dritte Gruppe können wir gleichzeitig behandeln. 

Auf dein in dieser Weise eingeschränkten Gebiete können 
wir die Funktionen des Strafrechts und des Versicherungs- 
rechts neuerdings miteinander vergleichen: 

Strafrecht ist alsdann Vermögensschutz durch Bekämpfung 
des Verbrechens als Ursache der Schädigung. 

Versicherung ist Vermögensschutz durch Ersatz des in- 
folge eines Verbrechens eingetretenen Schadens. 

Die Voraussicht der eintretenden Strafe kann normaler- 
weise nur vom Entschluss zum Verbrechen zurückhalten, voraus- 
gesetzt, dass sie überhaupt motivierend wirke. 

Die Voraussicht, dass der durch das Verbrechen verursachte 
Schaden dem Geschädigten vergütet werde, kann dagegen 
recht verschieden wirken. Wir haben zu untersuchen, welches 
die Wirkungen auf die Motivation bezüglich eines Verbrechens 
unter verschiedenen Voraussetzungen sein können. 

In einem grossen Teile der einschlägigen Fälle ist noch 
ein Zwischenglied zwischen Strafe und Entschädigung durch 
Versicherung in Betracht zu ziehen: Die Schadenersatzpflicht 
des Verbrechers. In der (nachfolgenden) Wirkung treffen 
Schadenersatzpflicht und Versicherung, vorausgesetzt, dass der 
Täter dieser Pflicht Genüge leiste, durchaus zusammen, Schad- 
loshaltung des Geschädigten. In der Vorauswirkung stimmen 
die Schadenersatzpflicht und Strafandrohung überein, beide 
sind geeignet, Motive zu setzen, die von der Begehung des 
Verbrechens abhalten. Strafe und Schadenersatz sind somit 
für diesen ersten Teil der zu untersuchenden Fragen als Ein- 
heit der Versicherung entgegenzustellen. 

Eine Scheidung drängt sich uns sofort auf. Die Voraus- 
sicht, dass eine Versicherungssumme ausbezahlt wird, wirkt 
intensiver und in ganz anderer Weise auf denjenigen ein, 
welchem dieser Versicherungsbetrag zufällt, als auf einen 
Dritten. Anders wird sich die Wirkung gestalten in Fällen, 
in denen eine Personenversicherung, anders in den Fällen, in 
denen eine Sachversicherung in Frage steht. 

Die drei möglichen Beziehungen der Versicherung zu 
Strafe und Straffolgen sind: 
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a) Unterstützung und Förderung der vom Verbrechen ab- 
haltenden Wirkung der Strafandrohung; 

b) Lähmung dieser Wirkung und Gegenwirkung; 

c) gänzlich neutrales Verhalten. 

I. 1. Betrachten wir vorerst die Wirkung der Versicherung 
des Schutzobjeldes auf den verbrecherischen Angreifer, der ausser- 
halb des Versicherungsvertrages steht. 

Vom Verbrechen abhaltend kann das Bestehen einer Sach- 
versicherung dann wirken, wenn der verbrecherische Angriff 
Hass und Rachsucht zum Beweggründe hat. Da der Geschädigte 
auf jeden Fall, insbesondere auch dann, wenn der Täter un- 
entdeckt oder unverfolgbar bleibt, Ersatz des Schadens erhält, 
so scheint das Verbrechen zwecklos, dem Hass wird das auf 
Vermögensvernichtung oder Schadenzufügung gerichtete Ziel 
entwunden *). Dennoch sind vorsätzliche Brandstiftungen durch 
dritte Hand noch ziemlich zahlreich*); der entlassene Knecht, 
das misshandelte Kostkind, der weggewiesene Vagant, sie 
werden in einer Feuersbrunst noch immer Befriedigung ihres 
Rachedurstes finden, weil, von allen andern Momenten abge- 

l ) Rasch, Zur Frage des Versicherungswertes in der Feuerversicherung, 
Jena 1892; ferner Thomsen, Kriminalpolitische Bekämpfungsmethoden, Ber- 
lin 1893, S. 136. 

*) In Masius’ Rundschau, Blätter für Versicherungswissenschaft, Neue 
Folge XII, S. 311, findet sieh die nachfolgende Brandstatistik der öffent- 
lichen Feuerversicherungsanstalten vom Jahre 1899: 

Brandursachen in Prozent aller Brandfälle ; 

Entstehungsursachen Immobilarversleherung Mobiliarversicherung 


Vorsätzliche Brandstiftung durch: 

StHdte 

Land 

Städte 

Land 

den Versicherten 

andere Personen im Einverständnis 

0... 

4.0 

0.1 

1.3 

mit den Versicherten .... 
andere Personen ohne Ein Verständnis 

0.1 

0.4 

— 

0.3 

mit dem Versicherten 

Fahrlässige Brandstiftung durch: 

8.9 

29.0 

1.9 

14.9 

den Versicherten 

O.T 

0.9 

0.9 

0.« 

andere Personen 

Unvorsichtiges Umgehen ,mit Zünd- 
hölzern durch: 

7.6 

9.o 

8j 

8.o 

Kinder unter 12 Jahren 

5.5 

12.4 

3.5 

8.i 

ältere Personen 

4.» 

1.1 

7.i 

3.« 
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sehen, die Versicherung oft nicht alles umfasst, insbesondere 
grundsätzlich die Affektionswerte ausschliesst. 

Bei der Personenversicherung verliert sich auch diese 
Möglichkeit. Die wilden Instinkte, die zum Angriffe auf Per- 
sonen führen, haben mit ökonomischen Erwägungen gar nichts 
zu tun, und ob die Kinder des Erschlagenen eine Lebensver- 
sicherungspolice einzukassieren haben oder nicht, ist dem Täter 
gleichgültig. 

In der grossen Mehrzahl der Fälle wird also das Bestehen 
einer Versicherung mit bezug auf das Schutzobjekt des Straf- 
gesetzes sich ganz neutral verhalten zu den Willensentschlies- 
sungen des Täters. Die Schadenvergütung durch die Ver- 
sicherung entlastet ihn in keiner Weise von der eigenen Schaden- 
ersatzpflicht, sie erhöht oder erschwert sie auch nicht ; denn 
es wird angenommen, dass die Versicherungsanstalt keinen 
selbständigen Anspruch gegen den verbrecherischen Schädiger 
besitze, sondern dass nur die Rechte des Geschädigten auf ihn 
im gleichen Umfange übergehen, wie der Geschädigte selber 
sie ausüben konnte. (Art. 63 des Bundesgesetzes.) 

Nun ist theoretisch auch der Fall gedenkbar, dass die 
Aussicht auf die Versicherungssumme, mit welcher sich der 
Sacheigentümer aus ökonomischer Bedrängnis herausreissen 
könnte, zum Verbrechensmotiv wird, in einer selbstlosen und 
dabei beschränkten Menschenseele. Das schwer Glaubliche 
hat sich in der Tat ereignet. Wir möchten den seltenen Fall 
hier erzählen: 

In der Nacht vom Sonutag den 13. März 1898 auf Montag den 14. 
brannte das zwischen den Doriern Benken und Rudolfingen (Bezirk Andel- 
fingen, Kanton Zürich) einsam gelegene «Giitli», Haus, Stall und Scheune, 
vollständig nieder. Die Bewohner konnten sich in grösster Eile retten, an 
Fahrhabe einige Bettstücke und Kleider mit sich nehmend, das Vieh, fünf 
Stück, blieb in den Flammen. Das Gebäude war für Fr. 7000, die Fahr- 
habe für Fr. 11,000 versichert. 

Der Verdacht lenkte sich zunächst auf den Eigentümer, von dem in 
Erfahrung gebracht worden war, dass er sich in recht gedrückten Verhält- 
nissen befand. So war es ihm bisher nicht möglich gewesen, das Gebäude 
in gehörigen Stand zu stellen, und doch mahnte ein im vorhergehenden 
Winter erfolgter Einsturz eines Teils des Schennendaches zur Eile. Zwar 
hatte sich der Eigentümer durch einen ihm befreundeten Zimmermann einen 
Kostenvoranschlag für eine gründliche Wiederherstellung der baufälligen 
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Gebäudeteile anfertigen lassen, aber die hierzu benötigten Fr. 7000 waren 
nicht aufzutreiben. 

So wurde also der Eigentümer in Verhaft gesetzt und erhielt Zeit, 
darüber nachzudenken, wer ihm aus Feindschaft etwa das Haus angezündet. 
Gewisse Vermutungen erwiesen sich als unbegründet: In der Brandnacht 
war er erwacht un einem Klopfen an der Haustüre, das war doch eine 
freundschaftliche Warnung gewesen? Wie, wenn das Unmögliche hier doch 
geschehen? Er entsann sich, einem Freunde seine Not und Bedrängnis ge- 
klagt. zu haben. Plötzlich habe ihm da der Freund gesagt : « Du brauchst 
dich der Sache weiter nicht mehr anzunehmen, dir muss mit etwas geholfen 
werden, und zwar damit, dass das Haus angezündet wird ; das ist nun schon 
ausgemacht. » 

Der Freund, Johannes Witzemann, geb. 1852, von Baiingen, Königreich 
Württemberg, Schuster, seit 1893 in Benken wohnhaft, noch nie vorbestraft, 
wird nun eingezogen und gesteht, nach kurzem Widerstand, einmal jene 
Äusserung und dann die Tat selber. 

Er war an dem Sonntag über Land gegangen, hatte da und dort 
tüchtig getrunken und zuletzt noch ein Wirtshaus des Dorfes Benken 
besucht. Im Itausche fasste er den Entschluss zur Tat, ging nach dem 
Gütli und zündete dort im Schopf einen Wisch Stroh an, worauf er durch 
Klopfen an die Haustüre die Leute zu wecken suchte. Darauf ging er 
nach Hause und zu Bett; der Feuerlärm weckte ihn indes bald, und er 
eilte dann den Hülfsmanuschaften auf die Brandstätte nach. An das Vieh 
habe er nicht weiter gedacht. Mit der Brandstiftung habe er eben seinem 
Freunde über die Schwierigkeiten hinweghelfen wollen. In seinem Rausche 
sei ihm die Grösse des Verbrechens gar nicht zum Bewusstsein gekommen. 
Damals, als er zu seinem Freunde von einem solchen Ausweg gesprochen, 
habe, dieser abgelehnt, er tue das nicht, sein Gewissen sei ihm lieber. So, 
sei die Tliat ganz aus ihm und ohne Vorwissen des andern geschehen. 

Dabei blieb er; die Untersuchung ergab keinerlei Anhaltspunkte zur 
Widerlegung in irgend welcher Richtung. Der Eigentümer wurde daher 
entlassen und Witzemann vor Gericht gestellt. 

Das Obergericht verurteilte dann den Angeklagten gestützt auf sein 
Geständnis wegen ausgezeichneter Brandstiftung (an einem Wohngebäude, 
zu einer Zeit, da die Bewohner im Schlafe lagen) zu 7 Jahren Zucht- 
haus und nachheriger öjäliriger Verweisung aus dem Gebiete der Eid- 
genossenschaft, 

Solche Fälle sind allerdings zu selten, um den Gesetzgeber 
über Versicherungsrecht zur Berücksichtigung und Bekämpfung 
der Verbrechensgefahr zu veranlassen. 

2. Die Wirkung der Versicherung auf den Versicherten (Eigen- 
versicherer). 

a) Es wäre eine grosse Einseitigkeit, wenn wir ob der mög- 
lichen Einzelwirkungen der Aussicht, einen Versicherungs- 
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betrag einzukassieren, Einzelwirkungen, die zumeist un- 
günstige sind, der kriminalistisch vorteilhaften AUgemein- 
leirkung der Versicherung vergessen würden. Die Ver- 
sicherung verhindert in gegebenen Fällen den Eintritt 
von Not und Elend und verstopft damit eine Gefahren- 
quelle für den Betroffenen und seine Familie; die Ver- 
sicherung wirkt aber auch überhaupt erzieherisch, sie 
bewirkt, dass der Einzelne über den nächsten Tag hinaus- 
sieht, gewöhnt an Voraussicht und Vorsorge und stärkt 
bei dem, der in dieser Weise vorgesehen und vorgesorgt 
hat, Selbstgefühl und Sicherheit im Handeln. Das sind 
alles Momente, die den Menschen vor der Gefahr be- 
hüten, in Begehung von Verbrechen zu verfallen. 

Daneben machen es sich einige Lebensversicherungs- 
gesellschaften zur besonderen Aufgabe, die bei ihnen 
Versicherten auf dem Pfade der Tugend zu erhalten. So 
sagen die Statuten der Allgemeinen Versorgungsanstalt 
im Grossherzogtum Baden, gültig vom 1. Januar 1875, 
in den §§ 372—374, die Versicherungsanstalt zahle nur 
den Ruckkaufspreis, nicht die volle Versicherung, wenn 
der Versicherte im Zweikampf oder au dessen Folgen 
gestorben, oder auf moralisch nicht gerechtfertigte, leicht- 
sinnige Weise sein Leben gewagt und dabei oder infolge 
davon dasselbe verloren, oder wenn er durch ausschwei- 
fenden Lebenswandel, z. B. durch Trunksucht, sein Leben 
abgekürzt oder verloren hat, oder wenn der Versicherte 
die Todesstrafe erleidet. Die Verfassung der Lebensver- 
sicherungsbank für Deutschland (Gotha 1876) erklärt in 
§ 71 die Versicherung ungültig, wenn derjenige, auf 
dessen Leben sie lautet, in einen liederlichen oder laster- 
haften Lebenswandel, z. B. Trunksucht, verfällt, oder 
wenn er zu schwerer Gefängnis- oder Lcibesstrafe ver- 
urteilt wird. Der Anspruch auf die Versicherungssumme 
geht, nach § 72, ferner verloren, wenn derjenige, auf 
dessen Leben versichert ist, im Zweikampf, durch Selbst- 
entleibung oder durch die Hände der Gerechtigkeit fällt. 

h) Im übrigen werden der Versicherung sehr gefährliche Ein- 
flüsse auf den Versicherten nachgeredet: 
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Einmal kann die Versicherung den Versicherten sorg- 
los machen in der Verhütung schädigender Ursachen, und 
sodann kann die Aussicht auf den Bezug der baren 
Versicherungssumme den Versicherten bewegen, das Er- 
eignis, das Schaden und Ersatz des Schadens herbeifuhrt, 
vorsätzlich zu veranlassen. 

Wir wollen den Fall der Versicherung fremder Personen 
hier noch ausscheiden und lediglich die Fälle der Eigenver- 
sicherung behandeln. 

Die Personenversicherung fällt an diesem Orte für unsere 
Studie so ziemlich ausser Betracht. Vorsätzliche oder fahrläs- 
sige Zerstörung, Benachteiligung oder Gefährdung des eigenen 
Lebens und Leibes ist nach moderner strafrechtlicher Auf- 
fassung kein Verbrechen. Es besteht daher auch keine Ver- 
anlassung, die Bestimmung des § 15, wonach der Versicherte 
nicht zu haften hat, wenn der Anspruchsberechtigte das be- 
fürchtete Ereignis absichtlich oder grob fahrlässig herbeige- 
führt hat, in ihrer Anwendung auf die Personenversicherung 
näher nachzuprüfen. 

Das deutsche Strafgesetzbuch bedroht in § 142 die vor- 
sätzliche Selbstverstümmlung, begangen in der Absicht, sich 
der Erfüllung der Wehrpflicht zu entziehen, mit Strafe. Mög- 
lich, dass die Aussicht, eine Unfallentschädigung bei der Ge- 
legenheit noch einzustecken, die Motive der Selbstverstümm- 
lung verstärken kann. Das Gegengewicht liegt darin, dass 
die Unfallversicherungsverträge die Einrede des Selbstver- 
schuldens zur Abwendung des Zahlungsanspruchs in reichlich- 
stem Masse Vorbehalten. (Art. 15 des Bundesgesetzes.) Und 
das andere Gegengewicht bildet die Vorstellung des körper- 
lichen Schmerzes und die Furcht vor demselben. 

Von besonderer Bedeutung sind die erwähnten Gefahren 
in der Sachversicherung. Zwar ist auch hier zunächst die Ver- 
fügung über die eigene Sache durch Beschädigung oder Zer- 
störung kein Verbrechen. Ob und inwieweit die Viehversiche- 
rung Tierquälereien veranlassen kann, entzieht sich unserer 
Kenntnis; die Möglichkeit ist jedenfalls nicht ausgeschlossen. 
Ganz besonders wichtig, weil ebenso gefährlich als zahlreich, 
sind die Fälle der Zerstörung versicherter Gegenstände durch 
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Brandstiftung seitens des Eigentümers, um den Versicherungs- 
betrag zu erhalten. Die Spekula'tionsbründe folgen der Ein- 
führung der Feuerversicherung wie dem Menschen der Schatten, 
sie nehmen in noch grösserem Verhältnisse an Zahl zu, als 
der „Mordbrand“ zurückgeht. Jedes Versicherungsgesetz weist 
einen stattlichen Bestand von Bekämpfungsmitteln gegen diese 
schlimmste aller Gefahren auf, so auch das vorliegende Bundes- 
gesetz. 

Die Versuchung zur Brandstiftung ist natürlich da am 
stärksten, wo der Versicherte durch den Ersatz der zerstörten 
Gegenstände (dass in dieser Versicherung auch die durch das 
Löschen und Retten beschädigten oder beim Brand abhanden 
gekommenen Gegenstände vergütet werden, berührt uns hier 
nicht weiter) eine wirkliche Bereicherung, einen Vermögens- 
zuwachs erhalten würde. Daher das erste Postulat an das 
Versicherungsrecht, dass die Sachversicherung nicht zu einer 
Quelle von Gewinn werden dürfe. Und sodann, dass in den 
Fällen verbrecherischer Brandverursaehung der Versicherer 
keinen Ersatz leisten dürfe, so dass zu der Strafandrohung des 
Gesetzes das Risiko grossen Verlustes hinzutritt. 

Diesem Zwecke dienen nun folgende Vorschriften des 
Bundesgesetzes : 

1. Während in der Personenversicherung die Abschätzung 
des wirtschaftlichen Interesses ganz dem Versicherungsnehmer 
überlassen ist, so wird in der Sachversicherung als Gegenstand 
der Versicherung der objektive Sachwert erklärt. (Art. 45.) 

Vom rein kriminalistischen Standpunkte aus ist es nun sehr 
zu bedauern, dass der Gesetzesentwurf Überversicherungen 
und insbesondere Doppelversicherungen überhaupt zulässt. Da- 
bei soll nicht verkannt werden, dass der Gesetzgeber nicht 
unwirksame Gegengarantien aufgestellt hat. Die Überver- 
sicherung umfasst nach den Motiven die Fälle, in denen nicht 
der gegenwärtige Bestand eines Warenlagers zu den gegen- 
wärtigen Preisansätzen versichert wird, sondern der voraus- 
sichtlich höchste Bestand zum voraussichtlichen Maximalwert. 
Das ist der wirtschaftlich durchaus gerechtfertigte Fall; er 
könnte berücksichtigt werden, w r enn als Versicherungswert 
nicht nur der Wert zur Zeit des Vertragsabschlusses, sondern 
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daneben auch der während der Versicherungsdauer mutmass- 
lich höchste Wert zugelassen worden wäre; denn das hätte 
noch immer eine sachliche Feststellung und eine Nachprüfung 
durch die Behörden ermöglicht. So lautete auch Art. 47 des 
früheren Entwurfes Rolli. Nun ist aber schlechtweg jede 
Überversicherung zugelassen. Das Korrektiv soll darin liegen, 
dass im Brandfall eben doch nur der dannzumalige wahre Wert 
des Versicherungsobjektes vergütet werden darf. Damit werde 
denn auch die ebenso nutzlose wie lästige kantonale Präven- 
tivkontrolle überflüssig. Es ist eine ernste Frage, ob die Kan- 
tone diese Kontrolle aufgeben müssen, wenn sie um ihrer Ge- 
bäudeversicherung willen dieses Schutzmittel für nötig halten. 
Was aber das Korrektiv der Schadensabschatzung anbetrift't, 
so ist seine Vorwirkung auf die Willensbildung jedenfalls nicht 
so stark, wie die Wirkung des Versicherungsbetrages der 
Police, der gegenwärtig vor Augen liegt. Diese Zahl hat eine 
um so grössere Bedeutung, als nach Art. 59 gerade bei solchen 
Abmachungen den Versicherer der Beweis für den Minderwert 
trifft. Art. 50 des Entwurfs von Professor Rolli hatte umge- 
kehrt die Versicherung ungültig erklärt, soweit die Versiche- 
rungssumme den Versicherungswert übersteigt, und hinzugefugt, 
dass der Versicherer jederzeit verlangen könne, dass die Ver- 
sicherungssumme auf den Versicherungswert herabgesetzt werde. 
Letztere Vorschrift ist in Art. 48 der heutigen Vorlage dahin 
abgeschwächt worden: 

„Hat sich im Laufe der Versicherung der Versicherungs- 
wert wesentlich vermindert, so kann sowohl der Versicherer 
wie der Versicherte die verhältnismässige Herabsetzung der 
V ersicherungssumtne verlangen. “ 

Der Abschluss einer Überversicherung in betrügerischer 
Absicht ist jetzt in Art. 47 (siehe unten) behandelt. 

Die Doppelversicherung, d. h. die Versicherung desselben 
Interesses gegen dieselbe Gefahr und auf dieselbe Zeit bei 
mehreren Versicherern dergestalt, dass die sämtlichen Ver- 
sicherungssummen den Versicherungswert übersteigen, soll dem 
Versicherten garantieren, dass er im Schadensfälle wenigstens 
einen solventen Versicherer belangen kann. Ist eine solche 
Vorsicht noch notwendig bei der vortrefflichen, in der Prüfung 
der finanziellen Gebarung der Versicherungsgesellschaften 
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ganz besonders gewissenhaften Staatsaufsicht durch das eid- 
genössische Versicherungsamt? Eine ganz wirksame Anordnung 
zur Verhütung doppelter Schadloshaltung liegt in Art. 47: 

„Wer Doppel Versicherung nimmt, hat sie sämtlichen Ver- 
sicherern ohne Verzug schriftlich zur Kenntnis zu bringen. 

Wird diese Anzeige absichtlich unterlassen, oder wird eine 
Überversicherung oder Doppelversicherung in betrügerischer 
Absicht abgeschlossen, so ist der Versicherer an den Vertrag 
nicht gebunden.“ 

Ganz anders verhalten sich die kantonalen Gesetze über 
obligatorische Gebäudeversicherung, welche durchweg jede 
Doppelversicherung untersagen, auch keine weitere Versiche- 
rung angeblicher Mehrwerte gestatten. (Vergi. Zürich, Gesetz 
vom 25. Oktober 1885, § 7.) Viele der kantonalen Anstalten 
vergüten sogar nur einen Teil des vollen Wertes, so dass der 
Versicherte für eine Quote Selbst Versicherer bleibt, z. B. Appen- 
zell A.-Rh. Versicherung über 1 /», Glarus 3 /i« u* s. f. *) 

2. Das Hauptgewicht ist allerdings darauf zu legen, dass 
nach eingetretenem Schadenereignis die wirkliche Höhe des 
Schadens ennittelt und nur dieser Betrag ausbezahlt werde; 
die Abschätzung ist in der Tat wichtiger noch als die Ein- 
schätzung. 

Vom kriminalistischen Standpunkte aus liegt es nahe, den 
Beweis des Schadens dem Geschädigten zu Uberbinden, im 
Zweckgedanken der Versicherung liegt es, diesen Nachweis 
dem Versicherten möglichst zu erleichtern. Daraus ergab sich 
für den Gesetzgeber in einigen Beziehungen ein gewisser 
Mittelweg. 

Vor allem stellt das Gesetz in Art. 55 den Grundsatz auf, 
dass der Schaden auf Grundlage des Wertes zu bemessen sei, 
den der Gegenstand der Versicherung unmittelbar vor dem 
Eintritt des befürchteten Ereignisses gehabt hat. Dieser Er- 
satzwert wird für mehrere Fülle, insbesondere auch für die 
Feuerversicherung (Art. 56), näher bestimmt. 

Unverzügliche Schadenermittlung (Art. 57) kann von den 
beiden Vertragsparteien verlangt werden. Es wird damit nicht 

') Schollenberger, Grundriss des Verwaltungsrechtes der schweizerischen 
Kantone. Zürich 1898, II, Seite 132. 
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ausgeschlossen sein, dass die Kantone im Interesse ihrer Ge- 
bäudeversicherung und noch mehr im strafpolizeilichen Interesse 
sich die Kontrolle dieser Ermittlung sichern, etwa in der Weise, 
dass der Versicherungsagent gleichzeitig mit der amtlichen 
Gebäudeabschatzung zur Vornahme seiner Ermittlungen auf 
dem Brandplatze zu erscheinen hat. 

Das Verbot der Veränderung an den beschädigten Sachen 
(Art. 58) geht in derselben Richtung, eine richtige Schaden- 
ermittlung zu ermöglichen. Handelt der Versicherte dieser 
Pflicht in betrügerischer Absicht zuwider, so ist der Versicherer 
an den Vertrag nicht gebunden. 

Nun die Beweislast. Art. 59 lautet: 

„Der Versicherte hat den Ersatzwert (Art. 55 und 56) 
nachzuweisen. 

Ist jedoch der Versicherungswert von den Parteien fest- 
gestellt worden, so gilt der vereinbarte Wert auch als Ersatzwert, 
sofern der Versicherer nicht beweist, dass der Ersatzwert nach 
Massgabe der Vorschriften der Art. 55 und 56 dieses Gesetzes 
geringer ist als der Versicherungswert. 

Eine solche Vereinbarung ist ungültig, wenn ein künftiger 
Gewinn gegen Feuersgefahr versichert wird.“ 

Sehen wir zunächst vom letzten Absätze ab, um ihn in 
anderem Zusammenhang (Chomäge-Versicherung) zu erörtern, 
so ergibt sich daraus die Beweispflicht des Versicherers für 
den Minderwert. In der Feuerversicherung wird es nämlich 
kaum Vorkommen, dass der Versicherungswert nicht in der 
Police festgestellt wird. Nun wird der Nachweis eines Minder- 
wertes, der z. B. auf Kursschwankungen beruht, recht leicht, 
der Nachweis eines Minderwertes infolge Abnutzung und der- 
gleichen recht schwierig sein, so dass gerade, was den Zustand 
der versicherten Fahrhabe anbetrifft, der Einschätzung doch 
eine grössere Bedeutung zuzumessen ist, als die Motive zum 
Gesetz es einräumen wollen. 

Wichtiger noch ist in der Fahrhabeversicherung die Frage, 
was im Brand sich befunden hat ; das ist es, was, nach Abzug 
des Geretteten, zu ersetzen ist. Hier wird keine Beweislast 
vom Gesetze aufgestellt, sondern nur das bereits erwähnte 
Ermittlungsverfahren in den Grundzügen geregelt. Tatsächlich 
hat der Versicherer zu behaupten und zu beweisen, (hiss nicht 
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aille im Versicherungsvertrag genannten Gegenstände im Brande 
gewesen, etwas bedenklich, aber kaum auders zu ordnen, wenn 
man nicht den Versicherten unsicher stellen will. 

Endlich der Grundsatz, dass der Versicherer nur den 
wirklichen ermittelten Schaden zu bezahlen hat, bei Doppel- 
versicherung (Art. 62) im Verhältnis der Versicherungssummen, 
unter subsidiärer Haft der mehreren Versicherer bis auf die 
Höhe ihrer Versicherungssummen, zusammen aber nicht mehr 
als den Schaden. 

Wir haben von der Rettungspflicht des Versicherten (Art. 54) 
nicht gesprochen, obgleich sie dem Spekulationsbrenner recht 
■eigentlich gegen den Strich geht, aber er wird sich regelmässig 
und zwar aus noch viel dringenderer Veranlassung abseits zu 
halten wissen. Und wo ihm das nicht gelingt, bietet ja das 
tapfere Retten einiger unbedeutender Werte ein prächtiges 
Beweismoment der Nichtschuld. 

3. Wir haben aber nicht nur dann mit Spekulationsbränden 
zu rechnen, wenn dem Versicherten in Aussicht steht, in der 
SehadensvergUtung eine zahlenmässige Vermögensvermehrung 
zu erhalten, sondern auch dann, wenn in ökonomisch gedrückter 
Lage dem Versicherten die rasche Liquidation von Vermögens- 
werten, die auf anderem Wege nicht leicht, nicht rasch, nicht 
so günstig zu liquidieren sind, einen Ausweg bedeutet, den er 
auch mit Einbusse an Gebrauchswerten noch einzuschlagen 
für vorteilhaft findet. Für beide Reihen von Fällen tritt als 
Motive schaffend, die vom Verbrechen abhalten, die Verweige- 
rung des Schadenersatzes ein *). Das Gesetz bestimmt hierüber 
in Art. 15 : Der Versicherer haftet nicht, wenn der Versicherungs- 
nehmer oder der Anspruchsberechtigte das befürchtete Ereignis 
absichtlich oder grobfahrlässig herbeigeführt hat. 

Mit bezug auf die vorsätzliche Brandstiftung ist die Be- 
stimmung unzweifelhaft richtig. Wie verhält es sich aber mit 
der Anwendung auf Fälle der Fahrlässigkeit? Es ist anzu- 
nehmen, dass der Richter grobe Fahrlässigkeit und strafbare 
.Fahrlässigkeit als so ziemlich gleichbedeutend ansehen wird. Vom 
kriminalistischen Standpunkte ist nichts dagegen einzuwenden, 
dass in allen Fällen fahrlässiger Brandverursachung die Ver- 

’) Thomsen, KriuiinaljxjlitUohe Bekämpfungsmethoden, Seite 136. 
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sicherungssumme verweigert werde. Das macht in der Tat vor- 
sichtig, aber das ist auch hart, so hart, dass der Strafrichter sich 
nur noch sehr schwer entschliessen wird, den Eigentümer ver- 
sicherter Gegenstände wegen fahrlässiger Brandverursachung zu 
verurteilen. Dann wird der Unvorsichtige nicht bestraft und erhält 
noch obendrein vollen Ersatz. Das hätte seine Bedenken und 
es wäre wohl richtiger, eine Abstufung nach Graden des Ver- 
schuldens, d. h. der Unvorsichtigkeit, eintreten zu lassen. Einer 
gedruckten „Zusammenstellung der Versicherungsbedingungen 
der im Kanton Zürich arbeitenden Feuerversicherungsgesell- 
schaften u. s. w. u , die anlässlich der versuchten Verstaatlichung 
der Fahrhabeversicherung im Jahre 1894 vom Sekretär der 
kantonalen Brandassekuranzanstalt, Ulr. Schoch, ausgearbeitet 
worden ist, sind folgende Beispiele entnommen: 

Schweizerische Mobiliarversicherungsgesellschaft: Die Ent- 
schädigung kann auf die Hälfte herabgesetzt werden, wenn 
der Brandschaden durch grobe Nachlässigkeit des Versicherten 
oder durch dessen Widerhandlung gegen bestehende Polizei- 
vorschriften verursacht worden ist. Helvetia : Die Gesellschaft 
ist berechtigt, einen verhältnismässigen Abzug bis auf 25 % 
an der zu leistenden Entschädigung zu machen, wenn der Ver- 
sicherer zwar nicht mit Absicht oder zufolge grober Fahrlässig- 
keit den Brand verursacht, immerhin aber durch etwelche ihm 
zur Last fallende Sorglosigkeit denselben veranlasst hat. 

Das Gesetz betreffend die Brandversicherungsanstalt für 
Gebäude im Kanton Zürich, vom 25. Oktober 1885, sagt in § 11 : 

„Einem Versicherten, welcher den Brand oder die Explosion 
aus Fahrlässigkeit verursacht oder nicht verhindert hat, ist, 
auch wenn eine strafrechtliche Verurteilung nicht erfolgte, 
ein nach dem Grade der Fahrlässigkeit zu bemessender Abzug 
an der nach Massgabe des fünften Abschnitts ermittelten Ent- 
schädigungssumme zu machen. In sehr schweren Fällen kann 
dieser bis auf den ganzen Betrag der Entschädigung ansteigen.“ 
Die Handhabung dieser Bestimmungen ist auch seitens des 
Strafrichters eine sehr milde. 

Es wäre daher zu untersuchen, ob nicht Art. 15 des Bundes- 
gesetzes den starren Grundsatz der völligen Nichthaftung der 
Anstalt bei grobem Verschulden und der vollständigen Haftung, 
bei leichtem Verschulden zu gunsten eines gewissen richter- 
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liehen Ermessens aufgeben .sollte, wenigstens für die Feuer- 
versicherung. Die Bestimmung hatte dann im Abschnitt Sach- 
versicherung Aufnahme zu finden; eine besondere Ausgestaltung 
gerade dieser Verhältnisse fUr Personen- und für Sachversiche-: 
rung hätte gewiss auch noch andere Vorteile. 

Eine besondere Betrachtung verdient die Chômage-Ver Siche- 
rung, d. h. die Versicherung des Ausfalls an Geschäftsgewinn, 
hervorgerufen durch die Geschäftsstörung infolge des Brandes. 
Wenn man bedenkt, wie leicht industrielle Anlagen, Gasthöfe 
u. s. w. in Zeiten ihres geschäftlichen Niedergangs Feuer fangen, 
und sodann hinzufiigt, dass in solchen Fällen eine Einbusse 
aus Geschäftsstörung gar nicht eintreten kann, während die 
Chomageversicherung eine solche vergütet, so begreift man das 
Missbehagen der Feuerversicherungsgesellschaften und Anstalten, 
die in Erfahrung gebracht hatten, dass die bei ihnen gegen 
Brandschaden Versicherten sich bei dritten Anstalten auch noch 
gegen die Folgen von Betriebsstörungen durch den Brand ver- 
sichert hätten. Das eidgenössische Versicherungsamt hat dieser 
Angelegenheit seine Aufmerksamkeit zugewendet und unterm 
9. Mai 1902 fasste der Bundesrat auf Antrag des Justiz- und 
Polizeidepartementes Beschluss über die Chomageversicherung 1 ). 
Solche Versicherungen dürfen in der Folge nur noch auf Grund 
von Versicherungsbedingungen eingegangen werden, welche 
die Genehmigung des Bundesrates erhalten haben. Die Ver- 
sicherung in der Weise, dass die Entschädigung ohne weitere 
Prüfung in Form eines zum vornherein bestimmten Prozent- 
satzes der Entschädigung für Feuerschaden ausgerichtet wird, 
ist untersagt. Jeder Schadenauszahlung hat eine Schaden- 
feststellung vorauszugehen. Die gegen Chômage versicherten 
Risiken sind in den allgemeinen gedruckten Versicherungs- 
bedingungen einzeln und genau zu bezeichnen. Eine Ent- 
schädigung für andere Risiken soll nicht stattfinden. Zum Ab- 
schlüsse einer Chomageversicherung ist die Zustimmung des 
Versicherers gegen Feuerschaden einzuholen. 

Damit sind der recht gefährlichen Versicherungsart die 
hervorragendsten Spitzen abgebrochen. Die zweite Konferenz 
von Vertretern staatlicher Feuerversicherungsanstalten in der 


») Bundesblatt 1902, III, 359. 
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Schweiz am 26. August 1902 in Aarau beschloss denn auch 
im wesentlichen Zustimmung. Immerhin richteten sie in dieser 
Sache an den Bundesrat noch eine Eingabe, in der insbesondere 
auch der Wunsch genauester Kontrolle der noch vor dem 
Bundesratsbeschluss abgeschlossenen Chômageversicherungen 
Ausgedrückt worden ist. 

Nach diesen Erörterungen wird uns nun auch die Be- 
deutung des dritten Absatzes von Art. 59, den wir oben mit- 
geteilt haben, klar: „Eine Vereinbarung über den Ersatzwert 
ist ungültig, wenn ein künftiger Gewinn gegen Feuersgefahr 
versichert wird.“ 

Es war das so ziemlich alles, was in die privatrechtliche 
Regelung dieser Versicherungsart aufzunehmen war. Hier wie 
anderwärts sind eben die kriminalpolitischen Gefahren der 
Versicherung nicht nur durch Bestimmungen über den Vertrag, 
sondern auch durch Polizeigesetze (Aufsicht über die Versiche- 
rung) zu bekämpfen. 

3. Die Wirkungen der Versicherung auf den Dritten, zu dessen 
■Gunsten eine Versicherung abgeschlossen worden ist. 

Wir sahen, wie das Bestehen einer Versicherung, die Aus- 
sicht, den Versicherungsbetrag zu erhalten, den Versicherten 
zu verbrecherischer Zerstörung der versicherten Sachen ver- 
locken kann, und doch hat er dort einen Gegenwert, den Wert 
der zerstörten Sache, dem Gewinn der Versicherungssumme zu 
opfern. Ja sogar in der Persouenversicherung müssen die Ver- 
sicherungsanstalten sich einigermassen schützen gegen die vor- 
sätzliche Selbstvernichtung des versicherten Lebens oder der 
versicherten körperlichen Unversehrtheit überhaupt. Und doch 
haben sie auf ihrer Seite, als Verfechter ihrer Interessen, die 
tiefwurzelnde Liebe des Menschen zum Leben und die starke 
Furcht vor dem Schmerz. Wie unheimlich muss die Macht 
der Vorstellung erst auf denjenigen wirken, der keinen Gegen- 
wert, kein Leben und keinen körperlichen Schmerz einsetzen 
muss, um die Versicherungssumme zu gewinnen? 

In dieser Betrachtung können wir das Gebiet der Sach- 
versicherung übergehen. Es kommen hier kaum Fälle vor, da 
die Versicherungssumme im Schadensfall nicht dem Eigentümer 
der zerstörten Sache zukommt. Auch da, wo die Versicherungs- 
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summe ganz oder teilweise dem Pfandgläubiger auszubezahlen 
ist (Art. 50 — 52 des Bundesgesetzes), hat derselbe den Gegen- 
wert, den Pfandanspruch an der Sache, opfern müssen. 

Um so wichtiger ist hier das Gebiet der Personenversiche- 
rung. Drei Reihen von Fällen sind zu unterscheiden: 

a) Der Versicherte hat einfach sein Leben versichert. Natur- 
gemäss kann er die Versicherungssumme, die bei seinem 
Tode fällig wird, nicht selber beziehen, ein oder mehrere 
Dritte werden die Begünstigten sein. 

b) Der Versicherungsnehmer und der Träger des versicherten 
Lebens oder der versicherten körperlichen Unversehrtheit 
überhaupt sind von Anfang an verschiedene Personen. 

c) Die Versicherung, die der Versicherte auf sein eigenes 
Leben abgeschlossen, geht im Verlaufe auf einen andern 
über, der als Versicherungsnehmer nun in ein Vertrags- 
verhältnis mit der Versicherunganstalt tritt. 

a) Die Versicherung eigenen Lebens zu gunsten Dritter. Unsere 
ökonomische Gesellschaftsordnung überbindet dem Familien- 
vorstand die Obsorge für das kommende Geschlecht, wie auch 
für die Frau. Diese Verpflichtung überdauert das Leben des 
Verpflichteten, es wird von ihm gefordert, dass er, soweit und 
solange die Hinterlassenen sich nicht selber ihre vermögens- 
rechtliche Existenz sichern können, diese Sicherung auch noch 
für die Zeit nach seinem Tode herstelle. Dazu bietet die Lebens- 
versicherung solchen, die nicht Reichtüraer zu vererben ver- 
mögen, ein treffliches Mittel : Ansammlung eines gewissen Ver- 
mögensstocks durch Zurücklegen kleinerer Beträge, welche 
Ersparnisse ihren Zweck um so eher erreichen, als die Ver- 
sicherungsgesellschaft die Summe, die man insgesamt zu ver- 
erben wünscht, auch dann ausbezahlt, wenn die zurückgelegten 
Ersparnisse des frühen Eintritts des Todes wegen den vollen 
Betrag noch nicht erreicht hatten. Auch ist diese Art der 
Fürsorge die höhere soziale Form als die einfache Einlage in 
’ eine Sparkasse, weil der Spareinleger nur für sich und seine 
Verpflichtungen sorgt, jeder Versicherungsnehmer aber hundert 
andern die Erfüllung ihrer Pflichten zu sichern mithilft. 

Das sind die Funktionen der Lebensversicherung, schlecht- 
weg oder ausdrücklich zu gunsten der Erben abgeschlossen. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 10 
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Diese Art der Lebensversicherung verdient das ganze Wohl- 
wollen des Gesetzgebers, wir hätten sogar gewünscht, das» 
über das Hass des Art. 67 hinaus die erbrechtlichen Ansprüche 
auf die Versicherungssumme klargestellt, und die Beziehung 
der Versicherung zu gunsten eines Erben oder der Frau zum 
Pflichtteilsrecht erörtert worden wären, dass das Gesetz noch 
mehr getan hätte dafür, dass eine solche Versicherung ihrer 
sozialen Funktion erhalten bleibe, dafür aber auch eine billige 
Berücksichtigung der Gläubiger bei übermässigen Anlagen in 
Versicherungsprämien stattgefunden hätte. Das Versicherungs- 
gesetz beschränkt indessen seine Aufgabe auf die Regelung 
des Versicherungsvertrages, das Erbrecht des Zivilgesetz- 
entwurfes wollte seinerseits versicherungsrechtlichen Normen 
nicht vorgreifen; irgendwo wird schliesslich die Materie ein- 
gehender behandelt werden müssen. 

Diese Betrachtungen hängen nun allerdings bloss indirekt 
mit der vorwürfigen Frage zusammen, aber sie hängen immer- 
hin mit ihr zusammen. Die Fürsorge für das kommende Ge- 
schlecht ist nach den verschiedensten Richtungen Gegenstand 
kriminalpolitischer Betrachtungen: Einschärfung der Eltern- 
pflichten, Ersatz elterlicher Fürsorge z. B. gegenüber Unehe- 
lichen u. s. w. Es galt uns also, die Lebensversicherung innert 
eines gewissen Kreises hervorzuheben vor allen andern Ver- 
sicherungsfällen der zu besprechenden Kategorie. Sie hebt sich 
auch dadurch vor den übrigen heraus, als hier der Begünstigte 
in der Mehrzahl der Fälle gegen den ökonomischen Gewinn 
eine ökonomische Einbusse einsetzt, den Verlust des Ernährers 
oder wenigstens des fürsorgenden Familien Vorstandes. 

Die Lebensversicherung teilt hier das Schicksal des Erbrechts. 
Im engsten Kreise, wenn auch nicht vorbehaltslos berechtigt, 
so doch unbedenklich, verlieren beide Rechtsinstitutionen ihren 
Sinn, in je weitere Kreise sie hinausgetragen werden, wo 
ihnen die Stütze starker Zuneigung und warmen Empfindens 
von Pietätsgefühlen fehlt. Sie erfordern daher ihr gesetzliches, 
Korrektiv : Das Erbrecht seinen Unwürdigkeitsparagraphen *), 

’) Siehe Huber, Geschichte und System des schweizerischen Privat- 
rechts III, S. 22 ff. Zürich hat erst seit 1887 in § 921 die Bestimmung auf- 
genouuncn, wer den Tod des Erblassers absichtlich und rechtswidrig herbei- 
geführt habe, verliere jeden erbrechtlichen Anspruch auf dessen Verlassen- 
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die Versicherung ihren Art. 15, den wir mit bezug auf die 
Anspruchsberechtigten in der Lebensversicherung mit voller 
Überzeugung unterschreiben. 

Die Versicherung des eigenen Lebens, bei der jemand, 
der ausserhalb des engern Familienkreises steht, Erbe und 
Begünstigter ist, ist übrigens auch deswegen noch unbe- 
denklich, weil in den weitern Verwandtschaftsgraden der 
Pflichtteil gering, und die Anwartschaft daher unsicher wird, 
unsicher auch wegen der noch möglichen Änderungen der Erb- 
folge und vollends Dritten gegenüber wegen der Möglichkeit 
des Versicherten, sich jederzeit anders zu entschliessen. In 
allen diesen Fällen kann die Vorstellung, beim Tode des Ver- 
sicherten einen ansehnlichen Betrag zu erhalten, doch nur eine 
schwache sein, und daher auch eine nur schwache Wirkung 
ausüben. 

Wir haben hier zunächst Fälle vorausgesetzt, in denen sich 
der Versicherer nicht definitiv zu gunsten eines bestimmten 
Begünstigten gebunden hat. Eine solche Bindung sieht aber 
das Gesetz in Art. 68 und 69 vor. Der Verzicht auf Widerruf, 
in Verbindung mit der Übergabe der Police, die diesen Vormerk 
trägt, an den Begünstigten hat zur Folge, dass die Begünstigung 
auch in der Betreibung oder im Konkurse den Ansprüchen der 
Gläubiger vorgeht. 

Nun ist diese Möglichkeit der Bindung offenbar nicht in 
erster Linie zu gunsten von Ehefrau und Kindern aufgestellt 
worden, um zu verhindern, dass nicht im Vermögenszusammen- 
bruche des Hausvorstandes die Fürsorge für Witwe und Waisen 
mitverschlungen werde; denn für diesen Fall passt gerade das 
Erfordernis der Bcsitzesübertragung nicht recht. Hier hätte 
vielmehr ein Unpfändbarkeitsgrund geschaffen werden müssen. 

schaft. Veranlassung dazu gab der Fall Furrcr (Neuer Pitaval, neue Serie, 
II. Baud). Der zwanzigjährige Metzgerbursehe hatte 1864 seine wohl- 
habenden Eltern vergiftet. Vom Schwurgericht wurde er zum Tode ver- 
urteilt, vom Grossen Rat aber zu lebenslänglichem Zuchthaus begnadigt. 
Da soll er sich ausgesprochen haben, nach bestehendem Brauche werde 
er nach zwanzig Jahren aus der Strafanstalt entlassen und dann ein reicher 
Mann sein, da sich inzwischen sein Zins auf Zinsen häufendes Erbteil etwa 
verdreifacht haben werde. Diese zweite Begnadigung, auf die er gerechnet, 
und die auch gesetzlich zulässig gewesen wäre, wurde ihm nicht zu teil, 
gerade wegen jener Betrachtung. Seither ist er gestorben. 
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Es sind also andere Zwecke des wirtschaftlichen Verkehrs, die 
mit dieser Möglichkeit gefördert werden sollen. Darunter können 
sich sehr vernünftige Rechtsgeschäfte befinden. So kann man 
liier denken an jene eigentümliche Verbindung der Lebens- 
versicherung mit der Versicherung ausstehender Guthaben, wie 
sie die belgische und zum Teil auch die französische Gesetz- 
gebung zur Förderung der Erstellung und des Eigenerwerbs 
billiger Wohnhäuser kennt. Die Häuser werden auf Abzahlung 
verkauft, Abzahlungen, die sich auf zwanzig und mehr Jahre 
erstrecken können. Der Erwerber geht diese Verpflichtung ein 
und zudem noch eine Lebensversicherung, die ihm unter überaus 
günstigen Bedingungen gewährt wird. Versicherungssumme ist 
der zur Zeit des Todes des Erwerbers noch ausstehende Kauf- 
preis, den zahlt die Versicherungsanstalt und der Erblasser 
hinterlässt seiner Familie in allen Fällen ein schuldenfreies 
Heimwesen *). Ein Beispiel vielleicht unter vielen. Wo ins- 
besondere eine staatliche oder korporative Anstalt definitiv 
Begünstigte ist, birgt die Sache auch keine persönlichen Ge- 
fahren in sich. Schlimmer sieht es dann aus, wenn ein einzelner 
Geschäftsmann, der auf nicht bankmässige Sicherheiten aus- 
zuleihen pflegt, der definitiv Begünstigte ist. 

b) Nehmen wir nun gleich den entgegengesetzten Fall: 
Der Versicherungsnehmer und der Träger des versicherten 
Lebens oder der versicherten körperlichen Unversehrtheit sind 
von Anfang verschiedene Personen, es handelt sich um die 
Versicherung eines fremden Lebens. 

Aus der nicht unbeträchtlichen Reihe von Aufsehen er- 
regenden Vergiftungsprozessen, in denen die Versicherung fremden 
Lebens die führende Rolle gespielt, wollen wir nur die Erinne- 
rung eines einzigen hier wieder auffrischen: 

Der Prozess Joniaux. Am 7. Januar 1895 trat in Antwerpen das Schwur- 
gericht zu einer ausserordentlichen Sitzung zusammen, um über die viel- 
genannte Vergiftungsgeschichte Joniaux das Urteil zu sprechen. Ganz 
Antwerpen und weite Kreise des Landes sahen mit Spannung diesen Ver- 


*) Kapport sur les travaux des commissious locales d’habitation ä bon 
marché pendant l'année 1902, présenté au Conseil supérieur des habitations 
à bon marché au nom du comité permanent, par M. Jules Chailamel, avocat 
à la Cour d'appel de Paris. Mit Beilagen. (Journal officiel de la République 
française, vom 12. Mai 1909, page 3086.) 
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handlungen entgegen. Aut Grund der Anklageschrift wie der sonstigen 
Tatsachen ergab sich folgendes Bild der Sachlage: Der Chefingenieur 
Joniaux, ein Mann von 49 Jahren, mit einer glänzenden Beamtenlaufbahn, 
hatte seine erate Frau verloren und heiratete im Jahre 1866 die gleichfalls 
verwitwete Marie Faber geb. Ablay; sie gehörte einer angesehenen Familie 
an; ihr Vater war der bedeutende Reitergeneral Ablav; einer ihrer Brüder 
ist Major im Leibregiment des Königs, im Guidenregimente, und ihre Ver- 
wandten nehmen angesehene Stellungen in der Armee und im Staate ein. 
So ward das Haus Joniaux der Sammelpunkt der guten Gesellschaft ; Frau 
Joniaux, eine ebenso kluge wie entschlossene Frau, machte ein grosses 
Haus, aber ihre Mittel reichten dazu nicht aus. Es traten grosse finanzielle 
Schwierigkeiten ein; sie machte fortdauernd Anleihen, und deckte ihre 
fälligen Verbindlichkeiten durch neue Darlehen, welche sie meist rechtzeitig 
wieder decken konnte. Ihre kostbaren Schmucksachen wunderten öfters 
nach dem Leihamte. Um aus allen diesen Schwierigkeiten herauszukommen, 
hat Frau Joniaux drei Verwandte: ihre Schwester Leonie Ablay, ihren 
Bruder Alfred Ablav und ihren Onkel Jacques Van den Kerckhove vergiftet; 
alle drei sind ganz plötzlich in ihrem Hause verstorben. Im Dezember 1891 
hatte Frau Joniaux ihre jüngere, unverheiratete Schwester Leonie in ihr 
Haus aufgenomme.n und deren Leben mit Fr. 70,000 zu gnnsten ihrer 
Tochter erster Ehe, Johanna Faber, bei den Versicherungsgesellschaften 
«La Nationale» und «La Bflloise» versichert. Frau Joniaux bezahlte die 
Prämie, aber schon im Februar 1892 starb Leonie angeblich an der Influenza, 
und Frau Joniaux erhielt ohne, weiteres diese Fr. 70,000 ausbezahlt. Sie 
versichert, dass sie auf diese Weise nur ihre Tochter aussteuern und eine 
Schuld ihrer Mutter von Fr. 30,000 decken wollte. Frau Joniaux besitzt 
einen jüngem Bruder Alfred, der, wegen seiner Schulden aus der Armee 
ausgestossen und von Gläubigern verfolgt, ein unstetes Leben führte. Er 
kam im Februar des Jahres 1893 nach Antwerpen, wo er im Hause Joniaux 
Aufnahme fand. Angeblich um seine Schulden zu decken, liess Frau Joniaux 
das Leben ihres Bruders bei der Versicherungsgesellschaft « Gresham » mit 
Fr. 100,0i)0 zu ihren Gunsten versichern und zwar für 10 Jahre. In den 
ersten fünf Jahren sollte Alfred jährlich Fr. 3166, in den zweiten fünf Jahren 
Fr. 6332 jährlich als Prämie zahlen. Da er nicht einen Pfennig besass, so 
wollte Frau Joniaux diese Prämie entrichten. Die erste Prämie wurde ge- 
zahlt, aber schon am 6. März starb plötzlich Alfred an einem Herzschläge. 
Dieser Tod erschien dem Vertreter des «Gresham», Herrn Perrin, um so 
weniger geheuer, als bald darauf im Hause Joniaux ein neuer, eigenartiger 
Todesfall eintrat. Der unverheiratete, reiche Onkel des Herrn Joniaux, der 
65 Jahre alte Genter Grossindustrielle Van den Kerckhove, nahm am 17. März 
1894 an einem Festmahle im Joniauxschen Hause, teil, erkrankte am Schluss 
der Tafel und starb folgenden Tages um Gehirnschlage. Herr Joniaux eilte 
nach Gent, aber das Testament ergab zu seiner Verblüffung, dass der Nach- 
lass nicht ihm, sondern dem unehelichen Kinde seines Onkels zufiel. Die 
Antwerpener Staatsanwaltschaft leitete eine Untersuchung ein; alle drei 
Leichen wurden ausgegrabeu, bei keiner fand sich irgend ein organisches 
Leiden, welches den Tod zur Folge haben konnte ; die. angegebenen Todes- 
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Ursachen waren somit unrichtige. Es gelang nicht, irgend eine Spur Gift 
in den Leichen der Leonie. Ablay und des Van den Kerckhove zu ermitteln, 
aber die Leiche Alfred Ablays (die Leber, das Gehirn, die Muskeln, der 
Magen, die Milz, der Urin) war mit Morphium angefüllt, im Magen fanden 
sich drei Centigrainm Morphium in Kristallen. Die Sachverständigen er- 
klärten, dass Ablay durch Morphium vergiftet worden ist, und es steht fest, 
dass Frau Joniaux in Brüsseler Apotheken bedeutende Morphiummengen 
gekauft hat. Frau Joniaux behauptete, dass ihr Bruder oft Morphium ge- 
nommen, und sie selbst dieses Mittel für ihre in Brüssel lebende (kürzlich 
verstorbene) Schwester Emilie gekauft habe. Die Sachverständigen der 
Verteidigung bestritten die Gutachten und Befunde der Antwerpener Sach- 
verständigen ; auch hatten die Verteidiger eine die ganze Anklageschrift 
widerlegende Denkschrift ausgearbeitet und erklärten Frau Joniaux der 
Vergiftung nicht schuldig. 

Nach mehrwöchentlichen Verhandlungen konnten die Geschwornen am 
Abend des 3. Februar zur Beratung zusammentreten, der Wahrspruch 
lautete auf Schuldig in allen Teilen der Anklage, und der Gerichtshof sprach 
über die Angeklagte die Todesstrafe aus ‘). 

Solche Verbrechen kommen nun allerdings nicht alle Tage 
vor, diesen Zug ins Grossartige vermag der arme Schelm seinem 
bescheideneren Parasitentum nicht zu geben, sie stellen ausser- 
ordentliche Anforderungen an die Person des Täters und können 
sich nur auf dem Hintergründe des grossen Gesellschaftslebens 
abspielen. Aber die Fälle sind noch zahlreich genug, um uns 
zweifeln zu lassen am innern Werte unseres verfeinerten Lebens, 
verzweifeln zu lassen am sittlichen Fortschritt in der Mensch- 
heit und uns den Wunsch nahe zu legen, die Möglichkeit solcher 
Spekulationen zu unterdrücken. 

Der Gesetzesentwurf' enthält zur Bekämpfung dieser Ge- 
fahren lediglich folgendes: 

„Art. 64. Die Versicherung auf fremdes Leben ist ungültig, 
wenn derjenige, auf dessen Tod die Versicherung gestellt ist, 
dem Abschlüsse des Vertrages nicht beigestimmt hat.“ 

Dieser Bestimmung wird dann sofort, einschränkend, bei- 
gefügt: 

„Der Versicherungsanspruch kann dagegen ohne Zustimmung 
des Dritten abgetreten werden.“ 

') Näheres über den Fall in der Schrift : Der dreifache Giftmordprozess 
gegen Frau Marie Joniaux-Ablay in Antwerpen. Nach den stenographischen 
Aufzeichnungen bearbeitet und ins Deutsche übertragen. Zürich 1895. 
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Im ersten Entwürfe lautete der zweite Absatz dieses Para- 
graphen (dort § 69) : „Im Zweifel ist die Zustimmung des Dritten 

nicht erforderlich.“ Die Motive erörtern die beiden in 

der Theorie und Gesetzgebung herrschenden Systeme : Das eine 
verlangt den Nachweis, dass der Versicherungsnehmer ein 
Interesse am Leben des Dritten besitze, also einen Gegenwert 
einsetze gegen die Versicherungssumme, das andere erfordert 
die Zustimmung des Dritten. Der Verfasser des Entwurfs hat 
sich für das letztere System entschieden, weil es der Würde 
des Menschen und der Freiheit der Selbstbestimmung wider- 
spreche, wenn das Leben des Menschen ohne seine Zustimmung 
in den Bereich geschäftlicher Kalkulationen einbezogen w erde, 
und weil die Forderung eines versicherbaren Interesses einer 
Reihe von Bedenken und Streitfragen rufe, insbesondere auch 
die freie Weiterbegebung der Versicherungspolice hindere. Das 
Gemeinwohl werde durch eine Versicherung auf fremdes Leben, 
für die die Zustimmung des Dritten vorliegt, kaum gefährdet. 

Da sind nun doch w T ohl ernste Bedenken und Einwendungen 
am Platze. Es wäre nicht zu viel verlangt, die beiden An- 
forderungen, Nachweis des Versicherungsinteresses und Zu- 
stimmung des Dritten, miteinander zu verbinden, und die Ge- 
nehmigung eines solchen Vertrages der Prüfung eines Richters 
zu unterstellen. Dieselben Erfordernisse sollten au die Weiter- 
begebung der Versicherung geknüpft werden. Und noch besser 
w r äre das gänzliche Verbot solcher Versicherungen, für welche 
kein dringendes wirtschaftliches Bedürfnis spricht. Wo aber ein 
solches vorhanden sein sollte, lässt es sich wohl auch auf 
anderm Wege befriedigen. 

Eine w ohlbegründete Fremdversicherung trifft man in dem 
Gebiete der Unfallversicherung oder Haftpflichtversicherung. 
Auch eine solche ist nicht ganz unbedenklich, der Versicherungs- 
nehmer verliert den Impuls der Unfallverhütung. Die Betrach- 
tung, dass er durch den Unfall nichts zu verlieren hat, kann, 
wenn die Versicherung das Mass der Haftpflicht übersteigt, so- 
wie in den Fällen, da ein versicherter Unfall ohne Haft vor- 
liegt, zu spekulativer Ausserachtlassung aller V orsichtsmassregeln 
führen. Nun ist zuzugeben, dass wir mit andern Mitteln (Fabrik- 
inspektion u. dgl.) Gefahren abgraben können. Es genügt daher 
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wohl, wenn Art. 71 bestimmt, dass nichts an den Fingern des 
Unternehmers kleben bleiben darf: 

„Aus der kollektiven Unfallversicherung steht demjenigen, 
zu dessen Gunsten die Versicherung abgeschlossen worden ist, 
mit dem Eintritt des Unfalles ein unwiderrufliches direktes 
Forderungsrecht gegen den Versicherer zu.“ 

c) Nun der mittlere Fall. Die ursprüngliche Eigenver- 
sicherung wird zur Fremdversicherung dadurch, dass der ur- 
sprüngliche Versicherungsnehmer an seine Stelle einen Andern 
treten lässt und sich selber in die Rolle des Dritten begibt. 

Soweit dieser Vorgang auf Grund eines Vertragsgeschäftes 
vor sich geht, wäre also das Erfordernis der Zustimmung „des 
Dritten“ zur Entstehung einer Fremdversicherung auf sein Leben 
gewahrt. In der Tat sind die Fälle der Begründung einer 
Fremdversicherung einerseits und die Umwandlung einer Eigen- 
versicherung in eine solche anderseits so ziemlich gleich und 
die oben entwickelten Bedenken und Einwendungen greifen 
auch hier Platz. Genügt nicht der Weg der Verpfändung, der 
dem Versicherungsnehmer immer noch die Möglichkeit offen 
lässt, die Police wieder an sich zu ziehen? 

Der Entwurf hält also die Zustimmung hinreichend, wie 
sie ja in der ersten Übertragung in der Tat vorhanden ist. 
Nicht notwendig soll sie dagegen sein bei weitern Übertragungen. 
Art. 64, Absatz 3, sagt : „Die Zustimmung desjenigen, der sein 
eigenes Leben versichert und die Forderung aus dem Vertrage 
abgetreten hat, ist für eine weitere Übertragung des Anspruches 
nicht erforderlich.“ 

An diesem Erfordernis der Zustimmung des Versicherten 
wird dagegen festgehalten gegenüber der Gläubigerschaft bei 
einem Vermögenszusammenbruch des Versicherungsnehmers. 
Daher : 

„Art. 70. Die Versicherung, die der Schuldner auf sein 
eigenes Leben abgeschlossen hat, kann bei betreibungs- und 
konkursrechtlicher Verwertung des Versicherungsanspruches 
nur mit Zustimmung des Schuldners aufrecht erhalten werden. 

Stimmt der Schuldner der Fortsetzung des Vertrages nicht 
zu, so haben die Gläubiger oder Erwerber der Forderung An- 
spruch auf den Rückkaufpreis der Versicherung. 
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Der Ehegatte und die Kinder des Schuldners können mit 
dessen Zustimmung verlangen, dass der Versicherungsanspruch, 
gegen Erstattung des Kaufpreises, ihnen übertragen werde.“ 

H. Wir sprachen im Vorausgehenden von den Forwirkungen 
der Versicherung, d. h. von der Vorstellung, dass eine Ver- 
sicherungssumme ausbezahlt werde, als vom Verbrechen ab- 
haltendes oder zum Verbrechen antreibendes Motiv beim Dritten 
und beim Versicherungsnehmer. Es kommt aber auch noch 
die WacA Wirkung, die Wirkung nach Eintritt des versicherten 
Ereignisses, in Frage und hier nun allerdings bloss mit bezug 
auf den Versicherten selbst und nur für den Fall, dass der 
Schaden durch ein Verbrechen herbeigeführt wurde. 

Der Geschädigte hat alsdann Schadenersatz beziehungs- 
weise Wiedererstattung zu erwarten: 

einmal vom Täter, sofern derselbe ermittelt und dingfest 
gemacht w r orden ist und den Schaden zu ersetzen, beziehungs- 
weise die entwendeten Sachen zurückzugeben vermag; 
sodann ohne weiteres von der Versicherungsanstalt. 

Durch die erstgeschilderte Aussicht wird der Geschädigte 
interessiert an der Verfolgung des Verbrechers. Für die Straf- 
verfolgung ist aber die tätige Teilnahme des Geschädigten von 
höchster Bedeutung; seine Untätigkeit, denken wir zum Bei- 
spiel an das Unterlassen rechtzeitiger Anzeige, kann die Straf- 
verfolgungsorgane geradezu lahmlegen. Reforravorscliläge im 
Strafrecht *) und im Strafprozess gehen dahin, dem Geschädigten 
die Verfolgung seiner Schadenersatzansprüche zu erleichtern 
und sie wirksamer zu gestalten. Wirkt diesem Bestreben nicht 
die Versicherung entgegen, die dem Geschädigten sicher und 
mühelos entgegenbringt, was er im Strafprozesse mit einer ge- 
wissen Anstrengung und ohne sichere Aussicht auf Erfolg be- 
treiben müsste? 

Dieser Erfolg tritt indessen nicht oder wenigstens nicht im 
gefürchteten Masse ein, und zwar aus folgenden Gründen: 

In der Sachversicherung gehen die Ersatzansprüche, welche 
dem Geschädigten gegenüber Dritten aus unerlaubter Handlung 

’) Vergleiche z. B. Art. 39 des schweizerischen Strafgesetzentwurfes: 
Zusprechung des Bussencrtrags und eines Teiles des Verdienstanteils des- 
Gefangenen an den Geschädigten. 
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{Art. 50 ff. Obligationenrechts) zustehen, von Gesetzes wegen 
auf den Versicherer über insoweit, als er Entschädigung ge- 
leistet hat (Art.63 des Bundesgesetzes). Damit wird jenerallerdings 
des finanziellen Interesses an der weitern Verfolgung des Ver- 
brechers entledigt, aber an seine Stelle tritt eine Organisation, 
die über grössere Machtmittel verfügt, um diese Verfolgung be- 
treiben zu helfen. 

Für die Personen Versicherung fehlt es an einer solchen 
Bestimmung; der Hinterlassene z. B. behält den Anspruch an 
den Mörder bei, auch wenn eine Versicherungssumme an ihn 
bezahlt wird, weil eben gerade die Hauptform, die Lebens- 
versicherung, den Satz, dass die Versicherung nicht in einen Ge- 
winn für den Versicherten ausschlagen dürfe, aus naheliegenden 
Gründen nicht kennt. Hier bleibt also das Interesse der Ge- 
schädigten (der Hinterlassenen), trotzdem sie die Versicherungs- 
summe erhalten haben, in ungeschwächtem Masse fortbestehen. 

Eine neue Art der Versicherung ruft die kriminalpolitische 
Kritik geradezu heraus: Die Versicherung gegen Diebstahl und 
Veruntreuung. 

Der „Bericht des eidgenössischen Versicherungsamtes über 
die privaten Versicherungsunternehmungen in der Schweiz“ be- 
richtet im Jahre 1898 (Seite LXXXIV) zum erstenmal über 
die Versicherung gegen Einbruchdiebstahl, dann 1899 unter 
dem Titel Diebstahl- und Kautionsversicherung (Seite LIV) 
und ebenso 1900 (Seite XLVII). Wir entnehmen diesen Be- 
richten und andern Mitteilungen folgendes: 

Die Versicherung gegen Einbruchdiebstahl wird schon seit 
ungefähr einem Jahrzehnt ■ in England betrieben und ist von 
da nach dem Kontinent gekommen. Der Transportversicherer 
hatte schon längst neben den verschiedenen Transportgefahren 
auch diejenige des Diebstahls und Abhandenkommens der ver- 
sicherten Güter übernommen; bei Reiselagerpolicen bildet das 
Diebstahlrisiko einen Hauptgegenstand der Versicherung und 
auch der Feuerversicherer haftet für die bei einem Brande 
abhanden kommenden gegen Feuer versicherten Gegenstände. 
Es lag daher nicht weit ab, die Diebstahlsgefahr als selbständiges 
Risiko ins Auge zu fassen und zu behandeln. 

Nichtsdestoweniger bedurfte es einer Reihe von Jahren, 
bis diese Versicherungsart von der Assekuranzwelt unseres 
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Kontinentes aufgegriffen wurde. Der Grund hiervon mag wohl 
nicht zum kleinsten Teil in dem bisherigen gänzlichen Mangel 
an zuverlässigen und brauchbaren statistischen Grundlagen 
für das in Frage kommende Risiko zu suchen sein. 

Nachdem aber einmal einige deutsche Gesellschaften es 
gewagt hatten, die Versicherung gegen Einbruchdiebstahl ver- 
suchsweise als Nebenzweig ihrem übrigen Geschäftskreise ein- 
zuverleiben, fand das Beispiel überraschend schnelle Nach- 
ahmung. 

Die Umschreibung des Risikos, das die Gesellschaften über- 
nehmen, ist verschieden. Eine dieser Gesellschaften hat folgende 
allgemeinen Versicherungsbedingungen aufgestellt: 

Gegenstand der Versicherung. 

§ 1. Die Gesellschaft versichert zu festen Prämien bewegliche Gegen- 
stände aller Art gegen Verlust und Beschädigung, welche die unmittel- 
bare Folge eines unter dem Zusammentreffen folgender Umstände statt- 
gefundenen Einbruch-Diebstahls sind, und zwar: 

a) wenn aus den Bäumen und Behältnissen, welche die versicherten 
Gegenstände enthalten, mittels Einbruchs, Einsteigens oder Erbrechens 
oder durch Anwendung falscher Schlüssel oder sonstiger, zu deren 
ordnungsmässigen Eröffnung nicht bestimmter Werkzeuge, gestoh- 
len und 

b) wenn der Diebstahl zur Nachtzeit oder an Tagen, die dem Geschäfts- 
betrieb gewohnheitsgemäss nicht gewidmet sind, verübt worden ist. 

Während noch im Jahre 1898 die Versicherungsgesellschaft, 
<lie diesen Zweig in die Schweiz einführte, die Union Suisse 
in Genf, nur 4 /s des Wertes der gestohlenen Gegenstände zu 
ersetzen sich verpflichtete, den Versicherten auf alle Fälle seinen 
eigenen Versicherer von einem Fünftel bleiben liess, haben 
sich im Verlaufe zwei verschiedene Versicherungssysteme 
herausgebildet : 

Volle Wert Versicherung und Teilversicherung (Versicherung 
des ersten Risikos). 

Bei der vollen Wertversicherung muss der Versicherungs- 
nehmer, um im Schadenfalle voll gedeckt zu sein, alle Gegen- 
stände, welche durch ein und denselben Einbruch einem Schaden 
ausgesetzt sind, zur Versicherung bringen. Andernfalls würde er, 
wenn der Gesamtwert der Gegenstände den tatsächlich ver- 
sicherten Betrag überstiege, im Schadenfalle nur pro rata ent- 
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schädigt, also für den nicht versicherten Teil als Selbstver- 
sicherer betrachtet. 

Die Teilversicherung oder Versicherung des ersten Risikos 
beruht auf der Voraussetzung des Versicherungsnehmers, dass 
bei einem eventuellen Einbruchdiebstahl nie ein Totalverlust 
zu befürchten sei, so dass er also nicht seine ganze Habe, son- 
dern nur einen Teil derselben in Versicherung gibt und dabei 
diesen Teil so hoch bemisst, dass er im Schadenfall unter allen 
Umständen auf vollen Ersatz für das Verlorene rechnen kann. 
Die Prämie ist entsprechend höher als bei der vollen Wert- 
versicherung. Die Gesellschaften machen für die Teilversiche- 
rung ein gewisses Versicherungsminimum (*/s bis ‘/s des Gesamt- 
wertes) zur Bedingung. 

Gesetzt, ein Goldschmied versichere sein Warenlager für 
einen Gesamtwert von Fr. 50,000, und es werden ihm alsdann 
bei einem Einbruch Waren im Werte von Fr. 12,000 gestohlen,, 
wobei sich herausstellt, dass das ganze Lager einen Wert von 
Fr. 60,000 hatte. In diesem Falle war er nur für */* der ganzen 
Wertsumme versichert und kann somit nur 6 /« der Fr. 12,000 
als Schadenersatz beanspruchen. Hätte er dagegen eine Teil- 
versicherung z. B. für ‘/< des Gesamtwertes, also für Fr. 12,000- 
genommen, so würde ihm der Schaden von Fr. 12,000 voll ver- 
gütet werden, weil derselbe die Versicherungssumme, welche 
die Grenze des Schadenersatzes bildet, nicht übersteigt. 

Wichtiger für uns sind die Ausuchliessuiigen, die wir wie- 
derum jenen Versicherungsbedingungen entnehmen: 

§ 5. Von der Versicherung ausgeschlossen sind: 

a) Einbruch-Diebstähle und Beschädigungen, welche von einem Fa- 
milienmitglied des Versicherten, von einem Vormund, Sachwalter,. 
Mündel, Bevollmächtigten oder Teilhaber, von einem seiner Ange- 
stellten oder Dienstboten oder von einem bei ihm Wohnung habenden 
Dritten verübt worden sind; 

b) desgleichen solche, welche aus Anlass eines Krieges, Aufruhrs, einer 
Arbeitseinstellung, Erderschütterung, Feuersbrunst, Überschwem- 
mung oder Explosion, und überhaupt Diebstähle, die bei Gelegenheit 
und infolge höherer Gewalt sich ereignen ; 

c) Diebstähle, welchen ein Verschulden des Versicherten zu Grunde- 
liegt und welche auf dessen Anstiften und mit dessen moralischer 
oder materieller Beihülfe begangen worden sind. 
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Sodann fallen für unseren Standpunkt in Betracht die 
Pflichten des Versicherten: 

a) Während der Dauer des Vertrages. 

§ 10. Der Versicherte ist verpflichtet, der Gesellschaft von allen Ver- 
änderungen Anzeige zu machen, welche die besonderen (handschriftlichen) 
Bedingungen seiner Police oder die Beurteilung der übernommenen Ge- 
fahr verändern könnten ; die Versicherung behält nur dann ihre Gültigkeit, 
wenn solche Veränderungen der Gesellschaft schriftlich angezeigt und durch 
•einen Nachtrag anerkannt worden sind. Der Gesellschaft steht es in jedem 
einzelnen Falle frei, auf die Fortsetzung der Versicherung zu verzichten, 
jedoch unter Rückvergütung der nicht verbrauchten Prorataprämie, ab- 
züglich 25 °/o Verwaltungskosten, an den Versicherten. 

§ 11. Der Versicherte hat alle nötigen Vorkehrungen zur Verhütung 
eines Einbruchdiebstahls zu treffen, gerade so, als ob er nicht durch die 
Versicherung gedeckt wäre. Sollten die Räume, welche die versicherten 
Gegenstände enthalten, ohne Aufsicht seitens des Versicherten bleiben, so 
hat letzterer mit der Aufsicht eine Vertrauensperson zu beauftragen, 
welche sowohl hinsichtlich der Überwachung als auch in einem Schaden- 
falle die durcli gegenwärtigen Vertrag vorgeschriebenen Verpflichtungen 
erfüllen kann. 

§ 12. In den Privatwohuungen müssen die Inhaberpapiere, Sparkassen- 
bücher, Depotscheine, Münzsammlungen, das Bargeld, sowie die Schmuck- 
sachen und das nicht zum täglichen Gebrauch dienende Silbergeschirr in 
einem Möbel oder Schrank unter Verschluss aufbewahrt werden. 

In (len Verkaufsläden und Bureaux Bind die Wertpapiere, Sparkassen- 
•oder Depotscheine und das Bargeld in einem Geldschrank unter Verschluss 
zu halten. 

Hinsichtlich der Wertpapiere und besonderen Wertgegenstände ist es 
für Privatleute sowohl als wie für Geschäftsleute unerlässlich, darüber ein 
täglich auf dem Laufenden zu haltendes Ein- und Ausgangsregister zu 
führen und dieses letztere an einem von den betreffenden Werten und 
Gegenständen getrennten Orte aufzubewahren. 

b) Im Schaden falle. 

§ 13. Binnen zwölf Stunden nach Entdeckung des Einbruchdiebstahls 
hat der Versicherte persönlich oder durch Vermittlung seiner Vertrauens- 
person die Gesellschaft davon mündlich oder telegraphisch unter gleich- 
zeitiger Angabe des ungefähren Schadenbetrages zu benachrichtigen. 

§ 14. Innerhalb der gleichen Frist ist der Schaden dem Agenten der 
Gesellschaft ebensowohl wie der Lokalpolizei entweder schriftlich oder unter 
protokollarischer Form anzuzeigen unter gleichzeitiger Angabe aller Um- 
stände, welche zur Entdeckung des Täters oder der gestohlenen Gegen- 
stände führen könnten. 

§ 15. Ebenfalls in dem gleichen Zeitraum hat der Versicherte allen 
Schuldnern über etwa abhanden gekommene Inhaber- oder Namenspapiere, 
Aktien, Obligationen, Pfandbriefe, Sparkassen- oder Depotscheine, Chèques, 
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Wechsel u. s. w., Angabe zu machen und ungesäumt alle Massnahmen zu 
deren Zahlungssperre zu treffen. 

§ 16. Innerhalb 48 Stunden ist vom Versicherten an die Gesellschaft 
direkt eine detaillierte Aufstellung nebst Wertangabe der fehlenden oder 
beschädigten Gegenstände, für welche er Schadenersatz beansprucht, ein- 
zureichen. 

§ 17. Endlich verpflichtet sich der Versicherte auch noch besonders, 
alles ihm Mögliche aufzubieten, um die Interessen der Gesellschaft zu wahren, 
welche nötigenfalls für aus solchen Anlässen entstandene dringliche Kosten 
aufkommt; der Versicherte verpflichtet sich ebenfalls, den mit den Schaden- 
erhebungen beauftragten Personen alle Einzelheiten und Beweise zu liefern, 
deren sie zur Beurteilung des Schadens und gegebenen Falles zur Fest- 
stellung des Verlustes benötigt sein sollten. 

Schliesslich die Bestimmungen über den Regress der Gesell- 
schaft. 

§ 26. Durch diesen Versicherungsvertrag, und ohne dass es einer be- 
sondern Zession, Rechts- oder Mandats-Übertragung bedarf, gehen alle 
Rechte des Versicherten, welche er aus einem Schadenfalle gegen Dritte 
herleiten könnte, bis zur Höhe der geleisteten Entschädigung auf die Ge- 
sellschaft über. Infolgedessen und unter der Gefahr des Rechtsverlustes 
ist dem Versicherten untersagt, mit dem oder den Tätern und Helfershelfern 
des Diebstahls zu unterhandeln, Klagen zurückzuziehen oder in irgend 
einer Art einzugreifen, dass die Rechte und die Interessen der Gesellschaft 
geschädigt werden könnten. 

Die Prämien sind meist nach der Verwahrungsart der ver- 
sicherten Gegenstände abgestuft. 

Neuerdings empfehlen sich auch Gesellschaften zur Ver- 
sicherung gegen Velodiebstahl. Wir haben davon Umgang ge- 
nommen, uns auch hierüber eingehender berichten zu lassen. 

Dagegen noch eine Notiz über die Versicherung gegen Ver- 
untreuung (Kautious- oder Garantieversicherung). 

Diese Versicherung gewährt Deckung für Verluste, welche 
Behörden und sonstige Arbeitgeber (Prinzipale) durch Verun- 
treuung (Diebstahl, Unterschlagung oder eine andere untreue 
Handlung) von Geldern, Wertpapieren und Waren erleiden, 
die ihre Angestellten oder Vertreter während der Dauer des 
Versicherungsvertrages in Ausübung ihrer im Versicherungs- 
verträge bezeichneten Dienstgeschäfte zum Nachteile des Ver- 
sicherten begehen. Ob die Versicherung von einer Firma oder 
von einem Angestellten beantragt worden, in beiden Fällen 
kommt dasselbe Policenformular zur Anwendung und immer 
wird der Versicherungsschutz der Firma geleistet, bei welcher 
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der Angestellte bedienstet ist. Es ist ausgeschlossen, dass ein 
Angestellter eine nur auf seinen Namen lautende Police erhält, 
die er, ohne die Versicherungsgesellschaft benachrichtigen zu 
müssen, verschiedenen Firmen nacheinander als Sicherheit 
übergeben kann. 

Diese Versicherungsart ersetzt zweckmässig die von Be- 
amten und Angestellten bisher verlangte Bar- oder Bürgschafls- 
kaution und wird ihrerseits vorteilhaft ersetzt durch die Amts- 
biirgschaftsvereine, einen Gegenseitigkeitsverband der Beamten 
und Angestellten einer Staatsverwaltung, weil dieser Gegen- 
seitigkeitsverband zugleich eine gegenseitige Beaufsichtigung 
schafft. 

Die Gerichte haben von jeher angenommen, dass gerade 
dem Amtsbürgen gegenüber eine Verpflichtung zu sorgfältiger 
Überwachung des Beamten oder Angestellten, für den der 
Amtsbürge einzutreten hat, besteht. Daran knüpfen nun auch 
die Versicherungsgesellschaften an. Damit sind gewisse kriminal- 
politische Bedenken grösstenteils widerlegt. Im übrigen bietet 
die Garantieversicherung keine Veranlassung zu näheren Be- 
trachtungen. 

Dagegen wollen wir auf die Versicherung gegen Einbruch- 
diebstahl zurückkommen. Sie wirkt unter den oben beschriebenen 
Voraussetzungen kriminalpolitisch günstig. 

Der Versicherer verlangt von den Versicherten eine ge- 
wisse Sorgfalt in der Verwahrung der versicherten Gegenstände 
und setzt in der Ansetzung der Versicherungsprämie einen 
Preis auf besonders gute Bewahrung. „Gelegenheit macht 
Diebe“ — es gibt kein besseres Mittel, das Verbrechen des 
Diebstahls seltener zu machen, als dass man dem Dieb keine 
Gelegenheit gibt oder ihm wenigstens die Ausführung überaus 
schwierig macht. 

Zu einer gleichen Sorgfalt hält der Versicherer den Ver- 
sicherten an in der Feststellung und Anzeige des Diebstahls; 
er verpflichtet ihn somit zu einer Hülfeleistung gegenüber den 
Organen des Staates, wie der Geschädigte sie ohne die Ver- 
sicherung nicht eifriger leisten würde. 

Je mehr dieser Versicherungszweig sich ausbreiten wird, 
desto mehr werden die Gesellschaften sich mit der Frage der 
Diebstahlsverhütung beschäftigen und kräftig zur Lösung bei- 
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tragen, durch Förderung technischer Abwehrmittel u. s. w. 
In ähnlicher Weise hat die staatliche Brandversicherung zur 
Ausgestaltung der Feuerpolizei, die Haftpflicht zur Verbreitung 
von Unfallverhütungseinrichtungen geführt. Die technischen 
Hindernisse mögen einzelne Verbrecher reizen zum Wettkampf 
mit der Technik, der grössere Teil wird aber von dem Hinder- 
nis sich abschrecken lassen und bleibt damit einstweilen 
wenigstens noch bewahrt vor dem Versinken ins Verbrechertum. 

B. Der Strafschutz der Versicherung. 

Nachdem wir die kriminal politischen Anforderungen an 
das Versicherungsrecht erörtert haben, gehen wir über zu der 
entgegengesetzten Frage: Welche Anforderungen könnten ihrer- 
seits die Vertreter der Interessen des Versicherungswesens 
an das Strafrecht stellen? Dass die Versicherung in ihrer 
grossen Bedeutung für die Volkswirtschaft eines Strafschutzes 
wert ist, ist wohl kaum noch näher zu begründen. Dagegen 
ist zu untersuchen, ob und inwieweit die Versicherung eines 
besondem Strafschutzes bedarf. Eine dringende Veranlassung, 
diese Frage zu stellen, liegt in der Tatsache, dass die Schweiz 
im Begriffe steht, sich ein Strafgesetzbuch zu geben. 

I. Die Versicherung im Einzelfall entsteht durch einen 
Vertrag, sie ist ein Vertragsverhältnis. Der Strafschutz ist 
daher zunächst Vertragsschutz. Der eine Vertragschliessende ist 
gegenüber dem andern zu schützen gegen 
Nichterfüllung der Vertragsleistung, 

Täuschungen beim Vertragsabschluss wie auch über den 

Eintritt und den Umfang der bedingten Verpflichtung des 

Versicherers. 

1. Strafzwang zur Vertragserfüllung ist dem heutigen Straf- 
recht überhaupt fremd. Die Vertragserfüllung ab seiten der 
Versicherungsanstalt ist dem Versicherungsnehmer garantiert 
durch die vorbeugenden Massnahmen, welche das Bundesgesetz 
betreffend Beaufsichtigung von Privatunternehmungen im Ge- 
biete des Versicherungswesens vom 25. Juni 1885 vorgesehen 
hat, insbesondere durch die Kautionen (vgl. auch Verordnung 
über die Kautionen der Versicherungsgesellschaften vom 12. Ok- 
tober 1886). Die Strafbestimmungen gegen die Umgehung der 
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Kontroll- und Sicherungsvorschriften des Aufsichtsgesetzes 
<Art. 11) sind allerdings nur mittelbar zum Schutze der Ver- 
sicherungsnehmer aufgestellt. Im übrigen reicht der Voll- 
streckungszwang (die Betreibung) hier aus. 

Gegen den säumigen Versicherungsnehmer steht der Ver- 
sicherungsanstalt ebenfalls die Betreibung zu. Ein Bedürfnis, 
den Erfüllungszwang noch zu verstärken, besteht nicht. Die 
Gesellschaften haben ohnedies die Neigung, an Stelle der Be- 
treibung die Androhung der Vertragsauflösung eintreten zu 
lassen, der Gesetzgeber soll vielmehr den Versicherungsnehmer 
vor allzu grosser Härte schützen. Man vergleiche beispiels- 
weise die Ausführungen der Botschaft zum Bundesgesetz über 
den Versicherungsvertrag bezüglich der Mahnpflicht des Ver- 
sicherers (Art. 21 des Bundesgesetzes). 

2. Die Möglichkeit einer Täuschung des einen Vertrags- 
kontrahenten durch den andern ruft einer Prüfung, ob die 
Strafbestimmungen gegen den Betrug ausreichen oder ob sie 
einer Ergänzung bedürfen. 

a) Sprechen wir hier zunächst von den Täuschungen des 
Versicherungsnehmers gegenüber dem Versicherer, und zwar 
zuerst beim Vertragsabschluss. 

Am Kongress der Vertrauensärzte der Lebensversicherung 
in Brüssel 1898 hielt Weil- Mantou (Paris) einen Vortrag 1 ) über 
den Betrug hinsichtlich der Lebensversicherung. Er sprach 
dabei hauptsächlich vom Irreführen des untersuchenden Arztes 
mittelst wissentlichen Verschweigens (réticence) oder falscher 
Angaben (fausse déclaration). 

Kranke, welche selbst die Schwere ihrer Erkrankung igno- 
rieren, werden zuweilen von ihrer Familie zur Stellung eines 
Versicherungsantrages gedrängt, weil das in Kürze zu er- 
wartende Ende des Erkrankten Hoffnung auf baldige Ein- 
streichung der Versicherungssumme erregt. 

In andern Fällen aber geht der Betrugsversuch vom An- 
tragsteller selbst aus: Will Jemand eine Versicherung zwecks 
Krediterhaltung absehliessen, so liegt ihm wenig daran, ob nach 


') Zeitschrift für Versicherungsrecht und Wissenschaft, von Eugen 
Baumgartner, V, 931, Strassburg 1899. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17 . Jahrg, 1 1 


i i it 


Digitized by Google 



154 


Emil Zürcher. 


seinem Tode die Versicherung ausbezahlt wird oder nicht. Die 
Versicherung ist ihm nicht Zweck, sondern Mittel. 

Was hier von der Lebensversicherung gesagt ist, lässt sich 
auf jede Versicherungsart anwenden, welche Gefahrenklassen 
aufstellt und gewisse erhöhte Risiken ausschliesst, also auch 
auf Sachversicherung, wie z. B. die Feuerversicherung. Der 
Entwurf des Bundesgesetzes über den Versicherungsvertrag 
behandelt denn auch die Anzeigepfiicht des Antragstellers beim 
Vertragsabschlüsse im allgemeinen Teile (Art. 5 — 10), also für 
alle Versicherungsarten gemeinsam. 

Der Tatbestand eines Betruges ist gegeben, wenn der Ver- 
sicherungsnehmer durch das wesentliche Vorbringen falscher Be- 
hauptungen oder durch die wissentliche Unterdrückung wahrer 
Tatsachen den Versicherer bewogen hat, einen Versicherungs- 
vertrag mit ihm einzugehen, den er in Kenntnis der wahren 
Sachlage nicht eingegangen wäre. Das ist aber erst Zivil- 
betrug (Art. 24 des Obligationenrechtes). Zum Begriffe des straf- 
baren Betruges gehört ein Vermögensschaden (vergleiche v. Thur,. 
Über die Mängel des Vertragsabschlusses; in der „Zeitschrift 
für schweizerisches Recht“ N. F., XVII, S. 14). Ein Vermögens- 
schaden für den Versicherer tritt erst dann ein, wenn der 
Schadensfall früher sich zuträgt, als der Versicherer nach der 
Durchschnittsberechnung der Wahrscheinlichkeit annehmen 
durfte, also zu einer Zeit, da die bezahlten Prämien, Zins auf 
Zinsen gerechnet, die Versicherungssumme noch nicht erreicht 
haben. Nun kann ein Fall mit überaus schlechtem Risiko hinter- 
her sich als gewinnbringend für den Versicherer heraussteilen, 
der Mann, der sich herz- und lungenleidend glaubt und es auch 
ist, kann alle seine Altersgenossen überleben, das Haus mit 
dem feuergefährlichen Gewerbebetrieb kann während eines 
Jahrhunderts verschont bleiben: kurz, im Momente des Ver- 
tragsabschlusses und noch lange nachher kann niemand sagen, 
ob ein Schaden für den Versicherer eintreten werde. 

Nun wird aber beim Vermögensdelikt der Vorsatz der 
Schädigung erfordert, der Gefährdungsvorsatz reicht nicht hin. 
Man kann aber auch nicht das subjektive Moment hervorheben 
und sagen, der Antragsteller beabsichtige die Schädigung des 
Versicherers, weshalb von einem Versuch der Schädigung ge- 
sprochen werden dürfe. Bei jedem Versicherungsantrag spielt 
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diese Absicht mit; wer sicher zu sein glaubt, dass er die ge- 
wünschte Summe auf dem Weg zurückgelegter Ersparnisse bis 
zum Eintritt des Schadenereignisses werde aufbringen können, 
hat keine Veranlassung, sich bei einem Dritten zu versichern. 

Die Untersuchung der Frage, ob nicht doch in einzelnen 
Fällen der Verletzung der Anzeigepflicht beim Vertragsabschluss 
strafbarer Betrug angenommen werden könnte, braucht indessen 
hier nicht weiter ausgesponnen zu werden. Trotzdem nämlich 
der Schutz des Strafgesetzes über den Betrug hier versagt, 
könnte die Ausbildung eines besondern, diese Fälle umfassenden 
Begriffs, etwa eines besondern Versicherungsbetruges, nicht be- 
fürwortet werden. Die Versicherungsgesellschaften wehren sich 
nämlich mit Nichtigkeitsandrohungen so kräftig gegen jede Ver- 
letzung der Anzeigepflicht, dass der Gesetzgeber eher Ver- 
anlassung hätte, diese Abwehr nach Voraussetzungen und Zeit 
zu beschränken, als sie noch durch einen Strafschutz zu ver- 
stärken. 

Ein besonderer Fall der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
Überversicherung, ist von Stenglein behandelt worden *). Er 
führt aus, dass diese in Deutschland zur Zeit der Landesgesetz- 
gebung überlassen und eine Bestrafung, wenn auch eine geringe, 
wohl in allen Bundesstaaten vorgesehen worden sei. Diese 
Strafen genügten, wenn die Handlung nur als eine Ordnungs- 
widrigkeit angesehen werde. In Tat und Wahrheit liege aber 
mehr vor. Niemand werde wohl eine höhere Versicherungs- 
prämie zu zahlen geneigt sein als notwendig, um den Schaden 
von sich abzuhalten, sofern er nämlich nicht beabsichtigt, das 
Ereignis selber, von dem die Zahlung der Versicherungssumme 
abhängt, herbeizuführen. Es liege somit in der Überversicherung 
eine Vorbereitung zum Betrug und zu einer gemeingefährlichen 
Handlung, deren gleichmässige kriminelle Ahndung gerecht- 
fertigt wäre. 

Unsere Kantone haben vielfach zum Schutze der kantonalen 
Gebäudeversicherungsanstalten die Überversicherung von Fahr- 
habe gegen Feuerschaden verboten, und dieses Verbot durch 


') Stenglein, Die Reform des Strafgesetzbuches und das Versicherungs- 
wesen. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft, Band III 
(1908), S. 217. 
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Strafbestimmungen sanktioniert. So setzt beispielsweise das 
zürcherische Gesetz betreifend Aufsicht des Staates über Ver- 
sicherung von Fahrhabe gegen Feuerschaden vom 21. Dezember 
1852 in § 9 fest: 

Wo sich bei Prüfung von Versicherungen ergibt, dass absichtlich oder 
aus grober Fahrlässigkeit eine übermässige Schätzung der versicherten 
Gegenstände stattgefunden, verfallen, je nach den Umständen, der Ver- 
sicherer oder der Versicherte oder beide in eine Busse von Fr. 20 bis Fr. 150. 
Treten solche Strafen wiederholt gegen einen Agenten ein, so soll dem- 
selben die Bewilligung zur Versicherung gleichzeitig entzogen werden. 

Gegen Doppelversieherungen wendet sich das Gesetz des 
Kantons Freiburg, vom 5. Mai 1893, betreffend die obligatorische 
Mobiliarversicherung in Art. 23: 

Wer dasselbe Mobiliar bei zwei Gesellschaften versichert, wird seiner 
Rechte gegen dieselben verlustig, wenn sein Mobiliar durch eine Brunst 
zerstört wird. 

Hat er kein Braudunglück erlitten, so verfällt er in eine Geldbusse, 
welche dem Zwanzigstel der höchsten Summe gleiehkommen kann, für 
welche sein Mobiliar versichert ist. 

Nun haben wir oben gesehen, welchen Standpunkt der 
Gesetzgeber gegenüber der Überversicherung wie auch gegen- 
über der Doppelversicherung einzunehmen gedenkt. Er hält 
beides für erlaubt. Da ja nicht der Versicherungswert der 
Schadenausmittlung zu Grunde liege, seien öffentliche Interessen 
bei der Feststellung des Versicherungswertes grundsätzlich nicht 
engagiert. Wenn der Verfasser dieses Entwurfes an einem andern 
Orte sich dahin ausspricht, es werde durch diese Auffassung 
wohl die unnütze und unbequeme kantonale Kontrolle des Ver- 
sicherungswertes überflüssig, so drückt er damit wahrscheinlich 
mehr einen Wunsch aus, als dass er behaupten wollte, durch 
die Bestimmungen des privatrechtlichen Bundesgesetzes über 
den Versicherungsvertrag werden die feuerpolizeilichen kan- 
tonalen Gesetzesbestimmungen aufgehoben. Es blieben damit 
auch die kantonalen .Strafandrohungen. Jedenfalls aber würde 
der Strafgesetzgeber sich in einen bedenklichen Widerspruch 
zum Gesetzgeber über den Versicherungsvertrag stellen, wenn 
er den vom Gesetze gestatteten Abschluss von Über- und Doppel- 
versicherungen als Verbrechen erklären und unter Strafe stellen 
wollte. Es ist ja die Richtigkeit der Ausführung in den Motiven 
anzuerkennen, dass solche Über- und Doppelversicherungen 
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wirtschaftlich berechtigte Gründe haben können und keines- 
wegs regelmässig auf die Absicht, die versicherten Sachen durch 
Brand zu zerstören, schliessen lassen. Im Grunde bezwecken 
übrigens auch jene kantonalen Strafgesetze nicht den Schutz 
des Versicherers, der so wenig einen Schutz verlangt, dass er 
gegenteils bei solchen zu beanstandenden Versicherungen oft 
der Mitschuldige sein wird und daher die Strafandrohungen 
sich gegen ihn selber richten. Es sind vielmehr polizeiliche 
Bestimmungen im Interesse der öffentlichen Sicherheit. 

b) Täuschungen über den Eintritt des Ereignisses, das den 
Verfall der Versicherungssumme herbeiführt, beispielsweise die 
Erhebung der Lebensversicherungssumme auf Grund eines 
falschen Totenscheins und Täuschungen über den Betrag des 
eingetretenen Schadens, z. B. durch Verheimlichung aus dem Brand 
geretteter Gegenstände, sind offenbar Betrugshandlungen, zu 
deren wirksamer Verfolgung die Strafbestimmungen gegen Be- 
trug vollkommen ausreichen l ). 

c) Als Versicherungsbetrug werden indessen nicht die er- 
wähnten beiden Tatbestände bezeichnet, sondern vielmehr die 
arglistige Herbeiführung des Schaden bringenden Ereignisses, für 
welches die Versicherung zu haften hat. 

§ 265 des deutschen Reichsstrafgesetzbuches umschreibt 
diesen Tatbestand folgendermassen : 

Wer in betrügerischer Absicht eine gegen Fenersgefahr versicherte 
Sache in Brand setzt (oder ein Schiff, welches als solches oder in seiner 
Ladung versichert ist, sinken oder stranden macht), wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren und zugleich mit Geldstrafe von 150 bis 6000 Mark 
hestraft. 

Die Gesetzesstelle betrifft nach ihrem Wortlaut die Feuer- 
versicherung und die Seeversicherung. Aus den gleichen Grün- 
den, aus welchen unser Bundesgesetz über den Versicherungs- 
vertrag auf die Seeversicherung keine besondere Rücksicht 

') In Deutschland gelten partikularrechtliche Strafandrohungen gegen 
Täuschungen bei der SchadenfeststeUuug als aufgehoben. Eine Entscheidung 
des Reichsgerichts, Bd. Ili, S. 84, erklärt die Aufstellung einer zu hohen 
Brandschadenliquidation in böslicher Absicht als Geg-ensfand der « Betrugs- 
materie > des deutschen Keichsstrafgesetzes und daher der Landesgesetz- 
gebung entzogen. 
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nimmt, wollen wir uns hier auf die Erörterung des Versicherungs- 
betruges in der Feuerversicherung beschränken, und haben 
deshalb die auf die Seeversicherung bezüglichen Worte ein- 
geklammert. 

Die Bestimmung des § 265 ist nur aus dem geschichtlichen 
Gang der Dinge erklärlich. Vor der Einführung der Feuer- 
versicherung kamen Brandstiftungen durch den Gebäudeeigen- 
türaer kaum vor; der Begriff der Brandstiftung umfasste daher 
nur das Einäschern fremden Eigentums, sie war eine durch die 
Art der Verübung, Entfesselung der Naturkraft des Feuers, 
ausgezeichnete Art der Sachbeschädigung. Das Aufkommen 
der Feuerversicherung erforderte nun entweder die Erweiterung 
des Begriffs der Brandstiftung auf die Zerstörung der eigenen 
Sachen des Täters oder dann besondere Strafbestimmungen. 
Den erstem Weg hat das französische Strafrecht, den letztem 
die preussische Gesetzgebung eingeschlagen *). 

In seiner heutigen Stellung und Fassung ist § 265 gänzlich 
verfehlt *). Sein Verhältnis zu den §§ 306 ff., welche von der 
Brandstiftung handeln, ist gänzlich unklar. Da nämlich bei der 
Brandstiftung des § 306 nicht unterschieden wird zwischen 
Einäscherung des eigenen und des fremden Eigentums, so kann 
gegebenenfalls Idealkonkurrenz eintreten. Dann kommt immer 
§ 306, der die schwerere Strafandrohung enthält, zur Anwen- 
dung, § 265 ist in diesen Fällen überflüssig. Wollte man aber 
nicht Idealkonkurrenz, sondern Gesetzeskonkurrenz annehmen, 
so ginge die lex specialis, das besondere Gesetz des § 265, 
vor, und wir hätten dann den unannehmbaren Schluss zu 
ziehen, dass die betrügerische Absicht einen Strafmilderungs- 
grund bilde. 

Nun kann aber auch angenommen werden, der Gesetzgeber 
habe mit § 265 gerade die Fälle von Einäscherung treffen 
wollen, die von den §§ 306 — 308 nicht mit Strafe bedroht sind 
und die daher ohne eine solche besondere Strafandrohung nur 
unter die Strafbestimmungen gegen Betrug fallen würden. Dann 
ergäbe sich, dass der vollendete Betrug mit einem geringeren 

') r. Spesshard, Der Versicherungsbetrug im Reichsstrafgesetzbuch. 
Marburg 1885, S. 1 und S. 3. — J fanrs, der Versicherungsbetrug, in Masius’ 
< Rundschau » N. F., Jahrg. XIII, S. 293. 

*) So auch r. Spesshard und Stenglein a. a. 0. 
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Strafmass bedroht wäre als die Vorbereitungshandlung zum 
Betrüge ; denn das Anzünden wäre in der Tat nur Vorbereitungs- 
handlung zu der naehherigen Geltendmachung des Versicherungs- 
anspruchs mit der Unterdrückung der wahren, den Anspruch 
auf hebenden Tatsache *), dass der Versicherungsnehmer selber 
den Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat. 

v. Spesshard schlägt daher vor, die betrügerische Absicht 
bei der Brandstiftung als strafschärfenden Auszeichnungsgrund 
anzubringen. Niemand wird die Notwendigkeit und die Recht- 
fertigung einer solchen Notwendigkeit einsehen. Warum soll 
der dritte Mordbrenner, der gewöhnlich ohne alle Rücksicht 
gegen die Bewohner das Haus in Brand steckt, weniger streng 
zu bestrafen sein? 

Dagegen findet Stenglein einen Hauptvorwurf gegenüber 
§ 265 darin, dass er viel zu eng für den Umfang des heutigen 
Versicherungswesens sei und dass er daher allgemeiner, etwa 
so zu fassen wäre: 

„Wer in der Absicht, sich eine Versicherungssumme rechts- 
widrig zu verschaffen, diejenigen Tatsachen arglistig herbei- 
führt oder vorspiegelt, durch welche die Fälligkeit der Ver- 
sicherung bedingt ist, wird mit . . . bestraft.“ 

Den Tatbestand der Vorspiegelung haben wir bereits dem 
allgemeinen Strafgesetz wider den Betrug zugewiesen, eine 
Auszeichnung im Sinne der Strafschärfung wie Strafmilderung 
ist kaum zu begründen. Die Strafe der Herbeiführung des 
Schadens würde aber, wie wir oben gesehen, in allen Fällen, 
wo die Beschädigung oder Zerstörung der eigenen Sache kein 
aus andern Gesichtspunkten zu bestrafendes Verbrechen ist, 
eine Bestrafung einer Vorbereitungshandlung zum Betrug ent- 
halten, für welchen Einbruch in die allgemeinen Grundsätze 
des Strafrechts ein hinreichender Grund nicht vorliegt. 

Daraus ergeben sich folgende Schlüsse: 

In denjenigen Fällen, in welchen die Zerstörung der ver- 
sicherten Sache (man darf auch hinzufügen einer versicherten 
Person) durch den Versicherungsnehmer ein sonstiges, vom 
Strafgesetzbuch mit Strafe bedrohtes Verbrechen enthält, kommt 

■) Art. 15 des Gesetzesentwurfeg über den Versicherungsvertrag: haben 
wir gehon oben, in anderem Zusammenhänge, erwähnt. 
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die betreffende Strafandrohung auch der Versicherung zu gute 
und bildet für sie einen hinreichenden Strafschutz. 

Neben dieser Bestrafung, die meist eine recht schwere 
sein wird, ist die Bestrafung wegen Versicherungsbetrugs, be- 
gangen durch Geltendmachung des Versicherungsvertrages unter 
Verschweigung des Umstandes eigener Schadenstiftung, unzu- 
lässig. Auch der Dieb, der einem dritten gutgläubigen Er- 
werber die gestohlene Sache kaufsweise anhängen konnte, in- 
dem er ihn durch das Verschweigen der Herkunft der Sache 
täuschte, wird nicht wegen Betrugs bestraft, obgleich er den 
dritten Erwerber geschädigt hat, da dieser die Sache ohne 
Gegenleistung herausgeben muss. Man nimmt an, es sei dies 
ein Bergen der Sache, eine Sicherung des Gewinns aus dem 
Verbrechen, also eine an sich nicht strafbare Handlung der Selbst- 
begünstigung. So auch die Geltendmachung der Versicherung. 
Dann vergegenwärtige man sich den gewöhnlichen Vorgang. 
Der Eigentümer des abgebrannten Hauses wird in Untersuchung 
gezogen, er leugnet und inzwischen stellt der Versicherungs- 
agent oder der Beamte der staatlichen Versicherungsanstalt 
den Schaden fest. Liegt in diesem Leugnen die Geltendmachung 
des Versicherungsanspruchs oder hat umgekehrt die Verhaftuug 
den Menschen davor bewahrt, dass er auch noch den Betrug 
begehe? Kann er, wenn er nicht eingezogen wird, oder wieder 
entlassen wird, die Geltendmachung der Versicherung unter- 
lassen, ohne sich eine Strafverfolgung wegen Brandstiftung von 
Anfang an oder neuerdings zuzuziehen? Das sind alles tat- 
sächliche Betrachtungen, die zeigen, wie richtig die theoretische 
Begründung der Nichtstrafbarkeit des Betruges neben der Be- 
strafung wegen eines andern Verbrechens ist. 

Wo nun aber die Versicherung keinen anderweitigen Straf- 
schutz mitgeniesst, wo also die Zerstörung der eigenen Sache 
durch den Versicherungsnehmer kein Verbrechen an sich ist, 
besteht auch kein Bedürfnis, diese Zerstörung zu einem solchen 
zu stempeln, weil ja mit der Zerstörung erst eine Vorbereitung 
zur Schädigung des Versicherers getroffen wurde, und wir 
durchaus noch früh genug kommen, wenn wir die betriigliche 
Geltendmachung des Versicherungsanspruchs mit der Strafe des 
Betruges bedrohen. Während da, wo die Zerstörung der Sache 
an sich schon ein Verbrechen enthält, die Geltendmachung des 
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Versicherungsanspruches die fatale Konsequenz des ersten Ver- 
brechens ist, hat hier der Versicherungsnehmer noch völlig 
freie Entschliessung, ob er die Versicherungssumme fordern 
will oder nicht, und es wäre unklug, ihm durch Strafandrohungen, 
die schon auf die Vorbereitungshandlung gerichtet sind, den 
Rücktritt von der Verwirklichung seiner ursprünglichen be- 
trügerischen Absicht zu erschweren. 

Somit hat der schweizerische Vorentwurf in durchaus rich- 
tigerWeise davon Umgang genommen, den Versicherungsbetrug 
des deutschen Rechtes aufzunehmen oder irgend ein anderes, 
besonderes Versicherungsverbrechen zu konstruieren. 

Sprachen wir vom Strafschutz der Versicherungsanstalt 
gegen verbrecherische Angriffe des Versicherungsnehmers, so 
haben wir kurz auch des umgekehrten Verhältnisses zu er- 
wähnen. Es gibt oder gab wenigstens einzelne Versicherungs- 
gesellschaften, welche durch wahrhaft gaunerhafte Kniffe in 
der Aufstellung und Mitteilung von Versicherungsbedingungen 
die Versicherten zu übervorteilen wussten. Der Strafschutz des 
Betrugsparagraphen versagte indes hier meistens, schon des- 
halb, weil es ausserordentlich schwer hält, die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit auf die als Organe der Gesellschaft tätigen 
Personen zu verteilen. Sogar dann, wenn falsche Vorspiegelungen 
direkt vom Agenten ins Werk gesetzt wurden, kann die Straf- 
verfolgung auf Schwierigkeiten stossen, wie Stenglein a. a. 0. 
an einer Reihe von Entscheiden des Reichsgerichtes gezeigt 
hat *). Es ist zu wünschen und zu hoffen, dass das eidgenössische 
Versicherungsamt, welches bisher in so trefflicher Weise die 
Interessen der Versicherten gewahrt hat durch die Prüfung der 
finanziellen Garantien der Versicherungsanstalten, nun auch, 
gerade durch das neue Bundesgesetz über den Versicherungs- 
vertrag veranlasst, der Prüfung der Versicherungsbedingungen 
sein Augenmerk zuwende. Das Gesetz selber bietet dem Ver- 

') Urteil des Reichsgerichts, II. Strafsenat, vom 2. Oktober 1885, Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen, Bd. XII, S. 392, Recht- 
sprechung, Bd. V-II, 548 ; des I. Strafsenats, vom 29. April 1886, Entschei- 
dungen XIV, 229, Rechtsprechung VIII, 310; vereinigter Strafsenat 
20. April 1887, Entscheidungen XVI, 1, Rechtsprechung IX, 253, und 
Reichsgericht-Urteil, IV. Strafsenat, 3. Juni 1896, Entscheidungen XXXVIII, 
S. 395. 
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Sicherungsnehmer in den Art. 12, 13 einen gewissen Schutz 
gegen Täuschungen. (Recht des Versicherungsnehmers, vom 
Versicherer eine Vertragsurkunde (Police) und Abschriften 
der Antragspapiere u. s. f. zu verlangen, Nachprüfungsfrist 
4 Wochen.) 

II. Die rechtlichen Interessen des Versicherers können auch 
durch Handlungen eines Dritten gefährdet oder verletzt werden. 
Handelt der Dritte im Einverständnis mit dem Versicherungs- 
nehmer, so ist er als dessen Anstifter, Gehülfe, Begünstiger 
strafrechtlich verantwortlich. Der Strafschutz der Versicherung 
geht auch ihm gegenüber so weit w r ie gegen den Versicherten. 
So würde derjenige, der Sachen in sein Versteck nimmt, um 
die Feuerversicherungsanstalt über den Umfang des Brand- 
schadens zu täuschen, als Begünstiger bei der Brandstiftung 
bestraft werden, wenn der Versicherte nur wegen Brandstiftung, 
wegen Gehülfenschaft bei Betrug, wenn der Versicherte nur 
wiegen Betruges bestraft wird. Anderseits ist die Strafbarkeit 
des Dritten abhängig davon, ob die Handlung des Versicherungs- 
nehmers ein Verbrechen sei. Nur in der Anstiftung und der 
Beihülfe zum Selbstmord (Art. 62 des Strafgesetzentwurfes) hat 
der Strafgesetzgeber diese Grenze überschritten; die Bestimmung 
kann für die Lebensversicherung ihre Bedeutung erlangen. 

Hat der Täter ohne Einverständnis mit dem Versicherungs- 
nehmer gehandelt, so steht er noch in viel weitem Umfange 
unter den Androhungen des Strafgesetzes. Die vorsätzliche 
Schädigung von Personen und Sachen ist ja, wenn sie von 
dritter Hand erfolgt, ein Verbrechen. 

Auch nach diesen Richtungen scheint der bestehende, be- 
ziehungsweise vorgesehene, Strafschutz ein ausreichender. 
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im schweizerischen Strafgesetzentwurf. 

Von 

Carl S/ooss. 


Das harte Urteil, das Herr Staatsanwalt K. Müller am 
schweizerischen Katholikentag über die Behandlung der Reli- 
gionsdelikte im schweizerischen Strafgesetzentwurf ausgespro- 
chen und begründet hat, veranlasste die Redaktion der Zeit- 
schrift, ihn zu bitten, seine Ansicht in dieser Zeitschrift näher 
auszuführen. Eine wenn auch scharfe Kritik kann dem Ent- 
wurf in seinem gegenwärtigen Stande nur förderlich sein; denn 
ist die Kritik begründet, so wird man ihr Rechnung tragen, 
ist sie unbegründet, durch Missverständnis veranlasst, so bietet 
sich Gelegenheit zur Richtigstellung. Beruht die Kritik auf 
einer grundsätzlichen Meinungsverschiedenheit, so wird eine 
gegenseitige Aussprache eher zu einer Verständigung fuhren 
als eine Polemik in Versammlungen oder in Zeitungen. 

Man kann nun allerdings über Bestimmungen eines Straf- 
gesetzentwurfs nicht leicht ungünstiger urteilen als Müller; 
denn er behauptet nicht nur: „ Würde dieser Entwurf Gesetz, so 
wäre die Religion tatsächlich schutzlos “ ; er behauptet sogar, dem 
Entwurf liege der Gedanke zu Grunde : „Die Religion als solche und 
die Formen, in denen sie sich geltend macht, sollen keinen Schutz 
haben.“ Er wirft also dem Entwurf, der Strafschutz für die 
Religion begründen sollte, die Tendenz vor, diesen Schutz grund- 
sätzlich zu versagen! S. 17. 

Nach der Versicherung Müllers schützt der Entwurf einzig 
den religiösen üfausfrieden, die Abhaltung eines Gottesdienstes 
.in der Kirche. „Einzig ein dem Hausfrieden analoges Recht 
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musste man auch für die Kirche statuieren ; es ging doch nicht 
wohl an, die Kirche zu einem Orte zu machen, in dem man 
unbestraft beschimpfen, Sachbeschädigungen verüben oder sich 
raufen kann“ (S. 1 7 unten). Allein weder der Entwurf noch die 
Motive erwähnen einen religiösen Hausfrieden. Die Marginalie 
zu Art. 183 bezeichnet vielmehr den Religionsfrieden als Gegen- 
stand des Strafschutzes und die Störung des Religionsfriedens 
wird unter die Verbrechen gegen den öffentlichen Frieden ein- 
gereiht. 

Müller behauptet, S. 17, nach dem Entwurf bleiben straffrei: 

1. alle Formen von Religionsbeschimpfung, 

2. Gotteslästerung, 

3. Beschimpfung der Religionsgesellschaften, 

4. Beschimpfung der Kultusübungen, 

5. Beschimpfung der Gegenstände religiöser Verehrung, 

6. grober Unfug in Kirchen, der nicht während des Gottes- 
dienstes verübt wird, 

7. Verunehrung von Gegenständen des Gottesdienstes ausser- 
halb der Kirche. 

Dem gegenüber stelle ich fest: 

Die Form, in der sich das religiöse Bewusstsein im staat- 
lichen Leben äussert, ist der Gottesdienst, die gottesdienstliche 
Handlung in der Kirche und ausserhalb der Kirche, als» 
jeder Akt des Kultus (acte du culte). Dieser findet nach dem 
Entwurf unumschränkt Schutz gegen absichtliche Störung und 
Hinderung : 

Art. ISS. „Wer einen Gottesdienst oder eine gottesdienstliche Handlung' 
absichtlich stört oder hindert . . .“ 

Als gottesdienstliche Handlung erscheint nicht nur der Gottes- 
dienst in der Kirche, sondern jede kirchliche Funktion, ico sie 
immer vorgenommen wird, z. B. der Versehgang des Priesters, 
die kirchliche Prozession, die Einsegnung der Leiche und des 
Grabes. Es wird nicht vorausgesetzt, dass die gottesdienstliche 
Handlung öffentlich sei, es wird auch der Privatgottesdienst, 
die Taufe im Hause, das Leichengebet im Hause strafrechtlich 
geschützt. 
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Da die Beschimpfung einer gottesdienstlichen Handlung 
■diese stört oder hindert, so ist auch die Beschimpfung eines 
Kultusaktes strafbar. 

. Diese Bestimmung des Entwurfes bietet daher der gottes- 
dienstlichen Handlung, der Kultusübung, ausreichenden Schutz, 
und es scheint dies auch die Ansicht Müllers zu sein ; denn er 
nimmt sie wörtlich in seinen Vorschlag auf. Dies bestätigt den 
von Müller festgestellten Grundgedanken des Entwurfs nicht: 
„Die Religion als solche und die Formen, in denen sie sich gel- 
tend macht, sollen kernen Schutz haben.“ Und was diese Be- 
stimmung schützt, ist nicht „ einzig “ der religiöse //««xfrieden. 

Der zweite Tatbestand des Art. 183 ist so gefasst: 

„ Wer eitien Gegenstand, der zum Gottesdienst oder zu einer gottes- 
dienstlichen Handlung bestimmt ist, während er seiner Bestimmung dient 
oder am Orte seiner Bestimmung verunehrt . . .“ 

Die zum Gottesdienst oder zu einer gottesdienstlichen Hand- 
lung bestimmten Gegenstände sind wohl die wichtigsten Gegen- 
stände religiöser Verehrung; sie werden nicht nur gegen Be- 
schimpfung, sondern gegen jede Verunehrung geschützt. 

Der Strafschutz geht in dieser Hinsicht sogar weiter als 
nach dem Vorschläge Müllers. Dagegen ist richtig, dass auch 
andere Gegenstände als die zum Gottesdienst oder zu einer 
gottesdienstlichen Handlung bestimmten als Gegenstände reli- 
giöser Verehrung angesehen werden können. Müller erklärt, 
S. 36, als Gegenstände religiöser Verehrung: Gott, die Religions- 
gesellschaften, ihre Einrichtungen und Gebräuche, während er 
diesen Begriff S. 17 offenbar enger fasst und hier Gott, die 
Religionsgesellschaften, sowie die Gegenstände des Gottesdienstes 
davon unterscheidet. In der Tat ist es nicht üblich, Gott und 
die Religionsgesellschaften als „Gegenstände religiöser Ver- 
ehrung“ zu bezeichnen. 

Es ist nicht richtig, dass die Gegenstände des Kultus nur 
in der Kirche, nicht ausserhalb der Kirche strafrechtlich geschützt 
werden, wie Müller, S. 17, behauptet. 

Strafbar ist nämlich, wer einen solchen Gegenstand 

1. während er seiner -Bestimmung dient, oder 

2. am Orte seiner Bestimmung 
verunehrt. 
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Wer also einen Kultusgegenstand, während er zu einer 
Kultushandlung dient, verunehrt, wird bestraft, gleichviel, ob 
die gottesdienstliche Handlung in der Kirche oder ausserhalb 
der Kirche, öffentlich oder nicht öffentlich vorgenonunen wird. 
In der Regel wird ein Kultusgegenstand in der Zeit, wäh- 
rend er nicht im Dienste steht, am Ort seiner Bestimmung, also 
namentlich in der Kirche, verwahrt werden. Auch dann ist er 
strafrechtlich gegen Verunehrung geschützt. 

Nur dann wird der Täter nicht strafbar sein, wenn er den 
Gegenstand verunehrt, während dieser weder seiner Bestim- 
mung dient, noch sich am Ort seiner Bestimmung befindet. Das 
wird nur ausnahmsweise Vorkommen, so wenn der Gegen- 
stand in einer Werkstätte ausgebessert wird, wenn er als Kunst- 
werk ausgestellt ist, oder wenn er von einem Unbefugten weg- 
genommen worden ist. Einen merkwürdigen Fall dieser Art 
berichtet Müller. Belgische Soldaten haben in einer Kaserne in 
Brügge eine geweihte Hostie arg verunehrt. Sie sind freige- 
sprochen worden, weil die Verunehrung* ausserhalb der Kirche 
verübt worden sei. Müller zweifelt nicht daran, dass nach 
schweizerischem Entwurf „ganz gleich“ zu entscheiden w*äre. 
Er stellt bedauernd fest, dass der Entwurf nicht einmal die 
geweihte Hostie, das Abendmahl, unter allen Umständen gegen 
Profanierung schütze. Allerdings gesteht Müller, er hätte einen 
solchen Fall nicht für möglich gehalten, was seinen Tadel mil- 
dert. Nun möchte ich aber doch fragen: Wie sind die Sol- 
daten in den Besitz einer gew'eihten Hostie gelangt? Wahr- 
scheinlich haben sie die geweihte Hostie an dem Ort ihrer Be- 
stimmung entwendet, sei es in dem Gefäss, das sie enthielt, sei 
es durch frevelhafte Behändigung der Hostie. Dann sind sie 
wegen Diebstahls, gegebenen Falls auch wegen Verunehrung 
einer geweihten Hostie an dem Ort ihrer Bestimmung strafbar. 

Um jedoch über die Strafbarkeit eines solchen Falles kei- 
nen Zw'eifel zu lassen, könnte Art. 183 durch den Zusatz er- 
gänzt w r erden: 

„ Wer an einem Gegenstand, der zum Gottesdienst oder zu einer gottes- 
dienstlichen Handlung bestimmt ist, vorsätzlich öffentlich eine beschimpfende 
Handlung verübt . . .“ 
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Ist wirklich grober Unfug, der nicht während des Gottes- 
dienstes in einer Kirche verübt wird, straflos, wie Müller annimmt ? 
„Aufbehalten des Hutes, Rauchen, Brüllen, Singen, lautes Reden, 
Verunreinigungen, Vornahme von Unzuchts- und ähnlichen 
Handlungen wären nach demselben straffrei, wenn sie nicht 
während des Gottesdienstes begangen sind. Dass ein solcher 
Rechtszustand geradezu skandalös w T äre und von allen irgend- 
wie, ich will nicht sagen religiös, sondern nur anständig emp- 
findenden Menschen verpönt werden müsste, braucht keine 
weiteren Ausführungen.“ (S. 28 bei 2.) 

Selbstverständlich werden Handlungen, die allgemein straf- 
bar sind, insbesondere auch Handlungen, deren öffentliche Be- 
gehung strafbar ist, bestraft und mit Rücksicht auf die Weihe des 
Ortes strenger bestraft, wenn sie in einer Kirche oder in einem 
gottesdienstlichen Raum begangen werden. Das gilt insbeson- 
dere für unzüchtige Handlungen, Art. 135, für Ruhestörung durch 
Lärm oder Geschrei, Art. 251, und für Polizeiwidrigkeiten jeder 
Art, also z. B. auch für Verunreinigung. Diese Handlungen 
sind aber nicht besondere Religionsdelikte. Das genügt 
Müller freilich nicht. Wer eine Kirche betrete, habe auch 
„einigermassen den der Würde des Hauses entsprechenden An- 
stand zu beobachten“, was gewiss richtig ist, und wer dagegen, 
wenn auch nicht in der Absicht, zu beschimpfen, verstosse, handle 
rücksichtslos, unanständig, und sei wegen Unfuges in der Kirche 
zu bestrafen. 

Müller behandelt solchen Unfug als Religionsverbrechen 
und stellt ihn unter die nämliche Strafsanktion wie die übrigen 
Religionsdelikte. 

Das geht nun aber entschieden zu weit. Wer nicht die 
Absicht hat, (die Religion) zu beschimpfen, und nur den in der 
Kirche gebotenen Anstand nicht beobachtet, begeht kein Reli- 
gionsverbrechen. Wir sollten uns hüten, die vage Gestalt des 
Unfuges in das schweizerische Strafgesetzbuch einzuführen ; 
man weiss, welchen Namen sich der „grobe Unfug“ des deut- 
schen Strafrechts gemacht hat. Hier reichen die kirchenpolizei- 
lichen Vorschriften vollkommen aus, wenn nicht der Tatbestand 
einer strafbaren Handlung vorliegt. Ich kann also nicht zu- 
geben, dass der Entwurf einen geradezu skandalösen Rechts- 
zustand schaffe, wenn der Unfug in Kirchen nicht als besonderes 
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Delikt strafbar sei, und bestreite, dass die wirklich strafwür- 
digen Fälle, die Müller anführt, nach dem Entwurf straflos 
bleiben. 

Nun ist richtig, dass manches, was Müller als Gegenstand 
des Strafschutzes in Anspruch nimmt, von dem Entwurf nicht 
als Gegenstand des Strafschutzes anerkannt ist. Nach dem 
Vorschlag Müllers sollte insbesondere bestraft werden: 

Die Beschimpfung 

1. des religiösen Glaubens anderer, 

2. der Gegenstände des religiösen Glaubens anderer (die 
religiösen Lehren), 

3. der Gegenstände der religiösen Verehrung (Gott, die Reli- 
gionsgesellschaften, ihre Einrichtungen und Gebräuche). 

So gelangt Müller zu folgender Fassung: 

„Wer den religiösen Glauben anderer oder dessen Gegenstände oder 
die Gegenstände religiöser Verehrung öffentlich und in Ärgernis erregender 
Weise beschimpft oder nt gemeiner Weise verspottet . . .“ 

Es ist zuzugeben, dass die deliktische Handlung damit ziem- 
lich eng eingegrenzt wird : um so weiter sind die Gegenstände 
des Strafschutzes ausgedehnt. 

Was ist der religiöse Glaube anderer? Was sind dessen 
Gegenstände? Was sind die Gegenstände religiöser Ver- 
ehrung? Die Antwort, die Müller auf diese Fragen gibt, über- 
rascht. Er erklärt „das Glauben“ als eine Funktion des Ver- 
standes, S. 36, und betrachtet die religiösen Lehren als Gegen- 
stände des Glaubens, dagegen umfassen die Gegenstände der 
Verehrung, nämlich Gott, die Religionsgesellschaften, ihre Ein- 
richtungen und Gebräuche, seines Erachtens das Wollen und 
Fühlen, S. 36. 

Der religiöse Glaube ist aber wesentlich der Glaube an 
Gott. Der Glaube gehört nicht dem Verstandesgebiete an, 
er bezieht sich auf das, was kein Verstand des Verstän- 
digen sieht, auf das Göttliche. Hieraus ergibt sich, dass 
die Fassung Müllers nicht den Vorzug der Klarheit besitzt. 
Sein Satz „Brevis esse laboro; obsourus fio“ trifft auch ihn. 
Wer würde Müllers Bestimmung so ausgelegt haben, wie er sie 
authentisch auslegt? 
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Die Fassung Müllers verdient daher selbst dann nicht Bei- 
fall, wenn man den Gedanken, denen er damit Ausdruck geben 
wollte, zustimmen würde. Um diese Gedanken, nicht um die 
Fassung handelt es sich. Sind wir über die grundlegenden 
Gedanken einig, so wird sich eine Fassung finden. 

Ausdrücklich fordert Müller die Bestrafung der Gottes- 
lästerung, SS. 17, 28, 40. Er ist sich jedoch über das, was die 
Gotteslästerung von der Beschimpfung des Gottesglaubens an- 
derer unterscheidet, nicht klar. „In der Tat, wenn man die 
Lästerung Gottes freigeben will, welches andere Objekt des 
religiösen Glaubens soll dann noch geschützt werden ?“ S. 29. 
Ist die Gotteslästerung als solche strafbar, so wäre die gottes- 
lästerliche Äusserung ohne Rücksicht darauf, ob damit ein An- 
griff auf den Glauben anderer ausgeübt wird, zu bestrafen. 
Wenn freilich die Erregung von öffentlichem Ärgernis zum Tat- 
bestand vorausgesetzt wird, wie es Müller vorschlägt, so ver- 
liert der Unterschied an Schärfe. Aber der Ausdruck „in Ärger- 
nis erregender Weise“ kann auch in dem Sinne verstanden 
werden: „in einer Weise, die geeignet wäre, Ärgernis zu er- 
regen“, und dami hat die Einschränkung wenig Bedeutung. 
Grundsätzlich ist aber zu betonen, was auch Müller anerkennt, 
dass der Strafschutz sich überall auf Metischliches bezieht, also 
nicht auf die Gottheit als solche; diese steht hoch über mensch- 
lichem Strafschutz. Die Beziehung des Menschen zu Gott tritt 
in dem Glauben, in dem religiösen Glauben, in die Erscheinung, 
also ist dieser, nicht Gott selbst, Gegenstand des Straf Schutzes. 
Auf die Frage Müllers ist somit zu erwidern : Wenn der Gottes- 
glaube strafrechtlich zu schützen ist, so folgt daraus nicht, 
dass der Gegenstand dieses Glaubens ausserdem selbständig zu 
schützen sei. 

Meinen Vorschlag, die Beschimpfung des religiösen Glaubens 
anderer zu bestrafen, hat die Expertenkommission abgelehnt, 
weil er die Gewissensfreiheit und die Kritik in Glaubenssachen 
gefährde, dann auch, weil der Ausdruck „ religiöser Glaube “ zu 
unbestimmt sei. Müller nimmt meinen Vorschlag wieder auf 
und ich stimme ihm grundsätzlich bei. Doch erregen seine Aus 
führungen einige Bedenken. Denn er scheint auch die Gottes- 
lästerung als eine Beschimpfung des religiösen Glaubens anzu- 
sehen, und er betrachtet den religiösen Glauben als eine Funk- 
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tion des Verstandes. So möchte es sich fragen, ob der Ausdruck 
„religiöser Glaube“ bestimmt genug sei. Die Worte „das reli- 
giöse Gefühl“ und „die religiöse Empfindung“ (religio) sind 
kaum bestimmter. Da der religiöse Glaube wesentlich der Glaube 
an Gott ist, so könnte der Tatbestand auch so gefasst werden: 
„Wer des andern Glauben an Gott... beschimpft... 1 )“ 

Da die kirchlichen Lehren den GlaubensinAaZf zusammen- 
fassen, so schliesst die Beschimpfung der Glaubenslehre, zu der 
sich ein anderer bekennt, auch die Beschimpfung seines Glau- 
bens in sich. Ähnlich verhält es sich mit den kirchlichen Ein- 
richtungen, z. B. der Christusverehrung, dem Glaubensbekennt- 
nis, dem Abendmahl, dem Marienkultus, der Messe. 

Inwieweit der religiöse Glaube durch die Beschimpfung 
eines kirchlichen Gebrauchs beschimpft wird, hängt von dem 
einzelnen Fall ab. 

Die Religionsgesellschaften finden gegen Beschimpfungen 
keinen besondern Strafschutz. Wenn aber bestimmte Glieder 
einer Kirche oder diese in ihrer Gesamtheit beschimpft werden, 
so liegt eine Beleidigung jedes einzelnen vor. Müller beruft 
sich auf Feuerbach, der den kirchlichen Korporationen als „mo- 
ralischen“ Personen Ehre und Ehrenschutz zuspricht. Allein in 
der Schweiz sind auch andere moralische Personen, der Staat 
und die Gemeinde, keines Strafschutzes gegen Beschimpfung 
teilhaftig. Selbst der Souverän, das Volk, ist dagegen schutz- 
los. Die Kirche kann sich daher nicht beklagen, wenn sie dem 
Staate gleichgestellt wird. 

Müller wünscht endlich, dass die Bestrafung der Sonn- und 
Festtagsentheiligung im Strafgesetzbuch ausdrücklich dem Polizei- 
strafrecht der Kantone Vorbehalten werde. Ein solcher Vor- 
behalt würde in das Einführungsgesetz gehören, das das Ver- 
hältnis zwischen dem Bundesstrafrecht und dem kantonalen 
Strafrecht regelt. Die Bestimmung des Einführungsgesetzes, 
Art. 8: „Den Kantonen bleibt die Gesetzgebung über das 
Polizeistrafrecht Vorbehalten, soweit dasselbe nicht Gegenstand 
der Bundesgesetzgebung ist“, reicht aber wohl aus. 


’) Damit würde nicht ein offizieller Gottesglaube geschützt, sondern 
der Glaube des andern, wie er auch konfessionell oder individuell ge- 
staltet sei. 
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Wenn wir den gegenwärtigen Rechtszustand in der Schweiz 
überblicken, so tritt uns eine beruhigende und erfreuliche Tat- 
sache entgegen. Der Geist der Toleranz und des religiösen 
Friedens hat die konfessionelle Zwietracht überwunden. Dieser 
Geistesschutz ist wirksamer als alle Strafgewalt. Religionsver- 
brechen kommen kaum mehr vor. So haben sich alle kanto- 
nalen Strafgesetze, so verschieden sie auch gefasst sind, in kon- 
stanter Nichtanwendung bewährt. 

Die Gestaltung der Religionsverbrechen im schweizeri- 
schen Strafgesetzbuch hat mehr grundsätzliche als praktische 
Bedeutung. Wir sollen daher Gegensätze, die das Leben gemil- 
dert und ausgeglichen hat, anlässlich der Beratung eines 
Strafgesetzes nicht zu scharf betonen. Herr Staatsanwalt Müller 
hat sich, wie ich hoffe, überzeugt, dass der Entwurf nicht reli- 
gionsfeindlich ist, und dass er einen viel umfassenderen Straf- 
schutz begründet, als die Kritik angenommen hatte. 

Dagegen zeigen die Ausführungen Müllers, dass eine Er- 
gänzung des Entwurfs in dein einen und andern Punkt sorg- 
fältig zu erwägen sein wird. 
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Die Justizreform im Kanton Bern. 

Ein Bericht 

von 

Prof. Dr. Philipp Thor mann in Born. 


Der Kanton Bern ist nun ebenfalls in die Reihe derjenigen 
Kantone getreten, welche die Revision ihrer Justizgesetzgebung, 
namentlich des Civil- und Strafprozessverfahrens, beabsichtigen. Im 
Aufträge der Justizdirektion ist ein von Herrn Oberrichter Schorer 
redigierter „Entwurf eines Gesetzes Uber die Organisation der Ge- 
richtsbehörden“ von einer kleinen dreigliedrigen Kommission, be- 
stehend aus dem Redaktor, Prof. Reichel und dem Berichterstatter, 
durchberaten und der Justizdirektion mit einem ausführlichen Be- 
richt vorgelegt worden. Die Annahme der Grundgedanken dieses 
Entwurfes würde in einigen nicht zahlreichen Punkten eine Ände- 
rung der gegenwärtigen Kantons Verfassung vom 4. Juni 1893 be- 
dingen. 

Die gegenwärtige Gerichtsorganisation beruht auf dem Gesetze 
vom 31. Juli 1847. Sie sieht, was die Strafrechtspflege anbelangt, 
eine der Dreiteilung der strafbaren Handlung entsprechende Organi- 
sation der Strafgerichte vor: Assisen (Schwurgerichte) für Verbrechen, 
korrektionelle Gerichte (Präsident und 4 Amtsrichter) für Vergehen 
und den Polizeirichter (Gerichtspräsidenten) als Einzelrichter für 
Polizeiübertretungen. Für die Schwurgerichtspflege ist der Kanton 
in fünf Assisenbezirke (Oberland, Mittelland, Oberaargau und Emmen- 
tal, Seeland, Jura) eingeteilt, die übrigen Strafgerichte sind auf 
Grund der administrativen Einteilung des Kantons in 30 Amts- 
bezirke organisiert. Als Appellationsinstanz funktioniert in den 
appellabeln korrektioneilen und Polizeifällen eine Abteilung des 
Obergerichtes, die „Polizeikammer des Appellations- und Kassations- 
hofes“, als Kassationsgericht in Seliwurgerichtssachen, sowie als 
Révisions- und Rehabilitationsbehörde der Appellations- und Kassa- 
tionshof (Gesetz vom 11. Dezember 1852), ferner ist die Leitung 
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der Schwurgerichte einer weitern Abteilung des Obergerichtes, der 
Kriminalkammer, übertragen. 

Durch das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 30. Ja- 
nuar 1866 ist die Kompetenz des Gerichtspräsidenten „als korrek- 
tionellen Richters“ auf Kosten der Kompetenz der korrektioneilen 
Amtsgerichte erheblich erweitert worden, während die Strafgesetz- 
novelle vom 2. Mai 1880 verschiedene bisher mit Zuchthaus be- 
drohte Handlungen korrektionalisiert hat und ferner die Kriminal- 
kammer ohne Zuziehung von Geschwornen in den Fällen, in welchen 
der Angeklagte ein unumwundenes Geständnis seiner Schuld ab- 
gelegt hat, urteilen lässt. 

Das geltende Strafverfahren datiert vom 2. März 1850 und ist 
mit einigen Abänderungen am 29. Juni 1854 neu promulgiert 
worden. Inhaltlich ist dasselbe eine Nachbildung des französischen 
Code d'instruction criminelle von 1808. In den kriminellen, sowie 
den vom korrektionellen Gericht zu beurteilenden korrektioneilen 
Fällen findet eine Voruntersuchung statt, die geheim geführt wird 
und nach rein inquisitorischen Prinzipien gestaltet ist. Die Mit- 
wirkung der Verteidigung in diesem Stadium ist durchaus aus- 
geschlossen, während die Staatsanwaltschaft nach französischem 
Muster die Führung der Voruntersuchung durch den Untersuchungs- 
richter zu überwachen hat (Art. 64 der Gerichtsorganisation). Als 
Überweisungsbehörde handelt in kriminellen Fällen die Anklage- 
kamnier des Obergerichtes (bestehend aus denselben drei Mitgliedern 
des Obergerichtes wie die bereits erwähnte Polizeikammer), in den 
andern Fällen der Untersuchungsrichter in Verbindung mit dem 
Bezirksprokurator (Staatsanwalt), und wenn diese Beamten nicht 
übereinstimmen, die Anklagekaminer. 

Die Hauptverhandlung vor korrektionellem Gerichte und Einzel- 
richtcr beruht auf den Grundsätzen der Mündlichkeit und der Un- 
mittelbarkeit. Die Appellationsinstanz dagegen fällt ihre Urteile auf 
Grund der ihr eingesandten schriftlichen Akten nach mündlicher 
Parteiverhandlung. Der diesem Verfahren mit Recht gemachte Vor- 
wurf der Langsamkeit rührt grossenteils davon her, dass in appellabeln 
Fällen auch die Entscheide über Vor- und Zwischenfragen durch 
das Rechtsmittel der Appellation angegriffen werden können, und 
da die Appollationsgrenze ausserordentlich tief gezogen ist, können 
auch ganz unbedeutende Fälle auf diese Weise sehr in die Länge 
gezogen werden. 

Das Assisenverfahren bietet wenig Eigentümlichkeiten und Ab- 
weichungen von seinem französischen Vorbild dar; zu bemerken ist, 
dass dem Vorsitzenden ausdrücklich untersagt ist, am Schluss der 
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Verhandlungen ein Resumé derselben zu geben oder eine Rechts- 
l>elehrung an die Geschwornen zu richten. 

Ganz im Sinne des französischen Rechtes ist endlich auch die 
Zulassung des Beschädigten in der Hauptverhandlung als Civilpartei 
zur Wahrung der Civilinteressen (Schadenersatzklage) geregelt. 

Durch den neuen Entwurf wird die Organisation der erst- 
instanzlichen Strafgerichte wenig verändert; es bleiben anerkannt: 
der Gerichtspräsident als Einzelrichter, das Amtsgericht und das 
Schwurgericht. Die Qualität des Gerichtspräsidenten soll durch 
Einführung der Personalunion für einige der kleinen Ämter mit 
geringer Arbeitslast zu heben gesucht werden, hierdurch soll auch 
eine Verbesserung der Besoldungsverhältnisse ermöglicht werden. 
Diese Massregel kommt ihrerseits auch den von den Gerichtspräsi- 
denten geleiteten Amtsgerichten zu gute. Die Festsetzung der Kompe- 
tenzen dieser Strafgerichte ist dem Strafprozessgesetz überlassen, 
eine Regelung derselben wäre übrigens zurzeit mit Rücksicht auf 
die bevorstehende Änderung der Gesetzgebung auf dem Gebiete 
des materiellen Strafrechtes verfrüht. 

Das Obergericht erhält eine teilweise veränderte Organisation, 
aus welcher hier speziell die die Strafrechtspflege berührenden Modi- 
fikationen anzuführen sind. Die Leitung der Assisen bleibt der aus 
drei Mitgliedern bestehenden ersten Strafkammer (Assisenkammer) 
übertragen, während die zweite Strafkammer, deren Mitgliederzahl 
auf fünf erhöht wird, als Rechtsmittelinstanz, sowie als Über- 
weisungsbehörde in Assisensachen funktioniert. Das im Prozess 
zu adoptierende Rechtsmittelsystem wird durch diese Regelung in 
keiner Weise priyudiziert ; es kann als fraglich bezeichnet werden, 
ob die bisherige mit den Grundsätzen der Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit der Verhandlung nicht durchwegs in Übereinstimmung 
befindliche Appellation beizubehalten ist oder durch ein der deutschen 
Revision ähnliches Rechtsmittel ersetzt werden soll. Jedenfalls soll 
die Rechtsmittelinstanz in Strafsachen auch äusserlich, dem Mit- 
gliederbestand nach, den beiden fünfgliedrigen Civilkammern gleich- 
gestellt werden, während bisher in dieser Beziehung ein schreiendes 
Missverhältnis bestand, da der Appellationshof (in Civilsachen) 9, 
die Polizeikammer (als Appellationsinstanz in Strafsachen) bloss 3 
Mitglieder zählte, ein gerichtsorganisatorischer Fehler, der die 
Bildung einer feststehenden Praxis in Strafsachen bedeutend er- 
schwert hat, da unter Umständen die Ersetzung eines einzigen 
Mitgliedes durch einen Suppleanten genügte, um die Mehrheit inner- 
halb des Gerichtes zu verschieben. 

Hierdurch wird eine Erhöhung der Mitgliederzahl des Ober- 
gerichtes auf 18 (inklusive den Präsidenten) bedingt, ebenso soll 
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die Zahl der Ersatzmänner auf 6 hinaufgesetzt werden, da auf Grund 
der praktischen Erfahrungen die gegenwärtige von 4 als zu niedrig 
und eine allzu grosse Belastung der Ersatzmänner herbeiführend 
bezeichnet werden muss. 

Die Führung der Voruntersuchung wird in den Amtsbezirken 
einem Untersuchungsrichter übertragen, dessen Verrichtungen ordent- 
licherweise vom Gerichtspräsidenten ausgeübt werden ; in volks- 
und geschäftsreichen Amtsbezirken können durch Beschluss des 
Grossen Rates besondere Untersuchungsrichter eingesetzt werden 
{wie dies z. B. heute schon für die Bezirke Bern und Biel der Fall ist). 

Die Staatsanwaltschaft bleibt in gleicher Weise organisiert wie 
bisher. Sie besteht aus einem Generalprokurator für den ganzen 
Kanton und fünf Bezirksprokuratoren, je einem für jeden Ge- 
schwornenbezirk. Ihre Aufgabe ist in Art. 74 des Entwurfes ganz 
allgemein dahin normiert : 

„Die Staatsanwaltschaft hat dafür zu sorgen, dass kein Schul- 
diger der verdienten Strafe entgeht.“ 

Die Bezirksprokuratoren namentlich können selbständig die 
Einleitung einer Untersuchung oder die Vornahme einzelner Unter- 
suchungshandluugen durch den Untersuchungsrichter anordnen, sie 
überwachen ferner die Führung der Voruntersuchungen und haben 
jederzeit das Recht, von den Untersuchungsakten Einsicht zu nehmen 
und allen Untersuchungshandlungen beizuwohnen. Endlich ver- 
treten sie die Anklage vor den Gerichten ihres Bezirkes und über- 
wachen den Strafvollzug. Beim Obergericht und dessen Kammern 
werden die Funktionen der Staatsanwaltschaft durch den General- 
prokurator erfüllt. Neu für den Kanton Bern ist die gesetzliche 
Formulierung einer amtlichen Verteidigung nicht bloss für bestimmte 
schwere Fälle, sondern allgemein und mit sehr ausgedehnten Be- 
fugnissen ; wir führen die betreffenden Bestimmungen hier in ihrem 
Wortlaute an : 

„Art. 83. In jedem Gesehwornenbezirk wird ein amtlicher Ver- 
teidiger eingesetzt. 

„Derselbe wird alle vier Jahre durch die stimmfähigen Ein- 
wohner des Geschwornenbezirkes gewählt. 

„Art. 84. Die Vorschriften der Art. 71, 72 und 73 bezüglich 
der Bezirksprokuratoren gelten analog auch für die amtlichen Ver- 
teidiger“ (dies bezieht sich auf die Voraussetzungen der Wählbar- 
keit : Vollendung des 25. Altersjahres und Besitz eines heroischen 
Fürsprecher- oder Notariatspatentes ; Wohnsitz sowie gegenseitige 
Vertretungsverhältnisse). 

„Art. 85. Die amtliche Verteidigung hat dafür zu sorgen, dass 
kein Unschuldiger verfolgt oder kein Schuldiger über ein gerechtes 
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Mass bestraft werde.“ (Vergleiche dazu den oben angeführten 
Art. 74 betreffend die Aufgabe der Staatsanwaltschaft.) 

„Art. 86. Die amtlichen Verteidiger übernehmen die Verteidigung 
der Angeschuldigten während der Voruntersuchung. Sie können zu 
diesem Zwecke jederzeit Einsicht der Untersuchungsakten nehmen, 
frei mit dem Angeschuldigten verkehren, jeder Untersuchungs- 
handlung beiwohnen, sowie die geeigneten Anträge stellen. Von 
jeder Anzeige eines mit Zuchthaus bedrohten Verbrechens sind sie 
durch den Untersuchungsrichter sobald als möglich in Kenntnis zu 
setzen. 

„Art. 87. Die amtlichen Verteidiger haben ferner die Verteidi- 
gung der vor den Gerichten ihres Bezirkes angeschuldigten Per- 
sonen zu übernehmen, sofern dieselben keinen privaten Verteidiger 
bestellt haben. 

„Art. 88. Den amtlichen Verteidigen! liegt im weitem die Or- 
ganisation und Handhabung der Schutzaufsicht in ihrem Bezirke 
ob. Sie haben zu diesem Zwecke mit den beteiligten Staats- und 
Gemeindebehörden sowie den privaten Gesellschaften in steten Ver- 
kehr zu treten, die Weisungen der zuständigen Regierungsbehörde 
in ihren Bezirken durchzuführen und zuständigen Orts die geeigneten 
Anträge zu stellen. 

„Art. 89. (Betrifft Funktionen im Vormundschaftswesen). 

„Art. 90. Die amtlichen Verteidiger stehen unter der Aufsicht 
des Obergerichts und haben demselben alljährlich über ihre Amts- 
führung Bericht zu erstatten.“ 

Bezweckt ist somit nicht etwa die Ersetzung der privaten Ver- 
teidigung durch eine amtliche; im Stadium der Hauptverhandlung 
wird die amtliche vielmehr nur subsidiär da tätig werden, wo nicht 
seitens des Angeschuldigten für eine private gesorgt ist.' Dagegen soll 
durch die Einsetzung dieser amtlichen Verteidigung die grosse 
Rechtsungleichheit zwischen den unbemittelten Angeschuldigten, die 
einen privaten Verteidiger nicht beizuziehen vermôgén, und den 
Bemittelten , welche dies tun können , beseitigt werden , indem 
von Staats wegen für eine möglichst gleichmässige Verteidigung 
gesorgt wird. Namentlich wichtig ist die Wirksamkeit, die der Ent- 
wurf der amtlichen Verteidigung für das Stadium der Vorunter- 
suchung zudenkt (Art. 86); es wird bereits in diesem Stadium an- 
nähernde Waffengleichheit zwischen der Staatsanwaltschaft einerseits 
und der amtlichen Verteidigung herrschen. Hierdurch soll nach 
den Intentionen des Redaktors des Entwurfes die Einmischung der 
privaten Verteidigung in die Voruntersuchung, mit welcher in 
Frankreich nach dem Gesetz vom 8. Dezember 1897 (loi Constane) 
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nicht durchwegs gute Erfahrungen gemacht worden sind, unnötig 
gemacht werden. 

Dies sind in kurzen Zügen die Grundgedanken des neuen Ent- 
wurfes einer heimischen Gerichtsorganisation. Derselbe bringt keine 
das Bisherige umstürzende Neuerungen, er begnügt sich damit, das 
Bestehende möglichst zu verbessern, und sucht es zu vermeiden, 
dass die ganze Reform, wie schon früher, durch finanzielle Schwierig- 
keiten vereitelt werde. 

Der berni8che Juristenverein hat sich im Laufe dieses Winters 
bereits in intensiver Weise mit dieser vorgeschlagenen Revision 
beschäftigt und in seiner ordentlichen Hauptversammlung vom 
2. November, sowie in einer ausserordentlichen Hauptversammlung 
vom 21. Dezember 1903 die Grundlagen der Gerichtsorganisation 
diskutiert. Aus dem Schosse der Versammlung machte sich nament- 
lich eine Bewegung im Sinne der Abschaffung der 30 Amtsgerichte 
und Ersetzung derselben durch fünf Bezirksgerichte geltend. Die 
in der Hauptabstimmung mit 18 gegen 6 Stimmen angenommene 
Resolution Petzold hat folgenden Wortlaut: 

„Der berni8che Juristenverein spricht sich für eine sofort an 
die Hand zu nehmende durchgreifende Reform der Gerichtsorgani- 
sation, sowie des Civil- und Strafverfahrens aus, unter möglichster 
Wahrung des Prinzips der Raschheit und Billigkeit der Prozesse 
und der Tüchtigkeit des Richterstandes; namentlich spricht sich 
der bernische Juristenverein für die Bezirksgerichte und für mög- 
lichste Beseitigung des kantonalen Instanzenzuges aus.“ (Das Pro- 
tokoll dieser Versammlung ist publiziert in der „Zeitschrift des 
bernischen Juristenvereins“, Bd. 40, S. 77 ff.) 

Am Diskussionsabend vom 15. Mürz 1904 hat der Verein nach 
Anhörung eines Referates des Berichterstatters über „Die amtliche 
Verteidigung“ diskutiert. 

Es bleibt nun abzuwarten, ob die Revisionsarbeiten auf Grund 
des vorliegenden Entwurfes weitergeführt werden oder ob im Sinne 
der Resolution des Juristenvereins auf den Moserschen Entwurf aus 
den Siebenzigerjahreu, welcher die Schaffung von Bezirksgerichten 
vorsah, zurückgegriffen "wird, eine Frage, die allerdings für die 
Gestaltung des C'ivilprozesses von grösserer Wichtigkeit ist als für 
das Strafverfahren. 

Hoffentlich ist die Befürchtung, dass durch die auftauchenden 
Meinungsverschiedenheiten die ganze Reform zum Stillstände ge- 
bracht werden könnte, unbegründet. 
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Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 


Cour de cassation pénale du canton de Vaud. 

Condamnation conditionnelle. Arrêt du 18 septembre 1903. 

En date du 20 août 1903 le Tribunal de police de Morges a 
condamné Isaline Praliins, en application de l’art. 217 C. P. à fr. 100 
d’amende, 2 mois d’emprisonnement et aux frais, comme „coupable 
d’avoir à Bussigny, le 27 juillet 1903, causé par sa négligence la 
mort d'Emile Bordet, John Bally et Louis Trachsel, savoir en ne 
fermant pas les barrières du passage à niveau n° 203 près de la 
gare de Bussigny“. Puis, „vu la reconnaissance spontanée de sa 
faute par la prévenue, son repentir sincère de sa négligence, le fait 
qu’elle a rempli pendant plus de onze ans sa place“ (de garde- 
barrière remplaçante^ sans aucune observation de ses supérieurs“ 
le tribunal a décidé, „en application de l’art. 1 er de la loi du 13 mai 
1897, qu’il sera sursis pendant 5 ans à l’exécution de la peine 
prononcée.“ 

Par acte, déposé le 28, le Procureur général recourt en ré- 
forme, concluant h la suppression du sursis, attendu que la loi de 
1897 n’autorise le sursis que pour les condamnations ensuite d’in- 
fractions intentionnelles, et non en cas de délit d’imprudence. 

Dans son préavis, le Procureur général a conclu A l’admission 
du recours. Il reconnaît que l’art. 1 er de la loi ne dit pas expres- 
sément que l’infraction pour laquelle le sursis est accordé doive 
avoir été intentionnelle, cet adjectif n’étant pas répété dans la se- 
conde partie de l’article; mais il infère de l’art. 4 que seules les 
condamnations pour infractions intentionnelles peuvent être l’objet 
du sursis. Une première condamnation pour infraction intention- 
nelle fait obstacle au sursis, art. 1 er principio; une nouvelle condam- 
nation pour infraction intentionnelle dans le délai fixé fait tomber 
le sursis (art. 4), tandis qu’une infraction non intentionnelle, com- 
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mise dans le même délai, le laisse subsister; les termes de l’art. 4: 
„une seconde infraction intentionnelle“ montrent à l’évidence que 
celle objet du sursis doit l’avoir été également. Ces deux sortes 
d’infractions différent essentiellement, au point de vue moral sur- 
tout ; le sursis ne se conçoit, rationnellement, qu’appliqué aux délits 
intentionnels. Un délit d’imprudence antérieur n’empêche pas l’ap- 
plication du sursis à un délit intentionnel postérieur; un délit 
d’imprudence no saurait non plus être l'objet du sursis. 

Dans un mémoire reçu le 12 septembre dame Prahins soutient 
en résumé: qu’aucun article de la loi n'indique la volonté du lé- 
gislateur de soustraire au sursis facultatif les délits d’imprudence, 
que l’art. 1 1 ne mentionne pas comme exceptés ; que le rapport 
de la Commission du Grand Conseil mentionne au contraire ex- 
pressément ces délits comme pouvant faire l’objet du sursis; que 
dans la discussion aucune opinion contraire ne s’est fait jour. Elle 
conclut au rejet du recours. 

Statuant en la cause, et considérant qu’à teneur de l’art. 1 er 
de la loi du 13 mai 1897 sur le sursis à l’exécution des peines, 
le sursis peut être accordé pour toute condamnation à l'amende, 
à l’emprisonnement ou à la réclusion n’excédant pas G mois, à la 
seule condition que l’inculpé n’ait encouru antérieurement aucune 
condamnation à une peine privative de la liberté pour infraction 
intentionnelle prévue par la loi vaudoise ; 

que cet article fondamental ne fait ainsi aucune distinction 
suivant que la condamnation actuelle est prononcée ensuite d'une 
infraction intentionnelle ou en suite d’un simple délit d'impru- 
dence ; 

considérant qu’à teneur de l’art. 3 cette condamnation, objet du 
sursis, devient définitivement non avenue si, dans le délai de sursis, 
le condamné ne commet aucune infraction intentionnelle ; 

que dès lors une infraction non intentionnelle, un délit commis 
par imprudence postérieurement à la condamnation, objet du sursis, 
ne fait point révoquer celui-ci; 

considérant qu’à teneur de l’art. 4, contre-partie exacte de 
l’article précédent, „si dans le délai fixé (pour le sursis) le con- 
damné commet une seconde infraction intentionnelle . . . le sursis 
•est révoqué et les deux peines sont exécutées ; 

que ces termes ne sauraient donner par voie de conséquence, 
une signification restrictive à l'art. 1“, contraire au texte de 
celui-ci ; 

que de même qu’à l’art. 1 er et à l'art. 3 le qualificatif „inten- 
tionnel“ ne s’applique qu’à l’infraction antérieure ou à l’infraction 
postérieure à celle ayant amené la condamnation, objet du sursis, 
ce qualificatif ne s'applique, à l’art. 4, qu’à l’infraction nouvelle, 
postérieure à celle à laquelle le sursis a été appliqué; 
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que dans le projet de loi l’art. 3 portait: „Si dans le délai 
fixé, le condauié n’a encouru aneline condamnation pour une infrac- 
tion intentionnelle“ et l’art. 4 : „Si dans le délai fixé le condamné 
encourt une seconde condamnation pour une infraction intention- 
nelle 

que ces termes font bien voir que l'art. 4 n’avait nullement la 
prétention de restreindre la portée générale de l’art. 1 er , mais au 
contraire celle de restreindre la révocation du sursis au seul cas 
on une infraction intentionnelle postérieure au sursis venait à en- 
traîner une seconde condamnation; 

que si le Grand Conseil a, sur la proposition de sa commis- 
sion, modifié le texte de ces articles en supprimant la mention de- 
là nouvelle condamnation, pour ne laisser subsister que celle de la 
nouvelle infraction, c’est uniquement pour éviter qu’un condamné 
pût rester au bénéfice du sursis, alors même qu’il aurait, dans le 
délai du sursis, commis une nouvelle infraction (intentionnelle), 
mais que celle-ci n’aurait été découverte ou punie qu’après l'expi- 
ration de ce délai ; 

considérant, d’ailleurs, qu'il résulte à l’évidence des documents 
législatifs ayant précédé ou accompagné l’adoption de la loi du 18 mai 
1897 (Rapport de la Commission du Grand Conseil sur la prise en 
considération de la motion Panchaud, exposé des motifs du Conseil 
d’Etat, Projet de loi, Rapport de la Commission du Grand Conseil 
sur ce projet, discussion au Grand Conseil), que non seulement on 
n’a pas laissé de côté les délits commis par imprudence ou négli- 
gence, mais encore qu’on les a expressément mis, au point de vue 
du sursis à accorder à l’exécution de la peine, sur le même pied 
que les infractions intentionnelles; 

que même la loi fait abstraction du délit d’imprudence commis 
antérieurement ou postérieurement, en ce sens qu’il ne fait pas 
obstacle au sursis ou n’entraîne pas sa révocation ; 

qu’il est dés lors évident que le législateur considère les délits 
d’imprudence comme infiniment moins graves, au point de vue 
moral, que les infractions intentionnelles à la loi pénale: 

considérant, enfin, que la considération principale qui a fait 
introduire le sursis a été la constatation non seulement de l’inutilité, 
au point de vue de l’amendement du condamné, des peines de- 
courte durée, mais encore et surtout le danger qu’il y a à laisser 
ces condamnés avec des criminels dont le contact ne peut que 
nuire il la moralité des premiers, aggraver leur démoralisation et 
faire obstacle à leur relèvement ; 

que dès lors on ne comprendrait pas un sysème qui ne ferait 
bénéficier du sursis que les condamnés pour infractions intention- 
nelles, et en exclurait totalement ceux plus dignes d’intérêt encore, 
qui n’ont délinqué que par imprudence, alors encore que dans la 


Digitized by Google 





Entscheidungen in Strafsachen. 


181 


même loi, le législateur a eu soin de marquer la différence qu’il 
fait entre ces deux genres de délits en statuant que les délits 
d’imprudence antérieurs ne feront pas obstacle au sursis et que 
«eux postérieurs n’en entraîneront pas la révocation. 

Par ces motifs, la Cour de Cassation pénale écarte le recours, 
maintient le jugement, laisse les frais de cassation h la charge de 
l’Etat, et déclare le présent arrêt exécutoire. 


Note. Les art. 1", 3 et 4 de la loi vaudoise du 13 mai 1897 sur le 
sursis à l’exécution des peines est ainsi conçu: 

Art. l* r . ♦ Lorsqu’un inculpé n’avant encouru, en Suisse ou à l'étranger, 
aucune condamnation à une peine privative de liberté pour une infraction 
intentionnelle prévue par la loi vaudoise, est condamné dans le canton à la 
peine de l'amende, de l’emprisonnement ou de la réclusion n’excédant pas 
six mois, le juge pourra ordonner, si le condamné lui parait digne de 
cette mesure, qu’il sera sursis à l’exécution de la peine prononcée. 

La décision motivée du juge sera insérée dans le jugement de con- 
damnation. Le juge fixera le délai du sursis selon leB circonstances; ce 
délai ne pourra être moindre de deux ans ni excéder cinq ans. 

Art. 3. « Si, dans le délai fixé, le condamné n’a commis aucune in- 
fraction intentionnelle réprimée par la loi vaudoise, la condamnation est 
réputée non avenue. 

Par le seul fait de l’expiration du délai, le condamné est définitive- 
ment déchargé de toute peine et de toutes conséquences entraînées par la 
condamnation. » 

Art. 4. « Si, dans le délai fixé, le. condamné commet une seconde in- 
fraction intentionnelle prévue par la loi vaudoise, la première peine pro- 
noncée sera exécutée, sans qu’elle puisse se confondre avec la seconde. 

Les dispositions de la loi sur la récidive sont applicables à la seconde, 
infraction. » 

Il suffit de lire ces articles pour se convaincre que la Cour de Cas- 
sation pénale a sainement appliqué la loi en écartant, l’invraisemblable 
interprétation du Ministère Public, interprétation qui heurte non seulement 
le texte même de la loi, mais encore sou esprit et, d'une façon générale, 
l’esprit de toute l’institution du sursis. On ne conçoit pas un seul motif in- 
telligent pour exclure du bénéfice du sursis le délinquant par imprudence, 
qui, bien au contraire, mérite plus que le délinquant intentionnel cette me- 
sure de clémence. Aussi, il n'est pas à notre connaissance qu'aucune lé- 
gislation au monde ait jamais consacré un système si étrange et nous n’en 
trouvons pas trace dans l'ouvrage, si complet pourtant, qtie Monsieur Tell 
Perrin, Docteur eu droit, vient de consacrer à la question de la Remise 
conditionnelle des peines. A. M. 
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Dr. R. v. Hippel, Professor an der Universität Göttingen: Die Grenze 
zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit. Eine dogmatische Studie. 
Leipzig, Ilirzel, 1903. X und 165 Seiten. Mk. 4. 

Der Streit zwischen Willens- nnd Vorstellungstheorie in der 
Sehuldlehre ist heute unbefriedigender als je ; in dem Widerspruch 
der Meinungen, der auf diesem Gebiete herrscht, bedeutet v. Hippels 
Schrift eine hoch einzuschätzende Förderung und Klärung des 
Problems. Das Buch, dessen erster Teil bereits 1901 in der Fest- 
gabe der Göttinger Juristenfakultät für Regolsberger erschien, ist 
zunächst eine kritische Betrachtung der Vorstellungstheorie, die 
v. Hippel als solche ablehnt, deren Ergebnisse ihm aber — und 
das ist das besonders merkwürdige Resultat der Schrift — zum Be- 
weismittel für die prinzipielle Richtigkeit der Willenstheorie werden. 
Dem Aufbau der Willenstheorie ist der zweite Teil gewidmet, in 
dessen Vordergrund naturgemäss der dolus eventualis als das Grenz- 
gebiet des Vorsatzes nach der Seite der Fahrlässigkeit zu steht. 

Die Vorstellungstheorie ist heute, wenigstens dem Namen nach, 
gegenüber der Willenstheorie fast im Vorsprung, nicht zuletzt durch 
den Einfluss ihrer hauptsächlichen Vorkämpfer, Frank und v. Liszt; 
wer die Vorstellungstheorie bekämpfen will, kann einer weitläufigen 
Auseinandersetzung mit der sie vertretenden Literatur über die 
Sehuldlehre nicht aus dem Wege gehen, v. Hippel ist es nun vorerst 
um den Nachweis zu tun, dass das Strafrecht mit der modernen 
psychologischen Literatur, aber vor allem mit dem Sprachgebrauch 
und mit der Anschauung des täglichen Lebens im Widerspruch 
steht, wenn es für den Vorsatz bloss das Wollen der Körperbe- 
wegung, nicht aber des Erfolges verlangt, hierfür vielmehr die 
Voraussicht genügen lässt. Die Auseinandersetzung über diesen 
Punkt mit den Vertretern der Vorstellungstheorie (S. 14 ff.) kann 
hier nicht im einzelnen wiedergegeben werden, durchgehend zeigt 
sich eines: Zwar ist der Ausgangspunkt für alle Autoren die Vor- 
aussicht des Erfolges, aber ebenso lässt man es damit überall nicht 
genug sein, sondern stets wird noch eine andere intensivere seelische 
Beziehung des Täters zum Erfolg hinzugefügt. Köhler, Löffler u. a. 
verwerten den Grad der Bestimmtheit der Voraussicht und grenzen 
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danach die Schuldtbrraen ab ; doch diese Abgrenzung nach Graden 
der Bestimmtheit ist in klarerWeise unmöglich, also auch die auf 
ihr fussende Unterscheidung der Schuldformen. Namentlich aber 
weist v. Hippel für Frank und v. Liszt nach (S. 52 ff.), dass auch 
diese für die Feststellung des Vorsatzbegriffes nicht mit dem blossen 
Vorstellen des Erfolges sich begnügen, sondern überdies den kausalen 
motivierenden Einfluss dieser Vorstellung in Verbindung mit den 
dadurch angeregten Gefühlen und der Denktätigkeit für massgebend 
erklären, mit andern Worten — • formuliert jetzt v. Hippel — „nicht 
die Vorstellung ist das Entscheidende für den Vorsatz, sondern erst 
der Einfluss, welchen dieselbe auf das Handeln, auf die Willens- 
bildung hatte.“ (S. 54). Da Franks und auch v. Liszts Gedanken- 
gang nach Hippels Auffassung notwendig zu diesem Endschluss 
führt, so soll Franks und v. Liszts Lehre in Tat und Wahrheit 
Willenstheorie sein. „Frank selbst gibt,“ schreibt v. Hippel weiter, 
„freilich ohne sieh genügend klar darüber zu sein, zu, dass der 
kausale Einfluss der Vorstellung auf den Willen den Vorsatz kenn- 
zeichnet. Wenn er es trotzdem ablehnt, den Vorsatz als auf den 
Erfolg gerichteten Willen zu bezeichnen, so ist das eine rein ter- 
minologische Differenz“ (S. 54). Ich füge hier bei: Die Verschieden- 
heit des Standpunktes bei Frank und v. Hippel kommt allerdings 
prima facie auf eine terminologische Differenz hinaus, womit aber 
durchaus nicht gesagt ist, dass sich der Widerspruch so leicht bei- 
legen lässt. Es wird nun erst der Begriff des Wollens streitig, dessen 
TJnabgeklärtheit wohl der Hauptgrund war und noch ist, der vielfach 
das Strafrecht von der Willensthcorie abfallen licss, und der auch 
vielleicht die Vorstellungstheorie ins Leben rief. So geht die Differenz 
zwischen Frank und v. Hippel doch über einen Wortstreit hinaus ; 
Frank kann weiterhin behaupten, dass zwar die Vorstellung des 
Erfolges auf das Handeln des Täters kausal motivierend einwirkt, 
dass damit aber noch nicht die WWewsbilduug mit Richtung auf 
den Erfolg hin influenziert wird, und dass damit Vorsatz immer 
noeh nicht der auf den Erfolg gerichtete Wille ist. Denn erst wenn 
einmal abschliessend für das Strafrecht, wie übrigens auch für die 
Psychologie, festgestellt ist, was unter Wollen zu verstehen ist, was 
ferner der Gegenstand des Willens ist, wird endgültig zu entscheiden 
sein, ob bei der Annahme von Vorsatz der Wille nur auf die Körper- 
bewegung oder auch auf den Erfolg sich beziehen muss. Zum 
Beweis für seine Auffassung, dass bei Vorsatz stets auch der Erfolg 
gewollt ist und gewollt sein muss, führt v. Hippel allerdings eine 
Reihe von Zitaten aus der psychologischen Literatur an (S. 152 ff,), 
aber diese Zitate enthalten eigentlich durchgängig nur die nicht 
näher bewiesene Feststellung, dass in erster Linie der Erfolg und 
erst in zweiter die Körperbewegung als Mittel zu einer Erreichung 
gewollt sei, und v. Hippel fügt für diesen Zusammenhang selbst 
bei, dass die — hier entscheidende — Frage nach dem Gegenstände 
des Willens in der psychologischen Literatur wenig ausgiebig be- 


Digitized by Google 



184 


Literaturanxeigcn. 


handelt wird (S. 15, Anni. 2). Den abschliessenden psychologischen 
Nachweis, dass bei jedem vorsätzlichen Handeln der Erfolg, und 
nicht nur die Körperbewegung, gewollt ist, hat auch v. Hippel 
nicht erbracht, obschon ihm zuzugeben ist, dass die psychologische 
Literatur diesen — aber auch von ihr nicht abschliessend be- 
wiesenen — Standpunkt zu vertreten scheint, obschon ich weiter 
zugestehe, dass auch die Anschauung des täglichen Lebens auf 
diesem Boden steht. Namentlich die letztere Tatsache ist mir 
allerdings Grund genug, mich für die Willenstheorie im Sinne 
v. Hippels zu entscheiden, der letzte psychologische Beweis für die 
Richtigkeit dieser Auffassung bleibt aber trotz Hippels Buch der 
Zukunft Vorbehalten. 

Wenn Vorsatz Wollen eines vorgestellten Erfolges ist, so ergibt 
sich für v. Hippel, dessen Gedankengang ich nun wieder aufnehme, 
die Frage: Wann ist der vorgestellte Erfolg gewollt? Davon handelt 
der zweite Teil des Buches. 

v. Hippel geht von den zweifellosen Fällen aus, um zu einer 
Entscheidung der Grenzfälle zu gelangen. Die ersten zwei Fälle 
erwähne ieh nur: 

1. „Gewollt sind die als wünschenswert erstrebten Folgen der 
Tat ohne Rücksicht auf den Grad der 'Wahrscheinlichkeit ihres 
Eintritts“ (S. 76). 

2. „Gewollt sind die mit den erstrebten als notwendig verbunden 
vorgestellten Folgen der Tat, auch wenn sie dem Täter au 
sich gleichgültig oder unangenehm waren“ (S. 82). 

Die Grenzfälle beginnen auf dem Gebiet des dolus eventualis 
— v, nippel will den Begriff gegenüber Stooss und v. Bar aufrecht 
erhalten — , hier Mit der Täter die Folgen weder für wünschens- 
wert erstrebt noch als mit solchen notwendig verbunden, es handelt 
sich vielmehr um mögliche bezw. wahrscheinliche, dem Täter an sich 
gleichgültige oder gar unangenehme Folgen. Wann ist bei dieser 
Sachlage ein Wollen anzunehmen? Das ist jetzt weiter v. Hippels 
konsequente Fragestellung. Hier tut eine präzise Begriffsbestim- 
mung not; die das Wollen beim dolus eventualis erläuternden 
Schlagworte „Einverständnis“, „Billigung“ etc. illustrieren nur, sie 
lösen die Frage nicht abschliessend. Schärfer ist schon eine Ab- 
grenzung, wonach Vorsatz vorliegt, wenn der Täter „seine eigenen 
Interessen höher stellte als den Eintritt der Verletzung der Rechts- 
ordnung“, dagegen Fahrlässigkeit, „wenn er in der Hoffnung auf 
den Nichteintritt des Erfolges handelte“ (S. 101). Als praktisch am 
wertvollsten aber bezeichnet v. Hippel die bekannte Franksche 
Formel des dolus eventualis: „Die Voraussicht des Erfolges als 
eines möglichen erfüllt den Begriff des Vorsatzes nur dann, wenn 
die Voraussicht desselben als eines gewissen den Handelnden nieht 
abgehalten, nicht die Bedeutung eines ausschlaggebenden kon- 
trastierenden Motivs gehabt hätte.“ Um einer falschen Anwendung 
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der Formel zu begegnen, fügt v. Hippel noch bei, die Untersuchung 
habe stets darauf zu gehen, ob der Täter bei Annahme notwendiger 
Verbindung des rechtswidrigen mit dem erstrebten Erfolge und 
unter sonst gleichen Verhältnissen (als bei im übrigen gleichbleibender, 
durch sonstige Umstände nicht veränderter Wertschätzung beider 
Erfolge — ceteris paribus) dennoch gehandelt hätte (S. 116 und 
135). Derart richtig angewendet leistet Franks Formel „die Fest- 
stellung wirklich gegebener psychischer Verhältnisse in dem Sinn : 
die Vorstellung der Folge als möglich hatte in concreto für den 
Täter dieselbe praktische Bedeutung wie eine Vorstellung als not- 
wendig“, oder es ist nun für den Einzelfall klar, dass dem Täter 
der Eintritt des rechtswidrigen Erfolges zwar nicht an sich lieb, 
wohl aber lieber war als der Verzicht auf seine Interessen (S. 121). 
So sagt uns die Formel, dass „massgebend für den Vorsatz ist, 
ob die Hoffnung auf den Nichteintritt des rechtswidrigen Erfolges 
Hauptmotiv der Tat war“ (S. 124). 

Ist damit das Vorsatzgebiet abgeschlossen, erscheinen weiter 
nach der Grenze der Fahrlässigkeit zu liegende Fälle nicht mehr 
als gewollt? Die Untersuchung dieser Frage führt v. Hippel zu 
Auseinandersetzungen mit M. E. Magers Buch: Die schuldhafte 

Handlung und ihre Arten im Strafrecht (vgl. die Besprechung in 
dieser Zeitschrift, Bd. XIV, S. 302 ff.), die v. Hippel mit dem Satz 
abschliesst: Vorsatz und Fahrlässigkeit werden nicht schon ge- 
nügend getrennt, wenn man mit Mayer „lediglich die psychische 
Bedeutung des rechtswidrigen Erfolges als Hauptmotiv, positiver 
Motor, gleichgültig oder negativer Motor ins Auge fasst und nun 
einfach das positive Gebiet einschliesslich des Gleichgültigen dem 
Vorsatz, das negative der Fahrlässigkeit zuteilt“ (S. 132). Ent- 
scheidend ist vielmehr immer die Antwort auf die Frage: Wann 
sind die Folgen einer Tat gewollt ? v. Hippel stellt hier nun nochmals 
die Ergebnisse seiner Untersuchungen zusammen. Zu den zwei 
schon erwähnten Fällen, dass gewollt sind der als wünschenswert 
erstrebte Erfolg und der mit dem erstrebten als notwendig ver- 
bunden vorgestcllte Erfolg, treten zwei weitere Fälle hinzu: Der 
Erfolg ist gewollt: 

3. „wenn er nur als möglich vorgestellt, sein Eintreten aber 
dem Täter gleichgültig war“, und 

4. „wenn er als möglich vorgestellt, dem Täter auch an sich 
unerwünscht, aber immerhin lieber war, als der Verzicht auf 
seine Ziele“ (S. 143 und 140). 

Damit ergibt sich zugleich zwanglos die Abgrenzung des Vor- 
satzes von der Fahrlässigkeit: bei der unbewussten Fahrlässigkeit 
hat der Täter an den rechtswidrigen Erfolg leichtsinnig überhaupt 
nicht gedacht, während bei der bewussten Fahrlässigkeit der Leicht- 
sinn des Täters darin liegt, „dass die Hoffnung auf den Nicht- 
eintritt der als möglich vorgestellten Folge den Täter zur Tat ver- 
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nnlasste“ (S. 143). Bei den beiden Grenzfällen dolus eventualis 
und bewusste Fahrlässigkeit liegt also das psychisch Gemeinsame 
darin, dass der Täter trotz Vorstellung des Erfolges als möglich 
handelte; warum im einen und im andern Fall diese Vorstellung 
den Täter nicht vom Handeln abhielt, ist im vorstehenden be- 
antwortet. 

Das Resultat v. Hippels Schrift befriedigt mich im vollen Um- 
fange, sie gehört zweifellos zum Reifsten, was neuerdings über die 
Schuldlehre geschrieben worden ist ; dabei hat man sich klar dar- 
über zu sein, dass v. Hippel schliesslich, um zu seinem Ergebnis 
zu gelangen, nichts anderes tat, als dass er Franks Formel psycho- 
logisch begründete. Dass er dabei die Franksehe Formel für die 
Willenstheorie vindiziert, ist das scheinbar besonders Frappante 
an dem Buch, die Tatsache ist aber wunderbar bezeichnend : sie 
beweist die Lebensfähigkeit der Franksehen Formel ganz unab- 
hängig von Vorstcllungs- und Willenstheorie, denn ich zweifle daran, 
dass v. Hippel Frank zur Willenstheorie bekehrt hat; sie beweist 
ferner, worauf bereits oben hingewiesen wurde, die Unabgeklärt- 
heit des Begriffes Wollen , und sie beweist meines Erachtens endlich, 
dass der Name „ Vorstellnngs theorie“ unglücklich gewählt ist, weil 
die Vertreter dieser Theorie durchgängig nicht mit dem Vorstellen 
des Erfolges sich begnügen, also mit dem Namen Vorstellungstheorie 
das seelische Verhältnis des Täters zum Erfolg ungenügend be- 
zeichnet ist. Hafter. 


Or. Oskar Wettstein, Privatdozent für journalistische Fächer an dei • 
staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Zürich. Über 
das Verhältnis zwischen Staat und Presse mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Schweiz. Ein Beitrag zur Lehre von dei • 
Pressfreiheit. (Habilitationsschrift.) Zürich, Albert Müller, 1904. 
IV und 94 Seiten. 

Zu einer Zeit, da in unserm Land die Frage nach der Um- 
grenzung der Pressfreiheit und namentlich nach der strafrechtlichen 
Behandlung der Pressverbrechen neuerdings in den Vordergrund 
der Diskussion gestellt wird, verdient diese Schrift eines Vertreters 
der Presse besondere Beachtung. Die Neuheit der Konstruktion 
des Verhältnisses zwischen Staat und Presse macht das Buch um 
so anregender. Der neue Gedankengang, den Wettstein entwickelt, 
lässt dabei an Klarheit und konsequenter Durchführung nichts zu 
wünschen übrig, eine andere Frage ist, ob auch der Ausgangspunkt 
haltbar ist. 

Wettstein baut alles auf dem Satze auf, dass die moderne 
Presse das autonome Organ der öffentlichen Meinung ist, und so 
erschöpft sich für ihn die Pressfreiheit nicht in dem subjektiven 
Recht des Einzelnen zur freien Meinungsäusserung, sie soll viel- 
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mehr sein „das historisch gewordene und konstitutionell festgelegtc 
Recht eines Volkes, sein politisches Denken und Empfinden durch 
ein Organ zu äussem, das nicht gleichzeitig, wie das Parlament, 
Willensorgan des Staates ist“ (S. 18/19). Daraus soll sieh ergeben, 
einmal das Recht der Presse, anonym zu sein, denn die öffentliche 
Meinung muss sich möglichst unpersönlich äussem können. Jeder 
Versuch, die Anonymität zu beseitigen, ist somit ein Eingriff in die 
Pressfreiheit. Aus dem Recht auf Anonymität folgt ferner die Un- 
zulässigkeit von Zwangsmitteln (Haussuchung, Zeugn iszwang) zur 
Eruierung des Verfassers in Pressprozessen (S. 20). Wer aber — 
fragt Wettstein weiter — muss verantwortlieh sein für Missbräuche 
der Pressfreiheit? Nicht das Volk, dessen Meinung die Presse an- 
geblich zum Ausdrucke bringt, nicht auch die Presse als solche, 
denn das widerspricht strafrechtlichen Grundprinzipien; zur Über- 
nahme der Verantwortlichkeit ist vielmehr der rerantivortliche 
Redakteur geschaffen worden , „das Interesse des Staates , die 
Äusserung der öffentlichen Meinung in Harmonie mit der Rechts- 
ordnung zu halten“, hat ihn ins Leben treten lassen. Eine die 
anonyme Presse „strafrechtlich vertretende“ Person ist also not- 
wendig, dabei muss es dann allerdings dem Redakteur im Einzel- 
fall überlassen sein, ob er die Verantwortlichkeit auf den Urheber 
der Pressäusserung zurückschieben , also den Verfasser nennen, 
oder selbst die Verantwortlichkeit übernehmen will. Wettstein 
macht hier allerdings eine Einschränkung: nur für Pressverbrechen, 
„die öffentliche Interessen berühren“, gelten diese besondern Ver- 
antwortlichkeitsregeln, Delikte „rein privaten Charakters“ sind nach 
den allgemeinen Strafrechtsregeln zu verfolgen (S. 37 u. 22). 

Das ist der Gedankengang der Schrift, der auch den wert- 
vollen geschichtlichen Teil durchzieht. In grossen Zügen wird im 
zweiten Abschnitt die Geschichte der Pressfreiheit und der straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit in der Schweiz seit der französischen 
Revolution entworfen; es lag auf der Hand, an dieser Stelle der 
Rechtsprechung des Bundesrates, der Bundesversammlung und seit 
1874 des Bundesgerichts breiten Raum zu gewähren. Der Ver- 
fasser macht selbst nicht den Anspruch, hier vollständig erschöpfend 
zu sein , dafür ist ihm zuzugestehen , dass er das gesammelte 
historische Material geschickt zu verarbeiten und reizvoll darzu- 
stellen Weiss. 

Den Abschluss der Schrift bildet eine Würdigung des eid- 
genössischen Strafgesetzentwurfes (nebenbei bemerkt: nicht Art. 144, 
une Wettstein S. 88 schreibt, regelt die pressrechtliche Verantwort- 
lichkeit, sondern Art. 105 des doch heute allein massgebenden Ent- 
wurfes vom Juni 1903). Wettstein anerkennt die vorgesehene Neu- 
gestaltung, soweit das Institut des verantwortlichen Redakteurs 
akzeptiert ist, soweit ferner prozessuale Zwangsmassregeln zur Ermit- 
telung des Verfassers ausgeschlossen sind. Sonst ist ihm der Entwurf 


jitized by Google 



188 


Literat urauzeigeu. 


„zu eng und zu weit“ (S. 89). Zn eng, weil die besondere press- 
rechtliche Verantwortlichkeit nur für Ehrverletzungen und Kredit- 
schädiguugen gilt, und damit gerade für die politischen Verbrechen 
im engem Sinn die notwendige, die Anonymität schützende Sonder- 
regelung der Verantwortlichkeit entfällt. (Das ist ein bedauerlicher 
Mangel, darin stimme ich dem Verfasser vollständig zu.) Der Ent- 
wurf soll aber anderseits sh weit gehen, weil die besondern Ver- 
antwortlichkeitsregeln alle Ehrverletzungen und Kreditschädigungen 
einschliessen, gleichviel, ob sie öffentliche oder private Interessen 
berühren — nur für die ein öffentliches Interesse tangierenden 
Verletzungen sollen die Sonderregeln gelten. Das mag theoretisch 
hübsch gedacht sein, für die Praxis erheben sich schwere Bedenken, 
solange keine scharfe Grenze zwischen Privatehrverletzung und 
einer Verletzung öffentlicher Interessen besteht ; und diese Grenze 
steht weder wissenschaftlich fest, noch ist sie namentlich zu Beginn 
eines Prozesses vom Richter leicht festzustellen, was die oberste 
Bedingung für die Erfüllung der von Wettstein aufgestellten For- 
derung wäre. 

Ich kehre zum Ausgangspunkt meiner Besprechung zurück. 
Abgesehen von dem einen Punkte : Ausschluss des Privatpress- 
verbrechens von der Sonderregelung, ist den Resultaten der Wett- 
steinschen Schrift beizupflichten, um so weniger stimme ich dagegen 
damit überein, dass diese gesamte Sonderbehandlung der Presse 
sich aus ihrer Stellung als „autonomes Organ der öffentlichen Meinung“ 
ergeben soll. Das ist ein kühn hingeworfener Gedanke, dem so 
ziemlich jede Begründung versagt worden ist. Vor allem hätte 
Wettstein feststellen müssen, was „öffentliche Meinung“ ist, oder 
wenigstens, was er darunter versteht. So ohne weiteres kann in 
der Wissenschaft mit diesem schwanken und fabelhaften Begriff 
nicht gearbeitet werden. Aber selbst angenommen, es stände fest, 
was unter „öffentlicher Meinung“ zu verstehen ist, ist dann wirklich 
die Presse das autonome und verfassungsmässig anerkannte Organ 
der öffentlichen Meinung? Kann das wirklich von unserer heutigen 
Presse oder überhaupt von der Presse aller Zeiten behauptet werden ? 
Dazu gehört viel Optimismus. Niemand bestreitet doch, dass heut- 
zutage in der ganzen zivilisierten Welt die tonangebende Presse 
irgendwie politisch gefärbt ist, dass sie, selbst wenn sie nicht Organ 
einer bestimmten Partei ist, doch eine bestimmte politische Richtung 
vertritt. Und das soll nun öffentliche Meinung sein , wenn eine 
Zeitung der Welt den politischen Glauben ihrer Redakteure oder 
der Partei, der sie dient, vorträgt? Oder ist die öffentliche Meinung 
vielleicht das Rauschen des ganzen Blätterwaldes? Da kann oft 
wenig Harmonie, aber viel Missklang herausgehört werden, und der 
Begriff „öffentliche Meinung“ wird erst recht unfassbar. Möglich, 
dass eine ideale Presse „Organ der öffentlichen Meinung“ sein 
könnte, aber wer bringt sie uns? — So halte ich die Konstruktion 
des Verhältnisses zwischen Staat und Presse, die Wettstein versucht, 
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für verfehlt, der beste Beweis für ihre Unhaltbarkeit ist die Un- 
möglichkeit, ihr eine, zureichende Begründung zu geben ; dann kann 
aber auch nicht die besondere Regelung der strafrechtlichen Press- 
verantwortlichkeit aus ihr abgeleitet werden. So wird man trotz 
Wettsteins Versuch einer neuen Konstruktion auch heute noch sagen 
müssen: Wenn für die strafrechtliche Haftung der Presse Sonder- 
regeln üblich wurden, so waren in erster Linie Zweekmässigkeits- 
erwäigungen massgebend : gesteht man der Presse die Anonymität 
zu, so muss umgekehrt die Presse für alle Fälle eine verantwort- 
liche Person vorschieben, den verantwortlichen Redakteur. Freilich, 
dass dieser Ausblick auf eine stets mögliche strafrechtliche Haftung 
für die Schuld Dritter das kriminalpolitische Gewissen befriedigt, 
möchte ich nicht behaupten. Vielleicht weist auch hier noch die 
Zukunft den richtigen Weg. Hafter. 

Dr. Hans Gross, Professor der Rechte an der Deutschen Universität 
Prag: Handhuch für Untersuchungsrichter als System der Kri- 
minalistik. 4. vermehrte Auflage mit über 100 Abbildungen im 
Text. 2 Bände. München, J. Schweitzer, 1904. 'XVIII u. 499 
u. 452 S. Mk. 18 . — , ge.bd. Mk. 20 . — . 

Das Handbuch von Hans Gross hat kaum mehr eine Empfehlung 
nötig, das unschätzbare Werk gehört längst zum täglichen Hand- 
werkszeug des Kriminalisten. So ist nach kurzer Frist eine neue, 
die vierte Auflage notwendig geworden, die 2 Bände umfasst. Wohl 
kaum in einer Disziplin ist das Material in der allerletzten Zeit so 
ungeheuer angewachsen wie in der Kriminalistik, der sich immer 
mehr der gesamte Kreis der modernen Wissenschaften fördernd 
an die Seite stellt. Unerschöpflich wie alles Leben ist das Ver- 
brechen, und das die moderne Rechtswissenschaft belebende Streben, 
die Tat und den Verbrecher verstehen und richtig beurteilen zu 
können, ist nur dann auf dem Weg zum Ziel, wenn es versucht, 
jede Erkenntnis, die wir irgend einer Wissenschaft verdanken, zu 
verwerten. Auf ein solches Ziel , gleichsam das unendlich viel- 
gestaltige Universum, allerdings unter dem besonderen Gesichts- 
winkel der Kriminalistik, zu erfassen, weist das Handbuch hin, das 
in wunderbarer Vielseitigkeit die sog. Realien des Strafrechts immer 
deutlicher aufdeckt. 

Gross, der einen harten Kampf für die Anerkennung seiner 
Disziplin hat kämpfen müssen, kann heute mit gutem Recht schreiben, 
dass die strafrechtlichen Hülfswissenschaften sich „bescheiden, aber 
unabweislieh in den Dienst des Strafrechts stellen. Wir haben die 
strafrechtlichen Hülfswissenschaften über ihre ersten Anfänge hinaus- 
gebracht, heute erklären wir aber mit Nachdruck, dass ohne ihre 
Kenntnis ein Kriminalist weder in Theorie noch in Praxis ausge- 
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bildet erscheint, ihre unentbehrliche Notwendigkeit kann nicht mehr 
bezweifelt werden“. (Vorwort S. X.) 

Die neue Auflage hat die bisher beobachtete Anordnung des 
Stoffes beibehalten : Der erste Teil handelt von der Person des 
Untersuchungsrichters und seinen in der Untersuchung regelmässig 
wiederkehrenden Haupttätigkeiten, der Zeugenvernehmung und der 
Augenscheinaufnahme, im allgemeinen, der anschliessende besondere 
Teil spricht einmal von der Verwendung der Sachverständigen und 
namentlich von den speziellen Kenntnissen , die das Verbrechen 
von dem Untersuchungsrichter selbst verlangt, und von den Fertig- 
keiten, die er sich aneignen muss. Mit schöner Offenheit erklärt 
Gross, dass seine Stoffa nordnung sich beim heutigen Stand der Dis- 
ziplin allerdings nicht mehr aufrecht halten lässt. Durch ihre Ent- 
wicklung ergab sich, dass die Kriminalistik in zwei scharf zu 
scheidende Gebiete zerfällt: eine Erscheinnngslehre , die objektiv die 
allgemeinen und besondern Erscheinungen bei Verbrecher und Ver- 
brechen darstellt — und eine praktische Untersuchungskunde , prak- 
tische Anweisungen an den Untersuchungsrichter. Mit dieser Stoff- 
einteilung wird das Werk erscheinen, wenn eine neue Auflage nötig 
werden sollte. Damit ist dann die Kriminalistik wenigstens im 
System zu einem gewissen Abschluss gelangt. Vergessen wir dabei 
nicht, dass die Heranbildung dieses ganzen neuen Wissenszweiges 
in der Hauptsache Gross’ Verdienst ist, er hat das Werk angefangen 
und ihm, namentlich auch durch die weitausschauende Redaktion 
seines „ Archices für Kriminal- Anthropologie und Kriminalistik a Geltung 
und praktische Bedeutung verschafft. So muss sein Appell gehört 
werden, dass der moderne Jurist, insbesondere der Untersuchungs- 
beamte, seine Kenntnisse auch nach dieser Richtung täglich und 
stündlich zu ergänzen hat, denn nur der stete Kontakt mit dem 
Leben und allem, was es Neues bringt, wird das Strafrecht vor der 
Verknöcherung und der Unpopularität zu bewahren vermögen. 

Hafter. 


Karl Binding: Grundriss des Deutschen Strafrechts. Allgemeiner 
Teil. Sechste Auflage. Leipzig, Engelmann, 1902. X und 271 
Seiten 8°. 

— Lehrbuch des gemeinen Deutschen Strafrechts. Besonderer Teil. 
Erster Band. Zweite stark vermehrte und umgearbeitete Auflage. 
Leipzig. Engelmann, 1902. XVI und 645 Seiten 8°. 

Die letzten Auflagen dieser zwei Werke erschienen 1897 be- 
ziehungsweise 1898. Damals trug das Lehrbuch noch den jetzt 
verschwundenen Obertitel „Grundriss“, denn es war aus dom alten 
Grundriss herausgewachsen, von dem jetzt eigentlich nur noch der 
allgemeine Teil vorhanden ist. Das Lehrbuch ist in seinem Umfang 
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erheblich — von 97 auf 117 §§ — angewachsen, äusserlich schon 
durch bessern Druck, aber auch innerlich durcli eine Reihe von 
Erweiterungen und Vervollständigungen. Auch der allgemeine Teil 
ist überall verändert und erweitert, damit er stets auf der Höhe 
bleibe. Wenn man trotzdem da und dort zu sehr das Einarbeiten 
merkt, so dass die einheitliche Darstellung etwas leidet (wie z. B. 
im allgemeinen Teil Seite 58 bei Italien, wo die Bemerkung heute 
doch wohl merkwürdig klingt, dass „unterm 26. November 1888 
ein neuer Codice Penale publiziert“ sei), so schadet das dem Geist 
nicht. Ich möchte nur — und wohl für sehr viele ! — den Wunsch 
äussern, dass Binding es ermöglichen könne, auch den allgemeinen 
Teil zum Lehrbuch umzugestalten und das ganze Werk bald ab- 
zuschliessen. Aber so sehr es jeder Leser des Grundrisses bedauert, 
dass er oft an den wichtigsten Stellen keine Auskunft erhält oder 
sehr kurz abgespeist wird, z. B. im § 29 über den § 77 des neuen 
Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes, wobei ihn übrigens auch Hand- 
buch und Normen nicht immer unterstützen, so sehr bewundert 
man die Zurückhaltung Bindings, der seine Arbeiten wohl noch 
mehr ausbauen will, bevor er sie uns vorlegt. 

In der Anlage, im Aufbau und im Wesen ist das Werk sich 
gleich geblieben, so dass darüber wohl nichts mehr Neues zu sagen 
ist. Bindings Anschauungen in den allgemeinen Fragen sind bekannt: 
ebenso ist es seine meisterliche Durchdringung des Gesetzesstoffes 
auf allen Gebieten. Und wenn man auch nicht allem zustimmt, 
so bleibt doch alles in höchstem Masse geistreich, sogar die manchmal 
interessanten kleinen und grossen Seitenhiebe im und unter dem 
Text. 

Im allgemeinen Teil ist nur auf einzelnes Neues hinzuweisen. So 
hat die Lehre vom sogenannten Rechtsirrtum in § 40 einen scharfen 
Zusatz erhalten, worin Binding sich gegen das falsche error iuris 
nocet mit Recht wendet. In der Lehre vom Anstifter (Seite 136 f., § 67) 
ist einiges erneuert, indem auch des agent provocateur gedacht ist, 
ohne dass damit dieser Begriff eingehend behandelt oder sonst 
eine grundsätzliche Änderung eingetreten wäre. Vielfache Neue- 
rungen finden sich auch in der heute so stark flüssigen Lehre von 
der Erlaubtheit oder dem Unverbotensein der Handlung Seite 149 ff., 
§ 75 ff. Hier hat das Bürgerliche Gesetzbuch den Anlass zu vielen 
neuen Bearbeitungen gegeben ; aber abgeschlossene Ergebnisse sind 
noch nicht zu verzeichnen. Bei der Notwehr ist nach Binding 
jeder Angriff' irgend eines lebenden Wesens abwehrbar; „Angriffe“, 
die von Sachen ausgehen, sind analog zu behandeln. Beachtet 
man daneben die schwierigen Fragen, die beim Notstand erörtert 
werden, so wird man finden, dass es überaus wichtig ist, diese 
Lehre auch in der Schweiz nicht gesetzlos zu lassen, sondern aus 
Anlass der jetzigen Gesetzgebungsarbeiten grundsätzlich in Angriff 
zu nehmen. — Besonders wertvoll ist mir das eigentliche Lehrbuch. 
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In seiner grösseren Ausarbeitung kann es leichter gelesen werden 
und man liest es wahrlich mit Genuss. Stets in besonderer Weise 
wird jeder Punkt erörtert; selbst bekannte Wahrheiten erhalten 
neue Lichter aufgesetzt oder werden aus einem neuen Gesichts- 
punkt entwickelt. Nicht in der beliebten Kommentarmethode mit 
Wortinterpretationen arbeitet Binding; sondern er bespricht die 
Gesetze wahrhaft vom Standpunkt der Wissenschaft aus, überall 
historisch anknüpfend, kritisch prüfend und ganz besonders überall 
die Dogmatik des Zusammenhangs der einzelnen Verbrochen be- 
handelnd. Wenn er auch absichtlich — und leider! — sein Werk 
auf das deutsche Recht beschränkt, so behandelt er dies doch der- 
art von höherer Warte aus, dass das stammverwandte schweizerische 
Recht, besonders mit Rücksicht auf den Entwurf, davon viel Gewinn 
zieht. — Im allgemeinen ist ja nun das Lehrbuch nur eine Er- 
neuerung der ersten Auflage, aber keine Seite ohne die bedeutendsten 
Neuerungen und Erweiterungen nach allen Richtungen ! Neu ist 
gleich die Einleitung über die Architektur der Verbrechenstat- 
bestände und den fragmentarischen Charakter des Stoffes. Wenn 
aber Binding da klagt, dass der Gesetzgeber oft aus Laune oder 
Unfähigkeit den einfachen Vollendungstatbestand verkümmern lasse, 
indem er z. B. formell die Vollendung zurückschiebe, so habe ich 
doch meine bescheidenen Zweifel, ob Derartiges nicht meist mit 
vollster Absicht und aus gutem Grunde geschieht. Genau wie die 
sogenannten „Verunreinigungen“ eines Tatbestandes durch Zu- 
sammenstellen verschiedenartiger Handlungen sehr wohl berechtigt 
sind. Sehr berechtigt ist aber die Klage darüber, dass oft der 
Gesetzgeber nur einen Tatbestand am Wege aufliest, ohne zu fragen, 
ob er nicht zu einem weiteren Begriff verarbeitet werden müsse, 
so dass oft die hässlichsten Lücken entstehen. Der Schweizerische 
Entwurf hat sieh entschieden bemüht, dem entgegen zu arbeiten, 
so gut es ging, aber man beachte, dass das Ausarbeiten eines 
einzelnen bekannten Tatbestandes zu einem allgemeineren — z. B. 
der Entziehung elektrischer Energie zur Entziehung einer jeden 
durch Naturkraft erzeugten Energie, Entwurf Art. 79 — sehr oft seine 
überaus grossen Schwierigkeiten, ja Bedenken hat (ich erinnere 
auch an den Schutz des öffentlichen Verkehrs). So wird meines Er- 
achtens jedes Gesetzbuch fragmentarisch sein müssen. 

Neu entwickelt wird auch die Lehre von der Teilnahme Dritter 
am Selbstmorde. Binding sagt Seite 25, sie sei begrifflich unmög- 
lich, da der angebliche Teilnehmer ja immer sich gegen fremdes 
Leben richte. Solange wir aber an der sogenannten akzessorischen 
Natur der Teilnahme — meines Erachtens mit Recht — festhalten, 
kann ich die Richtigkeit dieses Gedankens nicht zugeben. In der 
Anstiftung zum Selbstmorde einen Mord zu sehen, muss man auch 
psychologisch für irrig erklären, sobald der Selbstmörder geistig 
frei ist. Der Entwurf Art. <>2 wird diesem Tatbestand besser gerecht; 
es ist ganz schematisch, wenn man rein formell argumentiert : der 
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Anstifter ist Urheber des Todes eines andern, also Täter eines 
Mordes. 

Bei der durch den Erfolg qualifizierten Körperverletzung er- 
klärt Binding, dass hier einfach vorsätzliches Verbrechen vorliege, 
dass es falsch sei und unmöglich, Vorsatz und Fahrlässigkeit zu 
verbinden, wie es der Entwurf Art. 71 ff. und anderswo oft tut. (§ 5, 
Seite 17 ff., § 12, Seite 46 f.) Er sagt — Seite 46, Amn. 8 — der 
Töter „weiss genau, dass er die Quantität des Erfolges nicht in der 
Hand hat: er muss ihn nehmen, wie er fällt“. Ist also wirklich 
derjenige Mörder, der „zufällig“ durch vorsätzlichen geringen Schlag 
mit der Hand den Tod des andern verursacht? Eine solche Auf- 
fassung — siehe Normen II, 418 f. — folgt nur aus der eigen- 
tümlichen Anschauung Bindings über das Wesen des Delikts und 
der Schuld. Binding meint, nach der von ihm abgelehnten An- 
schauung müssten zwei Delikte in Konkurrenz vorliegen. Das aber 
ist irrig: wir haben eine Handlung, ein Verbrechen; aber den Er- 
folg desselben an dem einen verletzten Rechtsgut, hier an der 
körperlichen Unversehrtheit, können wir sehr wohl in seine Einzel- 
heiten zerlegen und diese mit der Willensrichtung des Täters in 
verschiedene Beziehung setzen. Einige Überlegung einschlagender 
Fälle muss uns überzeugen, dass die Lösung, die der Entwurf an- 
strebte, der Schuld des Täters wohl am besten gerecht wird. Neu 
ist § 15, die Frage des ärztlichen Eingriffs, wobei Binding sagt, 
der zur Erreichung eines rechtlich anerkannten Heilzweckes be- 
stimmte massvolle ärztliche Eingriff ist das gerade Gegenteil der 
Körperverletzung; bei Nichteinwilligung kann er höchstens Nötigung 
sein. Das ist im ersten Teil ziemlich die heute allgemein gegebene 
Begründung. Dagegen wenn gesagt wird, die zur Erreichung eines 
anerkannten Zweckes vorgenommene Handlung falle nie unter den 
Tatbestand eines Verbrechens, so ist das eine grundsätzliche An- 
schauung, die meines Erachtens in einem etwas -»'eiteren Umfang 
als nur an diesem einen Beispiel begründet werden muss. Die 
Betrachtung dieser Lehre in § 76 des „Grundrisses“ und der Hin- 
weis auf das höchst zweifelhafte „Prinzip des überwiegenden In- 
teresses“ können nicht recht befriedigen. 

Grössere Neuerungen finden sich nur noch bei der Gruppe 
„Verletzungen der Urheber- und Erfinderrechte“. Aber alles andere 
ist sorgfältig nachgearbeitet. Was Binding über Beleidigung, über 
die Vermögensdelikte sagt, ist von höchster Bedeutung; seine Aus- 
führungen über die Sittliehkeitsdelikte sind in allen Einzelheiten 
vortrefflich. Nicht ganz befriedigt mich die Darstellung des Banke- 
rotts, da in ihr die grundsätzliche Anschauung nicht ganz klar 
hervortritt, so dass gerade bei dieser Gruppe der Gesetzgeber keine 
wesentliche Hülfe bei Binding findet. 

Alles in allem kann ich nur wünschen, dass das Werk mög- 
lichst viel benützt werde! Mittermaier. 
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Friedrich Kitzinger: Ort und Zeit der Handlung im Strafrecht. Zu- 
gleich eine Betrachtung der Erscheinungsformen des Deliktes. 
Milnehen 1902. C. H. Beck. IV und 307 Seiten 8 

Ausführlich und gut löst Verfasser seine Frage : wann und wo 
Ist ein Verbrechen begangen? Er kommt zum Ergebnis, dass für 
jeden Beteiligten der Ort und die Zeit seiner persönlichen Aus- 
führungstätigkeit — bei Unterlassungen seiner Tätigkeitspflicht — 
— entscheidend seien ; also nicht Tätigkeit und Erfolg, nicht den 
Erfolg allein, nicht irgend einen Teil der Tätigkeit nennt er ent- 
scheidend. Seine Anschauung begründet er eingehend und sorg- 
fältig. Zuerst legt er die Geschichte dar, in deren Verlauf alle 
denkbaren Anschauungen vertreten waren ; heute ist keine die 
wirklich herrschende, w'eder in der Gesetzgebung noch in Theorie, 
noch in Praxis. Danach entwickelt der Verfasser die Lehre dog- 
matisch. Er sagt, man dürfe nicht, wie das hier üblich ist, vom 
Handlungsbegrifl - , sondern müsse vom Verbreehensbegriff ausgehen. 
Betrachtet man diesen, so flndet man, dass ein sogenannter Erfolg 
nicht für ihn wesentlich ist. Darin müssen wir ihm recht geben : 
es gibt reine Tätigkeitsdelikte und reine Unterlassungsdelikte. Will 
man also die Frage nach Zeit und Ort der Verbrechen für alle 
einheitlich lösen, so muss man den Erfolg überall aus dem Spiele 
lassen. Diese Erwägung ergibt sich auch aus der natürlichen An- 
schauung der verbrecherischen Handlung. (Der Verfasser operiert 
meines Erachtens etwas ungebührlich viel mit dieser „natürlichen 
Anschauung“ !) Insbesondere aber sprechen überall Zweckmässig- 
keitserwägungen für sie. Sie lässt sich bei der Frage nach der 
Herrschaft des Gesetzes in Zeit und Raum, nach der Verjährung, 
nach dem Gerichtsstand am besten verwerten. Daher begeht also 
■der Teilnehmer sein Verbrechen da, wo er tätig wurde; dasselbe 
gilt für den Versuch, für das Pressdelikt. Liegt die Tätigkeit im 
Ausland, so muss das sogenannte Schutzprinzip uns eine Bestrafung 
im Inland ermöglichen. — Zur Schaffung einer sicheren Grundlage 
seiner Anschauung bespricht der Verfasser eingehend die Frage, 
wie die einzelnen Tatbestände aufzufassen seien (Teilnahme, Ver- 
such, fortgesetztes Verbrechen, zusammengesetztes Verbrechen, 
z. B. der Bankerott) ; er gibt also weit über seine eigentliche Frage 
hinaus Erörterungen, die von gutem Verständnis zeugen und sehr 
wertvoll sind. 

Ich kann nicht leugnen, dass die Erwägungen mich wie andere 
überzeugt haben. Wenn ich auch früher dem Gedanken des Art. 9 
des schweizerischen Entwurfs ') durchaus zustimmte, wenn auch 
in der Schweiz die Anschauung Kitzingers keineswegs sehr ver- 
breitet ist, so möchte es doch zu erwägen sein, ob man nicht sich 
ihr anschliessen sollte, eben wegen ihrer klaren Einfachheit. Soweit 

‘) der übrigens auf Seite 184 f. nicht ganz richtig wiedergegeben wird. 
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ich sehe, ist in der Schweiz hier die Konkurrenz der kantonalen 
Gerichtshoheiten massgebend. Es ist auch begreiflich, dass der 
einzelne Kanton möglichst dann strafen möchte, wenn innerhalb 
seines Gebietes ein Unrechter Erfolg, ein Schaden seinen Bürgern 
zugefügt wurde. Aber bekanntlich wehren sich die in andern Kan- 
tonen wohnenden Beschuldigten meist aufs entschiedenste, dass sie 
nicht da, wo sie tätig wurden, d. b. meistens wo sie wohnen, vor 
Gericht gestellt werden sollen. Zu dieser sehr berechtigten An 
schauung wird später hinzutreten, dass die Kantone bei einem 
einheitlichen Strafrecht auf gleichmässige Aburteilung überall rech- 
nen dürfen. Schliesslich aber muss man ja bedenken, dass die 
prozessuale Frage nach dem Ort der Aburteilung gelöst von der 
materiellrechtlichen beantwortet werden kann, so dass Art. 17 des 
Entwurfs eines Einführungsgesetzes in seiner Grundlage bestehen 
bleiben könnte. Mittermaier. 

Bruno Blau: Verantwortlichkeit für fremdes Verschulden nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch. Berlin, Franz Siemenroth, 1902. XII 
und 52 Seiten 8°. 

Im Strafrecht ist der Gedanke, dass jemand auch für fremdes 
Verschulden cintreten müsse, noch nicht ganz überwunden. In 
schweizerischen Bundesgesetzen findet sich davon wohl kaum mehr 
etwas ausser im Bundesgesetz betreffend den Geschäftsverkehr von 
Auswanderungsagenturen, vom 22. März 1888, wo es im Art. 18 
heisst : „Die Agenten werden, wenn sie selbst oder ihre Unteragenten 
oder Vertreter . . . dem gegenwärtigen Gesetze zuwiderhandeln . . . 
gebüsst.“ Es mag aber selbst hier zweifelhaft sein, ob überhaupt 
die Agenten für ihre schuldigen Unteragenten haften sollen. Früher 
und heute anderswo kannte und kennt das Strafrecht aber ein 
solches Einstehen für fremde Schuld ; ein ähnlicher Gedanke ist im 
Pressrecht noch lebendig. Im Zivilrecht ist er aber voll anerkannt. 
(Obligationenrecht 61, 62, 115). Der Vergleich der beiden Rechts- 
gebiete ist für die Erkenntnis der Schuldlehre allgemein, insbeson- 
dere für die Kenntnis der Fahrlässigkeit von grösster Wichtigkeit. 
Die klare, sorgsame Berliner Preisarbeit des Verfassers zeigt, dass 
auch im Deutschen Zivilrecht der Grundsatz herrscht: jeder steht 
nur für eigene Schuld ein ; das ist auch bei der culpa in eligendo 
et custodieudo klar (Bürgerliches Gesetzbuch 831, 832). Dagegen 
innerhalb eines Schuldverhältnisses haltet man bei Eingehen oder 
Erfüllung einer Verbindlichkeit auch ohne eigene Schuld für die 
eines Vertreters oder Gehülfen nach Bürgerlichem Gesetzbuch 278 
und einigen andern Stellen. Grund hierfür ist, dass jeder für ver- 
tragsmässige und sorgfältige Leistung einstehen muss, bezieliungs- 
weise für seinen Stellvertreter, wo er sich eines solchen bedienen darf. 

Mittermaier. 
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Hermann Tafel: Die Geltung des Territorialprinzips nach deutschem 
Reichsstrafrecht. Stuttgart, Kohlhammer, 1002. 97 Seiten 8°. Mk.2. 

Die Arbeit ist eine recht hübsche und ordentliche Zusammen- 
stellung der über das sogenannte internationale Strafrecht des 
Deutschen Reiches vorhandenen Literatur. Sie geht nicht gerade tief, 
dürfte auch die Literatur etwas genauer und ausführlicher angeben 
und lässt einmal den wichtigen § 77 des neuen Konsulargerichts- 
barkeitsgesetzes über Strafbarkeit der Taten auf staatenlosem Ge- 
biet und sodann den Gesetzentwurf von 1889 über die Ausdehnung 
des sogenannten Schutzprinzips ausser Betracht. Im übrigen ist 
sie zuverlässig und klar. Sie gibt eine Übersicht über die Theorien 
des Geltungsbereichs der Strafgesetze und erkennt richtig das Terri- 
torialprinzip für das deutsche Recht als Grundlage an. Aber ebenso 
richtig verlangt sie eine Erweiterung des Schutzprinzipes, wie sie 
der schweizerische Entwurf vornahm. Sodann wird dargelegt, was 
unter „Ort der Begehung“ zu verstehen sei, worüber die ausführ- 
liche Arbeit von Kitzinger heute massgebend ist. Im übrigen 
werden alle einsehlagenden Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
und der Nebenstrafgesetze, für die jenes mit seinen hierher ge- 
hörenden Bestimmungen grundsätzlich Geltung hat, eingehend dar- 
gelegt und besprochen, ohne dass gerade Neues geboten würde. 
Den Darlegungen kann im allgemeinen zugestimmt werden; sie 
mögen auch für eine gründliche Erkenntnis des schweizerischen 
Rechtes manchen guten Dienst leisten. Mittermaier. 


Rudolf Stammler: Privilegien und Vorrechte. Rede zum Antritte 
des Rektorates der Vereinigten Friedrichs- Universität Halle- 
Wittenberg, gehalten am 12. Juli 1903. Halle, Buchhandlung 
des Waisenhauses, 1903. 52 Seiten. Mk. 1. 

Als ein Meister nach Form und Inhalt spricht Stammler von 
einem Problem, das in der allgemeinen Rechtslehre zu allen Zeiten 
von hoher Bedeutsamkeit w'ar und ist. Privilegien und Vorrechte 
sind gleichsam die Prüfsteine für ein nicht im Formalismus er- 
starrendes „richtiges“ Recht. Die beiden Begriffe sind auseinander- 
zuhalten : Vorrechte sind Rechtsfolgen, die in ihrem Inhalt aus be- 
stimmten Gründen von der regelmässigen Rechtsfolge abweichen, 
beim Privileg kommt dazu, dass es durch besondere Anordnung — 
allerdings stets auf Grund dazu ermächtigender Gesetze — gerade 
als einzeln eintretende Rechtsfolge geschaffen wird. So begründet 
jedes Privileg ein Vorrecht, aber nicht jedes Vorrecht stützt sich 
auf ein Privileg, da sich viele Vorrechte auch aus der allgemeinen 
Gesetzgebung herleiten. Trotzdem Vorrechte und Privilegien Aus- 
nahmen von allgemeinen Rechtsregeln sind, widersprechen sie nicht 
dem „richtigen Rechte“. Diese sachliche Rechtfertigung führt 
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Stammler an trefflich gewählten Beispielen durch, au denen sich 
zeigt, dass der Kernpunkt der Frage darin liegt, den von den 
modernen Verfassungen adoptierten Grundsatz der Gleichheit vor 
dem Gesetz nach seinem wahren Sinne zu erschliessen. Namentlich 
an der auf Art. 4 der Bundesverfassung sich stutzenden schwei- 
zerischen bundesrechtlichen Praxis macht Stammler klar, dass die 
geforderte Gleichheit nicht technisch und Uusserlieh zu verstehen 
ist, sondern dass alsdann Privilegien sachlich begründet sind, 
„wenn sie mit Ausschluss subjektiver Willkür im Sinne von rich- 
tigem Rechte erlassen werden. Denn Gleichheit vor dem Gesetze 
— das ist gleichmiissige Behandlung aller im Sinne objektiver Rich- 
tigkeit “ (Seite 47). Zur Erreichung dieses Zieles helfen die Pri- 
vilegien mit, weil sich immer wieder zeigt, dass dem Reichtum der 
Lebenserscheinungen „die technisch allgemein geformte Norm sach- 
lich nicht gerecht wird“ (Seite 41). Das ist z. B. der Grundgedanke 
bei der Begnadigung, „die vielleicht das eindringlichste Privi- 
legium ist“. 

Der kurze Hinweis auf den Gedankengang möge genügen, 
um der Schritt besondere Beachtung zu verschaffen ; der schwei- 
zerische Jurist insbesondere kann sich der verständnisvollen und 
feinsinnigen Würdigung unserer bundesrechtlichen Praxis durch 
den deutschen Rechtslehrer freuen. Hafter. 


Dr. Joh. Nagler, Assessor am Kgl. Landgericht zu Leipzig: Die 
Teilnahme am Sonder verbrechen. Ein Beitrag zur Lehre von 
der Teilnahme. Leipzig, Engelmann, 1903. 170 Seiten. Mk. 5. 

Aus der Teilnahmelehre hebt Nagler ein wenigstens im Zu- 
sammenhang wenig erörtertes Problem heraus, die Teilnahme am 
Sonderverbrechen. Es handelt sich um die Gruppen von Verbrechen, 
■die entweder physisch oder rechtlich nur von begrenzten Kategorien 
deliktsfähiger Personen begangen werden können, denen also Vor- 
schriften mit beschränktem persönlichem Herrschaftsgebiet entspre- 
chen. Militär- und Amtsverbrechen ragen durch ihre praktische 
Bedeutsamkeit hervor. 

Für die Lösung seiner Hauptfragen schafft Nagler eine sorg- 
fältige Grundlage : vor allem wird der Täterschaftsbegriff entwickelt, 
wobei sich der Verfasser auf den Boden einer gemässigt subjektiven 
Theorie stellt, „die vom Innern des Täters her vorwärtsschreitend 
das Gewollte bis zum geschehenen Erfolg“ berücksichtigt (Seite 45). 
Dazu kommt schon hier die Stellungnahme zur strafrechtlichen 
Kausallehre ; der Verfasser erklärt sich hier gegen v. Buris Theorie 
von der Gleichwertigkeit aller Bedingungen, für ihn ist Täter der 
die Ursache Setzende, Gehülfe der eine Bedingung Leistende. Es 
zeigt sich im Verlaufe der Abhandlung von neuem, wie sehr die 
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Ausgestaltung’ der Teilnalnnelehre von der Stellung zu der einen 
oder andern Theorie über das Kausalitätsproblem abhängig ist. 

Als Ausgangspunkt für die Lösung der Hauptfragen kann nach 
dieser Verständigung über die Grundlagen der Satz gelten, dass 
Täter eines Sonderverbrechens nur der durch eine Sondervorschrift 
Verpflichtete sein kann, dass also der Kreis der möglichen Täter 
niemals über die vom Gesetze gezogenen Schranken erweitert 
werden kann. Das schliesst eine Tatbegehung auf dem Wege 
mittelbarer Täterschaft nicht aus, denn diese ist so gut eine natür- 
liche Begehungsart wie eigenes Handeln, Benützen einer Natur- 
kraft etc. Auch Mittäter eines Sonderverbrechens kann nur sein, wer 
als Eintäter sich eines delictum proprium schuldig machen kann. 

Wenn dergestalt ein Extraneus, eine ausserhalb eines bestimmt 
vinkulierten Sonderkreises stehende Person, nicht Täter sein kann, 
ist ihr dann ein Handeln als Gehülfe oder Anstifter möglich? Die 
Lösung soll sich aus dem Wesen des Sonderverbrechens ergeben, 
namentlich aus dem Satz, dass primär zwar die hierher gehörigen 
Strafvorschriften sich nur an spezielle Kreise wenden, dass sie aber 
„sekundär“ für jedermann gelten, denn die vernünftige Verbrechens- 
bekämpfung muss Jede Mitwirksamkeit bei einem tauglichen ver- 
brecherischen Unternehmen“ untersagen. — Das ist freilich heute 
kaum mehr als ein kriminalpolitisch lebhaft zu unterstützendes 
Postulat ; so unmittelbar, wie Nagler cs darstellt, ergibt sich die 
Strafbarkeit der Extranei nicht aus dem Wesen des Sonderver- 
breehens, geschweige denn aus der heutigen Gesetzgebung. Aber 
bleiben wir bei dem Gedankengang des Buches : Für die Würdigung 
der Beihülfe eines Extraneus zum Sonderverbrechen ist wie für 
die Beihülfe überhaupt der Tatanteil des Handelnden massgebend ; 
anerkennt man nun mit Nagler die Unterscheidung zwischen Ur- 
sache setzen (Täter) und eine Bedingung leisten, so muss man dem 
Satz beistimmen, Beihülfehandlungen seien die sämtlichen äussern 
Tätigkeiten, die ohne den Willen, den Verbrechenserfolg zu ver- 
ursachen, begangen werden können (Seite 127). Im übrigen hat 
der so erschlossene Gehtilfenbegriff im vollen Umfang auf die Sonder- 
verbrechen zur Anwendung zu gelangen. 

Nicht einheitlich wird die Lösung bei der Anstiftung, weil ihr 
Begriff 1 zwei Fälle in sich begreift : bald benützt der Anstifter den 
Angestifteten nur als Mittel zur Ausführung des (vom AnstiftendenV 
geplanten Verbrechens, bald ist der Angestiftete eigentlicher Täter, 
den der Anstifter nur durch die Einflüsterung des leitenden Ge- 
dankens unterstützt; so ist je nach der Willensgestaltung die Tätig- 
keit des Anstifters bald ein Akt der Urheberschaft, bald blosses 
Gehttlfentum (Seite 143.) Diese Teilung wird namentlich bedeutsam 
für die Behandlung der Anstiftung zum Sonderverbrechen : für den 
Extraneus ist Urheberanstiftung ausgeschlossen, er kann ja als em 
ausserhalb des Sonderkreises Stehender keine Täterhandlung be- 
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gehen, so bleibt nur noch die Anstiftung, die als Gehülfentum auf- 
tritt. Sie ist wie die Beihülfe des Extraneus zum Sonderverbrechen 
überhaupt strafbar. 

Vieles an dem Buch muss zu Zweifeln Anlass geben ; nament- 
lich müssen für alle diejenigen, die entgegen Nagler der v. Buri- 
schen Kausalitätstheorie anhangen, die Hauptfolgerungen der 
Schrift mit ihrer strengen Trennung zwischen Täterschaft und Ge- 
hülfentum hinfallen. Das kann nicht hindern, die hervorragende 
Klarheit und Gründlichkeit anzuerkennen, die überall aus dem 
Buche spricht, das manches in der heute wenig erfreulichen Teil- 
nahmelehre auf einen neuen, festem Boden stellt. Hafter. 

Dr. Frieda Duensing: Verletzung der Fürsorgepflicht gegenüber Minder- 
jährigen. Ein Versuch zu ihrer straf gesetzlichen Behandlung. 
München, J. Schweizer (A. Sellier), 1903. 126 Seiten. Mk. 2. 80. 

Die Schrift kämpft einen guten und auch aussichtsvollen Kampf, 
ihre belebende Wärme und die Kraft einer edeln Überzeugung, 
die aus ihr spricht, geben ihr besondern Weit. 

Worum es sich handelt, sagt die Norm: Ihr sollt nicht eurer 
elterlichen, vormundschaftlichen oder pflegschaftlichen Fürsorge- 
pflicht zuwider das Wohl eines Minderjährigen gefährden oder ver- 
letzen (Seite 7). Die Übertretung dieser Norm ist strafwürdig, die 
Selbsterhaltungs- und Selbstverteidigungspflicht des Staates, der in 
seinem Nachwuchs seine Kraft sehen muss, verlangen es. Verletzter 
ist also der Staat, ein staatliches Rechtsgut wird angegriffen, na- 
mentlich auch ein gegen den Täter bestehender Anspruch des 
Staates auf elterliche beziehungsweise vormundschaftliche Fürsorge 
verletzt. Daraus folgt, dass nur eine Konstruktion des Verbrechens 
als Offizialdelikt möglich ist, das systematisch unter die „Ver- 
brechen gegen die öffentliche Ordnung“ — diesen allzu dehnbaren 
Sammelbegriff! — gehört (Seite 85). 

Um die kriminelle Bedeutung des Verbrechens Verletzung der 
Fürsorgepflicht zu erweisen, gibt die Verfasserin eine sorgfältige, 
vielfach mit Material aus der deutschen Rechtsprechung belegte 
Darstellung der Begehungsarten : grausame Behandlung, grobe Ver- 
nachlässigung der körperlichen Pflege und nötigen Aufsicht, An- 
halten des Kindes zu unangemessener Arbeitsleistung, Verwendung 
von Kindern zu Bettel etc. etc. Die bestehenden Gesetzgebungen 
der alten und neuen Welt, von denen eine Grosszahl im Anhang 
zusammengestellt sind, genügen zur Repression nicht, ein neuer 
Tatbestand muss errichtet werden. Dieser wird am besten nach 
Massgabe der eingangs erwähnten Norm allgemein gestaltet, da 
eine kasuistische Fassung kaum alle denkbaren Fälle treffen würde ; 
die fahrlässige Begehung des Verbrechens ist, namentlich auch 
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aus praktischen Gründen, nicht unter Strafe zu stellen. — Das ist 
in kurzen Strichen der Gedankengang der Arbeit, die auf ein gutes, 
erstrebenswertes Ziel hinweist. Hafter. 

Karl v. Lilienthal, Professor der Rechte an der Universität Heidel- 
berg: Heidelberger Lehrer des Strafrechts im neunzehnten Jahr- 
hundert. Heidelberg, Winter 1903. Mk. 1. 40. 

Ein Abschnitt aus dem Werk „Heidelberger Professoren aus 
dem 19. Jahrhundert“, das die Universität Heidelberg zur Zentenar- 
feier ihrer Erneuerung letztes Jahr veröffentlicht hat. In ungemein 
anziehender Darstellung führt uns von Lilienthal das wissenschaft- 
liche Leben und Wirken der Heidelberger Strafrechtslehrer des 
19. Jahrhunderts vor Augen, von denen mancher in den vordersten 
Heiken der Wissenschaft und des Kampfes um die Strafrechts- 
reform stand — mehr noch : die Heidelberger Fakultät kann Namen 
nennen, deren juristischer Ruhm über Baden und Deutschland weit 
hinausgedrungen ist und der Nachwelt erhalten bleibt. So vor 
allem Karl Joseph Anton Mittermaier, der fast ein halbes Jahrhundert 
in und von Heidelberg aus seine reichen wissenschaftlichen Gaben 
austeilte. — Andere grosse Namen stehen daneben : Martin, der 
zu Anfang des verflossenen Jahrhunderts lehrte, der vielseitig be- 
gabte Zachariae von Lingenthal und auch der 1896 verstorbene 
Rudolf Heime, der aus dem praktischen Justizdienst hervorgegangen 
nachher in langjähriger akademischer Wirksamkeit reiche Erfahrungen 
nutzbar machen konnte. 

v. Lilienthals Schrift hat als literaturgeschichtliche Arbeit 
bleibenden W T ert, sie ist zudem ein Akt feiner Pietät und wird 
auch bei manchem Schweizer Juristen die Erinnerung an schöne 
Jugendtage und empfangene grosse Eindrücke neu beleben. 

Hafter. 

Dr. jur. Robert Th. Wertheimer: Die Mischgesetze des Deutschen Straf- 
gesetzbuches mit besonderer Berücksichtigung ihrer strafrecht- 
lichen und strafprozessualen Behandlung. (Strafrechtliche Ab- 
handlungen, herausgegeben von Beling, Heft 47.) Breslau, Schlet- 
tersche Buchhandlung, 1903. 70 Seiten. Mk. 1. 90. 

Die von Binding sogenannten Mischgesetze teilen sich in alter- 
native und kumulative. Es sind strafrechtliche Sätze, deren Tat- 
bestände aus mehreren Gliedern bestehen; bei der ersten Gattung 
wird aber durch die Verschiedenheit der im Gesetze genannten 
Handlungen und der begleitenden Umstände die Einheitlichkeit des 
Verbrechens nicht aufgehoben, während die Tatbestände bei kumu- 
lativen Mischgesetzen stets mehrere, vom Gesetzgeber aus irgend 
welchen Gründen zusammengefasste Verbrechen enthalten. Aus 
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der Unterscheidung der beiden Arten ergeben sich bemerkenswerte 
Konsequenzen im materiellen Strafrecht wie im Prozess : bei kumu- 
lativen Mischgesetzen ist z. B. Idealkonkurrenz der verschiedenen 
in einer Gesetzesstelle enthaltenen Tatbestände möglich, nicht so 
bei den alternativen, da hier stets, auch wenn beispielsweise im 
Gesetz mehrere Begehungsarten eines Deliktes angeführt sind, nur 
ein Verbrechen vorliegt. 

Das Buch geht einmal den aus der Teilung in alternative und 
kumulative Mischgesetze sich ergebenden Konsequenzen nach, dann 
werden namentlich die Mischgesetze des deutschen Strafgesetzbuches 
daraufhin untersucht und interpretiert, ob sie alternative oder ku- 
mulative Misch tatbestände enthalten. Diese Abgrenzung ist vieler- 
orts schwierig und zweifelhaft, denn für die Scheidung der beiden 
Gruppen lässt sich im geltenden Recht kein leitendes Prinzip finden ; 
die Aufstellung von Misch ta tbeständen, namentlich alternativer, ist 
überhaupt nur ein gesetzgeberischer Notbehelf, da es vielerorts fast 
unmöglich ist, mit einer einfachen Norm alle nur denkbaren Fälle 
eines Verbrechens zu treffen. Die Entwicklung der Wissenschaft 
und der Gesetzestechnik muss auf eine Verminderung der Misch - 
tatbestände ausgehen, vor allem sind die kumulativen Mischgesetze 
zu vermeiden nach dem Grundsatz, dass jedes Verbrechen in einem 
Paragraphen zu umschreiben und von den übrigen zu scheiden ist. 
Die Arbeit ist klar und sorgfältig geschrieben und namentlich ge- 
eignet, das Verständnis für die Struktur der behandelten Ver- 
brechenstatbestände zu fördern, aber auch die Vorschläge für Ab- 
schaffung bezw. Reduzierung der Mischtatbestände, die Wertheimer 
zum Schluss macht, sind gesetzestechnischer Beachtung wert. 

Hafter. 

Dr. jur Albert Erlanger : Die materiellrechtliche und prozessuale 
Bedeutung des § 213 Reichsstrafsgesetzhuchs. (Strafrechtliche 
Abhandlungen, herausgegeben con tìeling , Heft 49.) Breslau, Schlet- 
tersche Buchhandlung, 1903. 64 Seiten. Mk. 1. 70. 

Musterhaft klar untersucht Erlanger die Bedeutung des gesetz- 
geberisch verfehlten §213 Reiehsstrafgesetzbuehes (sogenannter Tot- 
schlag auf Provokation.) Der Paragraph stellt scheinbar allgemein 
mildernde Umstände auf die gleiche Stufe mit einem privilegierten 
Totschlagfall, dem Fall, in dem der Totschläger ohne eigene Schuld 
durch eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte Misshandlung 
oder schwere Beleidigung von dem Getöteten zum Zorne gereizt 
und hierdurch auf der Stelle zur Tat hingerissen wird. Die herr- 
schende Meinung erklärt denn auch, die Provokation sei in dieser 
Gesetzesstelle nur ein besonders hervorgehobener mildernder Um- 
stand ; dem widerspricht vor allem die Geschichte des Paragraphen : 
nicht einen einzelnen mildernden Umstand wollte man hervorheben. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 11 
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sondern einen privilegierten Verbrechenstatbestand schaffen. Dann 
wird aber durch die Zusammenstellung des privilegierten Palles 
mit den mildernden Umstünden der § 213 „ein unlogisches und 
unorganisches strafrechtliches Gebilde“, denn Privilegierungsgründe 
bedeuten eine Pflicht zur Strafmilderung, während die mildernden 
Umstände dem Richter nur die Möglichkeit geben, eine mildere 
Strafe auszumessen, mit andern Worten : im letztem Fall handelt es 
sich um eine Strafzumessungsfrage, im erstem um eine Schuldfrage. 

Diese Feststellungen erklären die Schwierigkeiten, die sich 
materiellrechtlich und prozessual für die Anwendung des § 213 
ergeben : Erlanger stellt fest, dass gemäss § 1 des Strafgesetzbuches 
Totschlag auf Provokation Vergehen, Totschlag mit „andern mil- 
dernden Umständen“ Verbrechen ist; daraus wird der materiell- 
rechtlich verschiedene Charakter der beiden in einem Paragraphen 
vereinigten Tatbestände abgeleitet. Namentlich aber zeigen sich 
verhängnisvolle Konsequenzen im Prozess, der besonders geeignet 
ist, „die rechtliche Verschiedenheit zwischen Provokation und mil- 
dernden Umständen hervortreten zu lassen“ (Seite 38): bei der 
Abstimmung über die Frage nach dem Vorliegen mildernder Um- 
stände, beziehungsweise darüber, ob ein besonders vorgesehener 
Umstand gemäss § 262, Absatz 2, Strafprozessordnung vorliegt, 
bei der schwurgerichtlichen Fragestellung etc. — Die Vorschläge, 
zu denen der Verfasser am Schluss gelangt, sind unabweislicb ; in 
der Hauptsache verlangt Erlanger: da Provokation und mildernde 
Umstände begrifflich verschieden sind, müssen sie auch im Gesetz 
getrennt behandelt werden, in § 213 das selbständige Vergehen 
des Totschlags auf Provokation und in einem zum § 212 hinzu- 
zufügenden Absatz 2 Totschlag begangen unter mildernden Um- 
ständen. Hafter. 

Cav. Alberto Chapron, Sostituto Procuratore Generale del He : Rela- 
zione statistica dei lavori compiuti nel distretto della Corte d’ ap- 
pello di Napoli nell’ anno 1903. Napoli, Tocco tè Salvietti, 1904. 
Ô1 pag. 

Die Eröffnungsreden, die bei den italienischen Gerichtshöfen 
jeweilen zu Beginn eines neuen Geschäftsjahres gehalten werden, 
stellen vielfach eine sorgfältige Beurteilung und sachkundige Er- 
klärung der Rechtsverhältnisse der verschiedenen Justizbezirke dar, 
und wie die italienische statistische Zentralkommission behauptet 
hat, knüpfen sich wichtige legislative Reformen meistenteils an 
Erwägungen und Vorschläge, welche die höheren Justizbehörden 
bei diesen Anlässen machen. 

Der Staatsanwalt Cav. A. Chapron in Neapel verwertet nun in 
seinem Referat über die Tätigkeit der Gerichte im Bezirke des 
dortigen Appellhofes im Jahre 1903 Material, das nicht nur lokales 
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Interesse besitzt, sondern als Skizze über die kriminellen Verhält- 
nisse Süditaliens allgemein interessiert. 

Die neapolitanischen und noch mehr die andern italienischen 
Schwurgerichte sind gegenüber schweren Verbrechen keine strengen 
Richter. So betrugen im vorigen Jahre die Freisprechungen im 
neapolitanischen Appellhofdistrikt 81 °/o der beurteilten Fälle, der 
Durchschnitt im ganzen Königreich war 37 ®/o, nur im Distrikt von 
Catanzaro (Calabrien) 27 °/o. Besonders gegenüber Mördern ver- 
leitet Sentimentalität vielfach die Geschworenen wenn nicht zur Frei- 
sprechung, so doch zu milden Verdikten, so dass oft das Verbrechen 
des Mordes nur mit 7 — 8, selten mit 15 — 20 Jahren Zuchthaus 
bestraft wird. 

Die öffentliche Meinung, besonders in vielbesprochenen Pro- 
zessen, übt dabei eine grosse Suggestion auf die Schwurrichter aus, 
ein Missstand, den nur gute Bildung und ein gesteigertes Pflicht- 
bewusstsein wenn nicht ganz beseitigen, so wenigstens mildern 
können. In den Fällen, wo die öffentliche Meinung sich in zwei 
entgegengesetzten Richtungen bemerkbar macht, wird die autonome 
Orientierung der Richter leichter gelingen, als in den anderen, wo 
eine einheitliche, oft falsche und oberflächliche Meinung die indi- 
viduelle Urteilskraft schwächt. Aber nicht nur durch die Presse 
und den gesellschaftlichen Verkehr kommt die Selbständigkeit der 
Urteilsbildung der Geschworenen in Gefahr, sondern auch durch 
die Besprechungen, die im Beratungszimmer unter den Geschwo- 
renen selbst stattfinden, wo es leicht dem geistvolleren und besser- 
redenden unter ihnen gelingt, die anderen von seiner Meinung zu 
überzeugen. So stellt dann vielleicht das Verdikt die individuelle 
Meinung eines einzigen oder einiger weniger dar. — Es wäre des- 
halb wünschenswert, die Beratung der Geschworenen nötigenfalls 
kontrollieren zu können, um schädliche Beeinflussungen rechtzeitig 
lahm zu legen. 

Die hohen Ziffern der Kriminalität (schwere Körperverletzungen 
gelangen durchschnittlich alljährlich 730 zur Beurteilung; die son- 
stigen Körperverletzungen erreichten 1903 die Summe von 8343, 
Diebstähle wurden 16,502 beurteilt, Betrugsverbrechen 4246, De- 
likte gegen die öffentliche Ordnung 107 u. s. w.) finden ihre Be- 
gründung in dem Leben der niedern italienischen Volksklassen, 
aus denen die Grosszahl der Verbrecher stammt. Es kommt dazu, 
dass die südlichen Völker eine besonders lebhafte und leidenschaft- 
liche Natur haben und dass die untern Bevölkerungsschichten viel- 
fach vom Aberglauben und entarteten Moralbegriffen beherrscht 
sind. Besonders charakteristisch für die süditalienischen Verhält- 
nisse ist die Camorra, die heute allerdings nicht mehr ein organi- 
sierter Geheimhund von Verbrechern ist, deren Sitten und Gebräuche 
aber in der Überlieferung weiter leben. Hauptmerkmal ist das 
Überwiegen des Dranges nach persönlicher Rache, welche die Ca- 
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morristen nicht auf dem Wege des Verrates ausüben, sondern im 
Zweikampf mit Messer oder Revolver. Nach dem Kampf drücken 
sie sich nicht selten friedlich die Hand als zwei, die ritterlich ihre 
Ehre verteidigt haben. Die Ausbeutung von Frauen kommt bei 
dieser Verbrechergruppe zwar sehr oft vor, anderseits schützt aber 
der Camorrist in loyaler Weise sein Weib und rächt blutig die 
ihr zugefügte Beleidigung. Auch das religiöse Gefühl spielt eine 
Rolle und es ist bekannt, dass die Camorristen z. B. vor dem Bild 
der Madonna del Carmine Kerzen anzünden, um von der Gottheit 
die Freisprechung eines in einen Prozess verstrickten Gesellen zu 
erflehen. So entwickelt sich mit den schlechten Sitten und nament- 
lich auch im Kampf mit der Armut der verbrecherische Charakter, 
und das Verbrechen wird gefördert durch gegenseitige Unterstützung 
gegen Polizei und Justiz und durch die Sucht, unter den Genossen 
durch besondere Kühnheit sich hervorzutun. 

Das Hauptmittel zur Besserung dieser tiefgreifenden Missstände 
muss vor allem die sittliche Erziehung und Bildung der Jugend 
sein. Sehr dringliche Probleme harren nach dieser Richtung in 
Italien ihrer Lösung, auch die offizielle Statistik hat sich damit 
schon vielfach befasst, ich verweise nur auf den Bericht des Se- 
nators Beltrani Scalia an die juristisch-statistische Kommission (De- 
zembersession 1902) über den ricovero per corregione paterno negli 
anni 1899, 1900, 1901. 

Die Verbrechen gegen den Arbeitsvertrag sind in Abnahme 
begriffen ; das ist eine erfreuliche Erscheinung, die uns zeigt, dass 
das öffentliche Bewusstsein sich allmählich läutert, dass die Arbeiter 
nicht zu leicht sich von den utopischen Versprechungen der Volks- 
tribunen verleiten lassen, und dass die Beziehungen zwischen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer eine friedlichere Gestaltung annehmen. 
Tatsächlich sind auch seit den grossen Bauemrevolten in Apulien 
und den Arbeiteraufständen in der Lombardei im Jahre 1898 keine 
nennenswerten Unruhen mehr zu verzeichnen. Die italienische Re- 
gierung ist seither bemüht, die soziale Gesetzgebung zu entwickeln, 
und die letzten Jahre haben uns darin schon schöne Erfolge ge- 
bracht. In gewissem Sinne helfen hier auch tatsächliche Verhält- 
nisse selbst zur Besserung mit. Der Staatsrat Prof. A. Brunialti 
hat in einem im Januar 1904 an der internationalen Vereinigung 
für vergleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre zu 
Berlin gehaltenen Vortrag hervorgehoben, dass das italienische 
Temperament vor allem praktisch veranlagt ist. und dass das Volk 
nach erreichbaren Zielen strebt, dass es zwar Besserung der Löhne 
und Arbeitsbedingungen zu erlangen sucht, aber nachher keine 
Neigung mehr hat, den Proletarierführern Gefolgschaft zu leisten, 
lediglich um ihren politischen und Parteiinteressen dienstbar zu sein. 
Es hängt damit zusammen, dass namentlich in Sizilien die Gewerk- 
schaften (Fasci operai) in fortwährender Abnahme begriffen sind. 
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Das sind die Verhältnisse, die Chaprons Schrift erörtert; der 
Verfasser gibt uns damit einen klaren und wertvollen Einblick in 
<iie strafrechtlichen Verhältnisse Süditaliens. 

T. Sacchi-Lodispoto (Neapel). 


Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour compte-rendu. 

Vincenzo Manzini, Professore ordinario nella R. Università di Sassari: 
La procedura ordalica nel manuale d’nn antico giureconsulto indiano. 
Venezia, Ferrari, 1904. 26 S. 

Dr. jur. H. U. Kantorowicz : O obiers Karolinen- Kommentar und seine 
Nachfolger. Geschieh te eines Buches. Berlin, Gatten tag, 1904. 
72 S. Mk. 1. 80. 

Dr. W. Lehmann, Gerichtsassessor: Über die Vermögensstrafen des 
römischen Rechts. Eine rechtshistorische Studie. Berlin, Gutten- 
tag, 1904. 136 S. 

A. Goldenweiser, Rechtsanwalt in Kiew: Das Verbrechen als Strafe 
und die Strafe als Verbrechen. Leitmotive in Tolstois „Auferstehung" . 
Berlin, Prager, 1904. 72 S. Mk. 2. — . 

Dr. jur. Fritz Berolzheimer : Sgstem der Rechts- und Wirtschafts- 
philosophie. 1. Band (philosophischer Einleitungsband). Kritik des 
Erkenntnisinhaltes. München, C. H. Becksehe Buchhandlung, 1904. 
XII und 327 S. Mk. 8. 30. 

Br. med. und phil. Robert Sommer, o. Professor der Psgchiatrie an 
der Universität Giessen. Kriminalpsychologie und strafrechtliche 
Psychopathologie auf naturwissenschaftlicher Grundlage. Leipzig, 
J. A. Barth, 1904. XII und 388 S. Mk. 10. — . 

Strafrechtliche Abhandlungen, begründet von Bennecke, herausgegeben 
von Beling. Breslau, Schlettersche Buchhandlung, 1904. 

Heft 51. Dr. jur. N. H. Kriegsmann, Referendar: Wahn- 

verbrechen und untauglicher Versuch. Ober die Begriffe und 
deren Unterscheidung. 61 S. Mk. 1. 20. 

Heft 52. Dr. jur. M. Schlesinger: Der Aufruhr (§ 115 

R.-Str.-G.-B). Von der Breslauer Juristen-Fakultät gekrönte 

Preisschrift. 83 S. Mk. 2. — . 

Heft 53. Dr. jur. und rer. pol. Fritz Cohn: Der untaugliche 
Versuch und das Wahnverbrechen hinsichtlich ihrer begrifflichen 
Scheidung und ihrer Strafbarkeit. 56 S. Mk. 1. 60. 
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Strafrecht. 

Tierschutz und Strafrecht. Im Interesse einer guten Sache soll auch 
an dieser Stelle einer Bewegung gedacht werden, die versucht, Tier- 
quälereien im Eisenbahntransport entgegenzuarbeiten. Der Zentralvorstand 
der deutschschieeUerisc/ien Ticrschatzeereine hat unterm 20. März 1902 an die 
Bundesversammlung folgende Eingabe gerichtet: 

« Der Art. 65 des Bundesgosetzes betreffend den Transport auf Eisen- 
bahnen und Dampfschiffen, vom 29. März 1893 (eidgenössische Gesetzes- 
sammlung u. F., Bd. XIII, S. 644 u. ff.), enthält die Strafbestimmung: 

«Grobe Vernachlässigung der Pflichten, welche den Eisenbahn- oder 
Dampfsehiffunternehinuugen als Transportübernehmer obliegen, kann ge- 
richtlich mit einer Busse bis auf Fr. 1000 bestraft werden. Bei Rückfall 
kann die Busse bis auf Fr. 5000 erhöht werden. 

«Die Beurteilung unterliegt der Bundesgerichtsbarkeit.» 

Wir waren nun bis vor kurzem der Meinung, diese Vorschrift beziehe 
sich auf alle grösseren Vergehen, welche bei den Eisenbahnen oder Dampf- 
schiffen Vorkommen, oder die von ihren Beamten und Angestellten, als 
solchen, begangen werden. Unter diesen Begriff zählten wir auch die groben 
Vergehen gegen die bundesrätlichen Vorschriften beim Viehtransport. Zu 
diesen groben Vergehen rechneten wir die Verladung und den Transport 
einer ganz abnormen Anzahl von Tieren in einem und demselben Wagen, 
wie z. B. den Transport von 22 bis 24 Stück Gross- und Jungvieh in einem 
Wagen von 6,7 m. Länge und 2^ m. Breite, wie solche Transporte jüngsthin 
mehrfach vorgekommen sind, oder aber auch die Ausse.raehtlassung der 
Vorschriften über den Transport, die Wartung und Pflege der Tiere über- 
haupt. Wir waren zu dieser Annahme um so mehr berechtigt, als einzelne 
unserer Vorstandsmitglieder sich aus bezüglichen Unterredungen mit da- 
maligen Mitgliedern der Vorberatungskommission für das zitierte Bundes- 
gesetz — es war das der inzwischen verstorbene Herr Nationalrat 
Kurz — noch genau erinnern, dass diese Auffassung der Strafbestimmung 
auch bei der Vorberatungskommission herrschte. 

Gestützt auf diese allgemein geltende Ansicht ersuchte die aargauische 
Staatsanwaltschaft jüngsthin ihre Regierung, Untersuchungsakten in Sachen 
einer schweren Tierquälerei beim Viehtransport an den Bundesrat zu leiten, 
damit dieser dieselben gemäss Art. 65 des erwähnten Bundesgesetzes dem 
Bundesgericht zur Aburteilung überweise. 
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Der Bundesrat sandte aber mit Zuschrift vom 7. Januar 1902 sämtliche 
Akten an die requirierende Behörde zurück. Dieser uns zur Einsicht ge- 
statteten Zuschrift entnehmen wir: 

«Wir haben die Akten geprüft, finden jedoch, dass, entgegen Ihrer 
Ansicht, kein Grund zur Anwendung des Art. 65 des Eisenbahntransport- 
gesetzes vorliegt. 

• Das Bundesgesetz betreffend den Transport auf Eisenbahnen und 
Dampfschiffen, vom 29. März 1893, enthält keine Bestimmungen über straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit einzelner Beamter oder Angestellter der Ver- 
kehrsanstalten für den Fall des Zuwiderhandelns gegen Vorschriften über 
den Transport von Personen oder Waren, ebenso mangeln derartige Be- 
stimmungen im Transportreglement vom 1. Januar 1894 (Bd. XIII, S. 762 u. ff.). 
Art. 65 des Gesetzes droht lediglieli Bussen an gegenüber grober Vernach- 
lässigung von Pflichten, welche den Eisenbahn- und Dampfschiffunter- 
nehmungen obliegen, und es ist aus dem Wortlaut dieser Gesetzesstelle 
selbst und aus ihrer Interpretation in Art. 14 der Vollziehungsverordnung 
vom 11. Dezember 1893 (A. S., Bd. XIII, 756) durchaus klar, dass sie nur 
angewendet werden soll und darf auf pflichtwidrige Massnahmen der 
leitenden Organe der Bahngesellschaft oder Ungehorsam solcher gegen 
Verfügungen der ihr übergeordneten Aufsichtsbehörde des Bundes. » 

Nun bestehen eidgenössische Vorschriften bezüglich der Beförderung 
lebender Tiere, und zwar: 

a) Die Vorschriften in dem vom Bundesrate unterm 11. Dezember 1893 
(A. S. n. F., Bd. XIII. S. 797 u. ff.) genehmigten Transportregiemente 
der schweizerischen Eisenbahn- und Dampfschiffunternehmungen. 

b) Die bundesrätlichcu Polizeivorschriften für den Viehtransport auf 
schweizerischen Eisenbahnen, vom 12. Mürz 1888 (A. S. n. F., Bd. XIII, 
S. 860 XL ff.). 

Dagegen existieren keine Strafbestimmungen für den Fall der Miss- 
achtung dieser Vorschriften, wenn Art. 65 des mehrfach erwähnten Bundes- 
gesetzes nicht zur Anwendung kommen kann und die Interpretation des 
Bundesrates richtig ist. 

Zur Verfolgung der Vergehen tritt die kantonale Strafgesetzgebung in 
die Lücke, speziell diejenige gegen Vergehen der Tierquälerei. Diese Gesetz- 
gebung ist aber unter sich so verschieden und vielgestaltig, so vielfach 
die Materie von den verschiedenen Kantonen behandelt worden ist. Die. 
darin enthaltenen Strafmasse wurden zu einer Zeit erlassen, wo man noch 
wenig oder gar nichts von einem Tiertrausport auf Eisenbahnen kannte. 
Sie genügen demgemäss auch in keiner Weise für die Bestrafung von Tier- 
quälereien beim Transport auf Eisenbahnen. Abgesehen aber auch hiervon, 
erlauben wir uns auf den Umstand hinzuweisen, dass der kantonale Richter 
mit kantonalen Gesetzen die Vergehen und deren Urheber auf ausser- 
kantonalem Gebiete zuchtpolizeilich nicht erreichen kann, und dass wir, 
wie bereits erwähnt, über keine eidgenössischen Strafbestimmungen ver- 
fügen, um Fehlbare zur Rechenschaft zu ziehen. Die Bestrafung der Ver- 
gehen beim Viehtransport auf Eisenbahnen durch Anwendung eid- 
genössischer Vorschriften wäre demzufolge, unmöglich. 
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Gewiss ist es einleuchtend, dass dies unhaltbare Zustände sind, und 
wir werden durch unsere Pflicht dazu gedrängt, denselben Abhiilfe zu 
schaffen. 

Wir gelangen daher mit folgendem Gesuche an Sie: 

1. Sie möchten den Art. 65 des Bundesgesetzes betreffend den Trans- 
port auf Eisenbahnen und Dampfschiffen, vom 29. März 1893, dahin 
interpretieren, dass grobe und gröbere Vergehen gegen die vorhin 
zitierten Rundesvorschriften über den Viehtransport unter die Straf- 
bestimmung dieses Art. 65 fallen. 

Eventuell, d. h. für den Fall, dass die Interpretation nicht in diesem 
Sinne stattfände, 

2. Sie möchten die bezüglichen Strafbestimmungen dahin ergänzen, dass 
die oben genannten Vergehen einheitlich durch ein eidgenössisches 
Gesetz bestraft werden können. 

Wir haben uns seit Jahren bemüht, den quälerischen Transport der 
Tiere auf Eisenbahnen zu unterdrücken, und sind darin von den 
Bundesbehörden auch kräftig unterstützt worden. Zu unserm Bedauern 
müssen wir aber bekennen, dass alle diese Bestrebungen ohne ausreichende 
Schutz-, beziehungsweise Strafbestimmungen erfolglos sind. 

Hierbei können wir uns nicht enthalten, einer Empfindung Ausdruck 
zu geben, die in dem Widerspruch liegt zwischen der Verfolgung- der 
kleinsten Vergehen beim Personentransporte und der Nichtverfolguug der 
grossen Vergehen beim Tiertransporte durch die Eisenbahnverwaltungen,, 
selbst wenn bei den letztem infolge Überladung der Wagen erhebliche 
finanzielle Nachteile für sie entstehen. Wenn von der humanitären Seite, 
der Frage, ganz abgesehen wird, so erfordern es wenigstens die finanziellen 
Interessen, dass unserm bescheidenen Gesuche entsprochen wird. 

Durch die Berücksichtigung des Gesuches werden nicht bloss tier- 
quälerische Übelstände abgestellt, sondern es wird auch den zum Nachteile 
der Bahnen unstatthaften Manipulationen gewissenloser und habsüchtiger 
Viehtrausportg-eber der Riegel geschoben. » 

Die Eingabe wurde von der Bundesversammlung dem Bundesrat zur 
Berichterstattung überwiesen, und der letztere kam dieser Aufgabe mit 
einem Bericht vom 21. November 1902 nach (Bundesbl. 1902, Bd.V, S. 522u.ff.). 
Das Justiz- und Polizeidepartement führt darin, gestützt auf ein Gutachten 
der Bundesanwaltschaft, aus, dass für Tierquälereien beim Bahntransport 
der Art. 65 des Trausportgesetzes vom 29. März 1893 unanwendbar sei, da 
diese Gesetzesstelle ihrem ganzen Zusammenhang nach nur Bussen androht 
gegenüber pflichtwidrigen allgemeinen Massnahmen der leitenden Organe 
der Bahngesellschaften oder Ungehorsam solcher gegen Verfügungen der 
ihr übergeordneten Aufsichtsbehörden des Bundes; nicht lässt sich in dieser 
Stelle etwa eine Bestimmung über die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
einzelner Beamter oder Angestellter der Transportanstalten für Zuwider- 
handlungen gegen Transport vorschriften, speziell etwafür Tierquälereien beim 
Viehtransport, finden. Aber auch abgesehen von diesen materiellrechtlichen 
Gründen, die eine Auslegung des Art. 65 1. c. im Sinne der Eingabe des 
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Zentralvorstandes verbieten, ist nach staatsrechtlicher Praxis die Bundes- 
versammlung mangels eines bezüglichen Verfassuugsgrundsatzes zur authen- 
tischen Interpretation einer Gesetzesstelle gar nicht berechtigt ; kein Gericht 
wäre, verpflichtet, eine von der Bundesversammlung ausgehende Gesetzes- 
auslegung zu respektieren. Der Bericht stellt ferner fest, dass gemäss Art. 66 
der Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz betreffend die Erwerbung 
und den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des Bundes und die 
Organisation der Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen, vom 7. No- 
vember 1899 (A. S. n. F., Bd. XVII, S. 437), das Personal der Bundesbahnen 
für absichtliche oder fahrlässige Nichterfüllung der ihm obliegenden Pflichten 
bestraft werden kann, dass also auch eine Ahndung pflichtwidriger Nicht- 
überwachnng des Viehtransportes möglich ist; überdies hat die Geueral- 
direktion der Bundesbahnen darauf hingewiesen, dass ihr Reglement Nr. 3 
betreffend die allgemeinen Dienstvorschriften für die Beamten und die 
ständigen Angestellten, vom 17. Oktober 1901, hier anwendbare Disziplinar- 
massnahmen vorsehe, so dass spezielle Struferlasse überflüssig seien. 

Diese Feststellungen, deren juristische Richtigkeit nicht angezweifelt 
werden kann, lassen den bundesrätliehen Bericht dazu gelangen, der Ein- 
gabe des ZentralvorstandcB der Tierschutzvereine keine weitere Folge, zu 
geben; anschliessend wird dann allerdings erklärt, die Wirkung der neuen 
Vorschriften für den Tiertransport auf den Bundesbahnen müsse erst noch 
erprobt werden, im Bedürfnisfalle könnten immer noch speziellere An- 
ordnungen erlassen werden. 

Dem bundesrätliehen Bericht kann man das Zeugnis der formellen 
Korrektheit nicht versagen, aber eine irgendwie befriedigende Lösung ist 
damit nicht gegeben, und die Bundesversammlung ist denn auch in ihrer 
Beschlussfassung erheblich weiter gelangt. Vorgängig' der Stand erat, der 
am 10. Juni 1903 zwar das Begehren der Tierschutzvereine ablehnte, aber 
den Bundesrat einlud, « bei Anlass der Revision des Transportgesctzes eine mit 
Strafandrohung verbundene Verantwortlichkeit des Personals der Bundes - und der 
übrigen Bahnen fttr Vergehen gegen die Viehtransportcorschriften (zur Vermeidung 
von Tierquälereien) in Aussicht zu nehmen ». Dem Beschluss des Ständerates 
stimmte der Nationalrat am 4. November 1903 zu. 

In der Tat genügt in der guten Sache, der die Tierschutzvereine ihr 
Wort leihen, ein Abwarten, wie es der Bundesrat vorschlägt, nicht. Der 
richtige Ort fiir einschlägige Strafbestimmungen ist, wie die Bundesversamm- 
lung das ausgesprochen hat, das Transportgesetz. Wie lange aber die ge- 
plante Ergänzung dieses Gesetzes auf sich warten lässt, ist zurzeit un- 
gewiss; so wird man sich ernstlich fragen müssen, ob nicht durch eine 
Spezialregelung bestehende Missstände beseitigt werden sollten und könnten. 
Selbst wenn man mit dem bundesrätliehen Bericht annchmen will, dass im 
Gebiete der Bundesbahnen die bestehenden Vorschriften genügen, so bleibt 
immer noch der Mangel einer genügenden Kontrolle bei den Privatlransporl- 
anstalten. Vor allem dieser letztere Umstand muss dazu führen, eine baldige 
gesetzliche Regelung im Auge zu behalten. Sie könnte, unter Her- 
vorhebung der speziellen Verhältnisse des Viehverkehrs auf den Transport - 
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anstalten, zweckmässig sich anschlicssen an den Tatbestand « Tierquälerei » in 
Art. 256 des Entwurfes 1903 zu einem eidgenössischen Strafgesetzbuch, der 
folgenden Worlaut hat: 

« Wer Tiere roh misshandelt, grausam vernachlässigt oder unharm- 
herzig überanstrengt, wird mit Busse bis zu Fr. 500 oder mit Haft bestraft. 
Ist noch nicht ein Jahr abgelaufen, seit er eine Strafe wegen Tierquälerei 
erstanden hat, so wird er mit Haft bestraft.» Hafter. 

Baselstadt. Einführung des bedingten Straferlasses. Am 10. De- 
zember 1903 beschloss der Grosse Kat des Kantons Baselstadt auf 
den Antrag der Prüfungskommission, es sei der Regierungsrat einzu- 
laden, zu prüfen und zu berichten, ob nicht in die kantonale Straf- 
gesetzgebung der sogenannte bedingte Straferlass aufzunehmen sei. Die 
Regierung hatte sich ursprünglich der Anregung gegenüber ablehnend 
verhalten, im wesentlichen mit der Begründung, die Strafgesetzgebung des 
Kantons Baselstadt erstrecke sich auf ein zu kleines Territorium und der 
bedingte Straferlass habe sich in der Praxis nicht bewährt, denn die 
statistischen Erhebungen ergäben, dass die Zahl der Rückfälligen an den 
Orten ohne bedingten Straferlass nicht grösser sei als an denen mit be- 
dingtem Straferlass. Daraufhin wurde von verschiedenen Seiten durch 
Mitglieder des Strafgerichts der Antrag der Prüfungskommission warm 
befürwortet. Es wurde hauptsächlich angeführt, die Behauptung, dass sich 
die Institution des bedingten Straferlasses nicht bewährt habe, sei unrichtig; 
das richterliche Gewissen würde sich in manchen Fällen beruhigeu, wenn 
ihm das Mittel des bedingten Straferlasses gegeben wäre. Gerade bei 
Jugendlichen, die etwa einen dummen oder bösen Streich verüben, ohne 
deshalb verbrecherische Anlagen zu besitzen, werde durch die Verbüssung 
einer Gefängnisstrafe oft unheilbarer Schaden angerichtet. Die von der 
Regierung hervorgehobeue Schwierigkeit der Kontrolle sei nicht so gross ; 
man dürfe eine Institution, die sich in den meisten Fällen als nützlich 
erweisen werde, nicht deshalb verwerfen, weil sie in einzelnen Fällen versage. 

Der Sprecher der Regierung erklärte daraufhin, er wolle den Antrag 
entgegennehmen, und dies wurde einstimmig beschlossen. 

Schon früher hatten sich die Behörden von Baselstadt mit dieser Frage 
befasst. Mit Schreiben vom 17. August 1898 hatte das Strafgericht dem 
Appellationsgericht beantragt., Schritte zu tun zur Einführung der bedingten 
Verurteilung. Das Appellationsgericht sprach sich jedoch namentlich aus 
praktischen Gründen gegen die Neuerung aus, und die Regierung schloss 
sich dieser Ansicht an. (Vergleiche Ratschlag vom 9. Juni 1899 betreffend 
Abänderung des Strafgesetzes, abgedruckt auf Seite 360 bis 363, Bd. XIII, 
dieser Zeitschrift.) 

Auf dies hin blieb die Sache liegen, bis sie nun durch die Anregung 
der Prüfungskommission wieder aufgenommen wurde. 

Strafgerichtspräsident Dr. Volimi/, Basel. 
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Strafe und sichernde Massnahme 

im 

Vorentwurfe zu einem schweizerischen Strafgesetzbuche '>. 

Von 

Privatdozent Dr. E. Hafter in Zürich. 


Der schweizerische Vorentwurf von 1903 unterscheidet im 
zweiten Abschnitt im allgemeinen Teil des ersten Buches Strafen 
und sichernde Massnahmen. Mit den sichernden Massnahmen 
führt er in das Gesetz einen Begriff ein, der wohl der Wissen- 
schaft nicht mehr fremd ist, hier aber zum erstenmal in einer 
Kodifikation zielbewusste Verwertung findet — unter dem un- 
bestrittenen Einfluss der soziologischen Schule und der von der 
Internationalen kriminalistischen Vereinigung für die Strafrechts- 
reform aufgestellten Gesichtspunkte. 

Durch die Aufnahme des Begriffs der sichernden Massnahme, 
Ber „mesure de sûreté“, wie der französische Text sagt, muss 
das herkömmliche Strafen-Strafrecht je nach dem Standpunkt, 
von dem man ausgeht, entweder eine Erweiterung oder eine 
Umwälzung von Grund aus erfahren. Zweifellos ist vorläufig 
nur, dass die sichernde Massnahme einen Eingriff' in das vielen 
geheiligte Gut des herkömmlichen Vergeltungs - Strafrechtes 
bedeutet. 

Mit den folgenden Darlegungen soll nun versucht werden : 
in erster Linie den Begriff der sichernden Massnahme fest- 
zustellen ; 


') Mit teilweiser Verwertung eines Vortrages, gehalten in der Jahres- 
versammlung der schweizerischen Landesgruppe der Internationalen krimi- 
nalistischen Vereinigung am 9. Oktober 1903 zu Zürich. Vgl. das Referat 
darüber diese Zeitschrift, XVI, S. 339 ff. Leider konnte ich die erst nach 
Drucklegung dieser Arbeit erschienene Zürcher Dissertation von E. Wllst: 
Die sichernden Massnahmen im Entwurf zu einem schweizerischen Straf- 
gesetzbuch (1904), nicht mehr verwerten. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 1 ■”> 
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dann weiter vor allem das Verhältnis zwischen sichernder 
Massnahme und Strafe, den beiden im Gesetz ungetrennt neben- 
einander bestehenden Massregeln, zu umschreiben ; 

endlich soll untersucht werden, ob das Zusammenwirken 
von Strafe und sichernder Massnahme in einem Strafrechts- 
system möglich und wünschenswert ist, oder, um es jetzt schon 
zu sagen, ob der Kompromiss zwischen klassischem und sozio- 
logischem Strafrecht, den der Entwurf versucht, gelungen ist. 

I. 

Die Herkunft des Begriffes der sichernden Massnahme ist 
klar, er lehnt sich an einen der von der neuern Kriminalpolitik 
aufgestellten Strafzwecke an, den Strafzweck der Sicherung 
oder Unschädlichmachung *). Doch ist es nur ein Anlehnen,, 
die sichernde Massnahme des Entwurfes ist, wie wir später aus 
ihrem Verhältnis zu der sonst vom Entwurf übernommenen 
Vergeltungsstrafe ersehen werden, nicht die Sicherungsstrafe 
der soziologischen Schule, sie soll überhaupt nicht Strafe sein, 
sondern unter bestimmten Voraussetzungen an Stelle der Strafe 
treten. Diese systematische Loslösung der Massnahme von der 
Strafe, vom Strafbegriffe sowohl im Sinne der klassischen als 
der soziologischen Schule, hindert jedoch nicht, den Begriff der 
sichernden Massnahme aus den Grundsätzen heraus zu ent- 
wickeln, denen die soziologische Sicherungsstrafe ihr Leben 
verdankt. Die Erwägungen, die die moderne Strafrechtsschule 
zur Postulierung einer Strafe führten, deren Zweck die Siche- 
rung der Gesellschaft vor gewissen Individuen oder, von der 
andern Seite betrachtet, die Unschädlichmachung bestimmter 
Rechtsbrecher ist, sind die gleichen, die den Verfasser des schwei- 
zerischen Vorentwurfes eine Reihe von sichernden Massnahmen 
aufstellen Hessen. 

Es ist hier daran zu erinnern, dass jede Gesetzgebungs- 
politik sich vornehmlich über zwei Punkte Rechenschaft 
zu geben hat: über den Kreis der rechtsschutzbedürf- 

tigen Interessen, den Kreis der Güter, die zu Rechtsgütern 
erhoben werden müssen, und ferner über die Art des Schutzes : 
ob der Zivilrechtsschutz genügt, oder ob «lie schärfern straf- 


■) v. Liszt, Lehrbuch, 12. and 13. Aufl., Berlin 1903, S. 8Ö/8G. 
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rechtlichen Schutzraächte bestimmten Angriffen auf die zu 
schützenden Güter entgegenzustellen sind. Damit ist auf die 
Zweckbestimmung des Gesetzesrechtes hingewiesen, das zufolge 
dieser Bestimmung speziell im Strafrecht vor die Aufgabe ge- 
stellt wird, gegen die einzelne Verletzung, den einzelnen Angriff, 
die einzelne Gefährdung eines zu schützenden Gutes das zweck- 
entsprechendste Schutzmittel zu suchen. 

Aus diesem Gedankengang heraus hat man längst das starre 
Vergeltungs-Strafrecht bekämpft, sei es, indem man — allzu 
schroff' — die Vergeltungs- und Sühneidee überhaupt aus dem 
Strafrecht wegweist, wie konsequente Soziologen des Strafrechts 
es etwa tun, sei es, dass man zwar die Vergeltungsstrafe bei- 
behält, aber ihr über den Zweck der Vergeltung hinaus noch 
andere Zwecke zugesellt. Man kann sagen, dass dieses letztere 
System eines erweiterten Vergeltungs-Strafrechtes heute noch 
die Vorherrschaft hat, anderseits muss man zugestehen, dass 
eine starke Bewegung dahin tendiert, die Vergeltung zu gunsten 
der übrigen Strafzwecke mehr und mehr in den Hintergrund 
zu schieben. 

Schon Adolf Merkel schrieb, allerdings noch durchaus vom 
Standpunkt der klassischen Schule aus: „Die Idee der Sühne 
schliesst eine Fülle von Zweckbeziehungen in sich, die bei auf- 
steigender Kulturentwicklung allseitiger und bestimmter im 
Bewusstsein der Völker und bei der Gestaltung ihres Straf- 
rechtes sich geltend machen“ ’). Damit ist auf das mächtige 
Anwachsen der Aufgaben des Strafrechtes, die Vermehrung der 
Zw r eckbeziehungen hingedeutet. Die Zukunftsfrage ist hier nur 
noch, ob bei diesem Auftreten immer neuer Zweckbeziehungen 
die Sühneidee ihren Platz behaupten kann, oder ob sie nicht 
wenigstens in die hintere Linie gedrängt wird. Jedenfalls hat 
unter andern schon Merkel der Zweckstrafe die Bahn geöffnet. 
Der weitere Gang ist dann leicht zu übersehen : Einerseits 
führte die tiefere Lebenserkenntnis zu der Einsicht, dass die 
Vergeltung, die Sühne einer Tat durch das Strafrecht in 
der überlieferten Weise den verwickelteren Erscheinungen des 
Lebens allein nicht mehr genügt, anderseits erkannte man, dass 
die Massregel, die man herkömmlich Strafe nannte, d. h. der 


') Diese Zeitschrift, VII, S. 4. 
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staatliche Eingriff in die Sphäre des Verbrechers, entwicklungs- 
fähig ist, — sie kann noch andere Zwecke erfüllen, als Sühne 
und Vergeltung gewähren. So entstand die moderne Zweck- 
strafe, die vorerst einseitig einzelne Strafzwecke hervorkehrte : 
Abschreckung, Besserung, Sicherung, Unschädlichmachung etc., 
bis der besonnene Überblick die einzelnen Strafzwecke sammelte 
und im Hinblick auf die Verschiedenheit der einzelnen Ver- 
brechertypen das Nebeneinanderwirken mehrerer Strafzwecke 
in einem Strafensystem befürwortete 

Damit gelange ich zu meinem Ausgangspunkt zurück, der 
Sicherungsstrafe, der einen Varietät der modernen Zweckstrafe, 
aus der die sichernde Massnahme des schweizerischen Ent- 
wurfs abzuleiten ist: 

Durch sichernde Massnahmen sollen schutzbedürftige mensch- 
liche Güter vor zukünftiger Verletzung bewahrt werden, das 
geschieht, indem man eine bevorstehende Gefahr abwendet, 
oder spezieller ausgedrückt: indem man dem gefährlichen Men- 
schen, aus dessen momentanem Verhalten für die Zukunft Ge- 
fahr droht, die Möglichkeit der Schädigung abschneidet. In den 
meisten Fällen wird das dadurch geschehen, dass man den 
drohenden Schädiger unschädlich macht. 

Danach bedeutet die sichernde Massnahme die Sorge um 
zukünftige Verhältnisse, sie stellt nicht notwendig darauf ab, 
dass der von einer sichernden Massnahme Betroffene bereits 
das Strafgesetz verletzt hat; vergegenwärtigt man sich vor- 
läufig ohne Rücksicht auf gesetzliche Bestimmungen die Bedeu- 
tung solcher Massnahmen, so genügt aus den entwickelten 
Gründen schon die blosse Gefährlichkeit eines Menschen, um 
gegen ihn vorzugehen. Doch ist vorläufig eine solche lediglich 
vorbeugende Tätigkeit nicht dem Strafrichter, sondern der 
Polizei und eventuell dem Zivilrichter*) zugewiesen, die Do- 


') Man ist derart zur Aufstellung bestimmter Verbrechertypen einer- 
seits und zur Schaffung der entsprechenden Varietäten der Zweckstrafe 
anderseits gelangt. Hüten muss man sich dabei nur vor zu schroffer Ab- 
grenzung und vor schablonenhafter Zuteilung eines Gesetzesübertreters zu 
dem einen oder andern Typus. 

*) Man fängt an, die Interessengemeinschaft zwischen Zivil- und Straf- 
recht wieder mehr hervorzuheben, namentlich auch in der Richtung, dass bei 
sozial gefährlichen Zuständen und Handlungen, die sich nicht zu einem 
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mäne des Strafrechts beginnt erst, wo ein Strafgesetz verletzt 
ist. Dann aber spricht nichts dagegen, dass der Strafrichter durch 
die Reaktion gegen eine Gesetzesverletzung oder in Verbindung 
mit der Reaktion auch eine präventive, sichernde Tätigkeit 
ausübt '). So hat die sichernde Massnahme im Strafrecht da 
ihren Platz, wo ein begangenes Verbrechen nach irgend einer 
Seite hin eine besondere Gefährlichkeit des Täters offenbart ; 
aus dem Studium der äussern und innern Beweggründe, die 
den Täter leiteten, ergibt sich sein Typus, die Art seiner Ge- 
fährlichkeit, aus der dann die zweckentsprechende Präventive 
abzuleiten ist. Die Aufgabe der sichernden Massnahme im Straf- 
recht besteht danach darin, auf Personen, die ein Verbrechen 
begangen haben, derart einzuwirken, dass schutzbedilrftige Inter- 
essen, die durch sie gefährdet erscheinen, möglichst ror Schaden 
bewahrt werden 2 ). 

II. 

Soll nach dieser Feststellung, die noch in keine Beziehung 
zum System des schweizerischen Entwurfs gebracht ist, jetzt 
auf die sichernde Massnahme, wie sie das Gesetz vorsieht, ein- 
gegangen werden, so ist das nur durch die Klarlegung des Ver- 
hältnisses zwischen Strafe und sichernder Massnahme möglich. 
Wie kaum eine andere Partie des Entwurfes zeigt diese Ver- 

Deliktstatbestaud verdichten und damit das Eingreifen des Strafrichters 
verbieten, das Zivilrecht repressiv und vor allem präventiv eingreift. Das 
geschieht nach dem schweizerischen Zivilgesetzentwurf von 11(04 z. B. durch 
die Fürsorgeerziehung (Art. 294—2%), ferner durch vormundschaftsrecht- 
liche Bestimmungen (Art. 378, 379, auch 107, Absatz 2, und 447). Vgl. dazu 
Hafter, Kriminalpolitische Anforderungen an das schweizerische Zivilgesetz- 
buch, diese Zeitschrift, XV, S. 262 ff. 

') Das stimmt mit der Auffassung von Stooss überein ; Motive zu dem 
Vorentwurf eines schweizerischen Strafgesetzbuches, September 1893, S. 35: 
«es wäre eine Verkennung des richtigen Gedankens, welcher der Tren- 
nung' der Gewalten im Staate zu Grunde liegt, wenn die Gesetzgebung' 
dem Richter das Recht vorenthalten wollte, diejenigen vorbeugenden Mass- 
nahmen gegen das Verbrechen bei Anlass seiner straf richterlichen Tätigkeit 
zu treffen, welche er . . . besser . . . treffen kann als der Polizeibeamte». 

s ) Vgl. Stooss, diese Zeitschrift, Bd. XIV, S. 394: « Die sichernde Mass- 
nahme wird nicht durch ein bestimmtes Delikt begründet, sondern durch 
den Zustand einer Person, der anlässlich eines Strafverfahrens gegen diese 
Person ermittelt wird. » 
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hältnisziehung die persönliche Auffassung des Gesetzesredaktors. 
Stooss hat sich zu wiederholten Malen in folgendem Gedanken- 
gang über die Beziehung zwischen Strafe und sichernder Mass- 
nahme ausgesprochen: Wenn der Endzweck aller Strafrechts- 
pflege, die Verminderung der Kriminalität, erreicht werden soll, 
„so reicht das Mittel der Strafe — im herkömmlichen Sinne 
der Vergeltungsstrafe — bei weitem nicht aus. Die Strafe ist 
nicht das einzige und nicht einmal das wirksamste Mittel zur 
Bekämpfung des Verbrechens“ ‘). Das überlieferte klassische 
Strafrecht genügt also nicht, jedoch eröffneu zwei Wege Abhülfe: 

entweder wird die Idee der Vergeltung und Sühne ihrer 
Stellung im Strafrecht beraubt und die ganze Disziplin von 
Grund aus umgebaut, wobei das Zweckmoment, die zweckmäs- 
sigste Reaktion und die Prävention des Verbrechens, zum Aus- 
gangspunkt des Systems wird, 

oder die Vergeltungsidee wird auch fernerhin als Grund- 
lage des Strafrechts beibehalten unter Anfügung von Massnahmen, 
die dem erweiterten Wirkungsgebiet der Strafrechtspflege ent- 
sprechen. 

Das ist der Weg, den Merkels oben zitierte Worte weisen, 
und auch Stooss ist stets für die letztere Alternative eingetreten, 
er erklärt: „in der menschlichen Natur ist das Gefühl tief ein- 
gewurzelt, dass das Gute belohnt, das Schlechte aber bestraft 
werden müsse“. Allerdings muss sich die Strafgerechtigkeit des 
Staates den „Zwecken der staatlichen Gesellschaft“ unter- 
ordnen, „aber die Grundlage der Verbrecherisclikeit und der 
Strafbarkeit bleibt die Unsittlichkeit der Handlungsweise des 
Täters. Fehlt diese, so kann weder von einem Verbrechen 
noch von einer Bestrafung des Täters die Rede sein“ 8 ). 

Aus dieser Doppelfunktion des Strafrechtes: Betätigung der 
Vergeltungsidee und Verwirklichung bestimmter Schutzzwecke, 


•) Diese Zeitschrift, Bd. IV, S. 252. 

s ) Diese Zeitschrift, VII, S. 269— 270, auch S. 279, eodem IX, S. 174: 
« Der Gesetzgeber liât die Handlung des Täters auch in ethischer Hinsicht 
zu würdigen und sein sittliches Werturteil in der Strafe zum Ausdruck zu 
bringen.» Ferner idem, Bericht über deu Vorentwurf zu einem schweize- 
rischen Strafgesetzbuch nach den Beschlüssen der Expertenkommission, 
Bern 1899, S. 14: «Der schweizerische Entwurf betrachtet die Strafe als 
Vergeltung und bemisst die Strafe nach der Schuld des Täters » u. a. 0. 
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ergab sich für Stooss die zweispurige Regelung Strafe und 
sichernde Massnahme; er wollte Einseitigkeit nach beiden Rich- 
tungen vermeiden, die soziale Bedeutung des Strafrechts und 
seine ethische Grundlage zugleich zum Ausdruck bringen *). 
Das Strafrecht soll sich danach insoweit der Strafe bedienen, 
als sie das einzig wirksame Mittel ist, den staatlichen Güter- 
schutz zu verwirklichen, aber nicht absolut soll der Staat die 
Vergeltung üben, sondern nur soweit ein staatlicher Zweck es 
gebietet. Ist aber der Gesetzesübertreter für die Wirkung der 
(Vergeltungs-)Strafe von vornherein unempfänglich, so kann er 
kriminalpolitisch auch nicht strafbar sein — „hier sind unter 
bestimmten Voraussetzungen sichernde Massnahmen geboten“ s ). 

So weit führt Stooss selbst die Scheidung zwischen Strafe 
und sichernder Massnahme durch, er stellt ab auf die Straf- 
fähigkeit des Gesetzesübertreters : wer fähig ist, Strafe zu leiden, 
wer für das Leiden der Strafe empfänglich ist, wird bestraft, 
wenn er das Gesetz Übertritt; gegen den für das Straf leiden 
unempfänglichen Gesetzesübertreter kann eine sichernde Mass- 
nahme zur Anwendung kommen, mit andern Worten Strafe für 
die geistig und körperlich reifen und normalen Verbrecher, da- 
gegen nicht Strafe, sondern eventuell sichernde Massnahme für 
-alle übrigen Gesetzesübertreter : die Unzurechnungsfähigen, 
.Jugendlichen, die filr die Strafwirkung abgestumpften, immer 
wieder Rückfälligen, endlich die geistig Anormalen, Trunk- 
süchtigen, Liederlichen*). Weiter grenzt Stooss Strafe und 
sichernde Massnahme nicht grundsätzlich voneinander ab, er 
erklärt: die schärfere Scheidung liegt nicht in der Aufgabe 
des Gesetzgebers, dem es genügt, „dass die Anordnung, die er 
trifft, dem Zweck, den er verfolgt, entspricht“, — „die Wissen- 
schaft mag sich die Aufgabe stellen, jede einzelne Massnahme 
auf ihre Natur zu prüfen“ 4 ). Aus dieser Auffassung heraus 


‘) Vgl. seinen Ausspruch in dieser Zeitschrift, VII, S. 272: «Die Phi- 
losophen des Strafrechts, Kant, Hegel, Herbarth, verkennen die soziale Be- 
deutung der Strafe; die Soziologen verkennen ihre ethische Grundlage.» 

s ) Stooss, diese Zeitschrift, XIV, S. 392. 

*) Ibidem, S. 392. Gegen den von Stooss vertretenen Begriff der Straf- 
fähigkeit beziehungsweise Strafunfähigkeit polemisiert Meyer ron Schanensee, 
Die Strafrechtsreform in Deutschland und der Schweiz. Berlin 1903, S. 32, 
Anmerkung 9. 

4 ) Bericht über den Vorentwurf etc., Bern 1H99, S. 46. 
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erklärt es sich, dass im Abschnitt „Strafen und sichernde Mass- 
nahmen“ des Entwurfes beide Massregeln vermischt unterein- 
ander stehen, während allerdings die sichernden Massnahmen 
gegen Kinder, Jugendliche, Unzurechnungsfähige und ver- 
mindert Zurechnungsfähige (Art. 13, 14 und 17) losgetrennt von 
den übrigen in dem „Strafbarkeit“ betitelten ersten Abschnitt 
des Gesetzes Platz gefunden haben. So ergibt sich direkt au» 
dem Gesetz weder ein festumgrenztes Strafensystem noch ein 
von vornherein klares System der sichernden Massnahmen. 
Die Wissenschaft muss daher, der Aufforderung folgend, die 
Stooss erlässt, versuchen, ob sie nach Massgabe der obeu ent- 
wickelten Unterschiede zwischen Strafe und sichernder Mass- 
nahme die beiden Gebiete gegeneinander abgrenzen kann. 

Bei einigen Massregeln ist die Einfügung in das eine oder 
andere System leicht: 

Strafe — immer im Sinne der Stoossschen Vergeltungs- 
strafe — sind: Zuchthaus (Art. 26), Gefängnis (Art. 27) und 
Busse (Art. 36); anderseits können vom Standpunkte des Ent- 
wurfes aus als sichernde Massnahmen gelten : die Heilanstalt für 
Trinker (Art. 35) *), ferner die Behandlung der Kinder, Jugend- 
lichen und der infolge Schwachsinns, Taubstummheit, Epilepsie etc. 
Unzurechnungsfähigen oder vermindert Zurechnungsfähigen in- 
entsprechenden Anstalten*). So weit ist sichere Bestimmung 
möglich ; bei der gi'ossen Zahl der übrigen Massnahmen gelingt 
sie nach Massgabe der Grundsätze, von denen der Entwurf 
ausgeht, nicht mehr: 

Die Verwahrung vielfach Rückfälliger in besondern Ver- 
wahrungsanstalten (Art. 29) ist nach Stooss „ihrem Wesen nach 
ein Ausfluss der staatlichen Fürsorge, also polizeilicher Natur“, 
doch soll sie in gewissem Sinne auch Strafcharakter haben®); 


’) Von Stooss ausdrücklich den sichernden Massnahmen zugewiesen 
im Bericht über den Vorentwurf etc., 1899, S. 4(5, und diese Zeitschrift, XIV, 
S. 394. 

*) So Stooss, diese Zeitschrift, XIV, S. 393 — 394. 

3 ) Verhandlungen der Expertenkommission über den Vorentwurf zu 
einem schweizerischen Strafgesetzbuch, Bern 1896, I, S. 185, und II, S. 417; 
vgl. ferner diese Zeitschrift, XIV, S. 392: Sichernde Massnahmen sind am 
Platze für Delinquenten, « die für die Wirkung der Strafe völlig abge- 
stumpft sind (die immer wieder Kückfülligen) ». 
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auch Morel schwankt in der Rubrizierung dieser Massregel : 
„sie dient einmal zur Sühne begangenen Unrechts; daneben 
dient sie, und zwar tritt dieser Zweck in den Vordergrund, 
zur Sicherung der Gesellschaft. Diese beiden Zwecke hat die 
Verwahrung mit jeder andern Strafe gemein, und deshalb kann 
ihr der Strafcharakter nicht abgesprochen werden“ *). Die gleiche 
Unsicherheit besteht bezüglich der Arbeitsanstalt für Verbre- 
cher, deren Tat auf Liederlichkeit oder Arbeitsscheu zurück- 
zuführen ist (Art. 31): die Einweisung in eine Arbeitsanstalt 
stellt sich als eine Massnahme dar, die sowohl Strafe als 
sichernde Massnahme ist, hat Stooee wiederholt erklärt*). Nicht 
sicherer ist der Charakter der andern Massregeln: das Wirts- 
hausverbot hat Holin „bien certainement une peine et non pas 
seulement une mesure de sûreté“ genannt*), von der Einstel- 
lung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit sagt wiederum Stoose, 
sie geschieht weniger zur Strafe, „als im Sinne einer präven- 
tiven Massnahme gegen den Bürger, welcher sich der bürger- 
lichen Ehrenrechte unwürdig erwiesen hat“ 4 ). 

Man kann diese Auffassungen anzweifeln oder man kann 
ihnen zustimmen, ebenso wie man schwanken kann über die 
Natur der Landesverweisung (Art. 41), der Amtsentsetzung 
(Art. 42), des Verbotes, einen Beruf, ein Gewerbe, ein Handels- 
geschäft auszuüben (Art. 43), ferner der Entziehung der elter- 
lichen und vormundschaftlichen Gewalt (Art. 44), der Ein- 
ziehung von Gegenständen (Art. 38)*), endlich der Urteilsver- 
üft'entlichung (Art. 45) und der Friedensbürgschaft (Art. 46). 

*) Verhandlungen etc., I, S. 181 ; ferner sagt Ad. Merkel , diese Zeit- 
schrift, VII, S. 7 : Der bei der Behandlung der Unverbesserlichen hervor- 
tretende Zweck der Unschädlichmachung ist nichts dem Wesen der Strafe 
Fernliegendes; «die Strafrechtspflege hat ihn zu allen Zeiten neben andern 
Zwecken innerhalb weiterer oder engerer Grenzen verfolgt >. 

*) Bericht über den Vorentwurf etc., 1899, S. 4<i, auch Verhandlungen 
etc., I, S. 280, und II, S. 424, vgl. ferner diese Zeitschrift, XIV, S.394: «Weitere 
sichernde Massnahmen sind die Erziehung von Liederlichen zur Arbeit in 
dazu bestimmten Anstalten, die neben oder statt einer Freiheitsstrafe an- 
zuordnen ist, .... » 

*) Etude sur l'avant-projet du Code pénal suisse. Revue de droit 
international et de législation comparée» XXIX, p. 47. 

4 ) Diese Zeitschrift IV, S. 285. 

J ) Gerade über die juristische Natur der Einziehung — ob Strafe, ob 
I’olizeimassregel — streitet man sich von jeher. Über den Stand der Frage 
vgl. z. B. v. Liszt, Lehrbuch, 12./13. Auf!., S. 251 und Anmerkung 4. 
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Das einzige, was festgestellt werden kann, ist, dass bei 
allen diesen Massregeln in geringerem oder stärkerem Masse 
sowohl das Strafleiden, als auch das sichernde, prävenierende 
Element hervortritt. Stooss selbst hat dieser Ansicht folgenden 
Ausdruck gegeben: Die Reformen der modernen Strafgesetz- 
gebung „schränken die Anwendung der Strafe im engern Sinne 
des Wortes ein und ersetzen sie ganz oder teilweise durch 
Massnahmen, denen gewiss Strafcharakter zukommt und die 
von den Fehlbaren als Strafen empfunden werden, die aber 
ihrem Wesen nach vorwiegend dem Gebiete der Spezialprä- 
vention augehören“ *). Durch diesen Ausspruch des Gesetzes- 
redaktors wird nicht nur die Zweispurigkeit der Massregeln 
des Entwurfes bewiesen, sondern weiter auch die Unmöglich- 
keit — wenigstens für einen Teil der Massnahmen — , sie ent- 
weder der Rubrik Strafe oder der Rubrik sichernde Massnahme 
zuzuteilen. Rolin schreibt dazu : „II est regrettable que le projet 
n’ait point spécifié avec netteté, en confondant dans un même 
chapitre les peines et les mesures de sûreté, ce qui constitue 
une peine, et ce qui constitue une mesure de sûreté“ *). 

Aber wo liegt der Grund, dass diese klare Trennung 
zwischen Strafe und sichernder Massnahme, die Rolin vermisst 
und wünscht, unterblieben ist? Die Antwort ist einfach: in der 
Unmöglichkeit einer erschöpfenden Ausscheidung. Das sollte 
durch die bisherigen Ausführungen erwiesen sein. Leider muss 
aber gegenüber dieser Tatsache auch die Aufforderung, die 
Stoose an die Wissenschaft gerichtet hat, die „schärfere Schei- 
dung von Strafen und sichernden Massnahmen“* vorzunehmen, 
und „jede einzelne Massnahme auf ihre Natur zu prüfen“ *), 
erfolglos verhallen. 

Aus diesen Feststellungen ergeben sich die weitern Fragen, 
die zu lösen sind: Lässt sich das System des Strafgesetz- 
entwurfes trotz der mangelnden Scheidung zwischen Strafe 
und sichernder Massnahme aufrecht erhalten? 


') Diese Zeitschrift, IX, S. 295. 
s ) A. a. O. S. 48. 

3 ) Bericht über den Vorentwurf etc., 1899, S. 46. 
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Eventuell: Kann nicht an Stelle des Systems, das neben- 
einander Strafen und sichernde Massnahmen enthält, ein einheit- 
liches System treten, und wie muss es beschaffen sein? 

Die Notwendigkeit einer Lösung' dieser Fragen soll zuvor 
noch von einer andern Seite aus beleuchtet werden: 

Der dritte Abschnitt des allgemeinen Teils des Entwurfes 
regelt das „Strafmass“ (Strafzumessung, Strafmilderung, Straf- 
schärfung, Zusammentreffen von Freiheitsstrafen) und der vierte 
Abschnitt handelt vom „ Wegfall der Strafe u durch Tod, Geistes- 
krankheit, Begnadigung und insbesondere durch Verjährung, 
ferner vom bedingten Straferlass und der Rehabilitation. Gegen- 
über dem Titel und den Regeln des zweiten Abschnittes über 
Strafen und sichernde Massnahmen erhebt sich die Frage, ob 
die Bestimmungen über das Strafmass und den Wegfall der 
Strafe ausschliesslich auf die als Strafen zu bezeichnenden 
Massregeln des Entwurfes Anwendung linden, oder ob sic ganz 
oder teilweise auch für die sichernden Massnahmen gelten. 

Die Betrachtung der einzelnen Rechtssätze kann hier nur 
zu dem Ergebnis führen, der 3. und 4. Abschnitt stelle — ab- 
gesehen von einigen gleich zu nennenden Ausnahmen — nur 
Bestimmungen über die Anwendung der Strafen auf. Das ergibt 
folgende Durchsicht der Normen dieser beiden Abschnitte: 

Der Richter bemisst die Strafe nach der Schuld, er kann 
unter bestimmten Voraussetzungen die Strafe mildern resp. bei 
Rückfall sie erhöhen (Art. 47 — 51); Art. 52 stellt bestimmte 
Regeln nur für das Zusammentreffen von Freiheitssfra/e» auf, 
während allerdings Art. 53 erlaubt, dass einem Verurteilten 
der Aufenthalt in einer Heil- und Pflegeanstalt, in die er ein- 
gewiesen wurde, als Strafvollzug angerechnet wird. 

Ferner: Dutch Tod. bei unheilbarer Geisteskrankheit und 
durch Begnadigung soll nur der Vollzug einer Strafe wegfallen 
(Art. 54), nur bei Freiheitsstru/ie ist bedingter Straferlass vor- 
gesehen (Art. 57); doch spricht anderseits Art. 56 neben der 
Strafenverjährung auch von der Verjährung sichernder Mass- 
nahmen, indem er jede Freiheitsentziehung, die nicht Zucht- 
haus oder Gefängnis über ein Jahr ist, nach Verlauf von fünf 
Jahren hinfallen lässt, so z. B. die Einweisung von Trinkern 
in Heilanstalten, die Einweisung von Jugendlichen in besondere 
Anstalten etc. 
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Weitere allgemeine Bestimmungen für die Anwendung der 
sichernden Massnahmen gibt das Gesetz nicht. Das ist aller- 
dings zum Teil wohl zu verstehen, ja selbstverständlich : Tat- 
sächlich kann man nicht analog der Strafzumessung und ent- 
sprechend den Strafmilderungs- und -schärfungsgründen über 
Zumessung, Milderung und Schärfung der sichernden Mass- 
nahmen legiferieren ; eine für einen ganz bestimmten Zweck 
vorgesehene Massnahme, z. B. die Versorgung eines vermindert 
zurechnungsfähigen Trunkenboldes, verträgt keine von vorn- 
herein feststehenden Regeln über die Bemessung ihrer Dauer, 
das Ausmass richtet sich im Einzelfall nach dem individuellen 
Zweck ; ebenso ist der in Art. 52, Abs. 3, ausgesprochene Satz 
richtig, dass verschiedene sichernde Massnahmen, die Zusammen- 
treffen, auf keine Art ineinandergereehnet werden, sondern 
unbeschränkt Anwendung Anden sollen: jede einzelne Mass- 
nahme verfolgt ihren Spczialzweck und muss für sich zur 
Durchführung gelangen. Dagegen ist auffallend, dass unheil- 
bare Geisteskrankheit nicht wie für die Strafen auch für die 
sichernden Massnahmen als Endigungsgrund vorgesehen ist,, 
denn einen unheilbar geisteskrank gewordenen Insassen einer 
Erziehungs- oder Trinkerheilanstalt wird man so wenig in der 
bisherigen Umgebung weiter bewahren, wie der kranke Zucht- 
haus- oder Gefängnissträfling länger hinter den Kerkermauern 
bleiben darf. Ferner widerspricht die Einfügung der Verjährung 
der sichernden Massnahmen in die Verjährungsskala der Strafen 
der zielbewussten Verbrechensprävention, welche die sichernde 
Massnahme gewährleisten soll. Ein Beispiel für viele mag gerade 
diese Behauptung beweisen: Die Heilanstalt für Trinker hat 
einerseits den gerichtlich eingewiesenen Gewohnheitstrinker zu 
heilen, anderseits ihn durch die Internierung für die Gesell- 
schaft unschädlich zu machen. Ein Verurteilter weiss sich nun 
bis nach Ablauf von 5 Jahren dem Vollzug der Massnahme 
zu entziehen, er ist jetzt heruntergekommener und für din 
Gesellschaft gefährlicher denn je, aber durch die Verjährung 
gemäss Art. 56 ist seine Einweisung in eine Anstalt, wenigstens 
in Vollziehung des strafgerichtlichen Urteils, unmöglich geworden. 
Nicht immer werden hier polizeiliche Massregeln die Lücke 
auszufüllen vermögen. — Weniger bedenklich ist der andere 
Fall, dass ein auf ärztliches Gutachten hin gerichtlich in eine 
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Trinkerheilanstalt Eingewiesener sich eine Zeitlang dem Voll- 
zug der Massnahme entziehen kann und sich bei der nach 
Jahren, aber vor Ablauf der Verjährungsfrist, erfolgenden 
Festnahme als geheilt entpuppt. Selbstverständlich wird man 
einen solchen nicht trotz der Heilung einer Anstalt überweisen, 
hier wäre vielmehr mit der Vorschrift des Art. 35 zu helfen, 
wonach das Gericht die Entlassung verfügt, „sobald die Person 
geheilt ist“. 

Es ist möglich, dass die praktische Anwendung des Gesetzes 
Wege findet, die derart sich ergebenden Unebenheiten zu glätten, 
ich glaube auch nicht, dass diesen aus dem Gesetz sich er- 
gebenden Konsequenzen allzu grosse praktische Bedeutung 
beizumessen ist. Dagegen flösst ein anderer Punkt mehr Be- 
denken ein : 

Es wurde festgestcllt, dass das Gesetz zwischen Strafe und 
sichernder Massnahme keine scharfe Grenze zieht, daas aber 
auch der Wissenschaft eine restlose Subsumierung einzelner 
Massregeln unter den einen oder andern Begriff unmöglich ist, 
dass bei der Grosszahl der Massregeln ihre Natur, ob Strafe, 
ob sichernde Massnahme, nicht bestimmt werden kann. Ist das 
aber nicht möglich, so kann in zahlreichen Einzelfällen auch 
nicht entschieden werden, ob die Regeln des 3. und 4. Ab- 
schnittes über Strafzumessung, Strafwegfall etc. zur Anwendung 
gelangen oder nicht. Für die Arbeitsanstalt allerdings, die 
sowohl Strafe als sichernde Massnahme ist, bestimmt Art. 51 
ausdrücklich, dass auch der Aufenthalt in einer Arbeits- 
anstalt rückfallbegründend wirkt; kommen aber die übri- 
gen Regeln über Strafzumessung, über das Zusammentreffen 
mehrerer Freiheitsstrafen, über Strafanrechnung etc. ohne wei- 
teres zur Anwendung? Die Frage lässt sich bejahen oder ver- 
neinen je nach der Auffassung, die der Einzelne sich über den 
Charakter der Arbeitsanstalt bildet, je nachdem mau das Straf- 
moment oder den Sicherungszweck prävalieren lässt '). Die 

') Aus der Hervorhebung in Art. 51, dass die Einweisung in eine 
Arbeitsanstalt «anstatt oder neben einer Gefängnisstrafe» aneli rürkfall- 
begriindend wirken soll, kann der Schluss gezogen werden, dass diese 
Wirkung nicht von vornherein klar war, dass es sieh um eine von der 
Freiheitss/m/e zu unterscheidende Freiheitsentziehung, eine sichernde Mass- 
nahme handelt, für welche die Regeln dieses Abschnittes nur bei aus- 
drücklicher Hervorhebung gelten. Vgl. über die Veranlassung zur aus- 
drücklichen Hervorhebung der Arbeitsanstalt in Art. öl die Verhandlungen, 
II, S. 424/485. 
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gleichen Überlegungen lassen sich auf die andern Massregeln 
anwenden, deren Natur nicht von vornherein feststeht: aus 
dem Gesetz ist nicht mit Sicherheit festzustellen, ob der Auf- 
enthalt in einer Verwahrungs- oder einer Erziehungsanstalt 
rückfallbegründend wirkt, ob die Begnadigung eines in eine 
solche Anstalt Eingewiesenen möglich ist, etc.; ferner: ist Be- 
gnadigung bei Landesverweisung möglich oder fällt die Ver- 
weisung dahin, wenn der Ausgewiesene unheilbar geisteskrank 
geworden ist? Auf diese Fragen, die sich leicht vermehren 
lassen, gibt, der Entwurf überall keine sichere Antwort, immer 
aus dem Grunde, weil man aus dem Geiste des Gesetzes heraus 
in allen diesen Fällen verschiedener Ansicht sein kann, ob 
man es mit einer Strafe oder einer sichernden Massnahme zu 
tun hat. Auch hier wird seinerzeit die Praxis helfen müssen, 
sie muss bei jeder einzelnen Massregel feststellen, ob sie der 
Kategorie Strafe oder der Kategorie sichernde Massnahme zu- 
zuzählen ist, sie muss also Fragen beantworten, die der Gesetz- 
geber selbst nicht entscheiden wollte, die aber auch nach einem 
feststehenden wissenschaftlichen Prinzip nicht gelöst werden 
können. Ob solche Lösungen überhaupt und namentlich bei 
unserer wenig homogenen Rechtsprechung befriedigend ge- 
schehen können, muss die Zukunft lehren. Ich frage nur: 
wonach soll der Richter richtig die Natur der einzelnen Mass- 
nahmen bestimmen, wenn leitende Prinzipien fehlen, wenn je 
nach Ausgangspunkt und persönlicher Auffassung die einzelne 
Massregel als Strafe oder als sichernde Massnahme gefasst 
werden kann? 


III. 

Die kritisierte Zweispurigkeit des Entwurfes ist aus dem 
Standpunkt des Gesetzesredaktors heraus zu erklären; was bisher 
nur angedeutet wurde, muss nun klarer formuliert werden : 
Xtoosx versucht die viel erwogene Vereinigung von Vergeltungs- 
und Zweckstrafe, er will einen Kompromiss zwischen den beiden 
Schulen zu stände bringen. Er unternimmt diesen Versuch von 
der unanfechtbaren Erwägung ausgehend, dass ein Gesetzbuch 
allem zuvor ein Werk für das praktische Leben ist, dass es 
neben wissenschaftlich erkannten Zweckbeziehungen der Strafe 
in hohem Masse auch gemeine Rechtsüberzeugungen in acht 
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nehmen muss. Als solche proklamiert Stooss vor allem die tief 
im Volke eingewurzelte Vergeltungsidee, die nicht der Zweck- 
idee geopfert werden darf. Doch muss allerdings das Übel des 
Verbrechens und damit das Übel der Strafe an den auf das 
gemeine Wohl sich gründenden Staatszwecken gemessen werden; 
insofern ist das herkömmliche Vergeltungsstrafrecht zu refor- 
mieren *). So ist im Entwurf das Doppelrecht der Strafen und 
sichernden Massnahmen entstanden, das man früher schon vom 
Boden der klassischen Schule aus dem Gesetz zum Vorwurf 
gemacht hat — freilich nicht immer mit der notwendigen 
kühlen Objektivität. Thurneysen urteilte 1893 folgendermassen : 
„Es fehlt der scharf ausgeprägte Gedanke, dass die Strafe 
eine Vergeltung des der Gesellschaft zugefügten Unrechts ist, 
und dass die Besserung bezw. Unschädlichmachung des Ver- 
brechers erst in zweiter Linie in Betracht fällt. Und 

vom entgegengesetzten Standpunkt aus kann man dem Entwurf 
vorwerfen, dass er noch zu viel die einzelne Tat des Verbrechers 
berücksichtige, statt ausschliesslich auf seine Persönlichkeit, 
seine Besserung bezw. Unschädlichmachung zu sehen 3 ). u Auch 
der viel beachtete Vorwurf Birkmeyers trifft denselben Punkt: 
der Entwurf treibe Eklektizismus und leide an dem „Mangel 
eines einheitlichen, scharf erfassten und konsequent, durch- 
geführten prinzipiellen Standpunktes 8 )“. 

Für unser schweizerisches Recht ist also längst schon die 
Frage akut, die neuerdings für die deutsche Strafrechtsreform 
viel erörtert wird, ob der Zwiespalt zwischen der klassischen 
und der soziologischen Schule für die Gesetzgebung bedeutsam 
sei. Während Kahl und v. Liszt im Interesse einer Einigung 
der beiden Lager dem Schulenstreit die praktische Bedeutung 
abgesprochen haben 4 ), erklärt Rirkmeyer : „Der Strafgesetz- 
geber muss sich entscheiden für die alte oder die neue Schule, 
er muss wählen zwischen Vergeltungsidee und Zweckstrafe *).“ 
Dieser Auffassung hat z. B. Wach zugestimmt*); beide wollen 

') Vgl. Stooss, diese Zeitschrift, XIV, S. 390; auch IX, S. 285. 

*) Diese Zeitschrift, VI, S. 370. 

’) Archiv für Strafrecht, 48. Jahrgang (1901), S. 86, Anm. 24. 

*) Deutsche Juristcn-Zeitung, Jahrgang 1902, Nr. 13. 

s ) A. a. 0. S. 70 und Deutsche Juristen-Zeitung, Jahrgang 1902, Nr. 14. 

*) Die kriminalistischen Schulen und die Strafrechtsreform. Rektorats- 
rede. Leipzig 1902. S. 6 u. a. O. 
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dabei für ein neues Strafgesetzbuch an den Grundsätzen der 
klassischen Schule festhalten. 

Ich will vorläufig von dieser Parteinahme absehen und 
vorerst nur die Vorfrage zu lösen versuchen, ob ein Gesetz- 
buch befriedigend Vergeltungs- und Zweckstrafe — immer in 
der trotz alledem noch scharfen Gegenüberstellung des heutigen 
Schulenstreites — vereinigen kann. Dass die Lösung dieses 
Problems einen Versuch wert ist, zeigen die Äusserungen von 
Kahl und v. Liszt, das zeigt aber namentlich der schweizerische 
Entwurf ; wenn ein Kompromiss überhaupt denkbar und durch- 
führbar ist, so muss er nach dem Vorbild unseres Entwurfes 
sich gestalten: der Vergeltungsstrafe müssen sichernde Mass- 
nahmen angefügt werden. Die Idee erscheint einfach und, so- 
lange man nicht auf die einzelnen Strafen bezw. Massnahmen 
eingeht, einleuchtend. Doch muss ich hier nun zurückweisen 
auf Tatsachen, deren Feststellung oben versucht wurde (sub II): 
auf die ungetrennte Mischung von Strafen und sichernden 
Massnahmen im Entwurf, und daneben namentlich auf die ob- 
jektive Unmöglichkeit einer klaren, allgemein befriedigenden 
Scheidung — zum Schluss auf die theoretischen und vor allem 
die praktischen Folgen, die sich aus dem Mangel der schar- 
fen Trennung ergeben. Und trotzdem glaube ich an die 
Möglichkeit, Strafe und sichernde Massnahme zu vereinigen : 
der Gesetzgeber müsste abgrenzen, er müsste authentisch 
erklären, was als Strafe, was als sichernde Massnahme gelten 
soll, er müsste, wo es notwendig und angängig ist, für die 
beiden Kategorien getrennte Regeln über Zumessung, Zusammen- 
rechnung, Wegfall, Verjährung etc. aufstellen. An die Stelle 
eines Systems würden so zwei Systeme treten, die in getrenntem 
Nebeneinander ein doppeltes Ziel erreichen könnten — Ver- 
geltung und sichernden Schutz der Gesellschaft. Dem Gesetz- 
geber wird niemand die Möglichkeit streitig machen, derart 
zwei Systeme aufzustellen und auszubauen, stets aber bleibt 
die Klippe unausweichlich, dass er niemals eine allgemein be- 
friedigende Scheidung zu stände bringen kann — die Zuteilung 
gewisser Massregeln zu der einen oder andern Kategorie müsste 
in vielen Fällen auf berechtigten Widerspruch stossen; das 
habe ich an Beispielen aus dem Entwurf (oben S. 218 ff.) zu er- 
weisen versucht. 
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So ist der Kompromiss möglich, doch er befriedigt nicht, 
man mag gestalten, wie man will, und das Unbefriedigende 
der Lösung führt zu dem Standpunkt zurück, den u. a. Wach 
und Birkmeyer vertreten: für den Strafgesetzgeber heisst es, 
Stellung nehmen für die alte oder die neue Schule. Aber in 
welches Lager soll der Weg führen? Birkmeyer und Wach 
wollen Herolde der klassischen Schule bleiben, und ein immer 
noch grosses Gefolge bedeutender Juristen gesellt sich zu ihnen : 
der Vergeltungsgedanke soll auch heute noch der Grundpfeiler 
des Strafrechts sein. 

Dass dadurch der Weg zum Fortschritt verschlossen bleibt, 
glaube ich nicht, ein erweitertes Vergeltungsstrafrecht, wie 
Adolf Merkel es etwa befürwortet hat, kann auch in der Zu- 
kunft noch gute Wirkung üben, und trotzdem möchte ich in 
der Parteinahme abweichen: 

Nicht die herkömmliche Vergeltungs- und Sühneidee soll 
die Grundlage eines modernen Strafgesetzbuches sein, sondern 
gegenteils der Zweckbegriff. Dafür soll noch eine Begründung 
versucht werden. 

Ich gehe davon aus, dass auch die klassische Strafrechts- 
schule längst damit einverstanden ist, dass bei der Strafe neben 
der Vergeltungsidee mannigfaltig soziale Zwecke schärfer her- 
vortreten müssen, dass nach mancher Richtung Reformen not- 
wendig sind. Bedingungslos einverstanden ist mit unserer der- 
zeitigen Strafgesetzgebung niemand mehr. Doch genügt die 
Erkenntnis, dass teilwehe Reform nötig ist, nicht entfernt mehr: 
das heutige Verhältnis des Staates als Inhaber der Strafgewalt 
zum Einzelnen hat sich geändert, das Bedürfnis, Sühne, Ver- 
geltung zu üben, tritt bei vielen, ja vielleicht bei der Grosszahl 
der Verbrechen zurück vor dem Schutzbedürfnis, vor der Er- 
wägung, dass den allgemeinen Interessen vor allem durch eine 
individuell gestaltete Reaktion gegen den einzelnen Gesetzes- 
übertreter gedient ist. 

Der Staat ist eine Wohlfahrtseinrichtung, jedes Gesetz soll 
die Wohlfahrt der Staatsgenossen fördern, das Strafgesetz ins- 
besondere hat den Schutz besonders wertvoller und zugleich 
besonders gefährdeter Interessen zum Ziel. Die Wege zu diesem 
strafrechtlichen Ziele weist die moderne Kriminalpolitik, die 
immer mehr die Erkenntnis verwertet, dass das Verbrechen 
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nicht nur juristisch, sondern auch als anthropologisch und sozio- 
logisch bedeutsame Erscheinung erfasst werden muss, und auf 
dieser Grundlage die Verbrechensursachen und die Mittel zu seiner 
Bekämpfung erforscht ’). Diese Grundsätze vertritt die moderne 
Strafrechtswissenschaft mit wachsender Energie, sie betont die 
Verschiedenheit der einzelnen Verbrecher, und da das Ideal, 
individuelle Würdigung jedes einzelnen und dementsprechende 
Behandlung des Individuums, legislatorisch undurchführbar ist, 
versucht sie durch Aufstellung bestimmter Verbrechertypen 
dem Reichtum des Lebens gerecht zu w r erden. Vorerst werden 
die jugendlichen und die geisteskranken Gesetzesübertreter 
für die herkömmliche strafrechtliche Behandlung, die ein Übel 
für den Betroffenen bedeuten soll, als ungeeignet ausgeschieden; 
es bleibt noch die Grosszahl der Verbrecher, die geistig und 
körperlich reifen, nicht kranken Rechtsbrecher. Für diese ist 
v. Liszts Dreiteilung in Gelegenheitsverbrecher, besserungsfähige 
Zustandsverbrecher undunverbesserlicheGewohnheitsverbrecher 
typisch geworden *); ihr entspricht die Aufstellung der drei 
Strafzwecke : Abschreckung, Besserung undUnschädlichmachung, 
wobei das Hauptgewicht auf die Spezialpr&vention, auf die in- 
dividuelle Behandlung des Einzelnen zu legen ist 8 ). Auf ähn- 
lichen Unterscheidungen baut sich ein Strafensystem auf, das 
Mütermaier vertritt, der, mehr ins einzelne gehend, vorsieht: 
„Gefängnis und Geldstrafe für die, bei denen nichts Be- 
sonderes zu bemerken ist“ (normale, körperlich und geistig 
reife Gelegenheitsverbrecher) ; — „Besserungsanstalt für die meist 
jüngeren Besserungsfähigen; — Zuchthaus für die hartnäckig 
Widerspenstigen ; — Arbeitshaus für die unverbesserlich 
Schwachen; — Aufsichtsstrafe für alle Arten 1 ).“ 

Die Erwähnung dieser zwei für die moderne Richtung 
typischen Klassifizierungsversuche genügt, um zu zeigen, 

einmal : dass die neue Richtung bestrebt ist, ein einheitliches 
System der Zweckstrafe zu schaffen, dass sie die kritisierte 

') Vgl. Art. 1 der Satzungen der Internationalen kriminalistischen 
Vereinigung, abgedruckt z. B. in ihren Mitteilung’en, Bd. X, S. 1/2. 

*) Lehrbuch, 12./18. Aufl., S. 76 ff., vgl. ferner die bei Meyer r. Schauessee 
a. a. O. S. 80, Anni. 7, zusamin enges tell te Literatur. 

3 ) Lehrbuch, S. 69 und 86. 

4 ) Diese Zeitschrift, XIV, S. 162, 
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Zweispurigkeit des schweizerischen Entwurfes vermeidet und 
die sämtlichen Reaktionsmittel gegen das Verbrechertum, trotz- 
dem sie im einzelnen sich in Art und Mass je nach der Eigen- 
art des Verbrechers differenzieren, unter einen einheitlichen 
Straf begriff bringt ; 

ferner, dass bei dieser Zweckstrafe allerdings die sittliche 
Idee der Vergeltung für eine begangene Tat in den Hinter- 
grund tritt. 

Diese zweite Feststellung führt mich endlich noch zu dem 
Punkt, der in der Bekämpfung der konsequenten Zweckstrafe 
die entscheidende Rolle spielt: die Gegner erklären, die als 
notwendige Folge der Zweckstrafe angesehene Vernachlässigung 
der Sühne- und Vergeltungsidee verletze ein tiefeingewurzeltes 
Rechtsgefühl des Volkes, sie verwische die Unterschiede zwischen 
Gut und Böse und setze an die Stelle einer idealistischen Welt- 
anschauung graue Utilitätsprinzipien. Wahr ist so viel, dass die 
sogenannte Zweckstrafe unter Beiseiteschiebung von Gefühlen, 
die einem Verbrechen gegenüber spontan in die Erscheinung 
treten, mit Berücksichtigung aller Umstände die zweckmäßigste 
Behandlung des Einzelfalles erstrebt, dass sie die Wirkung auf 
den Verbrecher, die Spezialprävention in erste Linie stellt. 
Aber — sobald diese Gedanken richtig durchgeführt werden, 
zeigt sich sofort auch die Wirkung auf die Gesamtheit der 
Rechtsgenossen, und zwar nach verschiedener Richtung: einmal 
liegt in jeder Verbrechensreaktion und durchaus auch in der 
Zweckstrafe die Missbilligung der begangenen Tat, kommt aber 
in der Strafe dieser Missbilligungsgedanke zum Ausdruck, so 
bedeutet das zugleich die deutliche Warnung an die Gesamt- 
heit, solche Taten nicht zu begehen *). Zugleich ist jede Ver- 
brechensrepression die Bewährung einer geltenden Rechtsord- 
nung gegenüber ihrer Verletzung, um mit Binding zu sprechen, 
oder von einem andern Gesichtspunkt aus: das durch ein Ver- 
brechen gestörte soziale Gleichgewicht wird durch die straf- 
rechtliche Reaktion wiederhergestellt. Überall kommt dadurch 

') r. Bar, Die Reform des Strafrechts, Berlin 1903, S. Iti— 17, führt 
diesen Gedanken durch, aber in dem umgekehrten Sinne, dass in erster 
Linie die Tat öffentlich und autoritativ durch die Strafe missbilligt werden 
soll (Generalprävention) und erst «hinter der Tat» der Täter erblickt wird 
(Spezialprävention). 


Digitized by Google 



230 


E. Hafter. 


neben der individuellen Wirkung, die in erster Linie von der 
Strafe zu verlangen ist, die Generalprävention und damit zu- 
gleich ein mächtiges allgemein-ethisches Prinzip kraftvoll zum 
Ausdruck. Die Wirkung der Zweckstrafe auf die Gesamtheit 
ist der Reflex, die notwendige Folge der Wirkung, die sie an 
dem Einzelnen ausübt. Ist aber die Einwirkung auf den ein- 
zelnen gut, so kann auch die Nachwirkung auf die Gesamtheit 
nicht schlecht sein. 

Damit erscheint mir die sogenannte Zweckstrafe — zwei- 
fellos hat ihr dieser Name viel Missverständnis eingetragen — 
zur Genüge ethisch gerechtfertigt. Ob aber nicht auch die Idee 
einer gerechten Vergeltung, einer Sühne, in das neue System 
herübergerettet werden kann? Wenn das möglich ist, so müsste 
dadurch dem Widerstand des sogenannten klassischen Straf- 
rechtes und auch weiterer Volkskreise gegen eine durchgrei- 
fende Strafrechtsreform die Spitze abgebrochen werden. 

Es wäre mehr als töricht, sich der Erkenntnis zu ver- 
schliessen, dass im Volke die Vergeltungsidee unausrottbare 
Wurzeln hat, und weiter, dass ein Strafrecht niemals durch- 
dringen könnte, das etwa lediglich vom Standpunkt polizei- 
staatlicher Zweckmässigkeit aus den Kampf gegen das Ver- 
brechen aufnehmen wollte. Aber bei der Reform, die die mo- 
derne soziologische Strafrechtsschule anstrebt, handelt es sich 
nicht um solche öde Zweckmässigkeit, es kommen ganz andere 
Gesichtspunkte zur Geltung : vor allem ist das Ziel eine tiefere 
Erfassung der immer mannigfaltiger sich gestaltenden Lebens- 
erscheinungen und eine dem Einzelfall besser angepasste Re- 
aktion gegen verbrecherische Handlungen. Wenn nun das 
Strafrecht derart eine Reaktion ausüben will gegen staats- und 
gesellschaftswidrige Handlungen, wenn es auf Grund tieferer 
Erkenntnis jeden Rechtsbrecher nach Möglichkeit individuell 
zu behandeln versucht, ich möchte sagen: mit seinem Masse 
misst, so handelt es damit allerdings in erster Linie nach sorg- 
fältig erwogenen Zweckmässigkeitsrücksichten, doch zugleich 
übt es eine Vergeltung der individuellen Tat, die mir gerechter 
scheint als eine vielfach von Gefühlstönen beeinflusste Ver- 
brechenssühnung nach herkömmlichem Strafrecht. So komme 
ich dazu: die Zweckstrafe der soziologischen Schule schliesst 
die Vergeltungsidee nicht aus, im Gegenteil, sie weckt sie zu 
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neuem, kräftigerem Leben, aber, damit sie durchdringen kann, 
wird es notwendig, dass in weiteste Volkskreise die Erkenntnis 
getragen wird: auch das ist gerechte Verbrechensvergeltung, 
wenn der rechtbrechende Trunkenbold der strengen Zucht 
einer Heilanstalt überwiesen oder der vielfach Rückfällige, 
selbst wenn er neuerdings nur eine kleine Verfehlung begeht, 
auf Jahre hinaus hinter Anstaltsmauern von der Welt fern 
gehalten wird. M. a. W. die neuen Strafmittel, die eine fort- 
schreitende Erkenntnis im Kampf gegen Verbrechen und Ver- 
brecher für gut befindet, müssen auch als Strafe erkannt werden, 
als ein Leiden verursachender Eingriff in persönliche Rechts- 
güter des Rechtbrechers. So wächst allerdings mit der Mannig- 
faltigkeit des Verbrechens die Mannigfaltigkeit der Reaktion, aber 
die neuen Reaktionsmittel fallen nicht aus dem Rahmen des Straf- 
rechtes hinaus. Zwar tritt der Zweckgedanke in den Vordergrund, 
aber er schliesst, soll er nicht veröden, notwendig in sich die 
Gedanken Schuld — Strafe — gerechte Vergeltung. Und damit 
ist der Gedanke gerettet, den auch der Kulturmensch nicht ganz 
aufgeben kann und nicht aufgeben w ill, der Vergeltungsgedanke ; 
dass er vor ZweckmäsBigkeitsrücksichten in den Hintergrund treten 
muss, liegt in der Macht der Verhältnisse : allseitig gesteigerte 
Erkenntnis führen den Beurteiler eines Verbrechens heute not- 
wendig zur Analyse von Tat und Täter unter Zurückdrängung 
des Vergeltungsfn'efefts, sie fuhren ihn weiter zur Anwendung 
von Mitteln dem Täter gegenüber, die zweckmässig und für 
ihn heilsam erscheinen. Was aber zweckmässig und — bei 
aller Leidenszufügung — für den Rechtsbrecher heilsam ist, 
das muss einer geläuterten Erkenntnis auch als gerechte Ver- 
geltung erscheinen. Freilich ist das nicht eine Vergeltung, die 
kurz überlegt und rasch handelt und damit der Rache ähnlich 
wird, sondern es ist ein Vergelten, das die Folge ist einer 
genauen Kenntnis der Tat und der äussern und innern Be- 
schaffenheit des Täters. So verlieren wir nicht etwa das Ver- 
geltungsstrafrecht — wenn an diesem Namen etwas gelegen 
ist — wir besitzen es neu belebt. 

ai: * 

* 

Ich kehre zum schweizerischen Entwurf zurück. Abschlies- 
send liegt es mir daran, festzustellen, dass für mich die Zweck- 
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mässigkcit und Brauchbarkeit der vom Entwurf vorgesehenen 
Strafen und Massnahmen ausser Zweifel steht, sie bedeuten 
die glückliche Verwirklichung der kriminalpolitischen Forde- 
rungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung. Die 
vorangegangenen Ausführungen sollten sich auch nicht mit 
den Strafen und Massnahmen im einzelnen befassen, sondern 
mit der Systematik des Entwurfes, vor allem mit der Zwei- 
teilung Strafe und sichernde Massnahme und den sich daraus 
ergebenden Konsequenzen. 

Eine Zusammenstellung der gefundenen Resultate mag hier 
noch am Platze sein : 

1. Das nicht scharf getrennte Nebeneinander von Strafe und 
sichernder Massnahme, im Entwurf ist praktisch bedenk- 
lich, weil bei der Unmöglichkeit einer allgemein befrie- 
digenden Abgrenzung in Einzelfülleu nicht entschieden 
werden kann, ob es sich um eine Strafe oder eine sichernde 
Massnahme handelt, und ob die Regeln des allgemeinen 
Teils über die Strafen anwendbar sind oder nicht. 

2. Soll die Scheidung zwischen Strafen und sichernden Mass- 
nahmen beibehalten werden, so empfiehlt sich eine im 
Gesetz ausdrücklich durchzuführende Trennung der Stra- 
fen und der sichernden Massnahmen. Doch soll das nur 
ein Ausweg sein. 

3. Weit wünschenswerter wäre die Einführung eines alle 
Massregeln gegen Verbrechen und Verbrecher umfassen- 
den Strafenbegriffs — einer Strafe, bei der allerdings das 
Moment der individuellen Zweckmässigkeit in den Vorder- 
grund tritt, die aber trotzdem generalpräventiv wirksam 
ist und auch dem Postulat einer gerechten Vergeltung 
Raum lässt. 
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La Réforme de l’instruction préalable. 1 ) 

Par 

Alfred Gautier, professeur à Genève. 


Si le groupe allemand de l’I. K. V., discutant à Brême la 
question qui fait le titre de ce travail, a désiré recueillir sur 
ce sujet les avis de collègues étrangers et notamment — ce qui 
est un grand honneur pour nous — ceux de juristes de la 
Suisse, ce n'est point tant, je suppose, l’opinion personnelle de 
tel ou tel théoricien qu’il a tenu à connaître — nous n’en 
savons pas plus long que les autres et n’avons de leçons à 
donner à personne; ce qu’il s’est proposé, c’est de rassembler, 
pour faciliter la solution du problème, le plus grand nombre 
possible de documents législatifs et aussi d’expériences pra- 
tiques. Je crois donc satisfaire à son désir en donnant dans 
ce rapport la place d’honneur au droit comparé des cantons 
romands, ceux dont les procédures me sont les plus familières; 
cette base posée, j’indiquerai en quelques mots les réformes 
qui me paraissent désirables. 

Et pour garantir d’avance mes lecteurs contre toute dé- 
ception, je dois déclarer d’emblée que ceux qui croiraient 
trouver dans ces codes des prescriptions originales, des vues 
hardiment novatrices, se nourriraient d’illusions. Nos lois de 
la Suisse occidentale ont presque toutes subi l’influence des 
codes français. Nous avons vécu trop longtemps sous l’empire 
de ces derniers (à Genève, le Code d’instruction criminelle est 
resté en vigueur jusqu’en 1884), pour avoir pu rejeter brusque- 
ment et radicalement les traditions et les habitudes d’esprit 
que nous leur avions empruntées. Aussi, comme on va s'en 

') Voir Bulletin de l’Union internationale de Droit pénal, XI, 
p. 415 et s. 
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convaincre, les progrès réalisés sont-ils modestes et les nova- 
teurs encourraient le reproche de timidité, plutôt que celui d’une 
audace excessive. 

Je parle de novateurs, mais ce terme s’appliquerait mal- 
aisément aux législateurs du Valais. Leur code, qui remonte 
à 1848, et pourrait être daté de cent ans plus tôt, nous offre 
le spécimen curieux d’une procédure du XVIII e siècle qui a 
survécu à son époque. A le lire, on ressent un peu de la sur- 
prise qu’on éprouverait en se trouvant face à face avec un 
animal antédiluvien. Le système de la preuve légale y règne 
dans toute sa rigueur; on y parle encore de semi-preuve et 
pour établir un fait, les dépositions uniformes de deux témoins 
irréprochables sont nécessaires. Il y a bien un débat oral en 
ce sens que les parties plaident devant le tribunal, mais celui-ci 
n’entend pas les témoignages et juge uniquement d'après les 
pièces de la procédure. 

S 1. Législation comparée 1 ). 

I. Police judiciaire. 

Trois codes, Fribourg, Neuchâtel et Genève, s’efforcent de 
séparer l’enquête préalable, conduite par la police, d’avec l’ins- 
truction proprement dite confiée à la justice. Mais les défini- 
tions même qu’ils donnent 2 ) prouvent combien cette tentative 
est vaine; elles montrent une quasi-identité dans le but des 
deux institutions et dans le fonctionnement des deux rouages; 
elles montrent la police faisant de l’instruction et le juge d’ins- 
truction faisant de la police. D’après toutes ces définitions, la 
police est chargée de «rassembler les preuves» des délits, ce 
qui est l’essence même de l’information. Tout au plus pour- 
rait-on prétendre que la police est chargée de l’inquisition gé- 

’) Voici l’indication des codes dont j’ai comparé les dispositions: Code 
de procédure pénale du canton de Fribourg du 21 mai 1873, en vigueur 
dès le 1" janvier 1874; Code de procédure pénale du canton de Vaud 
du 1" février 1850, en vigueur dès le 1" juillet 1830; Code de procédure 
pénale du canton du Valais du 24 novembre 1848, en vigueur dès le 
1" juillet 1849 ; Code de procédure pénale de Neuchâtel du 25 septem- 
bre 1893, en vigueur dès le 1" mars 1894 ; Code d'instruction pénale de 
Genève du 25 octobre 1884, en vigueur dès le 4 janvier 1885. 

*) Fribourg 32 et 143; Neuchâtel 149 et 220; Genève 10 et 57. 
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nérale et le juge d'instruction de l'inquisition spéciale. Encore 
la distinction n’est-elle pas rigoureusement observée; on voit 
souvent le juge d’instruction procéder contre un inconnu et 
la police enquêter contre un délinquant déjà connu et même 
détenu. 

La confusion entre les deux domaines est portée à son 
comble par Fribourg et Genève 1 ), qui font figurer le juge d’ins- 
truction dans la liste des officiers de police. Dans ce dernier 
code, c’est même au chapitre de la police judiciaire que sont 
énumérées les compétences et décrites les fonctions du magis- 
trat informateur, comme s’il était avant tout un officier de po- 
lice, même alors qu’il dirige son instruction. 

Dans ces deux codes, le procureur général est également 
mentionné parmi les officiers de police 8 ). Il est le chef et le 
centre de cette phase préliminaire, le supérieur hiérarchique 
des autres fonctionnaires de police et exerce sa surveillance 
sur toute enquête. Au reste, dès cette phase, nous constatons, 
à Genève surtout, l’identité des fonctions et l’égalité des com- 
pétences attribuées au procureur général et au juge d’instruc- 
tion. Le cas du flagrant délit est tout spécialement instructif 
à cet égard 3 ). 

A Neuchâtel 4 ), au contraire, ni le juge d’instruction ni le 
procureur général ne figurent dans la nomenclature des offi- 
ciers de police. Ce dernier est toutefois chargé de veiller à l’ac- 
complissement des formalités préliminaires prévues par la loi. 

Vaud et Valais occupent une place à part en ce qu’ils 
réunissent en une seule les deux enquêtes policière et judiciaire. 
Vaud 6 ) confie la direction de cette enquête unique (décrite au 
titre de la police judiciaire) tantôt au juge de paix sous le con- 
trôle du juge d’instruction cantonal, tantôt à ce dernier lors- 
qu’il est directement nanti (il peut l’être d’office, par le tribu- 
nal cantonal ou par les intéressés). Chaque juge de paix 
fonctionne dans son cercle et doit aviser le juge d’instruction 
de l’ouverture de toute enquête; il peut être suppléé en cas 

*) Fribourg 33; Genève 11, 38 et s. 

*) Fribourg 33, 35, 36; Genève 11, 35. 

’) Genève 20 et s., 40. 

*) Neuchâtel 152, 155. 

*) Vaud 166 et s., 193 et s., loi du 26 mars 1886, art. 36 et s-, 110. 
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d’urgence par le préfet du district ou le syndic de la com- 
mune. Valais 1 ) imprime dès le début à l’enquête un caractère 
strictement judiciaire (le terme de police judiciaire ne figure 
pas dans ce code). A vrai dire, cette enquête est tout le procès, 
le débat, nous l’avons vu, n’étant en somme qu’un simulacre. 
La commission d’instruction, qui dirige cette enquête, est com- 
posée dans chaque district du président du tribunal et de deux 
juges. Il n’y a donc pas d’autorité cantonale centrale en ma- 
tière d’instruction. Les premières investigations et mesures 
préparatoires sont du ressort du président; l’enquête même est 
faite par la commission en corps. 

Quant aux opérations de l’enquête préliminaire (transport 
sur place, enquête et expertise sommaires, perquisitions, saisies), 
elles sont partout décrites de façon assez uniforme’). Et ce 
qui montre une fois de plus à quel point les deux domaines 
sont mal délimités, c’est que Neuchâtel et Genève donnent la 
description détaillée de ces mesures de police au chapitre de 
l’instruction judiciaire. 

II. Ouverture de l’information. 

L’instruction judiciaire (le code de Genève l’appelle infor- 
mation) est conduite ') à Neuchâtel et à Genève par un juge 
d’instruction cantonal, à Fribourg par le président du tribunal 
de chaque arrondissement qui remplit les fonctions de magis- 
trat informateur (le tribunal cantonal pouvant toutefois dési- 
gner un juge d’instruction spécial), enfin dans le canton de 
Vaud par les juges de paix (ou le juge d’instruction) et dans 
celui du Valais par la commission d’instruction, comme il a été 
dit ci-dessus. 

Le contrôle des enquêtes est attribué 4 ) par Fribourg au 
ministère public et à la chambre d’accusation, par Vaud au juge 
d’instruction, par Neuchâtel au procureur général (ce code assure 
au parquet une telle prépondérance dans l’instruction, qu’il 


•) Valais 8 et s., 127 et s. 

2 ) Fribourg 100 et s.; Vaud 120 et s., 210 et s. ; Valais 54 et s. : Neuchâtel 
109 et s., 124 et s., 248 et s.; Genève 20 et s-, 45 et s., 50 et s. 

’) Fribourg 61; Neuchâtel 220; Genève 88. 

4 ) Fribourg 35 et s., 218; Vaud, loi du 26 mars 18S6, art. 36; Neu- 
châtel 155 et s.; Genève 72. 
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charge le procureur général de suppléer le juge d’instruction 
empêché ou refusant d’agir pour un motif quelconque), par Ge- 
nève au président de la cour de justice. 

Outre cette surveillance officielle, Vaud, Neuchâtel et 
Genève ouvrent aux parties un recours ') contre les décisions 
du juge d’instruction. C’est la Chambre d'accusation qui en 
connaît. 

Valais qui confie l’instruction à un collège de juges, n'a 
créé ni autorité de surveillance ni recours. 

S’il est en France un principe sacro-saint en matière de 
procédure, c’est celui qui prescrit qu’en dehors du cas de fla- 
grant délit le juge d’instruction ne pourra jamais ouvrir une 
information d’office. Ce magistrat ne peut être mis en mouve- 
ment que par les réquisitions du parquet. En le privant de 
toute initiative, la loi française a voulu mettre un frein au 
pouvoir formidable dont elle l’avait investi. J’aurai plus loin à 
apprécier ce principe; ici, je constate seulement qu’il n’a été 
conservé que par le code de Genève®). Tous les autres can- 
tons ont jugé superflue cette impulsion donnée par le parquet 
et consacré ce qu’ils appellent la poursuite spontanée s ). Elle 
consiste en ceci : que le délit soit ou non flagrant et de quelque 
manière qu’il en ait eu connaissance, le juge, lorsqu’il est direc- 
tement averti, peut informer d'office. En dehors de ce cas, la 
poursuite peut encore être introduite soit ensuite d’une dénon- 
ciation ou plainte, soit ensuite des réquisitions du ministère 
public, mais ces dernières ne sont plus obligatoires. 

En dehors du flagrant délit, les cas où le magistrat infor- 
mateur acquiert personnellement la connaissance directe d’une 
infraction commise sont assez rares; la poursuite spontanée 
proprement dite sera donc l’exception. Le plus souvent, c’est 
un intéressé, plaignant ou dénonciateur, qui donne avis h la 
justice. La question de savoir qui, du juge d’instruction ou du 
procureur général, exercera sur le début de l’enquête une influence 


*) V aud 257 et s. ; Neuchâtel 292 et s. ; Genève 171 et s. 

®) Genève 40, 42. 

s ) Fribourg 143; Vaud 171, 193, 198; Valais 40 qui cependant autorise 
aussi le ministère public à ouvrir la poursuite; Neuchâtel 221, 226, 232. Ici 
le juge d’instruction doit aviser le procureur général de l’ouverture de 
toute information relevant de la cour d’assises. 
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prépondérante se ramène donc en pratique à celle-ci: lequel 
de ces deux fonctionnaires sera rendu compétent pour recevoir 
les dénonciations et les plaintes et pour statuer sur la suite 
qui doit leur être donnée? Nous retrouvons ici la même diffé- 
rence entre le droit franco-genevois et la législation des autres 
cantons '). A Genève, c’est au parquet qu’aboutissent tous les 
avis, qu’il les reçoive directement ou qu’ils lui soient transmis 
par les officiers subalternes de la police judiciaire. C’est le pro- 
cureur général, maître de l’action publique, qui décide si la 
poursuite aura lieu, et sur son refus, c’est contre lui que l'in- 
téressé doit recourir à la chambre d’instruction. Valais forme 
la transition: plaignant et dénonciateur peuvent nantir soit le 
président de la commission d'instruction, soit le rapporteur 
(procureur général). Vaud charge les juges de paix de rece- 
voir les dénonciations et plaintes, avec recours au tribunal 
d’accusation en cas de refus de poursuivre. A Fribourg et Neu- 
châtel enfin, c'est le juge d’instruction qui reçoit ou centralise 
les avis et décide s'il y a lieu à suivre, l’intéressé pouvant 
recourir à la chambre d’accusation. Le code fribourgeois rap- 
pelle même expressément que le juge ne doit pas à la légère 
donner suite à une plainte ou dénonciation, qu’il a, au con- 
traire, le devoir d'examiner la nature du fait et le degré 
de confiance que mérite l’avis. — Ce qui revient à dire que, 
dans quatre cantons sur cinq, le magistrat chargé de l’in- 
formation peut, s’il le juge bon, ouvrir de son chef la pour- 
suite sur l’infraction dénoncée, même si le parquet n’y a pas conclu. 

Ainsi la question fondamentale en matière de poursuites, 
celle de savoir qui introduira l’action publique par l’ouverture 
de l’enquête, est résolue dans la Suisse romande de deux 
façons diamétralement opposées. Tandis que Genève consacre 
l’omnipotence du parquet, les autres cantons, donnant plus 
d’unité à l’instruction, veulent que le magistrat chargé de la 
conduire soit aussi celui qui décide si elle aura lieu. Et en 
voyant ce pouvoir ainsi attribué tantôt à l’un, tantôt à l’autre 
de ces deux fonctionnaires, nous constatons à quel point la 
répartition des compétences entre eux est en somme arbi- 
traire. 

1 Genève 3, 15 et s., 170; Valais 43; Vaud 203-209; Fribourg 62, 64, 
70 et s. ; Neuchâtel 226, 228, 237, 241, 245 et s. 
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III. Formes générales. 

1° Publicité 1 ). 

Aucun de nos codes ne la consacre d’une façon absolue. 
Au contraire, Fribourg et Valais déclarent en termes catégo- 
riques que les actes de l’instruction ne seront point publics. 
Vaud ne pose aucun principe général. A Neuchâtel, le légis- 
lateur semble avoir voulu éviter de prendre parti dans cette 
grande querelle des systèmes. Dans une disposition qui est un 
beau témoignage de confiance en faveur du juge d’instruction, 
il laisse à ce magistrat l’option entre la publicité et le huis- 
clos, s’en remettant â lui pour choisir dans chaque cas la mé- 
thode la plus favorable à la découverte de la vérité. Curieux 
de savoir de quelle façon cette disposition ambiguë était appli- 
quée dans la pratique, je me suis adressé à mon excellent 
camarade, M. Eugène Bonhôte, docteur en droit et avocat à 
Neuchâtel. Celui-ci, appuyant son expérience professionnelle 
sur l’avis de M. le procureur général Calante (lequel est en fonc- 
tions depuis l’entrée en vigueur du code) m’a fait parvenir les 
intéressants renseignements que voici: Depuis 1893, l'enquête 
publique prévue à titre facultatif par l’art. 286 n’a pas une 
seule fois été ordonnée. Jamais aucun avocat n’y a conclu. 
Deux ou trois fois il est arrivé que le plaignant demandât à 
assister à l’audition des témoins; le juge d’instruction a refusé 
et le plaignant n’a pas insisté. L’art. 286 est donc resté lettre 
morte, ce qui tient essentiellement à la façon impartiale dont 
juge d’instruction et procureur général conduisent les enquêtes. 
Et mon correspondant ajoute: «Nous n’avons pas encore de 
juge d’instruction à la française; si cela changeait, il est 
probable que les avocats se verraient obligés de se mettre au 
bénéfice de l’art. 286. » Ainsi, le système de l’enquête secrète 
n’a jamais offert d’inconvénient, et les avocats neuchâtelois 
laissent presque toujours l’instruction se faire en dehors d’eux, 
n’y intervenant que pour demander la citation d’un témoin ou 
la nomination d’un expert qui leur est rarement refusée. Le 
code fournit d’ailleurs le moyen de prévenir tout abus par la 
disposition de l’art. 176, autorisant l’avocat à requérir une 


*) Fribourg 152; Valais 131; Neuchâtel 286; Genève 58 et s. 
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information complémentaire, mais il est assez rare que cet article 
soit appliqué. 

A Genève, le projet de Code d’instruction pénale présenté 
en 1884 introduisait la publicité complète. Tout au grand jour, 
comme en Angleterre, tel était le mot d’ordre. Dès l’arrestation 
du prévenu, le cabinet du juge d’instruction devenait une mai- 
son de verre. Dans le rapport à l’appui du projet *), les avan- 
tages de ce procédé, de ce «noble principe», ainsique le bap- 
tisait le porte-parole de la commission, sont exposés au moyen 
des arguments usuels : rupture définitive avec les errements 
de la procédure inquisitoriale; garantie contre les mesures 
vexatoires et les procédés arbitraires; obstacles mis à la pro- 
pagation de versions erronées, qui égarent la police et peuvent 
même influencer les témoins; garantie contre la fausse inter- 
prétation des non-lieu, dans lesquels le public ne pourra plus 
soupçonner une injuste faveur; garantie précieuse pour le juge 
lui-même, puisqu’il ne sera plus possible de plaider contre lui 
l’illégalité ou la pression; lumière répandue à profusion, les 
témoins, mis au courant par la presse, venant spontanément 
offrir leurs services et apporter des révélations essentielles; 
enfin, influence bienfaisante sur les témoins, que la publicité 
rendra plus consciencieux et empêchera de déguiser la vérité. 
Au surplus, le prévenu pouvait renoncer de lui-même à l’infor- 
mation publique et le juge d’instruction avait le droit de l’exclure 
en cas de nécessité. 

Dans la discussion, l’adversaire le plus autorisé de l’inno- 
vation proposée s’est trouvé en la personne même du juge 
d’instruction alors en charge. Ce magistrat, repoussant le pré- 
sent qu’on voulait lui faire, a déclaré tout uniment qu’une 
pareille procédure était déplorable et aurait pour résultat le 
plus net de servir les coquins au détriment de la justice; il a 
insisté sur la difficulté de faire parler, devant un auditoire 
nombreux et parfois hostile, les témoins timides que le juge a 
déjà peine à rassurer dans le tête à tête. Devant l’opposition 
de l’assemblée, la commission se résolut à une concession et 
proposa que l’enquête n’eût lieu en public qu’au cas où le 

*) Mémorial des séances du Grand Conseil, 1883-1884, p. 661 et s., 
et notamment p. 669 et s. 
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procureur général et la défense seraient d’accord pour le de- 
mander. Même ainsi édulcoré, le principe de la publicité fut 
rejeté au vote; il est vrai que la majorité fut d’une seule voix. 
Je ne crois pas que nous ayons jamais eu lieu de regretter 
cette décision. 

2° Publicité quant aux parties. 

Son étendue varie; tantôt elle ne consiste que dans la 
communication aux parties des pièces de la procédure; tantôt 
elle implique l’admission d’une partie ou de toutes les parties 
(information contradictoire) aux opérations de l’enquête. 

a) Communication du dossier 1 ). Fribourg et Valais ne con- 
tiennent aucune disposition obligeant le magistrat à renseigner 
le prévenu. Vaud et Neuchâtel autorisent le défenseur à pren- 
dre dès sa nomination connaissance de toutes les pièces. Tan- 
dis que le procureur général peut en tout temps se faire don- 
ner copie de tous documents, l’accusé, sauf indigence, ne peut 
obtenir cette copie qu’à ses frais. Vaud autorise aussi la par- 
tie civile à consulter la procédure écrite et à la faire copier 
à ses frais, mais seulement après l’arrêt de renvoi. La procé- 
dure de Genève est plus libérale en faveur de la défense. 
Dès qu’il est sous mandat, l’inculpé doit recevoir connaissance 
intégrale de la dénonciation ou plainte, des procès-verbaux, 
rapports et dépositions, ainsi que des pièces de conviction. 
Le même droit est assuré au défenseur. En outre, en matière 
criminelle, l’inculpé reçoit sans frais copie de toute la procé- 
dure, cinq jours au moins avant l’audience de la chambre d’ins- 
truction. 

b) Admission des parties. Soit qu’ils fassent bon marché 
de l’égalité entre parties, soit que le prévenu n’ait pas pour 
eux droit au titre de partie au procès, trois des codes romands 2 ) 
ouvrent toute grande au ministère public la porte du cabinet 
où travaille le magistrat informateur, mais la ferment impi- 
toyablement devant le prévenu et devant son défenseur, si tant 
est qu’il en ait un. Ainsi s’accentue l’écrasante supériorité 
de la partie publique et le système suivi par ces lois est à 
peu près aux antipodes de la méthode adoptée par le législa- 

*) Vaud 79, 100, 288 et s.; Neuchâtel 182, 369 et s.; Genève 59, 63. 

J ) Fribourg 37, 189; Valais 22, 147, 162; Neuchâtel 155, 157, 202. 
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teur français de 1897, lequel, on s’en souvient, admet le dé- 
fenseur aux interrogatoires et confrontations, mais en exclut 
le représentant de l’accusation. — C’est ainsi que Fribourg et 
Neuchâtel donnent au procureur général la faculté d’assister 
à tous les actes de l’instruction et de présenter toutes réqui- 
sitions jugées utiles. Ce dernier code rappelle, il est vrai, à 
l’officier du ministère public qu’il ne doit point s’ériger en 
accusateur de parti-pris, mais chercher à mettre aussi en lumière 
les faits à décharge. Valais accentue encore la prépondérance 
du parquet. L’assistance du rapporteur à l’enquête est la 
règle dans ce code, bien que l’absence de ce magistrat n’em- 
pêche pas la commission de passer outre. — Dans ces trois 
législations, pas un texte qui autorise le prévenu à péné- 
trer dans le sanctuaire de l’instruction; toutes trois, au con- 
traire, prennent soin de l'exclure expressis verbis de l’opération 
capitale, l’audition des témoins, en décrétant que, sauf confronta- 
tion, les dépositions seront reçues hors de la présence de l’inculpé. 

Vaud *), tout en écartant le prévenu de la réception des 
témoignages, a cependant mieux maintenu l’équilibre entre par- 
ties. Le défenseur peut, dès sa nomination, assister à toutes les 
opérations de l’enquête, sauf l'audition du plaignant, du dénon- 
ciateur et des témoins. De son côté, le procureur général a droit 
d’être présent à tous les actes d’information, sauf à l’interro- 
gatoire du prévenu et aux témoignages. Si, pfir exception, ce 
magistrat estime indispensable son assistance à ces opérations 
et demande à y être admis, le juge d’instruction doit aviser le 
défenseur qui pourra lui aussi y être présent. 

Enfin Genève *) a réalisé l’égalité absolue. D’après le pro- 
jet, l’information devait toujours être contradictoire en même 
temps que publique. Le rapport insiste sur les avantages de 
ce concours des parties : les témoins mieux interrogés; le juge 
d’instruction replacé dans sa position normale de directeur de 
l’enquête, mis en garde contre tout parti-pris et empêché par 
l’intervention des intéressés de s’égarer sur une fausse piste. 
Les opposants faisaient valoir le rôle trop prépondérant assigné 
aux avocats et la crainte que leurs obsessions n’extorquent 
aux témoins des déclarations inexactes ou partiales. Là encore, 

') Vaud 79, 169, 239. 

’) Genève 64-67, 70, 120. 
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«des concessions ont été faites et le système adopté repose sur 
une transaction. Le secret absolu est demeuré la règle. Toute- 
fois, dès qu’une requête en ce sens est présentée par le minis- 
tère public ou par la défense, V instruction doit être contradic- 
toire. Si l’autre partie s’y oppose, la chambre d’instruction 
tranche le conflit. Dans l’information contradictoire, les parties, 
ainsi que le défenseur, ont droit d’assister à tous les actes, de 
demander toutes confrontations, enquêtes complémentaires, 
expertises. Elles peuvent questionner les témoins, sans toutefois 
discuter leurs dépositions. L’accusé peut proposer et offrir de 
prouver des faits de justification, d’excuse ou d’atténuation. Le 
juge d’instruction reste d’ailleurs maître de suspendre l'infor- 
mation contradictoire, dès que l’importance d’une procédure lui 
paraît le requérir. 

Telle est la loi. En pratique, l’innovation n’a point été 
accueillie avec l’enthousiasme prophétisé par ses zélateurs. Les 
reproches déclamatoires lancés par eux contre la torture du 
secret et les pressions abusives étaient, au moins en ce qui con- 
cerne Genève, exagérés presque jusqu’à l’absurde. En fait, la 
réforme tant prônée a fait fiasco; les chiffres le prouvent. Pen- 
dant les années qui ont suivi l’entrée en vigueur du code et 
malgré la faveur qui s’attache presque toujours aux nouveautés, 
■c’est à peine si le nombre des cas où l’information contradic- 
toire a été requise a atteint deux ou trois par an. Le juge d'ins- 
truction alors en fonctions, il me l’a affirmé à plusieurs reprises, 
ne cachait pas qu’en toute impartialité la mesure lui paraissait 
d’une inutilité manifeste. Depuis lors, les choses n’ont pas 
changé, et les parties témoignent toujours de la même indiffé- 
rence à l'égard de la faveur qu’on a cru leur faire. J’ai inter- 
rogé le juge actuel (en charge depuis deux ans et demi) qui 
m’a répondu qu’il n’avait vu demander que trois fois l’instruc- 
tion contradictoire, soit dans moins d'un cas pour mille. La 
montagne a accouché d’une souris! 

3° Procédure écrite. 

Tous nos codes l ) prescrivent qu’il sera tenu procès-verbal 
des interrogatoires, des dépositions et de toutes les opérations 

*) Fribourg 101, 117, 130, 141, 159; Vaud, 130, 133,226,244,248: Neu- 
châtel 121, 125, 135, 263, 280 et s.; Valais 57, 79, 166, 176, 257, 280; Genève 
26, 28, 30, 45, 50, 55, 111, 121 et s. 
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auxquelles procède le juge. Dans le Valais, c’est sur la base 
de ce protocole que statuera le tribunal. 

Quant à l’usage à faire au débat des matériaux amassés 
par l’instruction 1 * 3 ), Fribourg et Genève (qui reconnaissent au 
président un pouvoir discrétionnaire) autorisent la lecture des 
interrogatoires et dépositions, non-seulement au cas de mort ou 
d’absence, mais dès que le langage tenu au débat par l’accusé 
ou le témoin s’écarte de ses déclarations à l’instruction. Même 
règle dans le code de Vaud. Neuchâtel n’autorise que la lecture 
des déclarations faites à l’enquête par les accusés, témoins ou 
experts décédés ou absents. Ce qui accentue cette intrusion de 
l’écriture dans le débat, c’est que le dossier de l’instruction est 
remis au tribunal ou au jury au moment où il va entrer en 
délibération. Fribourg, Vaud et Neuchâtel font, il est vrai, 
exception pour les dépositions des témoins, mais à Genève cette 
remise comprend toute la procédure écrite. Une disposition fort 
sage du code de 1884, qui en exceptait l’acte d’accusation a 
été abrogée en 1890. 

IV. La défense. 

Les codes se divisent ici en deux groupes : 

Fribourg et Valais*) (le premier implicitement, le second 
en termes exprès) refusent un défenseur au prévenu tant que 
dure l’instruction. L’enquête une fois close, Fribourg accorde 
à tout accusé criminel un défenseur d’office, nommé par la 
chambre d’accusation; Valais ne connaît la défense obligatoire 
que dans les causes capitales. 

Les trois autres législations 9 ) organisent d’une façon plus 
ou moins complète la défense pendant l’instruction. D’après 
Vaud, l’inculpé peut être assisté dès que le terme fixé pour 
la mise au secret (maximum quinze jours) est expiré; il peut 
alors choisir son défenseur ou demander au tribunal de lui en 
désigner un d’office. Neuchâtel, sans fixer de terme précis, dé- 
clare que tout prévenu, criminel ou correctionnel, en état de 
détention, doit être pourvu d’un défenseur «avant la clôture de 

l ) Fribourg 309, 421, 435; Vaud, 347, 366-68,388; Neuchâtel 423 et s., 
440; Genève 290, 310. 

*) Fribourg 243 et s. ; Valais 132, 137, 180 et s. 

3 ) Vaud 78 et s., 83, 286 et s. ; Neuchâtel 174 et s. ; Genève, 61 et s., 180. 
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l’enquête». Ce défenseur est choisi par lui ou désigné d’office 
par le président des assises. Dans les mêmes causes, le prévenu 
libre peut obtenir un avocat d’office, s’il est dénué de biens. 
Enfin Genève assure la défense dès que l’inculpé est sous man- 
dat. En matière criminelle, le juge d’instruction doit immédia- 
tement lui demander s’il a fait choix d’un avocat et si non, lui 
en désigner un d’office. Au correctionnel, tout inculpé détenu 
peut demander à être pourvu d’office d’un défenseur. Le rôle 
de l’avocat genevois est assez étendu; il aura à assister son 
client non seulement pendant l’instruction et au débat définitif, 
mais encore par devant la chambre d’instruction où se déroule 
un débat préparatoire. 

Sauf précautions exceptionnelles, tous les codes assurent 
entre défenseur et client la communication sans entraves et 
sans témoin. 

Qui peut être défenseur? Fribourg admet le choix entre 
tous les citoyens actifs, Valais entre « les personnes recom- 
mandables du canton » (termes qui pris à la lettre n’excluraient 
pas les femmes); Neuchâtel autorise l’accusé à se défendre 
lui-même ou à se faire assister par un parent ou un ami. 
Vaud et Genève ne prévoient que l’assistance d’avocats inscrits 
au barreau. 

V. La détention préventive l ). 

La règle qui veut que nul ne puisse être privé de sa 
liberté sans la décision d’un juge est rigoureusement observée 
par Vaud (mandats décernés par le juge de paix), par Valais 
(mandats décernés par le président de la commission d’ins- 
truction sous la ratification de cette dernière) et Neuchâtel (man- 
dat d’amener décerné par le juge d’instruction, mandat d’arrêt 
par ce magistrat d’accord avec le procureur général). Les 
deux autres codes sont moins stricts pour exiger la garantie 
judiciaire. C’est ainsi que Fribourg donne pouvoir pour lancer 
les mandats non seulement au juge d’instruction, mais aux 
préfets. A Genève, il faut distinguer suivant les diverses caté- 
gories de mandats. Le mandat d’amener (durée 24 heures), 
décerné en première ligne par le juge d’instruction, peut l’être 

’) Fribourg 92, 164; Vaud 31 et s., 66 et s., 170, 231; Valais 81 et s., 
99, 105; Neuchâtel 5, 53 et s., 265 et s.; Genève 42, 90, 95 et s., 143 et s. 
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aussi par deux magistrats d’ordre administratif, le conseiller 
d'état chargé du département de justice et police et le direc- 
teur de la police centrale (en cas de flagrant délit, le procu- 
reur général et les officiers auxiliaires du parquet peuvent 
aussi lancer ce mandat). Pour décerner le mandat d’arrêt (du- 
rée 8 jours) le juge d’instruction est seul compétent. Enfin la 
chambre d’instruction a seule pouvoir pour décerner le man- 
dat de dépôt (durée indéterminée, détention jusqu’au débat). 

Dans des dispositions plus généreuses que pratiques, Vaud 
et Neuchâtel, cherchant à prévenir l’abus de la prison pré- 
ventive, érigent en règle la liberté du prévenu pendant l’en- 
quête. Mais cette règle d’humanité est infirmée par des ex- 
ceptions si fréquentes et si mal précisées (crainte de fuite ou 
de collusion), qu’ici comme ailleurs tout est remis à l’arbitraire 
du magistrat disposant du droit d’arrestation. 

Tous les codes exigent que le prévenu soit entendu im- 
médiatement après son arrestation, le délai maximum variant 
de 24 heures à trois jours. Tous contiennent, en outre, des 
dispositions minutieuses sur la libération provisoire moyennant 
caution ou même sans caution '). L’étude détaillée de ces 
prescriptions sortirait du cadre de ce travail. 

VI. Les opérations de l’instruction. 

Ici encore je me borne à noter les points essentiels : 

1" L'interrogatoire *) (ou audition du prévenu) nous permet 
de constater que tous les législateurs romands sans exception 
sont restés fidèles au système qui considère le prévenu non 
pas comme une partie ordinaire, ayant à son gré le droit de 
parler ou de se taire, mais comme un instrument dont le juge 
a mission de se servir pour trouver la vérité et qui doit se 
prêter à cette recherche. La règle en vertu de laquelle tout 
inculpé est tenu de rendre compte au juge des faits qui lui 
sont imputés, est partout posée en termes catégoriques. A vrai 
dire, cette injonction n’a guère de sanction effective qu’en 
Valais. Tirant du principe sa conséquence logique, ce code 

‘) Fribourg 201 et s.; Vaud 66 et s., 85 et s.; Valais 116 et s.; 
Neuchâtel 71 et s.; Genève 146, 153 et s. 

’) Fribourg 164 et s.; Vaud 230 et s.; Valais 135 et s.; Neuchâtel 
265 et s.; Genève 102 et s. 
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autorise la commission à mettre en état de détention, sans 
durée fixée, le prévenu qui refuse obstinément de répondre. 
La rigueur de cette peine du silence est tempérée par une 
prescription rappelant que le refus de répondre ne peut jamais 
être considéré comme un aveu. Fribourg, au contraire, tout 
en stipulant qu’aucun moyen de contrainte ne doit être em- 
ployé contre celui qui ne veut pas parler, enjoint au juge de 
l’avertir que cette attitude pourra être interprétée comme un 
indice de culpabilité. 

Valais, Neuchâtel et Fribourg interdisent formellement 
l’emploi de menaces, promesses (atténuation de peine) ou 
mesures de rigueur pour extorquer un aveu au prévenu. Fri- 
bourg prohibe aussi les questions captieuses ou suggestives, 
ou l’allégation de faits mensongers dans le but de mettre l’inter- 
rogé en contradiction avec lui-même. Valais rappelle que le 
serment ne peut lui être déféré. Neuchâtel insiste sur le fait 
que les questions doivent être posées de telle façon, que le 
prévenu puisse se rendre compte de toutes les charges qui 
s’élèvent contre lui. 

Tous les codes enjoignent au juge de conduire l’inter- 
rogatoire aussi bien â décharge qu’à charge. Si le prévenu 
invoque des faits de justification ou d’atténuation, il doit être 
entendu sur ce point et mis en demeure de fournir ses moyens 
de preuve à l’appui. S’il n’allègue pas spontanément ces faits 
à décharge, Fribourg et Valais veulent qu’il soit interpellé à 
ce sujet par le juge. 

Partout, sauf à Genève, le magistrat informateur est tenu 
d’insérer au procès-verbal les plaintes du prévenu touchant sa 
détention ou la marche de la procédure. 

2° L'audition des témoins *). L’obligation pour le juge de 
citer les témoins à décharge indiqués par le prévenu est inscrite 
partout, mais avec quelques restrictions. Ainsi à Fribourg, le 
juge peut passer outre, quand les faits et témoignages invoqués 
par l’inculpé ne sont que des moyens de prolonger l’enquête 


■) Fribourg 180, 182 et s.; Vaud 236 et s.; Valais 143 et s.; Neu- 
châtel 185 et s., 270, 279; Genève 114 et s. 

En ce qui concerne l’admission au témoignage, les formes de l’audition, 
l’assermentation, etc. Voir Gautier, Revue pénale suisse, XIV, p. 11 et s. 
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ou de charger le fisc de frais; il doit cependant consigner ce 
refus au procès-verbal et le notifier à l’accusé. A Neuchâtel, 
le juge n’est tenu de recueillir les moyens de preuve proposés 
par le prévenu que s’ils lui paraissent avoir quelque valeur. 
De même au Valais, la commission est libre de ne pas citer 
ceux dont elle croit la déposition inutile; elle doit toutefois 
appeler au moins quatre des témoins indiqués par l’accusé, au 
choix de ce dernier, qui reste d’ailleurs maître de citer les 
autres à ses frais. Toutes ces réserves sont dangereuses et 
peuvent prêter à l'arbitraire. 

Notons le pouvoir formidable attribué par certains codes 
au juge d’instruction, non seulement sur les témoins qui re- 
fusent de comparaître, mais sur ceux qui refusent de déposer *). 
Tandis que Genève, à l'imitation du code français, n’édicte à 
l’égard des premiers qu’une simple amende et ne connaît pas 
de peine contre le silence, Vaud admet l’emprisonnement jus- 
qu’à 15 jours contre le témoin qui ne veut pas parler. Valais 
autorise son arrestation sans fixation de durée. A Neuchâtel, 
le juge d’instruction ne peut pas condamner lui-même, mais doit 
déférer le récalcitrant au président du tribunal; celui-ci peut 
frapper le témoin de la prison civile jusqu’à 8 jours et si, à 
l’expiration de cette peine, il s’obstine à se taire, le priver de 
ses droits civiques pour deux ans au maximum. A Fribourg, 
le juge est encore mieux armé. Tout témoin qui refuse de 
déposer «d’une manière complète » (comment le magistrat peut- 
il savoir ce que le témoin sait et ce qu’il tait?) est d’abord 
réprimandé; s’il persiste à se taire sans juste motif, il est em- 
prisonné pour huit jours au plus. Interrogé à l’expiration de 
ce délai, s’il s’obstine à garder le silence, le juge peut pro- 
noncer un emprisonnement d’une durée au moins double du 
premier, sans indication du maximum. 

3° Les constatations. Il est assez singulier de voir nos 
législateurs, éprouvant ici une sorte d’inquiétude au sujet de 
la puissance dont ils ont investi le juge d’instruction, imposer 
à ce magistrat un garde du corps, un contrôleur obligatoire, 
lorsqu’il s’agit de procéder aux actes de constatation. Que ces 
démarches aient une importance capitale, une portée définitive, 

*) Fribourg 193; Vaud 241; Valais 152; Neuchâtel 199; Genève 130. 
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qu’elles mettent souvent à une rude épreuve la sagacité du 
juge, je n’en disconviens pas; mais qu’il ait, précisément pour 
ces actes là, besoin d’une surveillance qui lui est épargnée en 
d’autres occasions (pour l’audition des témoins par exemple), 
c’est ce qui reste assez problématique. 

Quoiqu’il en soit, tous nos codes, hors Fribourg, exigent 
que le juge d’instruction, avant de se transporter sur les lieux 
pour en constater l’état et relever les indices, prévienne (sauf 
urgence absolue) le procureur général assez à temps pour que 
ce dernier soit mis à môme d’assister à l’opération *). S’il n’a 
pas été présent, le représentant du ministère public peut requérir 
une nouvelle inspection des localités. Genève rend même la 
présence du procureur général ou d’un officier délégué par lui 
absolument obligatoire. Je répète que je ne conçois pas bien 
l’utilité de ce duo de magistrats. 

En cas de flagrant délit, Genève*) accentue la prédominance 
du parquet. C’est le procureur général qui est compétent en 
première ligne pour toutes les opérations destinées à constater 
le corps du délit. 11 ouvre donc l’information de son propre 
chef et sans être tenu d’aviser personne. A vrai dire, le juge 
d’instruction peut aussi procéder d’office en pareil cas, mais il 
a l’obligation d’avertir le procureur général. Deux observations 
à ce sujet : D’abord cette concurrence ainsi ouverte entre 
l’instruction et le parquet est à Genève plus inutile que partout 
ailleurs, étant données l’exiguïté du territoire et la facilité de 
trouver sans délai le magistrat compétent. Ensuite, le pouvoir 
accordé au procureur général, partie au procès, de faire des 
actes d’information, paraît non seulement superflu, mais dan- 

*) Vattd 210 et s. Ajoutons cependant qu’à teneur des directions du 
Tribunal cantonal du 30 juin 1886, l’avis doit Être donné par le juge de 
paix non plus au parquet, mais au juge d’instruction cantonal; Valais 57; 
Neuchâtel 248 et s.; Genève 43, 106 et s.; Fribourg seul n’oblige pas 
le juge à aviser le procureur général, mais l’assistance de ce dernier aux 
actes de constatation dérive de la surveillance générale qu’il exerce sur 
les enquêtes préliminaires et de son droit d’assister aux opérations de 
l’enquête (art, 36, 37, 100). 

*) Genève 21 et s., 40. D’après le Code d’instruction criminelle fran- 
çais, c’est au contraire l’avis à donner par le parquet au juge d’instruction 
qui est obligatoire et l’avis à donner par le juge d’instruction au parquet 
qui est facultatif (art. 32 et 30). 


Digitized by Google 


250 


Alfred Gautier. 


gereux. Ces opérations de constatation auront le plus souvent 
un caractère définitif; le procès entier en subira l’influence. Il 
importe donc qu’elles soient conduites en toute impartialité et,, 
sans vouloir prétendre que nos magistrats du parquet genevois 
s’érigent en accusateurs à outrance (rien n’est plus contraire 
à leurs traditions), il me semble qu’on les sort de leur rôle en 
leur confiant, sans nécessité et sans contrôle, des actes de pure 
instruction. 

En matière d’expertise, les garanties accordées au prévenu 
par les codes romands J ) sont assez minces. Aucun d’eux ne- 
donne à la défense le droit de désigner un expert. Le choix 
est partout l'affaire du juge seul, qui décide aussi quelles seront 
les questions posées. Genève et Neuchâtel assimilent les experts 
aux juges en ce qui concerne la récusation ; Vaud, Fribourg 
et Valais veulent qu’ils soient pris parmi les personnes capables 
de témoigner au procès. D’après Vaud et Neuchâtel, toutes- 
les parties doivent autant que possible être avisées de façon k 
pouvoir assister à l’expertise. 

VII. Clôture de l’instruction. Mise en accusation. 

A part Valais, où l’instruction est conduite par un collège 
de juges qui statue aussi sur la mise en accusation, tous les 
codes confient à une chambre ou tribunal indépendant la mis- 
sion de décider s’il y a lieu d’ouvrir la procédure principale *)• 

Une fois l’instruction close, Fribourg seul autorise le ma- 
gistrat informateur à nantir directement la chambre d’accu- 
sation; Vaud, Neuchâtel et Genève l’obligent à passer par 
l’intermédiaire du parquet, lequel transmet le dossier à la 
chambre avec son préavis. 

En matière criminelle et correctionnelle, l’ordonnance de 
renvoi ne peut jamais être rendue que par la chambre d’ac- 
cusation. Le sytème français actuel 3 ), d’après lequel, en matière 
correctionnelle, le juge d’instruction statue lui même sur l’issue 

’) Fribourg 102 et s.; Vaud 134 et s., 142; Valais 64, 209, 218 et s.,. 
225, 265 et s.; Neuchâtel 126 et s.; Genève 136 et s. 

*) Valais 177, 188 et s. ; Fribourg 220 et s. ; Vaud 252 et s. ; 262 et s. ; 
279; Neuchâtel 287 et s., 297 et s., 320; Genève 177 et s. 

*) Code d'instruction criminelle français 128 et s. (loi du 17 juil- 
let 1856). 
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à donner à l’instruction qu’il a conduite, n’a pas trouvé d’imi- 
tateur. Bien plus, fl Neuchâtel, même dans les causes de police, 
le renvoi ne peut être ordonné que par le procureur général. 

Quant à l’ordonnance de non-lieu, Fribourg, Neuchâtel et 
Genève la mettent également dans la compétence de la chambre 
d’accusation. Vaud seul donne au magistrat informateur le 
pouvoir de rendre cette ordonnance (en toutes matières) ; mais 
le ministère public, le plaignant et la partie civile peuvent 
recourir contre cette décision auprès du tribunal d’accusation. 

Partout, sauf à Genève, le tribunal chargé de la mise en 
accusation siège à huis-clos, aucune des parties n’étant pré- 
sente ni représentée. Partout, le procureur général peut préa- 
viser ou conclure. Fribourg seul autorise expressément le 
prévenu à présenter un mémoire justificatif. 

Genève a assez heureusement innové, en instituant devant 
la chambre d’instruction un débat public et contradictoire : 
réquisitoire, plaidoyer de la partie civile, plaidoyer de la défense. 
C’est donc comme une répétition générale du débat définitif 
avec cette double différence: 1° Que la chambre n’a pas a 
statuer sur la culpabilité, mais seulement sur la suffisance ou 
l’insuffisance des charges recueillies. Ce n’est donc pas la 
certitude juridique ou la conviction qu’il s’agit ici de créer 
chez les juges ; il s’agit de leur démontrer la probabilité ou 
l’invraisemblance des faits de l’accusation. — 2° Que la cham- 
bre ne recueille pas les témoignages, mais statue sur la pro- 
cédure écrite. Le débat clos, les juges délibèrent dans la 
chambre du conseil, puis rentrent en séance publique pour 
rendre séance tenante leur ordonnance. 

Notons enfin qu’en cas de renvoi devant les assises, tous 
les codes font faire un nouveau crochet â la procédure en 
prescrivant le renvoi du dossier au procureur général, pour 
nouvel examen et rédaction de l’acte d’accusation. 

Trois législations, Fribourg, Vaud et Neuchâtel ‘), autorisent 
le prévenu mis au bénéfice d’un non-lieu après avoir subi une 
détention, à s’adresser par requête à la Chambre d’accusation 
pour obtenir d’elle l’indemnité qu’il estime lui être due par 
l’État. Vaud et Neuchâtel exigent un préavis du parquet. 


*) Fribourg 230 ; Vaud 2M, 267 ; Neuchâtel 303. 


Digitized by Google 



252 


Alfred Gautier. 


Neuchâtel autorise la chambre à mettre tout ou partie de l’in- 
demnité à la charge du plaignant. Vaud exige l’unanimité 
des voix dans le tribunal d’accusation, pour que le principe 
de la réparation soit admis. 

§ 2. Projets de réforme. 

La réforme de l'instruction me paraît se ramener, en ce 
qu’elle a d’essentiel, à la solution des quatre problèmes 
suivants: 

1° Par quel magistrat l’information doit-elle être conduite? 

2° Suivant quelles formes? 

3° Avec quelles garanties pour l'accusé? 

4° Qui doit statuer sur la suite à donner à l’instruction une 
fois close? 

Ad 1 . Les procédures actuelles prêtent à la critique à 
■deux points de vue: 

a) La délimitation entre les attributions du ministère public et 
celles du juge d’instruction est mal tracée; les activités 
de ces deux magistrats s’entrecroisent et il en résulte 
cette complication, ces doubles emplois, ce gaspillage de 
forces si justement signalé par Kulemann dans son rap- 
port à Brême l ). 

b) Les attributions du juge d’instruction sont composites. Ce 
magistrat fait une besogne plus policière que judiciaire; 
il n’a en somme d’un juge que le nom. 

Ad a. Le reproche est très fondé, tout particulièrement 
à Genève. Qu’on juge des zigzags que décrit la poursuite, 
ballottée d’un magistrat à l’autre comme un volant entre deux 
raquettes: Plainte au procureur général; étude sommaire de 
l’affaire par le parquet ; si la plainte paraît sérieuse, réquisitoire 
aux fins d’ouvrir l’information, adressé par le procureur géné- 
ral au juge d’instruction ; information conduite par le juge 
d’instruction (avec le concours du procureur général en cas 
d’information contradictoire); l’instruction une fois complète, 
renvoi du dossier par le juge d’instruction au procureur géné- 
ral par l’ordonnance dite de «soit communiqué»; nouvelle 

') Bulletin de l’union intern. X, p. 501 . 
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^tude de l’affaire par le parquet (le procureur général pouvant 
requérir du juge d’instruction une information complémentaire); 
■enfin transmission de la procédure à la chambre d’instruction. 
Celle-ci peut d’ailleurs renvoyer encore l’affaire au juge 
^'instruction pour complément d’information (ce qui nécessitera 
un nouveau passage par le parquet, le juge d’instruction ne 
pouvant pas nantir directement la chambre). Rappelons aussi 
<]ue lorsqu’elle prononce en matière criminelle le renvoi de 
l’accusé devant les assises, cette chambre ordonne que le dos- 
sier sera de nouveau communiqué au parquet pour rédaction 
<le l’acte d’accusation *). — Voilà bien des détours inutiles et 
n’y aurait-t-il pas lieu, pour ouvrir à la procédure une voie 
moins tortueuse, de restreindre ou même de supprimer tout à 
fait le rôle d’un des deux magistrats qui se sont jusqu’ici par- 
tagé le domaine de l’instruction préparatoire? 

Une première simplification, bien aisément réalisable, con- 
sisterait (ainsi font tous les codes romands sauf Genève, et 
nul ne s’en plaint) à donner au juge d’instruction tout pou- 
voir pour ouvrir l'information de son chef et sans le concours 
du ministère public. Il suffirait pour cela que les dénonciations, 
les plaintes et les premiers rapports de police, au lieu d’être 
envoyés au parquet, fussent expédiés directement au cabinet 
•du juge d’instruction. On m’objectera qu’en terre latine le 
parquet a toujours été par essence le centre de la police 
judiciaire. Soit, mais rien ne prouve qu’il doive le rester, s'il 
est avantageux pour la justice que cette position lui soit enle- 
vée. C’est une habitude à changer voilà tout, et le progrès 
n’est bâti que sur les ruines des traditions écroulées. 

Notez qu’outre l’économie de temps et de travail ainsi 
réalisée, la suppression de ce détour par le parquet aurait un 
autre avantage incontestable, celui de rapprocher la police de 
la justice. 

On sait déjà que les investigations policières ne sont que 
•des actes d’instruction avant la lettre, actes d’instruction qui 
ne différent guère de ceux auxquels le juge procédera plus 
tard, qu’en ce qu'ils sont généralement plus mal faits. En 

') J’ai cherché ailleurs à prouver que cet acte, intrusion abusive et 
inutile de l’écriture dans un débat oral, devrait être tout simplement sup- 
primé. Voir Gautier, Revue pénale suisse, XII, p. 301 et s. 
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rendant plus prompt et plus direct le contrôle du juge d’ins- 
truction sur ces opérations de la police, en hâtant ainsi l’inter- 
vention de la justice dans l’enquête, on donnerait à ces pre- 
mières recherches une allure plus sérieuse et plus méthodique. 

Si l’on m’objectait encore qu’agissant en révolutionnaire, 
je renverse le fameux principe français du juge d’instruction 
dépourvu d’initiative, je répondrais par l'exemple des codes 
romands; je répondrais encore que, lorsqu’on met en un 
magistrat assez de confiance pour lui accorder sur la liberté 
et l’honneur des citoyens un pouvoir presque sans limite, il 
faut être logique avec soi-même et lui permettre de décider, 
sans le concours de personne, s’il fera ou non usage de ce 
pouvoir. A quoi bon enchaîner soigneusement le juge pour 
brusquement lui mettre la bride sur le cou? Ce rouage qui 
ne déclenche que si le procureur général met le doigt sur le 
bouton, ce magistrat inerte a fait s.n temps. 

Le juge d’instruction une fois directement saisi, son pre- 
mier devoir serait d’examiner sans délai l’affaire qui lui est 
apportée. Et voilà encore une économie d’efìorts. L’étude pré- 
liminaire à laquelle se livre actuellement un magistrat du par- 
quet dans le seul but de savoir si l’information sera requise, 
n’a aucun effet utile, puisque cette information ne sera pas 
conduite par le ministère public. Au contraire, en examinant 
le dossier pour voir s’il y a lieu à enquête, le juge d’instruc- 
tion se mettrait du même coup au courant de l’affaire qu’il 
va diriger. S’il résultait de cette étude que l’accusation, soit 
par son peu d’importance, soit parce que la preuve est déjà 
rassemblée, est mûre pour être jugée, le juge d’instruction 
nantirait le tribunal compétent. S’il se convainquait, au con- 
traire, de la nécessité d’une enquête préalable, il déclarerait 
l’information ouverte. 

Ici encore je me heurte, et je ne l’ignore pas, à l’un des 
dogmes de la procédure franco-genevoise: Le ministère public 
maître de l’action publique. Mais l’exemple des cantons voi- 
sins montre nettement combien peu le salut de la république 
est attaché au maintien de cette règle. Que l’action pénale 
reste au-dessus des fantaisies des particuliers, rien de mieux; 
mais que risque-t-on à en confier la mise en mouvement au 
magistrat qui va la diriger pendant toute la phase informatoire ?• 
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Bref, je voudrais que le juge d’instruction reçût pleins 
pouvoirs pour procéder seul et pour informer d'office. Faut-il 
aller plus loin encore, faut-il, ainsi qu’on la proposé, exclure 
le ministère public de toute participation fi l’instruction une 
fois en cours? Ici, nos modèles nous manquent; on sait que 
les codes romands ne se sont point montrés aussi hardis ; 
ils obligent, au contraire, le juge d'instruction à aviser le par- 
quet de l’ouverture de toute enquête ; plusieurs même per- 
mettent au procureur général d’assister, si bon lui semble, à 
toutes les opérations. Il convient donc d’examiner si cette 
collaboration du parquet offre des avantages et s’il y a lieu 
de la conserver. 

Le concours du ministère public (par les réquisitions qu’il 
formule ou par son assistance effective aux actes de l’infor- 
mation contradictoire) est-il un aide pour l’accusation ou un 
secours pour la défense? La première, pour autant qu’elle est 
fondée, ne trouverait-elle pas en la personne du magistrat qui 
fait l’enquête un porteur suffisamment qualifié ? N’est-ce pas 
le reproche le plus communément lancé contre les juges d’ins- 
truction, que d’incarner trop complaisamment la poursuite et 
de céder trop volontiers à un parti-pris contre l’accusé? Qu’ont- 
ils donc besoin d’un auxiliaire? Et s’il leur en fallait un, ne 
le trouveraient-ils pas tout naturellement en la personne du 
plaignant? Je crois, avec Kulemattn *), que le lésé est une 
force mal utilisée par la procédure actuelle; je crois, et j’y 
reviendrai plus loin, que sa participation devrait devenir plus 
active. Quant à la défense, s’il est de toute nécessité que 
l’instruction soit conduite aussi à décharge, je ne crois pas 
que la collaboration d’un représentant du ministère public 
puisse avoir pour effet de renforcer cette tendance. Si l’ac- 
cusé ne peut pas toujours avoir une foi implicite dans l’im- 
partialité du magistrat qui informe (et pourtant je crois que 
presque toujours cette confiance est méritée), ce n’est pas par 
le parquet, c’est par d'autres moyens à énumérer plus loin 
qu’il doit obtenir des garanties suffisantes. 

A tout prendre, je ne vois donc pas en quoi le concours 
du ministère public augmente les chances de découvrir la 

') Bulletin, X, p. 594. 
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vérité. Supprimer cette participation, c’est réaliser au con- 
traire un progrès marqué: Au lieu d’être comme aujourd’hui 
morcelée entre l’instruction et le parquet, la responsabilité de 
l’enquête pèsera tout entière sur une seule tête. — Je voudrais 
donc un juge d’instruction seul maître chez lui, libre de con- 
duire l’enquête d’un bout à l’autre à sa guise et sans l’intru- 
sion d’aucune autre autorité. 

Rien d’ailleurs n’oblige à prononcer contre le parquet un 
ostracisme absolu. Dans certains cas, par l’importance ou les 
difficultés de la procédure en marche, je conviens que la res- 
ponsabilité pourrait sembler trop lourde à qui la porte seuL 
Si, dans ces cas tout exceptionnels, le magistrat qui informe 
sent le besoin d’un conseil ou d’un appui, rien ne l’empêchera 
de consulter le procureur général. Mais je voudrais que ce 
fût pour lui une simple faculté et qu’en matière d’instruction,, 
le parquet, au lieu d’imposer ses avis, attendît qu’on vint les 
lui demander. 

Ad b. Ce second grief me paraît de pure forme et de 
faible portée. Je ne crois pas qu’il soit possible, quoiqu’on 
tente, de faire du magistrat informateur un juge au sens vrai 
du mot. Il en a jusqu’ici porté le nom, c’est vrai, mais c’est 
précisément parce qu’il a été impossible de lui en conférer les 
fonctions, que la contradiction a paru choquante entre le titre 
porté par ce magistrat et l’activité qu’on le voit déployer. 

Dans tout procès, il ne peut y avoir qu’un juge, celui qui 
tranche la contestation. Dans le procès pénal, un seul magis- 
trat mérite donc ce nom, celui qui rend l’arrêt de condam- 
nation ou d’acquittement. Le magistrat qui rassemble les 
preuves, quelque souci qu'il puisse avoir de la justice, ne fait 
et ne peut pas faire œuvre de juge, et s’il en porte le nom, 
c’est par une sorte d’usurpation de titre. 

Cette assertion, j'en ai peur, semblera à beaucoup par 
trop radicale. Je sais que je me trouve ici en désaccord avec 
une tendance actuelle. Beaucoup de juristes, frappés de voir 
celui dont ils s’obstinent à faire un juge accomplir des besognes 
de pure police, voudraient le décharger de cette partie de ses 
fonctions en lui enlevant tout ce qui touche aux recherches et 
à la poursuite. Rosenfeld *) veut qu’il cesse enfin d’être un 

') Bulletin, X, p. 541. 
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complice du parquet. Nocito '), critiquant son caractère hy- 
bride de juge policier, dit qu’il ne devrait pas être confondu 
parmi les officiers de police judiciaire qui courent sus à l’ac- 
cusé, comme une meute de chiens court au gibier. On rêve 
d’une restauration de la forme accusatoire dans la phase d’in- 
formation: on réclame une instruction contradictoire, conduite 
par le parquet d’une part et l’accusé de l’autre, le juge domi- 
nant les parties et n’intervenant qu’en cas de conflit. Ainsi, 
l’instruction pénale reprendrait sa figure des temps anciens, 
celle d’un procès civil, où les parties rassemblent les preuves 
sous l’œil du juge (avec cette différence cependant que dans 
le procès civil le juge qui contrôle l’instruction est aussi celui 
qui statuera sur le fond). 

Cette résurrection d'un passé mort me paraît une pure 
chimère et voici pourquoi : Tandis que le procès accusatoire 
pur supposait un accusé demeuré libre et maître de ses dé- 
marches, la procédure pénale moderne de tous les pays édicte, 
au contraire, toute une série de mesures coërcitives contre le 
prévenu*), mesures dont l’arrestation est le type et qui ne 
sont en somme que des moyens préventifs, des précautions 
prises pour assurer une condamnation purement éventuelle et 
prises contre un accusé, c’est-à-dire contre un présumé inno- 
cent. Ces décisions diverses ne sont donc point des actes de 
justice, mais des mesures policières au premier chef. Celui 
qui arrête l’accusé ou le met au secret, celui qui perquisitionne 
et saisit à son domicile agit non pas en juge, mais en agent 
de la force publique, en policier. 

Or toutes ces mesures sont aujourd'hui du ressort du juge 
d’instruction (et c’est précisément parce qu’en remplissant ces 
fonctions il incarne forcément la poursuite, qu'il me paraît 
pour l’accusation. un représentant très suffisant). Si l’on entend 
faire de lui un juge méritant son nom, il faudrait donc l’en 
décharger. Et comme personne ne songe à supprimer ces 
précautions vexatoires mais indispensables, il ne reste qu’un 

') Actes de la connnission pour la réforme du Code de procédure 
pénale italien, III, p. 121. 

*) C’est là une autre différence fondamentale avec le procès civil où 
l’intérêt même des parties suffit à assurer leur comparution, puisque le 
défaut n’a pour elles que des suites fâcheuses. 
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seul moyen pour restituer au juge d’instruction son caractère 
purement judiciaire, c’est de mettre ces mesures dans la com- 
pétence du parquet. 

Le remède serait pire que le mal. Et tout d’abord, quelle 
singulière reconstitution du système accusatoire, de ce débat 
où les deux parties luttaient à armes égales devant leur juge, 
qu’un procès au cours duquel l’une des parties aurait le pou- 
voir de décréter l’arrestation de l’autre! Même dans la procé- 
dure actuelle, c’est une illusion bien fragile que de considérer 
le ministère public comme une partie proprement dite; qu’en 
resterait-il, alors que le parquet serait devenu maître de 
prendre contre l’accusé, contre sa prétendue partie adverse, 
tout un arsenal de mesures de coercition? — Mais voici un 
autre danger bien plus sérieux. Le rôle du magistrat informa- 
teur étant ainsi réduit presque à zéro, l’initiative de tous les 
actes les plus graves ayant ainsi passé au ministère public, 
c’est ce dernier qui dans le procès préparatoire deviendrait 
le maître absolu, et l’instruction pourrait se résumer ainsi : 
Le parquet informant à son gré contre l’accusé, sous l’œil 
bénévole d’un juge soliveau. Je doute fort que cette omnipo- 
tence de l'accusateur contribuât à donner à l’enquête un 
caractère plus impartial, au prévenu des garanties meilleures. 

Mieux vaut donc, renonçant à lui voir mériter le nom de 
juge, laisser au magistrat informateur ses attributions actuelles. 
11 restera ce qu’il est, un fonctionnaire Maître-Jaques, policier 
aujourd’hui, juge demain (et encore un juge à pouvoirs res- 
' treints et dont les décisions sont purement préparatoires); 
j’avoue que je n’y vois pas d’inconvénient. Pour complaire 
aux esprits logiques, qui s’indignent contre ce juge qui ne 
juge guère, qu’on lui retire ce titre; qu’on l’appelle, si l’on 
veut, magistrat informateur ou officier d'instruction. L’essentiel 
â mes yeux c'est qu’on le laisse maître d’agir à sa guise, sans 
lui susciter des concurrents inutiles ou des rivaux dangereux. 
— Et pour tout résumer, de même que certains ont pris pour 
devise: «La France aux Français!», je voudrais qu’en procé- 
dure pénale on pût proclamer: «L’information à l’informateur!» 

Ad 2. Je suis adversaire résolu de la publicité complète. 
Parmi les considérations mises en avant pour la prôner, cer- 
taines ont vraiment plus d’analogie avec la phraséologie des 


V 


Digitized by Google 


La Réforme de l'instruction préalable. 


259 


politiciens qu’avec une argumentation juridique. C’est le cas 
notamment pour la prétendue nécessité, invoquée dans la 
discussion du code genevois, de maintenir le juge en contact 
direct avec l’opinion publique. La conscience populaire in- 
carnée dans le public habituel des audiences pénales, merci 
bien! D’ailleurs, même plus sainement représentée, je doute 
que l’opinion publique soit une force à la remorque de la- 
quelle la justice doive s’attacher. Comme tout magistrat, comme 
tout homme qui se respecte, le juge d’instruction ne doit 
obéissance qu’à sa conscience et peu doit lui importer si 
parfois elle se trouve en désaccord avec l’opinion dominante. 
Affirmer que la publicité faciliterait la récolte des preuves, 
parce qu’elle pénètre partout, et que chacun se trouvant ainsi 
mis au courant, les témoins viendrait d’eux mêmes s’offrir 
en foule, c’est, j’en ai peur, prendre ses désirs pour réalités. 
On n’espère pas, je suppose, que les intéressés se trou- 
veront toujours à point nommé aux audiences d’une affaire 
sur laquelle ils pourraient fournir des éclaircissements. C’est 
donc de la publicité par la presse qu’on attend ce résultat. 
Or, sans compter que tout le monde ne lit pas les journaux, 
je ne pense pas que les feuilles quotidiennes s’astreignent à 
publier jour après jour la marche de l’information dans les 
affaires courantes. L’argument ne porte donc guère que pour 
les procès sensationnels et autour de ceux-là, la presse fait 
dores et déjà une publicité assez désordonnée pour que nul 
n’en ignore. 

Reste l’argument de défiance, la partialité du magistrat, 
la pression qu'il exerce ou qu’on peut le soupçonner d’exercer 
sur l’accusé dans le tête à tête. Je ne suis pas suffisamment 
orienté sur la pratique des autres pays pour m’exprimer ici 
d’une façon générale, mais en ce qui concerne la Suisse ro- 
mande, je crois que la preuve est faite de l’injustice, en tous 
cas de l’exagération manifeste de ces reproches. Pourquoi 
l’article du code neuchàtelois instituant à titre facultatif l’en- 
quête publique est-il resté dix ans inappliqué, sans que per- 
sonne ait songé à protester contre cette abrogation de fait? 
Pourquoi l’information contradictoire est-elle si rarement re- 
quise à Genève? Pourquoi, sinon parce que le cabinet du 
juge d’instruction ne recèle point tous les abus que la légende 
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et la littérature se sont complues à y dévoiler. — Pour dire 
toute ma pensée, je crois que le problème d’une instruction 
impartiale tient tout entier dans le choix du juge. Est-il à la 
hauteur de sa tâche, tout espionnage devient superflu; n'est-il 
pas digne de son mandat, les sentinelles les plus vigilantes 
ne l’empêcheront pas de mal faire. 

Je ne prêche point pour le secret absolu; je suis, et je 
vais m’expliquer là-dessus, partisan en matière d’instruction 
de ce qu’on pourrait appeler le principe de la loyauté, qui 
exclut toute cachoterie inutile. Comme l’a fort bien dit No- 
cito 1 ), il n’y a pas de raison, ou il n’y a que de mauvaises 
raisons pour faire du mystère avec l’accusé. Mais encore ne 
faut-il pas verser dans l’ornière opposée et imposer à la jus- 
tice la duperie d’une publicité à outrance. 

Arrivons à la publicité quant aux parties. Ici, je ne suis 
pas d’accord avec Kulemann qui voit dans cette publicité 
restreinte les mêmes inconvénients que dans la publicité illi- 
mitée*). Le seul danger notable de l’information publique, 
dit-il, c’est de permettre à l 'accusé d’égarer la justice; donc 
ce danger existera dès que l’information sera publique pour 
les parties. Je ne crois pas que le plus grand péril vienne ici 
de l’accusé; la pratique actuelle a pris soin de le réduire à 
peu de chose, puisque, dans toute affaire un peu grave, la 
détention qu’il subit empêchera le prévenu de manœuvrer 
contre le juge. En revanche, le danger de collusion est inévi- 
table dès que le premier venu, libre de ses démarches, peut 
à toute heure se mettre au courant des progrès et des tâton- 
nements de l’information et agir en conséquence. Autre motif 
de préférer une publicité restreinte : Les parties ayant au pro- 
cès des intérêts essentiels à défendre, la simple honnêteté veut 
qu’elle soient informées de ce qui les touche ; rien ne pousse, 
au contraire, à multiplier les spectacles offerts en pâture à la 
curiosité désœuvrée ou malveillante du public. D’ailleurs, le 
seul frein efficace à l’omnipotence du juge d’instruction, ce 
n’est pas la présence de quelques badauds, c’est le contrôle 
par les vrais intéressés. 


’) Loc. cit. p. 125. 
*) Loc. cit. p. 553. 
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Rappelons que la publicité quant aux parties comporte 
deux degrés: 

a) Communication aux parties de tous documents et ren- 
seignements touchant la procédure. Dès que l’accusé est sous 
mandat, c’est-à-dire en état d’infériorité flagrante, la droiture 
veut qu’il soit mis au courant de toutes les charges et notam- 
ment qu’il sache d’où part le coup qui l’a frappé. La dispo- 
sition impérative du code genevois (art. 59), prescrivant la 
communication immédiate, intégrale et obligatoire, me paraît 
donc devoir être imitée. 

Tant que le procureur général restera partie à l’instruction, 
le même droit doit lui être reconnu. Quant au plaignant, je 
ne crois pas qu'il soit suffisant de dire, avec le code genevois 
(art. 75, 115), qu’il sera simplement entendu à titre de témoin. 
Je ne vois aucun motif pour ne pas lui permettre de déjouer 
les efforts faits par un coupable pour se blanchir; j’estime 
donc qu’à lui aussi, l’examen complet du dossier devrait être 
permis s’il le requiert. 

b) Assistance des parties aux opérations de l’enquête ou 
information contradictoire. Cette coopération, qui nécessite un 
avis préalable du juge, a l’inconvénient de ralentir forcément 
le cours de l’instruction. D’autre part, dans les affaires graves 
surtout, les parties peuvent avoir un intérêt pressant à suivre 
par elles-même ou par leur représentant la marche de l’en- 
quête. Tenant compte de ces besoins opposés, j’estime que 
la loi doit autoriser l’information contradictoire, mais non point 
l’imposer comme une forme obligatoire 1 ); aux parties à ré- 
clamer cette garantie, si elles la jugent nécessaire. Le code 
genevois a donc raison de subordonner le caractère contra- 
dictoire de l’enquête à la réquisition d’une des parties. 

Il va sans dire que l’accusation ne doit jouir d’aucun pri- 
vilège en matière de publicité. Les dispositions de certains 


’) La loi française du 9 décembre 1897 (laquelle n'a point insti- 
tué, bien qu'on le dise souvent, l’instruction contradictoire), me paraît donc 
trop absolue en ce qu’elle exige la présence du défenseur à tout inter- 
rogatoire ou confrontation. Elle est, d’autre part, trop étroite en n’auto- 
risant pas l’assistance de l’avocat aux autres actes, surtout à l’audition 
des témoins et à l’expertise. Enfin elle me paraît avoir touché juste en 
excluant le ministère public de toutes les opérations de l’enquête. 
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codes romands donnant au ministère public libre accès dans 
le cabinet du juge, tandis que le prévenu en est exilé, ces 
articles appellent une réforme radicale. 

Qui aura la faculté de requérir l'information contradic- 
toire? Avant tous, l’accusé et son défenseur; puis, tant du 
moins qu’il participera à l’instruction, le ministère public. Mais 
je voudrais qu’on ne s’en tînt pas là et que la même préro- 
gative fût attribuée au lésé *) ; c’est à dessein que j’emploie 
ce terme large et non celui de partie civile. Celui qui a souf- 
fert du délit a été jusqu’ici traité un peu en paria par nos lois 
de procédure. On l’oblige, lorsqu’il veut jouer un rôle à l’ins- 
truction, à se constituer formellement partie et à formuler, 
souvent pour la forme, des conclusions en dommages-intérêts. 
Ce parti une fois pris, il aura peut-être à s’en repentir, puis- 
qu’en cas d’échec tout ou partie des frais peuvent être mis 
à sa charge, le fisc réalisant ainsi une économie sur le dos 
de la partie civile, qui cependant n’est point toujours cause 
de cette non-réussite. Je voudrais une législation plus large 
et plus généreuse. Je voudrais que, dans l’intérêt même de 
la justice, on renonçât à ces restrictions formalistes, à ces 
calculs mesquins, qu’en un mot on renonçât à décourager 
systématiquement le plaignant, dont le concours peut être pré- 
cieux. Pourquoi repousser celui qui, justifiant d’un préjudice, 
ne recherche pourtant dans le procès qu’une satisfaction mo- 
rale et se refuse à monnayer son ressentiment? Je voudrais 
que tout lésé fût, sur sa demande, admis à suivre l’instruction 
et à requérir certains actes. Sans aller jusqu’à demander avec 
Külemann *) qu’on le salarie pour sa peine, je voudrais qu’il 
eût en particulier le droit de requérir l’information contra- 
dictoire et, lorsque cette forme d’instruction aura été réclamée 
par une autre partie, qu’il fût admis à toutes les opérations. 

Dans son rapport à Brême, Külemann s ) s’est prononcé 
pour la presque entière suppression de l'écriture dans l’ins- 
truction. Seules les preuves sujettes à dépérissement feraient 
l’objet d’un procès-verbal détaillé; les autres ne seraient que 

') D’après le code de Genève (art. 64, 65, 120) la partie civile assiste 
à l’information contradictoire, mais n’a pas le droit de la requérir. 

*) Loc. cit. p. 598. 

’) Loc. cit. p. 562. 
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sommairement recueillies. Bien que peu fanatique de la pape- 
rasserie procédurière, deux raisons me poussent à désapprouver 
cette innovation. D’abord, il faut tenir compte des accidents 
possibles. Nul ne peut prévoir si tel indice n’aura pas disparu, 
si tel témoin ne sera pas décédé ou introuvable au jour du 
débat. Tout triage est donc dangereux. D’autre part, une 
fois l’instruction complète, la décision concernant la mise en 
accusation ne peut être consciencieusement prise (même par 
le juge d’instruction) qu’après examen d’ensemble d’une pro- 
cédure détaillée. — En revanche tout ce qui sera fait pour 
limiter le rôle de l’écriture au débat aura mon suffrage. 
Qu’on restreigne strictement la lecture des pièces au cas 
de mort ou d’absence; qu’il soit interdit au président de re- 
lever avec complaisance le moindre écart entre la déclaration 
au débat et le procès-verbal d’instruction. Qu’on renonce 
enfin, lorsque le tribunal ou le jury se retire pour délibérer, 
à le charger du ballast de la procédure écrite. 

Ad 3. J’ai déjà signalé les garanties qu’une publicité bien 
comprise doit donner à l’accusé. Il s’agit ici de lui en fournir 
d’autres encore et avant tout de lui assurer le rang et les 
droits d’une partie au procès. Le temps n’est plus où on 
voyait en sa personne le simple objet de l’information, une 
sorte de véhicule dont le juge se servait à son gré pour sui- 
vre sa route vers la vérité cherchée. En sa qualité de partie, 
le prévenu a le droit incontestable de ne pas répondre, et il 
ne serait pas superflu que la loi le lui reconnût expressément. 
C’est donc à tort que tous les codes romands, en des dispo- 
sitions qui paraissent bien surannées, lui imposent le devoir 
d’éclairer la justice. Fort heureusement, cette obligation n’a 
plus guère aujourd’hui de sanction effective. — Outre ce droit 
au silence, le législateur doit sans marchander octroyer à la 
défense les garanties dont elle a besoin. 

La première c’est l' interrogatoire. C’est en méconnaître 
profondément la nature et la portée que d’y voir une résur- 
rection de la torture, une «question intellectuelle» 1 ) permet- 
tant d’extorquer un aveu à la naïveté présumée de l’accusé. 
Si l’on écoutait ceux qui en proposent la suppression, on pri- 


*) Dans ce sens Situons, Bulletin, X, p. 93. 
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verait le prévenu innocent, le seul qui mérite qu'on s’apitoie 
sur son compte, d’un puissant moyen de justification. Le bon 
sens le plus élémentaire exige que l’inculpé soit le plus tôt 
possible mis en face du magistrat qui cherche la lumière; le 
bon sens veut aussi, semble-t-il, qu’après que l’inculpé a parlé 
spontanément, le juge puisse compléter ses déclarations en 
l’interrogeant. Croire que ces questions seront forcément inspi- 
rées par l’animosité ou la perfidie, c’est ériger en règle un 
abus infiniment rare. 

J’accorde qu’ici comme partout le principe de loyauté 
doit être strictement observé. Je ne saurais donc partager 
l’avis de Kulemann *) qui va presque jusqu’à recommander 
l'emploi des questions suggestives et captieuses et qui se con- 
sole aisément d’un aveu extorqué, en constatant que si sa 
valeur morale est contestable, sa valeur probante reste entière. 
Même tendus dans un but louable, de pareils pièges peuvent 
embarrasser l’innocent peu versé dans les finesses de la dia- 
lectique; même vis-à-vis d’un coupable, ces excès d'habileté 
amoindrissent le magistrat qui s’y livre. En justice, la fin ne 
justifie pas les moyens ; il ne faut pas que le juge soit ex- 
posé à rougir devant celui qu’il interroge. 

Il va de soi que l’interrogatoire, comme toute l’instruction, 
doit être aussi conduit à décharge. Il est bon que la loi rap- 
pelle ce devoir au juge par une prescription impérative dans 
le genre de celle du code fribourgeois (art. 180). Même s’il 
n’en indique pas spontanément, l’accusé sera interpellé sur 
l’existence de faits à décharge et mis en demeure d’indiquer 
les preuves à l’appui. 

C’est à l’issue du premier interrogatoire, que va se poser 
au juge la question délicate entre toutes : Est-il indispensable 
de priver l’inculpé de sa liberté? On a souvent signalé les 
deux abus auxquels prête la détention préventive : Longueur 
excessive et fréquence exagérée. Le premier surtout est ma- 
nifeste. Il arrive trop souvent que, la durée de la prison pré- 
ventive dépassant celle de la peine prononcée, le condamné 
est libéré séance tenante par le tribunal, en sorte que la so- 
ciété a presque l'air de rester sa débitrice pour les jours de 

*) Loc. cit p. 575. 
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captivité qu’il a faits inutilement. A ce mal je vois deux re- 
mèdes : D’abord, la création d’une instruction rationnelle, dé- 
barrassée de toute complication inutile (notamment par la 
suppression des circuits faits par la procédure entre l’instruction 
et le parquet). Ensuite l’institution d’un contrôle sérieux sur les 
détentions préventives. Le code de Genève (art. 176) a confié 
cette surveillance à la chambre d’instruction, mais, surchargée 
qu’elle est d’attributions multiples (ce sont les chambres du 
tribunal de I*® instance qui remplissent à tour de rôle les 
fonctions de chambre d’instruction, sans être déchargées de 
leurs occupations civiles), elle ne l’exerce pas avec toute la 
vigilance voulue. 

L’abus provenant des incarcérations trop fréquentes est 
encore plus difficile à redresser. La loi ne peut que recom- 
mander la modération, et dans chaque espèce la décision est 
remise à la conscience, au tact professionnel du juge. Un 
fait est trop certain, c’est que les conséquences fâcheuses de 
l’arrestation, tant matérielles qüe morales et sociales, se pro- 
duisent instantanément. Tout remède ultérieur ne pourra donc 
qu’atténuer, mais non effacer le préjudice causé par l’incarcé- 
ration injuste ou inutile. Ces palliatifs sont : d’abord la libé- 
ration provisoire, avec ou sans caution, qui fait du moins 
cesser le fait brutal de la captivité; ensuite l’obligation pour 
le juge d’instruction de faire confirmer par une autre autorité 
la décision qui a privé le prévenu de sa liberté. C’est ainsi 
qu’â Genève (art. 96, 143 et s.), le mandat d’arrêt, décerné 
par le magistrat informateur seul, n’a d’effet que pour huit 
jours. Ce délai expiré, la détention ne peut être prolongée 
que par le mandat de dépôt, décerné par la chambre d’in- 
struction, et la loi a ouvert devant cette chambre un débat 
contradictoire où l’accusé peut demander que la liberté lui 
soit rendue. J’ajoute qu’en pratique ce mandat est rarement refusé. 

S’il est des duretés inévitables, il convient du moins que 
la loi se montre généreuse dans l’organisation de la défense. 
Mieux vaut accorder un défenseur à qui n’en est pas digne, 
que le refuser à qui le mérite. Ni le juge d’instruction, ni le 
tribunal ne sont à même d’apprécier si tel accusé a ou non 
besoin d’être assisté. Aussi la loi ne doit elle pas leur laisser 
l’option, mais leur imposer une règle fixe; il ne faut pas que 
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le prévenu puisse reprocher à ses juges de l’avoir privé d’un 
conseil. En cette matière, les prescriptions du code de Genève 
(art. 61, 62) me paraissent heureuses. Tant que la division 
tripartite des infractions subsistera et se reflétera dans l’orga- 
nisation judiciaire par l’institution d’une cour d’assises et d’un 
tribunal correctionnel distincts, il est bon que les accusés 
criminels soient, qu’ils le veuillent ou non, pourvus d'un dé- 
fenseur ; s’il doit mériter ce nom, ce défenseur ne saurait être 
qu’un avocat régulièrement inscrit au barreau. La défense 
par un parent, un ami, par un simple citoyen dépourvu de 
culture juridique, et surtout la faculté laissée à l’accusé de 
plaider lui-même (plusieurs codes romands ont des dispositions 
dans ce sens) ne sont que des demi-mesures ou des trompe- 
l’œil. — Quant aux prévenus de délits, c’est à eux-mêmes que 
la décision sera laissée. Ils pourront toujours, s’ils le jugent bon, 
choisir un avocat ou demander qu’il leur en soit désigné un d’office. 

Dans la discussion du code genevois, plusieurs ■ orateurs 
critiquèrent, comme un luxe inutile d’avocats, cette assistance 
obligatoirement accordée à tout accusé correctionnel qui la 
réclame. La pratique n’a point justifié ces craintes. Le bar- 
reau a accepté sans mauvais vouloir cette charge un peu 
lourde. Les jeunes avocats nommés d’office font sans trop 
murmurer leur service à la cour correctionnelle, ainsi que 
d’ailleurs les y oblige le serment qu’ils ont prêté. Ils y ga- 
gnent de se rompre aux affaires et leurs clients sont assurés 
d’une défense consciencieuse, sinon toujours éloquente. La 
création d’un fonctionnaire spécial, défenseur d’office des par- 
ties indigentes, création utile partout où le barreau méconnaît 
ses devoirs, paraît donc superflue dans notre canton 1 ). 

Il importe aussi que la défense soit organisée dès le dé- 
but de l’information 2 ). Dès qu’il est sous mandat, le prévenu 

’) Ce fonctionnaire existait en Savoie, sous le régime sarde, sous le 
nom d’avocat des pauvres. Dans les procès civils, on se plaignait que ses 
clients, assistés par un magistrat, fussent privilégiés par rapport aux 
plaideurs défendus par de simples avocats. Mais au pénal, où le défen- 
seur a à débattre contre le juge d’instruction et le procureur général, 
sa qualité de fonctionnaire ne fait que rétablir l’équilibre. 

*) Dans ce sens Genève 61. Les dates fixées pour la nomination du 
défenseur par les autres codes romands et par le code français (expira- 
tion du terme fixé pour le secret, ordonnance de renvoi, interrogatoire 
par le président des assises) sont trop reculées. 
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est mis hors d’état de pourvoir aux démarches souvent urgentes 
que ses intérêts nécessitent. La nomination du défenseur doit 
donc coïncider avec le moment où celui qui va devenir son 
client est privé de sa liberté. Sans compter qu’une fois l’in- 
struction aiguillée sur une certaine voie, l'intervention tardive 
de l’avocat perd son efficacité. — Inutile d’ajouter que les 
communications entre mandataire et client doivent être libres 
(la présence d’une sentinelle officielle est une injure gratuite 
au barreau) et que le dossier doit être mis à l’entière dispo- 
sition de l’avocat. 

Une fois l’instruction en marche, l’accusé, en tant que 
partie, sera mis à même de faire valoir ses droits. Un des 
plus essentiels, c’est l'audition des témoins à décharge. La loi 
imposera donc au juge l’obligation absolue de citer toute per- 
sonne indiquée par la défense comme pouvant fournir des 
renseignements. Une limitation arbitraire du nombre des 
témoins (Valais), un pouvoir arbitraire laissé au juge pour 
citer ou non suivant qu’il le croit utile (Neuchâtel), toutes ces 
restrictions doivent disparaître. Le magistrat n’est pas sorcier 
pour jauger à l’avance la valeur d’une déposition. Qui peut 
prédire si tel témoin de la onzième heure, de la déclaration 
duquel on n’attend rien qui vaille, ne viendra pas transformer 
la physionomie de l’affaire ou le rôle de l’accusé? Dans un 
seul cas, le juge pourrait sans danger refuser une citation, 
c’est lorsque l’inexistence du fait ou l’innocence du prévenu lui 
paraît assez clairement démontrée, pour qu’il soit sur le point 
de rendre un non-lieu. En toute autre situation, ni la raison 
d’économie (car il va de soi que les témoins à décharge seront 
assignés aux frais du fisc), ni le motif de célérité ne doivent 
conduire à priver la défense d’une chance si faible soit-elle. 

La procédure d 'expertise a grand besoin d’amélioration. 
Jusqu’ici choix de l’expert, fixation de sa mission et des ques- 
tions à lui poser, tout s’est fait par le juge seul. Ces pouvoirs 
sont excessifs. D'une part, la fréquence des expertises va tou- 
jours augmentant ; d’autre part et surtout, leur influence est 
presque toujours décisive, puisque le magistrat soumet à 
l’homme de l’art des problèmes qu’il est incapable de résoudre 
par ses propres lumières. La stricte impartialité du rapport 
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est donc essentielle. Or les experts officiels, médecins légistes 
ou autres, ne se défendent pas toujours suffisamment contre 
le parti-pris; on en a vu qui mettaient leur amour-propre à 
voir l’accusation triompher et rédigeaient de véritables réqui- 
sitoires. Contre ce danger, la précaution prise par certaines 
lois d’admettre le juge et les parties à assister aux consta- 
tations est absolument illusoire. Ni l’accusé ni son conseil ne 
sont de taille à critiquer la méthode de travail de l'expert ou 
les conclusions qu’il déduit des faits. Il importe d’assurer à 
la procédure un caractère contradictoire, non par le contrôle 
inefficace des parties, mais par l’autorisation donnée à la dé- 
fense de désigner un contre-expert. Le supplément de frais 
causé par cette innovation ne peut être mis en balance avec 
l’augmentation de garanties ainsi gagnée par la justice. Dans 
toute question importante, il devrait donc être désigné plu- 
sieurs experts, dont l’un au choix de la défense. 

Enfin, pour atténuer ce que les pouvoirs du juge d’in- 
struction, seul maître chez lui, pourraient avoir de trop absolu, 
il conviendrait que ses décisions ne fussent pas prises en der- 
nier ressort, mais qu’au-dessus de lui une instance de recours 
fût organisée. Toutes les lois qu’une ordonnance rendue par 
ce magistrat est de nature A causer un grief à la défense (man- 
dat d’arrêt, refus de libération, refus de l’instruction contra- 
dictoire, refus de citer un témoin, de recourir à une expertise, 
à une constatation de fait, etc.), le prévenu devrait pouvoir la 
déférer à ce tribunal. Le même droit serait accordé au lésé 
contre toute décision préjudiciant à ses intérêts. Je crois ce 
recours indispensable pour parer aux abus de pouvoir toujours 
possibles, mais je l’envisage comme une mesure tout exception- 
nelle. Le danger serait de voir s’introduire chez les parties la 
coutume de recourir à tort et à travers contre toute ordon- 
nance, quelque justifiée qu’elle soit, et de ralentir par ces in- 
cidents multipliés la marche de l’information. Mais l’expérience 
faite dans notre canton montre que ce risque n’est pas sérieux. 
Le code de Genève (art. 171 et s.) prévoit un recours à la 
chambre d’instruction et l’ouvre au procureur général, à l’in- 
culpé et à la partie civile. Or je n’ai pas connaissance que 
depuis l’entrée en vigueur du code les parties aient jamais fait 
usage de cette faculté. En tous cas, depuis l’entrée en fonc- 
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tions du juge d’instruction actuel, c’est lui-même qui me l’a 
affirmé, pas un seul recours n’a été formé contre ses décisions. 

Ad 4. L’instruction une fois close, qui sera chargé d’en 
apprécier les résultats; qui pèsera les charges réunies pour dé- 
cider si elles justifient ou non le renvoi de l'accusé devant ses 
juges? Deux systèmes sont en présence : Examen de l’infor- 
mation par le juge même qui l’a dirigée. Examen de l’infor- 
mation par une juridiction ad hoc. Le choix entre eux est 
difficile. J’ai longtemps pensé qu’il était indispensable de 
confier la mise en accusation à un tribunal spécial. Dans un 
article écrit à propos de la révision des lois tessinoises sur la 
procédure et l’organisation judiciaire '), j’ai même pris parti 
non sans vivacité contre la suppression de la chambre d’accu- 
sation. Il est vrai qu’au Tessin c’est le procureur général qui 
a hérité du plus clair de ses compétences, ce qui, aujourd'hui 
comme alors, me paraît très critiquable. Sur la question de 
principe, j’avoue que mes idées se sont modifiées et qu’au- 
jourd’hui j’en viens à douter. 

La création d’un rouage séparé accentue l’éparpillement 
des forces. En somme, un seul magistrat peut être renseigné 
de première main sur les preuves récoltées, c’est celui qui a 
lui-même procédé à toutes les constatations de fait, c’est celui 
qui a lui-même recueilli les dires de tous les donneurs d’in- 
formations, c’est en un mot le juge d’instruction. Lui enlever 
la décision finale pour la remettre à une chambre indépen- 
dante, c’est rendre nécessaire toute une nouvelle étude de la 
procédure, examen des seules pièces écrites, dépourvu de tout 
caractère d’immédiateté et par là-même insuffisant et boiteux. 
Ajoutons que la procédure à suivre devant cette chambre est 
à peu près impossible à organiser de façon à ne léser aucun 
intérêt. Dans les pays où elle fonctionne sous le sceau du 
secret et hors la présence des parties (ainsi dans tous les can- 
tons romands sauf Genève), celles-ci, privées de tout contrôle, 
peuvent concevoir des doutes parfois légitimes sur le sérieux 
de son examen. Les mémoires qu’on les autorise à lui pré- 
senter sont une faible garantie, puisque rien n’assure qu’ils 
seront discutés ou même lus. Dans les pays où le procureur 


*> Voir Revue pénale Suisse, VIII, p. 233. 
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général y fonctionne comme rapporteur (c’est le cas en France 
en matière criminelle), le défaut d'équilibre entre les parties 
se trouve accru et la défense lésée. On sait que le législateur 
genevois a cru trouver le remède en instituant par devant la 
chambre d’instruction un débat public et contradictoire. J’ac- 
corde qu’il y a là un progrès. Je n’estime pourtant pas que, 
même ainsi renseignée par les parties et par la lecture du 
dossier, cette chambre puisse acquérir de l’affaire une con- 
naissance approchant de celle que possède le juge qui a dirigé 
l’enquête. D’ailleurs, une audience contradictoire à laquelle au- 
cune preuve n’est apportée et à l’issue de laquelle le tribunal 
ne délibère que sur des paperasses, n’est après tout qu’un 
débat dans le vide. 

A ces difficultés d’organisation, s'ajoute un inconvénient 
plus essentiel, déjà souvent signalé et si sérieux qu’il a décidé 
certains législateurs à supprimer net la chambre d'accusation. 
Le voici : L’impartialité même de l’autorité qui rend une 
ordonnance de renvoi peut tourner à piège. Plus il apparaît 
en effet que cette décision a été prononcée par un tribunal 
dégagé de tout système préconçu comme de toute considé- 
ration personnelle, plus elle est de nature à créer au débat 
une sorte de préjugé et à exercer, sur des jurés surtout, une 
influence qui dans les cas douteux pourra faire pencher la 
balance. — Faustin Hélie croit trouver, dans l’examen de 
la procédure par une chambre où le juge d’instruction n’a pas 
accès, une garantie puissante pour la liberté des citoyens. 
Mais le conflit entre cette liberté et les nécessités de la justice 
est résolu depuis longtemps; c’est au seuil du procès, c’est au 
moment de l’arrestation qu’il faudrait multiplier les précautions. 
Au stade de la procédure où nous voici parvenus, la liberté 
individuelle est depuis longtemps compromise. 

Mais il ne faut pas voiler les dangers possibles du système 
opposé. Le juge d’instruction est un homme et comme tel, 
sujet à considérer ses propres œuvres avec quelque complai- 
sance. Ayant fait l’instruction, il est assez naturel qu'il désire 
la voir aboutir. Le risque, dénoncé par certains auteurs, serait 
donc de voir ce magistrat envisager comme un échec personnel 
l’abandon des poursuites et se prononcer systématiquement pour 
la mise en accusation. Je ne crois guère au juge capable de 
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sacrifier sciemment l’accusé à des considérations d’amour-propre, 
au maintien de sa réputation de sagacité professionnelle; mais, 
même chez le magistrat consciencieux, la possibilité d’une 
autosuggestion inconsciente n’est pas tout à fait exclue. — Quant 
à l’expérience faite en France, elle ne paraît pas absolument 
concluante. On sait qu’une loi de 1856 a supprimé la chambre 
du conseil en matière correctionnelle et rendu le juge d’in- 
struction compétent pour prononcer lui-méme l’ordonnance de 
non-lieu ou de renvoi. Ce système a pour lui d’avoir duré 
près de cinquante ans; mais bien des voix se sont élevées 
dans la doctrine pour regretter les garanties d’autrefois. 

Bref j’hésite. Le désir de simplifier la procédure et 
d’écarter tout préjugé me pousserait à la suppression ; d’autre 
part, le pouvoir donné à un seul de prononcer en dernière 
analyse sur son œuvre et d’en fixer les résultats, ce pouvoir 
m’effraie un peu. Voici peut-être le moyen de concilier les 
avantages des deux procédés : La chambre d’accusation serait 
supprimée en tant qu’instance obligatoire. En toutes matières 
(car crime et délit sont trop voisins l’un de l’autre pour exiger 
deux procédures distinctes), une fois l’instruction close, le juge 
qui l’a conduite statuerait seul sur la suite qu’elle doit com- 
porter et rendrait l’ordonnance qui libère l’accusé ou qui le 
défère à ses juges. Mais cette décision ne serait prise qu’en 
premier ressort et toutes les parties auraient droit de recourir 
contre elle auprès de la chambre d’accusation, maintenue 
comme seconde instance facultative. 

Conclusions. 

Voici comment se résument les projets de réforme déve- 
loppés dans les pages qui précèdent : 

1° Les dénonciations, les plaintes et les rapports de 
police seront adressés directement au juge d’instruction. 

2° Le juge d’instruction seul décidera s’il y a lieu à pour- 
suite. Dans l’affirmative, il nantira le tribunal compétent ou 
ordonnera, sans le concours du parquet, l’ouverture de l’in- 
formation. 

3° Sauf dans les cas où le juge d’instruction estimera de- 
voir requérir son avis, le ministère public ne prendra aucune 
part aux actes de l’information, le juge opérant sans le con- 


Digitized by Google 



272 


Alfred Gautier. 


cours d’aucune autre autorité et portant la pleine responsa- 
bilité de ses décisions. 

4° Les recherches et mesures coercitives d’ordre policier 
étant indispensables à la justice et ne pouvant être remises 
au ministère public, c’est le juge d’instruction qui en conser- 
vera le maniement. L’officier qui dirige l'instruction ne peut 
donc être assimilé à un juge ordinaire. 

5° L’information ne sera pas publique. 

6° La publicité quant aux parties sera en revanche 
élargie : 

a) Par la communication immédiate et intégrale à l’accusé 
détenu de la plainte ou dénonciation, des rapports, 
dépositions, documents ou objets divers ayant trait à 
l’affaire. 

b) Par la faculté donnée aux parties de requérir l’infor- 
mation contradictoire. 

7° Il sera dressé procès-verbal des actes de l’information. 
Il ne pourra en être fait usage au débat qu’en cas de néces- 
sité absolue. 

8° Une fois l’enquête ouverte, l’accusé sera traité en partie 
et jouira des droits déterminés par la loi. 

9° Toute personne lésée par le délit et justifiant d’un 
intérêt matériel ou moral à la répression, pourra demander à 
être admise comme partie à l’instruction. 

10° L’interrogatoire de l’inculpé sera maintenu. Le juge 
devra interpeller formellement le prévenu sur l'existence de 
faits à décharge, en l’invitant à les préciser et à en fournir 
la preuve. 

11° Le juge d’instruction sera seul compétent (hors le 
cas de flagrant délit) pour décréter l’arrestation. Au bout de 
8 jours, cette décision devra être confirmée par la chambre 
d’accusation. 

12° Tout accusé criminel sera défendu; il en sera de 
même de tout accusé correctionnel qui en aura fait la de- 
mande. Le défenseur sera toujours un avocat inscrit au 
barreau. 

13° Le défenseur sera choisi ou nommé d’office dès que 
l’inculpé est sous mandat. Il communiquera librement et seul 
à seul avec son client et pourra demander communication et 
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copie de la procédure. Il assistera avec son client aux actes 
de l’information contradictoire. 

14° Tous les témoins à décharge proposés par le pré- 
venu seront cités aux frais du fisc. 

15° Le juge devra procéder aux recherches et constata- 
tions requises par le prévenu. 

16° En cas d’expertise, la défense pourra requérir qu’un 
expert de son choix soit adjoint à celui qu’a désigné le juge. 

17° Les parties peuvent recourir à la chambre d’accusa- 
tion contre toute ordonnance rendue par le juge pendant 
l’instruction et leur causant préjudice. 

18° Une fois l’information close, le juge d’instruction ren- 
dra l’ordonnance de renvoi ou de non-lieu. 

19° La chambre d’accusation, supprimée comme instance 
obligatoire de mise en accusation, sera maintenue comme 
instance de recours, les parties pouvant se pourvoir auprès 
d’elle contre l’ordonnance de non-lieu ou de renvoi. 
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Einiges über die praktischen Erfolge 

der Korrektionsanstalten. 

Von 

Med. pract. Kurt Wehrlin, 

gew. I. Assistenzarzt an der kantonalen Irrenanstalt Hurghölzli-Zürich. 


Soviel dem Verfasser bekannt, sind über die praktischen 
Erfolge der Korrektionsbelnmdlung in der Schweiz noch nicht 
viele statistische Arbeiten erschienen, es dürfte daher vielleicht 
folgende Enquete einiges Interesse beanspruchen. 

Verfasser nahm zu diesem Zwecke zwei frühere Jahrgänge 
von Definierten der Korrektionsanstalt Uetikon a. A., die ihm 
von Herrn Verwalter C. Derrer in liebenswürdiger Weise zur 
Verfügung gestellt wurden. Man konnte — es handelt sich 
um die Jahrgänge 1895 und 1896 — annehmen, dass die in- 
zwischen verflossene Zeit von 7 — 8 Jahren für die betreffenden 
Gemeinderatskanzleien respektive Armenpflegen genügen würde, 
um über eine eventuelle Besserung durch die korrektionelle 
Behandlung ein definitives Urteil abzugeben ; anderseits schien 
auch der Zeitraum nicht so lang, dass man befürchten musste, 
es würden über die betreffenden Detinierten keine Auskünfte 
mehr erhältlich sein. 

Uetikon hat während der Jahre 1895 und 1896 im ganzen 
40 Personen, zumeist Zürcher Kantonsbürger, aufgenommen, 
32 Männer, 8 Frauen. 4 derselben waren auf Antrag des Ge- 
meinderates respektive des Waisenamtes ihrer Ileimatsgemeinden 
in Uetikon eingewiesen worden, die übrigen auf Antrag der be- 
treffenden Armenpflege. Es waren also fast alle armengenössig, 
die andern — hatten alle Aussicht, es zu werden. Verfasser 
sandte an die in Betracht kommenden Gemeindebehörden Frage- 
bogen; es wurde danach gefragt, ob Bürger X 
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1. schon vor der in Frage kommenden Détention in einer 
Korrektionsanstalt, Zuchthaus. Gefängnis, Irrenanstalt, 
Armenhaus oder Trinkerheilstätte etc. gewesen sei; 

2. a) ob er damals bereits verheiratet war, und 

b) ob er eheliche (oder auch uneheliche) Kinder hatte; 

3. was die Veranlassung zur Versorgung in Uetikon gegeben 
habe ; 

4. o) ob er sieh seit seiner Détention stets selbst erhalten habe ; 
b) ob auf rechtliche Weise; 

5. ob ihn seither die Gemeinde habe unterstützen müssen; 

6. ob er seither in einer Korrektionsanstalt, Zuchthaus etc. 
gewesen sei; 

7. a) ob er seither geheiratet habe, und 

b) ob er eventuell seither eheliche (respektive uneheliche) 
Kinder gehabt habe: 

8. a) wo er sich jetzt befinde, und 

b) was für einen Beruf er jetzt betreibe; 

9. a) ob er seither gestorben, oder 
b) ob er verschollen sei; 

10. ob man seit der Détention an ihm eine Besserung mit Be- 
zug auf Charakter, Aufführung etc. bemerkt habe. 

Es wurden von den 40 Fragebogen 39 ausgefüllt zurück- 
gesandt, einer blieb trotz nochmaliger Anfrage unbeantwortet. 
Die Antworten waren im allgemeinen sorgfältig und es sei noch 
an dieser Stelle den betreffenden Behörden der beste Dank für 
ihre Bemühungen ausgesprochen. Die Frage nach unehelichen 
Kindern war, wie vorauszusehen gewesen war, fast nie beant- 
wortet. Die Antwort auf Frage 4 b war meist ungenau, sofern 
sie nicht unter Nr. 6 erledigt werden konnte. Bei Frage 5 
stellte sich nachträglich heraus, dass sich bei spezialisierterer 
Fassung mehr und bessere Resultate ergeben hätten. Man 
hätte unterscheiden sollen, ob die Gemeinde nur die Familie, 
respektive die Kinder, oder auch den Mann selbst unterstützt 
habe, ob dies durch Geld oder bloss in Naturalien und Kleidern 
geschehen sei, ob schliesslich die Unterstützung während längerer 
Zeit stattgehabt habe, oder nur eine zeitweilige gewesen sei. 
Ein Armenpfieger weiss speziell Uber diese Punkte stets sehr 
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genau Bescheid, und es geben dieselben meist ein gutes Bild 
von der Art der sozialen Unfähigkeit im betreffenden Falle. 

Die Resultate wurden nach dem Geschlecht der beobachteten 
Personen geschieden. Weiter Hessen sich die Gruppen in Vor- 
bestrafte und nicht Vorbestrafte einteilen, wobei der Einfach- 
heit halber unter dem Begriff „Vorbestraft“ die korrektiouellen 
und strafrechtlichen Versorgungsmassnahmen (Zuchthaus, Ge- 
fängnis, Korrektionsanstalt, Trinkerheilstätte, Irrenanstalt und 
Armenhaus) zusammengefasst wurden. 

Es handelt sich hier (Tab. 1) um 16 Definierte; 13 derselben 
waren wegen Trunksucht und Arbeitsscheu, 3 wegen Vagantität, 
Bettel und Arbeitsscheu eingewiesen worden. Von den erstem 
waren 10 vorher schon im Gefängnis oder in einer Korrektions- 
anstalt, 3 in einer Trinkerheilstätte gewesen. Die 3 Vaganten 
waren alle schon zum zweitenmal in Korrektion. 

7 von allen 16 waren seither schon wieder in einer 
Korrektionsanstalt, oder sind es zur Zeit, 1 war im Zuchthaus, 
4 im Gefängnis, 1 in einer Trinkerheilstätte, 2 sind jetzt in der 
Pflegeanstalt „Neu-Rheinau“ (beide mit der Diagnose Schwach- 
sinn, in einem Falle kombiniert mit Aufregezuständen, im 
andern mit moral insanity), 2 waren mittlerweile zeitweilig im 
Armenhause versorgt gewesen. 

Bei 10 von den 16 mussten seither die Gemeinden mit 
ökonomischer Unterstützung eingreifen. Von den 6 Restierenden, 
die nicht unterstützt wurden, ist der eine seither im Armen- 
hause, ein zweiter in der Korrektionsanstalt Kappel gelandet 
(in der vorigen Rubrik mitgezählt) ; der dritte wird von seinem 
Sohn, der vierte von der Frau erhalten, der fünfte und sechste 
sind seit der Détention, unbekannt w r o, abwesend. 

Als gebessert konnte einer bezeichnet werden, ein Trinker, 
der vorher schon in einer Trinkerheilstätte gewesen war, sich 
dann nach der Détention 3 Jahre gut hielt, dann aber wieder 
rückfällig wurde. Seit einem zweiten Aufenthalt in der Trinker- 
heilstätte Ellikon hält er sich jetzt (seit zirka 3 Jahren) wieder 
ordentlich. 

Ein zweiter, ein arbeitsscheuer Trinker, hielt sich nach 
der Détention 2 — 3 Jahre, fiel dann aber wieder ins alte Leben 
zurück und wird zurzeit nur durch die Frau, die Abstinentin 
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ist und für die ganze Familie arbeitet, vor dem Armenhause 
bewahrt. 

Bei den übrigen 14 ist seit der Détention, also seit jetzt 
7 — 8 Jahren, keine Besserung eingetreten. Redensarten wie: 
„Der gleiche traurige Lump wie zuvor“, sind in den Antworten 
nicht selten. Bei 3 derselben konnte mau uns über den der- 
zeitigen Aufenthalt nichts mitteilen (2 sind, wie oben erwähnt, 
verschollen), 2 arbeiten als Knechte oder Taglöhner, und von 
den Testierenden 7 werden zurzeit 3 von Frau oder Kindern 
unterhalten, 2 sind in „Neu-Rheinau“, einer in Kappel und einer 
im Armenhause der Heimatgemeinde (siehe bereits oben). 

Es ist also nur einer der Gebesserten jetzt sozial leistungs- 
fähig, während der zweite, dessen Besserung nur von kurzer 
Dauer war, allein durch die Bemühungen seiner Frau vor dem 
gänzlichen Ruin bewahrt wird. Von sämtlichen Ungebesserten 
leben nur 2 selbständig (immerhin noch mit zeitweiliger Unter- 
stützung), alle übrigen (abgesehen von den 2 Verschollenen 
und den 3, von denen die genaue Auskunft hierüber fehlt) 
fallen ihrer Familie zur Last oder sind in Anstalten versorgt. 

Es handelt sich (Tab. 2) wiederum um 16 Mann, 8 derselben 
wurden wegen Trunksucht und Arbeitsscheu, 3 wegen Vagantität, 
Bettel und Arbeitsscheu, 4 wegen Arbeitsscheu und Liederlich- 
keit eingewiesen; bei einem ist uns die Ursache unbekannt. 

4 waren oder sind mittlerweile schon wieder in Korrektions- 
anstalten, 1 im Zuchthaus, 3 im Gefängnis. Einer kam später 
eine Zeitlang ins „Burgbölzli“ (Diagnose: moralische Idiotie), 
drei in Versorgungsanstalten. 

In dieser Gruppe wurden 13 Detinierte (respektive deren 
Familien) seit 1895 respektive 1896 ökonomisch unterstützt. 
Von den 3 übrigen kehrte keiner aus Uetikon in seine Heimat 
zurück; zwei von ihnen waren unverheiratet, hatten also gar 
keine Familie, die der Unterstützung hätte bedürfen können. 
Der dritte liess in seiner Heimatgemeinde eine Familie zurück, 
die sich aber selbst durchbrachte. Einer entwich aus der An- 
stalt und ist bis heute verschollen geblieben; 4 sind gestorben. 

Bei 2, von denen der eine jetzt tot ist, war eine dauernde 
Besserung zu konstatieren. 4 weitere (zwei derselben sind jetzt 
tot) nahmen sich kurze Zeit etwas zusammen : bei 2 fehlen dies- 
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Seitherige soziale Aufführung der im J ah re 189 r» 
und 1896 in U e t i k o n d e t i n i e r t e n Männer. 
Tabelle* 2. B. Sicht Vorbestrafte. 
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bezügliche Mitteilungen, der eine starb bald nach der Ent- 
lassung, der andere ging gleich nachher nach Amerika. 

Die 8 übrigen wurden als ungebessert gemeldet. 

Die dauernd Gebesserten sind beide unverheiratet und 
haben sich, abgesehen von jeweiligen Unterstützungen, bisher 
durchgebracht, der eine starb, wie schon erwähnt, der andere 
arbeitet jetzt als Güterarbeiter. 

Von den 4 zeitweilig Gebesserten starben schon 2 (s. o.), 
davon der eine an Selbstmord; der dritte bewirtschaftet ein 
eigenes kleines Gewerbe und der vierte befindet sich, unbekannt 
wo, in Deutschland. Von den 8 Ungebesserten ist jetzt einer 
im Zuchthaus, ein zweiter in Kappel, einer ist Fahrknecht in 
Z., die übrigen sind alle ins Ausland gezogen, respektive un- 
bekannt abwesend. 

Vergleichen wir das Resultat beider Gruppen, so ergibt 
sich: es handelt sich bei der ersten Gruppe, den Vorbestraften, 
um Leute, die nach viel Mühe und Kosten dann doch zum 
grössten Teil versorgungsbedürftig werden (diejenigen, welche 
nur noch mit Hülfe der Familie existenzfähig sind, dürfen genau 
genommen auch als versorgungsbedürftig angesehen werden). 
Die Besserungsaussichten sind also bei ihnen ganz schlecht. 

Bei den andern ist die Wahrscheinlichkeit einer erfolg- 
reichen Détention etwas grösser, d. h. es ist wenigstens eine 
zeitweilige Besserung zu erwarten, ferner gelangen sie weniger 
in Versorgung, weil der Wandertrieb respektive die Unbeständig- 
keit sie in fremde Länder führt. 

Soweit bei den ersteren die „Vorstrafe“ in Korrektions- 
anstalt und Trinkerheilstätte besteht, hängt die eben erwähnte 
Verschiedenheit oft damit zusammen, dass es schon ältere Leute 
sind, bei denen die Altersschwäche die Versorgungsbedürftig- 
keit erhöht, welche bei den jüngeren Leuten der zweiten Gruppe 
vielleicht erst später einmal nötig werden wird ; im übrigen 
aber handelt es sich in der ersten Gruppe vielmehr um anti- 
soziale Elemente, in der zweiten dagegen eher nur um asoziale 
Vagabundennaturen. 

Eine genaue Unterscheidung der Art der „Vorstrafen“ 
(Trennung von Straf- und Besserungsmassnahmen), womöglich 
mit Kenntnis der jeweiligen Delikte, wäre vielleicht im stände, 
diese Fragen ganz klarzulegen. 
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Unter den 7 Frauen (Tab. 3) waren 2 mit Gefängnis beziehungs- 
weise mit Korrektion vorbestraft, dieselben waren wegen 
„Liederlichkeit“, „Vagantität“ und „Arbeitsscheu“ detiniert. Von 
den 5 andern nicht Vorbestraften hatte bei der einen Trunksucht 
allein, bei den übrigen 4 unsittlicher Lebenswandel den Anlass 
zur Einbringung gegeben. Zwei waren seither schon wieder 
in Korrektion, eine ins Zuchthaus geraten; eine war mittler- 
weile in einer Trinkerheilstätte gewesen, eine andere in einer 
Pfrundanstalt. 

Unterstützt hatte man 4; bei 2 weiteren hatten die Ge- 
meinden offenbar nur deswegen nicht mehr speziell eingreifen 
müssen, weil sie in eine andere Gemeinde hineingeheiratet 
hatten. Mit bezug auf Besserung fehlte der Bericht bei der 
einen, weil sie sofort nach der Entlassung in einer fremden 
Gemeinde geheiratet hatte; alle übrigen waren als ungebessert 
bezeichnet. 

Zurzeit befindet sich die eine noch im Zuchthaus (schon 
erwähnt), die zweite in der Korrektionsanstalt Kappel, zwei 
weitere dienen in anderen Gemeinden, die sechste scheint auch 
jetzt noch Dirne zu sein, und die letzte, die Trinkerin, hatte 
sich bald nach der Entlassung wieder dem Alkoholgenuss er- 
geben, so dass man sie schliesslich in eine Trinkerheilstätte 
verbrachte. Dort wurde sie später geheilt entlassen und gibt 
jetzt zu keinen Klagen Anlass. 

Die Resultate sind also bei den Frauen ganz besonders 
schlecht. Dies mag damit Zusammenhängen, dass bei den 
Frauen wegen ihrer geringem Antisozialität noch viel mehr ein 
Auge zugedrückt wird, dass also hier nur die ganz „verzweifelten 
Fälle“ zur Korrektion gelangen. 

Was lehrt unsere Statistik ? Wir erkennen in erster Linie, 
dass die korrektioneile Behandlung, in dieser Form wenigstens, 
kaum einen besonders guten Einfluss hat. 

Die Gründe dafür liegen kaum in der Art der Be- 
handlung; die Verwaltung der Anstalt liegt in guten Händen, 
es wird sehr fieissig gearbeitet, der Betrieb verläuft recht ge- 
ordnet, und man kommt, obgleich meist im Freien und durch- 
aus nicht immer hinter verschlossenen Gittern gearbeitet wird, 
mit viel weniger Aufsicht aus, als in jeder Irrenpflegeanstalt. 
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Seitherige Aufführuug der ira Jahre 1895 und 1896 
in Uetikon definierten Frauen. 


Tabelle 3. 
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Die ganz gefährlichen Elemente, bei denen man nie vor 
Mord und Totschlag, Brandstiftung, gefährlicher Renitenz sicher 
ist, sind in der entschiedenen Minderzahl, die meisten sind zwar 
schwer zu behandeln, aber es geht doch wenigstens. 

Woher stammen also die Misserfolge? 

Der eine oder der andere wäre vielleicht eher besserungs- 
fähig, wenn er früher in Korrektion käme, solange er noch 
nicht halb verkommen ist; tatsächlich ist unter den vierzig 
Fällen nur ein einziger uns bekannt geworden, der schon in 
einer Besserungsanstalt für Jugendliche war ; es scheinen also 
die letzteren bessere Resultate zu haben. Leider hat eine frühe 
Einweisung praktische Schwierigkeiten; wer nicht gerade durch 
Verbrechen die Aufmerksamkeit auf sich lenkt, dessen soziale 
Insuffizienz bemerken die Gemeindebehörden erst dann, wenn 
er entweder seinen ganzen Besitz verlumpt hat, oder wenn er 
bei seiner herabgesetzten Leistungsfähigkeit seine allmählich 
anwachsende Familie nicht mehr ernähren kann und darum 
der Armenpflege anheimfällt. 

Die übrigen aber sind überhaupt zumeist unverbesserliche 
asoziale oder antisoziale Elemente ; es sind zum grössten Teil Leute, 
die wegen angeborener psychischer Minderwertigkeit (Schwach- 
sinn aller Arten, ethischer Defekt, Psychopathie, pathologische 
Reizbarkeit etc.) nicht im stände sind, sich selbständig zu er- 
halten, während sie unter der Anstaltsaufsicht zum Teil recht gut 
arbeiten und doch wenigstens einen Teil ihrer Existenzbedürf- 
nisse durch eigene Arbeit decken. (Die Anstalt Uetikon erhält 
sich, wenn wir recht berichtet sind, ohne Staatsbeiträge.) Unter- 
suchungen, wie sie Bohnhöffer '), Wümans*) und andere an 
solchen Individuen angestellt haben, würden auch an diesen 
Leuten noch manche aufklärende wissenschaftliche Details 
ergeben. 

Die Gemeindebehörden kennen die Aussichtslosigkeit jener 
Besserungsversuche ganz gut. Man schickt die Leute in die 

') Bohnhöffer. „Grossstädtisches Bettel- unii Vagantentum“, „Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft*', 1901. Bohnhöffer, dessen Material 
dem unsrigen freilich nicht ganz gleich zu setzen ist, fand unter seinen 
Bettlern und Vaganten nur 15° o geistig Gesunde. 

-) 1 Vilnious, ..Pie Psychosen der I .audstreieher“. „Zentralblatt f iir Neuro- 
logie und Psychiatrie“, 1902. 
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Anstalt, damit sie draussen keine Streiche machen, nicht noch 
mehr eheliche und uneheliche Kinder zeugen; oft geschieht es 
auch noch mehr aus finanziellen Gründen, um vor unerwarteten 
Ausgaben (Transportkosten, Unterstützungsgelder) sicher zu 
sein. Die Détention ist speziell für jüngere Leute in Uetikon 
sehr billig. 

Man ist froh, dass man sie los ist, und bedauert nur, dass 
sie nach 1 — 3 Jahren (3 Jahre sind das Maximum der Détentions- 
zeit für Rückfällige) wieder entlassen werden und die Schere- 
reien von neuem angehen. 

Zu betonen wäre schliesslich noch die auch bei Alkoholikern 
nur wenig bessern Erfolge (siehe Tabelle I, II und III). Bei 
einem Teil derselben mag es damit Zusammenhängen, dass der 
Alkoholismus oft ein Sympton einer stark ausgesprochenen, 
natürlich unheilbaren, Minderwertigkeit ist. 

Die übrigen Alkoholiker aber, die vielleicht heilbar sind, 
gehören nicht in Korrektionsanstalten, besonders wenn dort die 
Behandlung nicht einmal eine abstinente ist oder der betreffende 
Detinierte zwar keinen Alkohol erhält, dafür aber seine Kollegen 
ringsumher Most trinken. Jedoch, was mit ihm anfangen? In 
Irrenanstalten sind jene Leute auch nicht am richtigen Ort; 
erstens sind dieselben sowieso überfüllt und zweitens lässt sich 
hier das sehr wichtige erzieherische Milieu, vor allem auch 
die durchaus notwendige Arbeitstherapie nur mit grosser Mühe 
schaffen. Die einzige Möglichkeit bleibt die Trinkerheilstätte, 
wo allein die Abstinenzsuggestion stark genug ist, um wenigstens 
in vielen Fällen dauernde Wirkung zu haben. Die letzteren 
werden jedoch erst dann wirklich nutzbar sein, wenn wir das 
Recht der Zwangseinweisung in eine Trinkerheilstätte haben 
und nicht, wie bisher, meist auf den guten Willen der Alko- 
holiker angewiesen sind. 

Er ergeben sich zum Schlüsse folgende Forderungen: 

I. Nerven- und Geisteskranke (z. B. Epileptiker), die, wie 
wir aus Erfahrung wissen, ausnahmsweise doch in solche An- 
stalten geraten, gehören, im eigenen Interesse wie im Interesse 
der Korrektion, unter keinen Umständen dahin, sondern in Pflege- 
anstalten. 

II. Für Alkoholiker sind Trinkerheilstätten allein von Wert. 
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III. Für den grössten Teil der übrigen dagegen, nämlich 
diejenigen, welche sich als unverbesserlich herausgestellt haben, 
können Institute in der Art der Korrektionsanstalten in Betracht 
kommen; man müsste jedoch nicht nur eine Einweisung für 
1 — 3 Jahre zur Besserung verfügen, sondern, wie es in Art. 2h 
des schweizerischen Strafgesetzentwurfes von 1903 wenigstens 
für rückfällige Verbrecher vorgesehen ist, eine Versorgung für 
10—20 Jahre verhängen können. Praktisch dürfte wahrschein- 
lich meist eine lebenslängliche Versorgung nötig werden. 

In einer solchen Anstalt Asoziale und Antisoziale (Gewohn- 
heitsverbrecher) zusammenzubringen, wäre, trotz mancher 
Schwierigkeiten, vielleicht doch nicht unmöglich; jedenfalls 
durften es nur praktische Schwierigkeiten sein. 

IV. Korrektionsbedürftige dagegen, die man als noch 
besserungsfähig ansieht, wären unbedingt getrennt von den 
Unverbesserlichen zu behandeln; erstens, um sie von der 
schlechten Gesellschaft der andern fernzuhalten, und dann, weil 
überhaupt ihre Behandlung eine ganz andere sein dürfte (Art 
der Bewachung, Aufsicht, Erziehung etc.) und man viele Mühe 
und Kosten auf sie verwenden würde, die sich für die Unver- 
besserlichen nicht lohnen. 

Ob und wie weit sich solche Forderungen mit der gegen- 
wärtigen und zukünftigen Praxis werden vereinigen lassen, 
dies zu entscheiden, ist natürlich die Aufgabe der Juristen und 
der Strafvollzugspraktiker. 
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Die Strafgesetzgebung des Bundes 

und der Kantone. 

Bericht für das Jahr 1903. 

Législation fédérale et cantonale. 

Rapport pour l'année 1903. 


Bund. Berichterstatter: Prof. Dr. M’. Burckhardt, Lausanne. 

Aus dem Jahre 1902 ist nachzutragen : 

1. Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der 
Eisenbahnen and anderer Verkehrsanstaiten, vom 19. Dezember 1902 
< A. S., XIX, 501). 

Das Gesetz findet Anwendung auf Eisenbahn- und Dampf- 
sehiffahrtsunternehmungen, die Postverwaltung, „die Telegraphen- 
inklusive die Telephonverwaltung“, sowie andere vom Bunde kon- 
zessionierte oder von ihm selbst betriebene Verkehrsanstalten, und 
zwar auf diejenigen im Betriebsdienst angestellten Personen, welche 
mit der Verpflichtung in Dienst genommen worden sind, ihre Arbeits- 
zeit ausschliesslich oder vorwiegend der Verkehrsanstalt zur Ver- 
fügung zu stellen, unter Vorbehalt der Fabrikgesetzgebung (Art. 1). 

Alt. 12. „Übertretungen dieses Gesetzes werden auf Klage des 
Bundesrates von den kantonalen Gerichten mit Geldbussen bis auf 
Fr. 500, im Wiederholungsfälle bis auf Fr. 1000, bestraft. 

„Der Verzicht auf die gesetzlich zugesicherte Dienstbefreiung 
sehliesst die Strafbarkeit der Widerhandlung nicht aus.“ — Mit 
anderen Worten : der Verzicht ist ungültig. 

Die Vollziehnngsrerordnung zu diesem Gesetz, vom 22. Sep- 
tember 1903 (A. S., XIX, 081), bestimmt iti Art. 33: „Wenn der 
Aufsichtsbehörde Übertretungen des Gesetzes zur Kenntnis kommen, 
so wird dieselbe, soweit nötig, den Tatbestand durch direkte Er- 
hebungen feststellen und, nach Anhörung der Verwaltung, eventuell 
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die Akten zur weiteren Behandlung dem eidgenössischen Justiz- 
und Polizeidepartement überweisen.“ 

Aus dem Jahre 1903: 

2. Bnndesgesetz betreffend die eidgenössische Oberaufsicht Uber 
die Forstpolizei, vom 11. Oktober (A. S., XIX, 492). 

Unter Beziehung auf die vorhergehenden revidierten Gesetzes- 
bestimmungen stellt das Gesetz unter Ziffer VIII folgende Straf- 
bestimmungen auf : 

Art. 4U. „Obertretungen gegenwärtigen Gesetzes ziehen, nebst 
Verpflichtung zu vollem Schadenersatz, folgende Bussen nach sich : 

„1. Beschädigung oder Zerstörung trigonometrischer Punkte : Pr. f> 
bis 100 pro Punkt.“ 

„2. Unterlassung der Waldvennarehung innert gegebener Frist 
(Art. 13 und 15): Fr. 5 bis 50.“ — Findet auf private Nicht- 
schutzwaldungen nicht Anwendung. 

,.3. Unterlassung von Dienstbarkeits- und Bereelitigungsablösungen 
innert gegebener Frist (Art. 21 und 27) und Neubestellung, 
sowie Erweiterung schädlicher Dienstbarkeiten und Berechti- 
gungen (Art. 23 und 27): Fr. 10 bis 500.“ Gleiche Bemerkung. 

„4. Vornahme von Waldnebennutzungen in Übertretung erlassener 
Verbote oder der Vorschriften der Art. 23, 24 und 27 gegen- 
wärtigen Gesetzes: Fr. 10 bis 500.“ Gleiche Bemerkung. 

„5. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen eines Wirtschafts- 
planes oder provisorischer Wirtschafts Vorschriften, für welche 
keine besonderen kantonalen Bussen festgesetzt sind (Art. 18): 
Fr. 20 bis 300.“ — Findet auf private Waldungen nicht 
Anwendung. 

,,ü. Nichtbeachtung kantonaler Vorschriften mit bezug auf private 
Schutzwaldungen (Art. 29), sowie Nichtwiederaufforstung ini 
Sinne des Art. 32, bis Fr. 50.“ — Art. 29 verpflichtet die 
Kantone, zur Erhaltung der privaten Schutzwaldungen und 
zur Sicherung ihres Zweckes das Nötige anzuordnen; Art. 32 
verpflichtet sie, dafür zu sorgen, dass entstandene Blossen 
innert 3 Jahren wieder bestockt sind. 

„7. Bei verbotenen Abholzungen Fr. 2 bis 10 für jeden Festmeter.“ 

„8. Verminderung des Waldareals ohne eidgenössische oder kan- 
tonale Bewilligung 'Art. 31): Fr. 100 bis 500 für jede Hekt- 
are, unter Vorbehalt der Frage der Wiederaufl'orstung.“ 

„9. Waldteilungen und Waldveräusserungen in Zuwiderhandlung 
gegen die Bestimmungen der Art. 33 und 35: Fr. 10 bis 100 
für jede Hektare.“ — Findet nur auf öffentliche Waldungen 
Anwendung. 
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„10. Unterlassung vorgesehriebener Aufforstungen zur Gründung 
von Schutzwaldungeu innert festgesetztem Termin (Art. 36): 
Fr. 20 bis 100 für jede Hektare.“ 

„Die Untersuchung und Beurteilung obiger Straffülle, sowie 
die Verfügung über die Busseu bleiben den betreffenden Kantons- 
behörden überlassen.“ 

Art. 48. „Die Kantone erlassen die erforderlichen weiteren 
forstpolizeilichen Bestimmungen und setzen die entsprechenden 
Strafen fest.“ 

Art. 17 verfügt die Zwaugsexekution im Verwaltungswege : „Bei 
Widersetzlichkeit des Waldeigentümers soll auf Kosten desselben 
die verlangte Arbeit von der kantonalen Behörde ungeordnet werden.“ 

Diese Bestimmungen treten an Stelle der entsprechenden des 
Gesetzes vom 24. Mürz 1876. 

Zürich. Berichterstatter: Prof. Dr. Zürcher, Zürich. 

1. Verordnung betreffend den Motorini gen- und Fahrradrerkehr 
auf dem Gebiete des Kantons Zürich, vom 16. Februar 1903 (A. S., 
XXVII, S. 13 ft'.). Vom Regierungsrat in Übereinstimmung mit den 
Beschlüssen der interkantonalen Konferenz erlassen. 

2 . Statuten für die Studierenden und Auditoren der Universität 
Zürich, vom 7. Februar 1900. Bereinigt auf Grundlage der Regie- 
rungsbeschlüsse vom 12. März/1. April 1903 (A. S., Bd. XXVII, 
8. 35 ff.). Der dritte, „Disziplin“ überschriebene Abschnitt der Ver- 
ordnung enthält Disziplinarstrafbestimmungen über das Verbindungs- 
wesen, über besonders hervorgehobene Disziplinarfehler (Studien- 
vernachlässigung, leichtfertiges Schuldenmachen etc.). Als Straf- 
mittel nennt der § 33 : F.rmahnungen oder Verweise durch den 
Rektor allein oder vor Senatsausschuss, Geldbussen bis auf Fr. 24 
in die Kasse der Kantonalbibliothek, Karzer bis auf 6 Tage, Unter- 
schrift des Consilium abeundi, Consilium abeundi und Relegation. 

Um dieses Strafrecht als Dissiplinarra cht zu charakterisieren, 
bestimmt der an der Spitze des Abschnittes stehende § 25, dass 
die Studierenden gleich jedem andern Kantonseinwohner den kan- 
tonalen Gesetzen und Behörden unterworfen sind und keinen privi- 
legierten Gerichtsstand haben. Dabei hebt eine gerichtliche Beur- 
teilung von Studierenden die Befugnis der akademischen Behörden 
zu disziplinarischem Einschreiten nicht auf (g 32). 

3. Verordnung betreffend das Schlachten von Vieh, den Verkauf 
con Fleisch und Wurstwaren und die Beseitigung toter Tiere, vom 
19. November 1903 (A. S., Bd. XXVII, 8. 71 ff.). 
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§ 52. Übertretungen der Vorschriften dieser Verordnung wer- 
den mit Busse bis auf Fr. 1000 bestraft. Im übrigen gelten die 
Strafbestimmungen des Gesetzes betreffend die öffentliche Gesund- 
heitspflege und die Lebensmittelpolizei, vom 10. Dezember 187f>, 
beziehungsweise des Gesetzes betreffend den Schutz der Tiere, vom 
22. Dezember 1895. 

4. Verordnung betreffend den Strafvollzug in der kantonalen 
Strafanstalt, vom 19. Dezember 1903 (A. S., Bd. XXVII, S. 90 ff.). 
Darüber wird im nächsten Heft der Zeitschrift einlässlich berichtet 
werden. 

Bern. Berichterstatter: Oberrichter W. Ernst, Bern. 

Das Gesetz über die Hundetaxe , vom 25. Oktober 1903, durch 
welche dasjenige vom 4. Dezember 18(i8 aufgehoben wird, ent- 
hält folgende Strafbestimmungen : 

„Art. 4. Widerhandelnde werden zur Bezahlung der der Ge- 
meinde schuldigen Taxe, sowie zu einer Geldbusse im doppelten 
Betrage der letzteren verfällt. Falls die Busse nicht bezahlt wird, 
so ist nach den Vorschriften des Strafprozesses zu verfahren und 
überdies hat die Abschaffung des Hundes stattzufinden. 

„Art. 5. Wenn bei konstatierten Widerhandlungen gegen die 
Vorschriften dieses Gesetzes der Fehlbare sofort Taxe und Busse 
bezahlt, so kann von der Strafklage Umgang genommen werden.“ 

Luzern. Berichterstatter: Dr. E. von Schumacher, Luzern . 

1. Gesetze. An Gesetzen mit Bestimmungen strafrechtlichen 
Inhalts wurde im Jahre 1903 nur erlassen das Gesetz betreffend 
die Feuerpolizei, vom 4. Dezember 1903. Dasselbe setzt in § 111 
fest: „Übertretungen dieses Gesetzes werden nach Anleitung des 
Gesetzes über das Strafrechtsverfahren mit Geldbussen von Fr. »> 
bis Fr. 200 bestraft, sofern die strafbare Handlung nicht die Merk- 
male eines schwerem Vergehens in sich schliesst. Im Falle der 
Xichteinbringlichkeit kann eine Geldbusse in die entsprechende 
Gefängnisstrafe umgewandelt werden. Gegenüber Beamten kann 
mit der Strafe die Entsetzung von der Amtsstelle verbunden 
werden. — Disziplinarische Vergehen der Feuerwehrleute können 
seitens der Gemeindefeuerwehrkommission mit Geldbusse bis Fr. 20 
oder Arrest bis fünf Tage bestraft werden. Die Geldbussen fallen 
in die Polizeikasse der Gemeinde und sind in gleicher Weise zu 
verwenden, wie die Ersatzsteuer.“ 
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2. Dekrete. Ein grossrätliches Dekret vom 27. Mai 1903 setzt 
die Besoldungen der Beamten und Angestellten der Strafanstalt so- 
wie der Zwangsarbeitsanstalt fest. Die Barbesoldung des Direktors 
der Strafanstalt wird auf Fr. 2500 — 3500, diejenige des Verwalters 
der Zwangsarbeitsanstalt auf jährlich Fr. 1600 festgesetzt; ersterer 
liât überdies Wohnung, llolz, Licht und Wäsche für sich und seine 
Familie frei, letzterer hat für sich und seine Familie freie Station. 
Die Angestellten beider Anstalten haben neben freier Station Be- 
soldungen von Fr. 600 bis Fr. 1700. 

3. Verordnungen. Verordnung betreffend den Motorwagen- und 
Fahrradverkehr, vom 21. März 1903, § 34, enthält folgende Straf- 
bestimmung = „Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen 
sind dem Statthalteramte zur Anzeige zu bringen und mit einer 
Busse von Fr. 2 — 20, im Wiederholungsfälle Fr. 6 — 50 zu bestrafen. 
Zudem haften die Schuldigen für allen durch sie angerichteten 
Schaden. — An Polizeibedienstete ist für jede begründete Anzeige 
nebst den gesetzlichen Leidergebühren eine Vergütung von Fr. 1 
aus den Erträgnissen der Motorwagen- beziehungsweise Fahrrad- 
gebühren auszurichten.“ 

Verordnung betreffend Erstellung und Benützung von Bier- 
druckapparaten, vom 21. März 1902, § 12: „Übertretungen der 
vorliegenden Verordnung sind nach Massgabe von Abschnitt III 
des Gesetzes über das Gesundheitsw'esen vom 29. Februar 1876 
strafrechtlich zu verfolgen.“ 


Uri. Berichterstatter: Staatsanwalt Dr. Frans Mnheim, 

Altdorf. 

Keine strafrechtlichen Erlasse. 


Schwyz. Berichterstatter: Dr. Frans Rickenbacher, Ad- 
vokat, Goldau. 

1. Am 26. Januar 1901 hat der Kantonsrat eine Abstimmungs- 
cerordnung erlassen. Dieselbe enthält im 14. Titel folgende „Straf- 
bestimmungen“ : 

$ 69. Wer bei den Abstimmungsverhandlungen den Anord- 
nungen des Bureaus, insoweit dasselbe im Sinne dieser Verord- 
nung hierzu berechtigt ist, nicht Folge leistet, wer die daherigen 
Verhandlungen durch Lärm oder Tumult stört, oder wer sich Fäl- 
schungen bei Abstimmungen zu schulden kommen lässt, oder wer 
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Stimmzettel einsehmuggelt, wird mit einer Geldbusse von Fr. 20 
bis 200 bestraft. 

Hierbei sind die einschlägigen Bestimmungen des Kriminal- 
strafgesetzes über Urkundenfälschung Vorbehalten. 

§ 70. Mitglieder des Abstimmungsbureaus, welche Wahlcou- 
verts oder Stimmkarten zeichnen, wodurch das Geheimnis der Stimm- 
abgabe erraten werden kann, werden mit einer Geldbusse von 
Fr. 20 bis 100 bestraft. 

§ 71. Klagen betreffend die in den §§ 69 und 70 enthaltenen 
Vergehen sind beim Bezirksammaun anhängig zu machen und vom 
korrektioneilen Richter zu beurteilen. 

Diese Vergehen verjähren innert Jahresfrist von der betreffenden 
Abstimmungsverhandlung an gerechnet. 

Von den daherigen Geldbussen gebührt dem Kläger '/a und 
*/» fallen in die Bezirkskasse. 

§ 72. Gegenüber den Mitgliedern des Abstimmungsbureaus, 
welche in anderer Weise ihren Verpflichtungen im Sinne dieser 
Verordnung nicht naehkommen, kann der Regierungsrat Ordnungs- 
busseu bis auf Fr. 40 verhängen. 

2. Gesetz über die Ausübung der Handelsgewerbe im Kanton 
Schwyz, vom 22. Dezember 1903. Dasselbe bestimmt in 

§ 10. Wenn bei Abschluss von Kaufverträgen auf Abzahlung 
•der Käufer gegenüber dem Verkäufer Bedingungen eingegangen 
ist, welche gegen ein redliches, billiges Geschäftsgebahren ver- 
stossen, so z. B., dass bei nicht pünktlicher Entrichtung einer Raten- 
zahlung der Verkäufer die Ware zurückfordern und die bereits ein- 
bezahlten Raten behalten kann, oder Käufer eine unverhältnismässig 
hohe Konventionalstrafe zu zahlen hat u. s. w., so kann der Ver- 
käufer vom Gericht in eine Geldbusse bis zu Fr. 1000 oder in 
Gefängnis bis auf 14 Tage verurteilt werden. 

Und im IV. Abschnitt : Strafbestimmungen : 

§ 52. Mit Fr. 50 bis 2000 Busse ist zu strafen, wer sieh eines 
unlautern oder unredlichen Geschäftsgebahrens (§§ 2 bis und mit 7) 
schuldig macht. In den Fällen der §tj 4 und 5 kann nebst Geld- 
busse vom Gerichte auch Gefängnis von 8 Tagen bis (> Monate 
•erkannt werden. 

§ 53. Durch die Bezirksämter sind gemäss der Verordnung 
über die Verhängung von Geldbussen und die andern diesbeziig- 
Jiehen gesetzlichen Bestimmungen zu bestrafen : 

a) mit Geldbusse von Fr. 20 — 50, wer einen Hausierhandel, ein 
Hausiergewerbe ausübt, einen öffentlichen Ausverkauf, eine 

Schweiieriachc Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 20 
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öffentliche freiwillige Versteigerung, eine öffentliche Produk- 
tion etc. veranstaltet, oder Waren auf Märkten feilbietet, ohne 
im Besitze des für diesen Betrieb vorgeschriebenen Patentes 
oder der Bewilligung zu sein. 

Nebst der Busse ist immer das Maximum der umgangenen 
Staats- und Gemeindegebühr zu Händen der Staats- resp. Ge- 
meindekasse zu erheben; 

b) mit Geldbusse von Fr. 10 — 200, wer die ihm durch das Pa- 
tent erteilte Bewilligung Übertritt, oder wer zur Erhaltung 
derselben oder billigerer Taxen unwahre Angaben macht ; 

c) mit Geldbusse von Fr. 10 — 400, wer eine in diesem Gesetze 
oder in den Patentbedingungen enthaltene Vorschrift oder ein 
Verbot nicht beachtet oder eine als strafbar darin bezeichnete 
Handlung sich zu schulden kommen lässt. 

§ 54. In schweren Fällen, so besonders auch im Falle von § 30, 
ferner wenn die gleiche Person oder Firma in den letzten fünf 
Jahren bereits einmal in Anwendung dieses Gesetzes bestraft wurde, 
ist nebst der Busse das erteilte Patent durch den Bezirksammann 
zurückzuziehen. 

Das Patent ist auch znriickzuziehen, wenn ein Hausierer bei 
Ausübung seines Gewerbes auf dem Bettel betroffen wird. 

Mit dem Rückzuge des Patentes kann verfügt werden, dass 
dem Inhaber innerhalb 1 bis 3 Jahren kein neues Patent auszu- 
stellen sei. Diese Verfügung ist dem Polizeidepartement mitzuteilen. 

Jedes zurückgezogene Patent ist nebst Angabe des Grundes 
des Rückzuges an das Polizeidepartement zu senden. 

Von jeder ausgefällten Busse ist vom Bezirksamt auf dem Pa- 
tente seihst Vormerk zu machen. 

§ 55. Waren, welche der Fehlbare beziehungsweise der Ge- 
strafte mit sieh führt, sind in amtlichen Verwahr zu nehmen ; sie 
haften zunächst für die schuldigen Staats- und Geineindegebühren, 
sodann für die Kosten und endlich für die Busse. 

§ 56. Von allen Bussen, welche infolge des gegenwärtigen 
Gesetzes bezogen werden, kommt ein Dritteil dem Leider zu, sei er 
Polizeibediensteter oder nicht, ein Dritteil fällt in den Armenfonds 
derjenigen Gemeinde, in welcher die Übertretung stattgefunden hat, 
und ein Dritteil in die Bezirkskasse desjenigen Amtes beziehungs- 
weise Gerichtes, welches bei dem Übertretungsfalle einzuschreiten 
hatte. 

§ 57. Übertretungen dieses Gesetzes können nur innert Jahres- 
frist, vom Zeitpunkt der Übertretung an gerechnet, eingeklagt 
werden. 
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§ 58. Gemeindepräsidenten, welche entgegen den Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes Hausierhandel etc. in ihrer Gemeinde dulden 
oder Bewilligungen hierfür in ihrer Gemeinde erteilen, obwohl die 
Bewerber nicht im Besitze eines kantonalen Patentes sich befinden, 
sind vom Regierungsrate in eine Busse bis Fr. 50 zu verfallen und 
im letztem Falle nebstdem nachpflichtig, den Betrag der entgan- 
genen betreffenden kantonalen Patentgebühr zu vergüten. 

3. Gesetz betreffend die Bienenzucht. Kantonsratsbeschluss vom 
27. November 1902. 

§ 7. Übertretungen der §§ 1 und 6 dieses Gesetzes (Aufstellen 
von Bienenkörben zum Wegfangen fremder Bienen und Vernichten 
von bösartiger Faulbrut) werden im Sinne der Verordnung über 
die Verhängung von Geldbussen bei Übertretung allgemeiner ad- 
ministrativer oder polizeilicher Gesetze und Verordnungen vom zu- 
ständigen Bezirksammann mit Fr. 5 — 20 bestraft. 

4. Verordnung über den Verkehr mit alkoholischen Getränken. 
Kantonsratsbeschluss vom 23. April 1903. 

§ 18. Alles Zuwiderhandoln gegen die Bestimmungen dieser 
Verordnung wird im Sinne der §§1,2 und 4 der Verordnung über 
Lebensmittelpolizei bestraft. Der Regierungsrat hat im Amtsblatt 
sowohl die Untersuchungsresultate, als auch die Namen derjenigen 
Wirte zu veröffentlichen, welche wegen Übertretung vorstehender 
Verordnung bestraft worden sind. 

5. Abänderung der Verordnung betreffend das Verfahren bei 
Begnadigungsgesuchen von zum Tode rernr/eilten Personen und be- 
treffend Vollziehung der Todesstrafe, vom 21. Mai 1894. Kantons- 
ratsbeschluss vom 22. April 1903. 

§ 3. Nach Ablesung der vorliegenden Schriftstücke (Urteil 
und Begnadigungsgesuch) schreitet der Kantonsrat ohne vorherige 
Diskussion zur Abstimmung mittelst Stimmkarte. 

Die Stimmabgabe für Begnadigung geschieht mit Ja, diejenige 
gegen Begnadigung mit Nein. 

Zur Begnadigung ist erforderlich, dass die Zahl der einge- 
legten Zettel mit Ja die absolute Mehrheit der Anwesenden er- 
reicht. 

Unterwalden nid dem Wald. Berichterstatter: J. Käslin, 
Advokat, Stans. 

Vollziehungsbestimmungen (des Landrates) zum Bundesgesetz vom 
29. März 1901 betreffend die Ergänzung des Bnndesgesetzes über den 
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MUitürpflichtersatz, vom 28. Juni 1878, vom 30. Dezember 1903 
(Amtsblatt 1904, Nr. 4). Der Landrat setzt fest, dass die schuldhaft 
den Militärpflichtersatz nicht Bezahlenden vom Kreiskommandanten 
dem Kantonsgericht zur Bestrafung überwiesen werden. Das Urteil 
wird auf schriftliche oder mündliche Verantwortung des Angeklagten 
im summarischen Verfahren gefällt. Strafen sind : Haft von 1 — 10 
Tagen, daneben geeigneten Falles Entzug des Stimmrechtes oder 
Wirts haus ver bot bis auf zwei Jahre. Die Prozesskosten sollen 
höchstens 10 Franken betragen. Trotz der Bestrafung bleibt die 
Zahlungspflicht bestehen. 


Unterwalden ob dem Wald. Berichterstatter: Ad. Wirz, 
Ständerat, Samen. 


Keine strafrechtlichen Erlasse. 


Glarus. Berichterstatter: Dr. jur. D. Streiff, Advokat, 
Glarus. 

1. Unter den gesetzlichen Erlassen der Landsgemeinde vom 
3. Mai 1903 brachte die meisten Neuerungen auf strafrechtlichem 
Gebiete das revidierte Armengesetz. Die bezüglichen neuen Be- 
stimmungen lauten : 

§ 43. Der Haus- und Gassenbettel ist im ganzen Kanton 
strengstens verboten. 

Zuwiderhandelnde Gemeindebürger sollen von der Armenpflege 
zur Rechenschaft gezogen, verwarnt, und sofern sie unterstützt 
werden, auch mit Verminderung oder Entzug der Unterstützung 
bestraft werden. Im übrigen gilt für sie, wie für Gemeinde- und 
landesfrerade Bettler die Verordnung über den Gassenbettel. 

§ 44. Den durch Feuer- und Wasserschaden oder andere Un- 
glücksfälle Betroffenen ist ohne Bewilligung des Regierungsrates 
jedes Steuersammeln untersagt. Es ist aber auch sowohl andern 
Behörden als Privaten verboten, schriftliche Empfehlungen zur 
Sammlung von Unterstützungen (sogenannte Bettelbriefe) auszu- 
stellen. 

Zuwiderhandelnde sollen vom Polizeigericht mit Fr. 5 — 20 ge- 
biisst werden. 

§ 45. Gemeindebürger , welche durch Leichtsinn und Miss- 
wirtschaft sich und ihre Familie der Gefahr der Verarmung aus- 
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setzen, sollen von der Armenpflege zur Rechenschaft gezogen und 
verwarnt werden. 

Bleibt die Mahnung fruchtlos, so soll die Armenpflege dem 
Waisenamte ihre Bevogtigung beantragen. Das weitere Verfahren 
richtet sich nach § 183 des bürgerlichen Gesetzbuches. 

Eltern, die ihre Kinder körperlich oder geistig verwahrlosen 
lassen, und sich einer zweckmassigen Versorgung derselben wider- 
setzen, ist auf Begehren der zuständigen Armenpflege die elterliche 
Gewalt durch die Vormundschaftsbehörden in dem für die Zwangs- 
bevogtigung geltenden Verfahren zu entziehen, worauf die Kinder 
unter obrigkeitliche Vormundschaft zu stellen sind. Die Armen- 
pflege verfügt dann im Einverständis mit dem Vormund die Ver- 
sorgung der Kinder und setzt nach Anhörung des Vormundes auch 
den von den Eltern an die Kosten der Versorgung zu leistenden 
Beitrag fest, letzteres unter Rekursrecht an den Regierungsrat. 

§ 46. Ist jemand durch Leichtsinn oder Liederlichkeit aus 
eigener Schuld unterstützungsgenössig geworden, so soll er für die 
Dauer des Genusses der Unterstützung in der Ausübung des Aktiv- 
bürgerrechtes stille gestellt sein. 

Unter Rekursrecht an den Regierungsrat entscheidet darüber 
der Gemeinderat. 

§ 47. Personen, welche sich bei anerkannter Arbeitsfähigkeit 
dem Müssiggang oder einem liederlichen Lebenswandel oder der 
Vagantität ergeben oder aus diesen oder andern Gründen die ihnen 
ihren Familien gegenüber obliegenden Pflichten vernachlässigen und 
dadurch der Gemeinde zur Last fallen oder zu fallen drohen, 
sollen von der Armenpflege vorbeschieden, zur Besserung ermahnt 
und ihnen die Versetzung in eine Zwangsarbeitsanstalt angedroht 
werden. 

Bleibt die Ermahnung ohne Erfolg, so kann die Armenpflege, 
sofern die fehlbare Person keine Einwendung dagegen erhebt, von 
sich aus die Unterbringung derselben in einer Zwangsarbeitsanstalt 
anordnen. 

Will sie sich dagegen dem Beschluss der Armenpflege nicht 
fügen, so soll diese unter ausführlicher Darlegung des Sachverhaltes 
beim Polizeigericht den Antrag auf Unterbringung in einer solchen 
stellen. 

§ 48. Der Präsident des Polizeigerichtes als Einzelrichter wird 
die Unterbringung der fehlbnren Person in einer Zwangsarbeits- 
anstalt verfügen. Ergreift die betreffende Person gegen den Ent- 
scheid des Einzelrichters Rekurs an das Polizeigericht, so wird 
das letztere nach Anhörung der Verantwortung derselben in mOg- 
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liehst summarischer Weise den Entscheid fällen und dem Anträge 
der Armenpflege in allen Fällen entsprechen, wo nach seiner Über- 
zeugung eine Besserung auf anderem Wege nicht mehr erzielt 
werden kann und ein strenges Einschreiten gerechtfertigt ist. 

Die Dauer der Unterbringung, über welche das Gericht ent- 
scheidet, darf nicht weniger als drei Monate und nicht mehr als 
zwei Jahre betragen. Im Rückfall kann sie verdoppelt werden. 

§ 49. Gewohnheitstrinker sollen von der Armenpflege zuerst 
gewarnt, alsdann, wenn die Warnung nichts fruchtet, beim Polizei- 
gericht eingeklagt werden, damit ihnen der Besuch der Wirtshäuser 
und Ausschankstellen untersagt wird. Der daherige Entscheid ist 
im Amtsblatt zu publizieren. 

Übertretungen werden an Geber, Nehmer und Überbringer mit 
je Fr. 14 gebüsst. 

Die Armenpflege kann auch, sofern die fehlbare Person keine 
Einwendung erhebt, die Versetzung derselben in eine Trinkerheil- 
anstalt anordnen. 

Im Weigerungsfälle kann eine solche Versorgung auf die Dauer 
von wenigsten 3 Monaten und höchstens 1 Jahr vom Polizeigericht 
verfügt werden. Das Verfahren richtet sich nach den fiir die 
Versorgung in Zwangsarbeitsanstalten geltenden Vorschriften. 

§ 50. Personen, die in einem Konkubinatsverhältnis zu einander 
stehen, aus welchem für die Armengemeinde Lasten zu erwachsen 
drohen, sind durch die Armenpflege zur Trennung aufzufordern. 
Bleibt diese Aufforderung erfolglos, so sind die betreffenden Per- 
sonen je nach Umständen wegen Ungehorsam gegen amtliche Ver- 
fügungen oder behufs Versorgung in einer Zwangsarbeitsanstalt 
beim Polizeigericht einzuklagen. 

S 51. Personen, die sich einer angedrohten Versetzung in 
eine Zwangsarheits- oder Trinkerheilanstalt oder dem Trankverbot 
oder der Bevogtigung von Kindern durch Entfernung aus der Hei- 
matgemeinde zu entziehen suchen, können vom Polizeiamt auf An- 
trag der Armenpflege die für den auswärtigen Aufenthalt nötigen 
Ausweisschriften verweigert, beziehungsweise die bereits ausgestellten 
zurückgezogen werden. 

Die Armenpflegen sind befugt, auf Personen, die unter solchen 
Umständen ihren Aufenthalt verheimlichen oder sich ohne Ausweis- 
schriften herumtreiben, polizeilich fahnden zu lassen. 

§ 52. Personen, welche der Zitation vor die Armenpflege nicht 
Folge leisten, Unterstützte, die sich den Anordnungen derselben 
oder der Erfüllung ihrer Pflichten böswillig widersetzen, sollen 
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wegen Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen beim Polizeigericht 
■«ingeklagt werden. 

§ 3(> des gleichen Gesetzes bestimmt ferner, dass bei fortge- 
setzter Weigerung der Bezahlung der einmal rechtskräftig festgesetzten 
,, Verdienstarmensteuer“ von Personen, welche kein Vermögen, wohl 
aber ein gutes Einkommen haben, der Steuerpflichtige ungesäumt 
von der Armenpflege beim Polizeigerichte cinzuklagen ist. „Dieses 
soll ihn zu sofortiger Bezahlung anhalten und überdies wegen 
Ungehorsam in eine fier Sache angemessene Busse Verfällen.“ 

2. Durch Beschluss der gleichen Landsgemeinde wird das 
Fischen von Hand gänzlich verboten. Mit Netzen und Garnen darf 
-ausserhalb der gesetzlichen Schonzeiten (Art. 9 des Bundesgesetzes 
betreffend die Fischerei, vom 21. Dezember 1888) nur in den Seen, 
in der Lintli, im Sernft und im Löntsch gefischt werden; in allen 
Nebenflüssen und Quellbächen dagegen ist der Gebrauch jeder Art 
von Netzen und Garnen und ähnlicher Fanggeräte untersagt. Gänz- 
lich verboten bleibt die Verwendung des Früners gemäss Landrats- 
beschluss vom 15. November 1893. 

Übertretungen dieses Beschlusses werden gemäss Art. 31, Ziff. 2, 
•fies Bundesgesetzes über die Fischerei vom 21. Dezember 1888 be- 
treffend verbotene Fanggeräte und Fangarten mit einer Busse von 
Fr. 50 — 400 bestraft. 

3. Am gleichen Tage erklärte die Landsgemeinde den Beitritt 
•zur interkantonalen Vereinbarung über eine einheitliche Verordnung 
für den Motor- und Fahrradrerkehr auf schweizerischem Gebiete. 
Mit dem Erlass der erforderlichen Straf- und Ausführungsbestim- 
mungen wurde der Landrat beauftragt. Am Ende des Berichts- 
jahres stand diese Verordnung noch aus. 

4. Das Gesetz über das Lehrlingswesen, vom 3. Mai 1903, be- 
droht in § 19 Übertretungen seiner Bestimmungen mit Bussen von 
Fr. 5 — 100, welche durch das Polizeigericht auszusprechen sind. 
Darunter fallen : 

1. der Eintritt in die Lehre vor zurückgelegtem 14. Altersjahr 

(§ 2 ); 

2. die Heranziehung von Lehrlingen unter 18 Jahren zu Sonntags- 
oder Nachtarbeit von abends 8 Uhr bis morgens 6 Uhr (§ 5) ; 

.3. die Unterlassung der Ausfertigung eines schriftlichen Lehr- 
vertrages oder der Einreichung eines Exemplares desselben 
an die Erziehungsdirektion, welch letzteres spätestens 6 Wo- 
chen nach Beginn des Lehrverhältnisses zu geschehen hat 
<8 0 ); 
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4. Verletzung des Obligatoriums der Fortbildungsschule (§ 12);: 

5. Verletzung des Obligatoriums der Lchrlingsprüfung (§ 13). 

Es enthält ferner noch folgende Bestimmungen strafrechtlichen 

Charakters : 

§ 3. Personen, welche infolge einer strafrechtlichen Verurtei- 
lung nicht im Besitze des Aktivbürgerrechtes sind, dürfen während 
der Dauer der Einstellung keine Lehrlinge aufnehmen. 

§ 4. Wenn Geschäftsinhaber oder deren Stellvertretung ihren 
Pflichten gegenüber Lehrlingen nicht nachkommen, insbesondere 
nach §§ 9 und 12 dieses Gesetzes, so kann dem Geschäfsinhaber 
auf eine bezügliche Klage das Recht, Lehrlinge weiter anzunehmen, 
durch das in § 17 vorgesehene Schiedsgericht bis auf drei Jahre 
entzogen werden. 

5. Die kantonale Vollziehungsverordnung zu den Bundesgesetzen, 
vom 28. Juni 1878 und 29. März 1901 betreffend den Miltärpflicht- 
ersatz, vom 30. September 1903, sagt in 

§ 15. Nach Ablauf der zweiten Mahnungsfrist haben die Sek- 
tionschefs ein Verzeichnis derjenigen, welche der Steuerpflicht nicht 
nachgekommen sind, der Militär- und Polizeidirektion zu über- 
mitteln. Demselben sind die Ausweise über die Zustellung der 
beiden Mahnungen (Postscheine) und ein Bericht des Sektionschefs 
nebst allfälligen Belegen darüber beizulegen, ob die Nichtbezahlung 
eine schuldhafte sei oder aber, ob unverschuldete Zahlungsunfähig- 
keit vorliege. 

§ 16. Die Militär- und Polizeidircktion hat die eingegangenen. 
Verzeichnisse und Belege zu prüfen und die Schuldigen dem Prä- 
sidenten des Polizeigerichts im Sinne des Bundesgesetzes von» 
29. März 1901 zur Bestrafung zu überweisen. 

Das Strafverfahren erfolgt nach den Vorschriften betreffend 
Polizeiübertretungen (§§ 7 und 8, sowie 180 bis 204 der Strafpro- 
zessordnung). 

Die kantonale Strafkompetenz erstreckt sich auch auf im Aus- 
lande befindliche Ersatzpflichtige. 

Das Urteil ist der Militär- und Polizeidirektion mitzuteilen, 
und, falls Entzug des Stimmrechtes oder Wirtshausverbot ausge- 
sprochen worden ist, im Amtsblatt zu publizieren. 

6. Gestützt auf die von der Landsgeraeinde vom 3. Mai 1903 
erteilte Vollmacht erliess der Landrat am 2. Dezember 1903 eine 
Ergänzung des Gesetzes über das Patentwesen betreffend Vertrieb 
von Waren durch Automaten. Danach ist das Feilbieten von Waren 
etc. durch Automaten auf Bahnhöfen und an andern öffentlichen 0 
Plätzen als Hausiergeschäft zu betrachten. Die Taxe per Jahr und 
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Automat beträgt Fr. 40. Die Strafbestimmungen in § 16 des Ge- 
setzes über das Patentwesen gelten auch für die Automaten, mit 
der Modifikation, dass die in Ziff. 1 derselben aufgenommene erst- 
malige Busse von Fr. 40 beim zweiten Rückfall Fr. 80 und beim 
dritten Fr. 120 betrügt. 


Zug. Berichterstatter: Dr. C. Jten, Advokat, Zug. 

Im Berichtsjahre 1903 ist eine einzige Verordnung erlassen 
worden, welche strafrechtliche Bestimmungen enthält. Es ist dies 
die Verordnung über die Anlage und den Besag des MiUtHrpfticht- 
ersatses, vom 18. April 1903. 

Dieselbe schreibt in § 13 was folgt vor: 

„Ersatzpflichtige, welche trotz zweimaliger Mahnung den Militär- 
pflichtersatz nicht entrichtet und die Unmöglichkeit der Zahlungs- 
leistung nicht dargetan haben, müssen durch den Kreiskomman- 
danten dem Strafgericht zur Bestrafung überwiesen werden. 

„Die Polizeidirektion hat gemäss Art. 1 des Bundesgesetzes vom 
29. Mürz 1901 für den Strafvollzug zu sorgen. 

„Durch die Bestrafung wird die Verbindlichkeit zur Bezahlung 
des Pflichtersatzes nicht aufgehoben. 

„Ersatzpflichtigen, von welchen keine Zahlung erhältlich ist, 
kann die Militärdirektion auf schriftliches Gesuch hin gestatten, den 
schuldigen Ersatz durch Arbeit abzu verdienen.“ 


Freiburg. Über die gesetzgeberischen Erlasse dieses Kantons 
wird im nächsten lieft der Zeitschrift ausführlich berichtet werden. 


Solothurn. Berichterstatter: Dr. A. Affolter, Fürsprech, 
Solothurn. 

Im Kanton Solothurn ergingen im Jahre 1903 folgende Erlasse 
strafrechtlichen Inhaltes : 

1. Gesetz betreffend die Kreisriehrersicherung, vom 15. März 
1903. § 19 dieses Gesetzes lautet: „Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes werden mit Bussen bis Fr. 50 be- 
legt.“ Es bezieht sich diese Strafbestimmung namentlich auf die 
Vorschrift, dass Vieh auswärtiger Eigentümer, welches bei Mit- 
gliedern des Versicherungskreises eingestellt ist, sowie kranke 
Tiere von der Versicherung ausgeschlossen sind. 
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2. Abänderung’ der regierungsrätlichen Verordnung betreffend 
die Fischerei. § 5 der bestehenden Verordnung vom 7. Dezember 
1891 erhielt bereits unterm 24. Dezember 1897 folgende Fassung: 
„In dem natürlichen Flussbette der Aare kann in der Zeit vom 
1. Mai bis 30. September der Fischfang von jedermann ausgeübt 
werden, jedoch nur vom Ufer ans unter Anwendung der mit der 
Hand geführten Angelrute mit einer einzigen Angel und unter Aus- 
schluss des Gebrauches von jedem künstlichen Köder. Im übrigen 
wird das Recht zum Fischfang ausschliesslich durch die Pacht er- 
worben.“ Diese Bestimmung hat unterm 2. November 1903 die 
Genehmigung des schweizerischen Bundesrates erhalten. 

3. Zu erwähnen ist noch, dass der Regierungsrat durch Be- 
schluss vom 26. November 1903 festgestellt hat, dass die Vor- 
schrift des § 3 des Gesetzes betreffend die Polizei an Sonn - und 
Feiertagen, vom 13. Februar 1869, lautend: „Das Öffnen von 
Handels- und Kaufläden (die Apotheken ausgenommen), sowie, der 
Wirts- und Schenkhäuser (ausgenommen für Reisende) ist während 
des vormittägigen Pfarrgottesdienstes untersagt“, nicht aufgehoben 
sei, sondern zu Recht bestehe. Sie müsse daher beachtet und von 
den zuständigen Organen gehandhabt werden. 


Baselstadt. Berichterstatter; Gerichtspräsident Dr. Völhng , 
Basel. 

1. Durch „Verordnung betreffend den Bezug der Militärpflicht- 
ersafzsteuer“ , vom 7. Januar 1903, sind u. a. Bestimmungen zur 
Bestrafung der säumigen Ersatzpflichtigen gemäss den Vorschriften 
des Bundesgesetzes vom 29. März 1901 aufgestellt worden. 

2. Die Vorschriften in bezug auf Stellenvermittlung wurden 
durch „Gesetz betreffend Abänderung des § 165 des Polizeistraf- 
gesetzes“, vom 26. März 1903, und durch die „Verordnung über ge- 
werbsmässige Stellenvermittlung“, vom 8. Juli 1903, wesentlich er- 
weitert. Da sich gezeigt hatte, dass ein wirksamer gesetzlicher 
Schutz nicht bloss hinsichtlich der Dienstboten, sondern auch hin- 
sichtlich anderer Stellesucheuder sehr erwünscht wäre, so wurden 
die in der früheren Gesetzesbestimmung enthaltenen Worte „für 
Dienstboten“ gestrichen, so dass sich die Vorschriften nunmehr auf 
Stellenvermittlungsgeschäfte jeder Art beziehen. Ferner wurde das 
Strafmaximum von Fr. 200 auf Fr. 300 erhöht und die obsolet ge- 
wordene Bestimmung betreffend Zuwiderhandlung gegen die Dienst- 
botenordnung ausdrücklich aufgehoben. 
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Basel* Landschaft. Berichterstatter: Obergerichtspräsident 
Dr. Ggsler, Liestal. 

Der Kanton Baselland hat im Berichtsjahre an Gesetzen und 
Verordnungen erlassen und mit Bestimmungen strafrechtlichen In- 
halts ausgestattet : 

1. Das Gesetz betreffend Viehversicherung : 

In diesem Gesetze ist bestimmt, dass Zuwiderhandlungen gegen 
•dasselbe, sowie gegen die Statuten mit Bussen bis auf Fr. 200 belegt 
und dass die Bussen vom Vorstand ausgesprochen werden, mit 
Rekursrecht an die Generalversammlung, eventuell an den Re- 
.gierungsrat. 

2 . Die Vollziehnngsverordnung zum Bundesgesetz vom 11. Oktober 
1902 betreffend die Oberaufsicht Uber die Forstpolizei : 

Diese enthält in § 26 die Bestimmung, dass Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften und Verbote des bezüglichen Bundesgesetzes 
und dieser Verordnung als Polizeistraffälle behandelt werden und 
■dass in betreff der Beurteilung der Waldfrevel auf die einschlägigen 
Bestimmungen der Zivilprozessordnung verwiesen wird. 


Schaffhausen. Berichterstatter: Dr. F. Sturzenegger, Schaff- 
liausen. 

1. Am 19. Juli 1903 ist in Kraft getreten: Das Wirtschafts- 
gesetz für den Kanton Schaffhausen, vom 21. April 1903 (Offizielle 
Gesetzessammlung, neue Folge, Band X, 3, Seite 235 ff.). 

Durch das gegenwärtige Gesetz ist das Wirtschaftsgesetz vom 
28. November 1887 aufgehoben worden. Die unter lit. F des neuen 
Gesetzes enthaltenen Strafbestimmungen lauten: 

Art. 32. Die Übertretungen dieses Gesetzes werden seitens des 
Gemeinderates innerhalb seiner Kompetenz geahndet (vergi. Art. 69 
und 209 des G. G.). Schwere Fälle weist derselbe an die Polizei- 
direktion, oder es werden solche von dieser direkt an die Hand 
genommen. Die Kompetenz in diesen Fällen beträgt Geldbusse bis 
auf Fr. 300 oder Gefängnis bis auf 1-1 Tage, allein oder in Ver- 
bindung mit Geldbusse. In besonders schweren Fällen kann auch 
auf Entzug des Patentes erkannt werden. 

Die Entscheidung darüber, ob ein schwerer Fall vorliegt, trifft 
im Zweifelsfalle endgültig die Polizeidirektion. 

Für das Verfahren gelten die sonst bestehenden zutreffenden 
Bestimmungen. 
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Art. 33. Die von den Gemeinderäten erkannten Geldbussen 
fallen in die Gemeindekasse. 

2. Zum Wirtsehaftsgesetz erliess der Regierungsrat am 6. Ok- 
tober vorigen Jahres eine Vollziehungscerordnnng , die mit dem 
23. Oktober 1903 in Kraft getreten ist (Offizielle Gesetzessammlung, 
neue Folge, Band X, 3, Seite 249 ff.). 

3. Das Obergericht erliess am 13. März 1903 eine Verordnung 
über das Verfahren bei Bestrafung der schuldhaften Nichtleistung 
des MOitärpflichtersatzes nach Art. 1 des Bundesgesetzes vom 29. März 
1901 betreffend Ergänzung des Bundesgesetzes über den Militär- 
pflichtersatz vom 28. Juni 1878 (Amtsblatt 1903, Nr. 11, vom 
17. März). 

Die Verordnung bezweckt vorläufige Regelung des Verfahrens 
bei Bestrafung wegen schuldhafter Nichtleistung des Militärpflicht- 
ersatzes. Zuständig für die Bestrafung sind die Bezirksgerichte. 
Die Voruntersuchung führt die Militärbehörde ; nach deren Ab- 
schluss gehen dio Akten an die Staatsanwaltschaft, die dann ihrer- 
seits beim Bezirksgerichte des Wohnortes des Angeschuldigten 
schriftlichen Antrag stellt. Schon die erste Ladung ist Kontuma- 
zialladung. Die Strafurteile sind jeweils im Amtsblatte zu publi- 
zieren und der Militärbehörde, sowie auch der Justizdirektion zur 
Vollziehung mitzuteilen. 


Appenzell A.-Rh. Berichterstatter: Dr. C. Meger, Advokat,. 
Herisau. 

Das Berichtsjahr ist wiederum arm an legislatorischen Arbeiten 
auf dem Gebiete des Strafrechtes und des Strafprozesses. Für die 
kantonale Zwangsarbeitsanstalt in Gmünden wurde noch am 20. No- 
vember 1902 ein neues Verwaltungsreglement erlassen, das am 
1. Januar 1903 in Vollzug gesetzt wurde. 

Als Neuerungen gegenüber dem früheren Réglemente zählt der 
regierungsrätliche Amtsbericht auf : 

Aufnahme einer Bestimmung betreffend die Unterbringung- 
von Angeklagten, welche eine längere Sicherheitshaft durchzumachen 
haben (§§ 41 und 77 der Strafprozessordnung). Die Aufnahme 
einer solchen Bestimmung rechtfertigte sich, weil die Unterbringung 
von Angeklagten mit längerer Sicherheitshaft bereits zwei Jahre 
praktiziert worden ist und sich bewährt hat. 

Nachdem die Anstaltsschuld getilgt ist, fiel die im alten Regle- 
ment enthaltene Bestimmung betreffend die Amortisation der An- 
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staltsschuld dahin. Würden neue Bauten notwendig, so müssten 
über die Kostentilgung alsdann besondere Beschlüsse gefasst werden. 

Da bei normalem Verlauf alljährliche Betriebsüberschüsse zu 
erwarten sind, wurde die Aufnahme einer Bestimmung über die 
Verwendung der Jahr es Vorschläge notwendig. 

Durch die Tilgrung der Anstaltsschuld ist auch ein besonderer 
Kommissionskassier überflüssig geworden. Der Anstaltsverwalter 
soll künftig direkt mit dem Landeskassier verkehren ; man er- 
achtete es für genügend, wenn die Aufsichtskommission ein Mit- 
glied bezeichne, welchem die Rechnungsaufsicht inklusive Kassa- 
prüfung übertragen werden soll. 

In einer Reihe von Paragraphen fand eine genauere Bezeich- 
nung der in der Anstalt untergebrachten Personen statt, und zwar 
mit dem Oberbegriff „Detenierte“ zur Bezeichnung aller in der 
Anstalt versorgten Personen, mit dem Untcrbegriflf „Zwangsarbeiter“ 
für die von den Gemeinden in die Anstalt verbrachten Personen, 
und „Sträflinge“ für Gefängnis- und Arbeitssträflinge (Bussen- 
schuldner). 

Verschiedene Bestimmungen tendieren dahin, den Gemeinde- 
räten die gründliche und gewissenhafte Prüfung jedes einzelnen 
Detentionsfalles, mehr als das bis jetzt vielerorts der Fall war, zur 
Pflicht zu machen. 

Auch den von den Gemeinden zu versorgenden Zwangs- 
arbeitern wurde das Recht eingeräumt, sich vor ihrer Verbringung 
in die Anstalt rechtfertigen zu können. Es entspricht dies dem in 
Art. 4 der Bundesverfassung festgesetzten Grundsätze der Gleich- 
berechtigung vor dem Gesetze. 

Das Maximum der Detentionsdauer wurde von drei auf zwei 
Jahre reduziert, da seit dem Bestehen der Anstalt noch in keinem 
Falle auf drei Jahre Détention erkannt worden ist. 

Die Tatsache, dass einzelne Gemeinderäte den vom Regierungs- 
rate genehmigten Beschluss betreffend Versorgung von Personen 
in die Anstalt nachträglich wieder von sich aus sistieren wollten, 
machte die Aufnahme der Bestimmung notwendig, dass, wenn der 
Antrag auf Versorgung einer Person vom Regierungsrate genehmigt 
sei, nur dieser vom Vollzüge dispensieren könne. 

Als Neuerungen sind zu erwähnen die Bestimmungen betreffend 
vorzeitige Entlassung von Zwangsarbeiten i auf Wohlverhalten hin, be- 
treffend Verlängerung der Detentionszeit bei schlechtem Verhalten 
«1er Zwangsarbeiter und endlich die Bestimmung, dass entlassene 
Zwangsarbeiter nicht vor Ablauf von sechs Monaten wieder in die 
Anstalt verbracht werden können. 
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Da die gleichen moralischen Defekte der Zwangsarbeiter von 
den Gemeinderäten verschieden beurteilt werden, bilden diese Be- 
stimmungen ein Korrektiv für die ungleiche Bemessung der De- 
tentionszeit ; auch entsprechen dieselben dem Besserungszwecke der 
Anstalt. 

Neu ist auch die Angabe des zulässigen Minimums des Kost- 
geldes für Nichtkantonseinwohner, wie dasselbe bereits im Vertrage 
mit Innerrhoden fixiert gewesen ist. 

Die Arbeitszeit wurde für die Wintermonate (1. Oktober bis 
Endo März) auf 11 Stunden reduziert, was bei anstrengender Ar- 
beit und beschränkter Freiheit genug sein dürfte. Wenn für die 
Sommermonate noch an der zwölfstündigen Arbeit festgehalten 
worden ist, so geschah dies aus dem Grunde, weil die Detonierten 
zu dieser Zeit nicht allzufrüh ins Bett geschickt werden können, 
die Aufsicht bei der Arbeit aber wesentlich leichter ist, als in der 
Freizeit, und die meisten Detenierten nicht allzustrenge Arbeit dem 
Nichtstun vorziehen werden. 

Ebenfalls neu ist die Einführung des Peknlinms, d. h. die Ver- 
abfolgung eines gewissen Prozentsatzes des Arbeitsverdienstes. 
Man hofft durch die Einführung des Pekuliums die Detenierten zu 
vermehrtem Fleiss und erhöhter Arbeitsleistung anzuspornen, und 
sie davor zu schützen, dass sie nach ihrem Austritt aus der An- 
stalt sich nicht wieder dem Bettel oder dem Diebstahl ergeben, 
was schon öfters der Fall war, wenn die Bürgergemeinde es unter- 
liess, dem Austretenden zu seinem weitem Fortkommen die nötige- 
Untcrstützung zu teil werden zu lassen. 

Der Verdienstanteil beträgt 5 — 10 Rp. per Arbeitstag. Zum 
Bezüge desselben sind diejenigen Detenierten berechtigt, welche 
wenigstens ein Vierteljahr in der Anstalt zu verbleiben haben. Bei 
der Festsetzung des Pekuliums fallen Fleiss, gute Arbeit und Wohl- 
verhalten des Detenierten in Betracht. Diese Ersparnisse sind aus- 
schliesslich zum Besten des Detenierten, beziehungsweise seiner 
Familie bestimmt und dürfen nicht zur Deckung anfälliger Forde- 
rungen des Staates, von Gemeinden oder Privaten in Anspruch 
genommen werden. 

Für diejenigen Detenierten, welche kein Pekulium erhalten, sei 
es, dass sie sich zu kurze Zeit in der Anstalt aufhielten, sei es, 
dass sie infolge ihrer körperlichen Konstitution eine zu geringe 
Arbeitsleistung aufweisen, wurde dadurch etwelche Fürsorge ge- 
troffen, dass der Verwalter aus dem vom Regierungsrate zu diesem 
Zwecke bewilligten Betrag aus dem Alkoholzehntel an diejenigen, 
welche sich in der Anstalt gut verhalten, in passender Form eine 
Unterstützung verabfolgen kann. 
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Bezüglich der ausgehenden Briefe wurde die Änderung für 
zeitgemäss erachtet, dass die Kontrolle sich nicht auch auf die 
Briefe an die Aufsichtsbehörden zu erstrecken habe, sondern dass 
es genüge, wenn der Verwalter Kenntnis von deren Absendung habe. 

Für die Festsetzung des Pekuliuras wurden von der Aufsichts- 
kommission folgende Grundsätze aufgestellt: 

a) Zum Bezüge des Pekuliums sind diejenigen Detenierten be- 
rechtigt, welche nicht rückfällig sind, im Verhalten die Note 
1 oder 2 aufweisen und deren Tagesverdienst zum mindesten 
80 Rp. beträgt. 

b) Von dieser Begünstigung sollen die Detenierten mit der Note 3 
im Verhalten ausgeschlossen werden, selbst wenn ihre Arbeits- 
leistung zum Bezüge eines Verdienstanteiles berechtigen würde. 

c) Den pekuliumsberechtigten Detenierten mit der Note 1 im 
Verhalten soll, nach Verhältnis des wirklichen Arbeitsverdienstes 
und des angewendeten Fleisses, ein täglicher Arbeitsverdienst 
von 8 — 10 Rp. und denjenigen mit der Note 2 ein solcher 
von 5 — 7 Rp. angerechnet werden. 

d) Der Verdienstanteil ist, unter Kenntnisgabe an den Detenierten, 
dem Betreffenden vierteljährlich gutzus direi ben und bei der 
Entlassung nach Massgabe von § 39 des Anstaltsreglementes 
auszuhändigen. 

e) Die Feststellung des Pekuliums erfolgt vierteljährlich durch 
die Aufsichtskommission auf Grund einer jeweilen vom Ver- 
walter neu aufzustellenden Taxation. 

f) Für diejenigen Detenierten, welche die Anstalt vor der nächsten 
Festsetzung der Pekulien verlassen, ist für den Rest der Dé- 
tention das Pekulium auf Grund der letzten Festsetzung aus- 
zuhäudigen, sofern der Verwalter sich nicht veranlasst sieht, 
der Aufsichtskommission eine Abänderung zu beantragen. 

Ebenfalls im Berichtsjahr, am 1. Mai 1903; in Kraft getreten 
ist die Verordnung über das Bussen wesen, vom 20. November 1902. 

über die Umwandlung der ausgesprochenen Bussen in Freiheits- 
strafe (wobei Fr. 5 Busse gleich einem Tage Haft gerechnet werden) 
bestimmen die §§ 7 — 9 folgendes: 

„Die Umwandlung der Bussen und Gerichtsgebühren in die 
eventuell ausgesprochenen Freiheitsstrafen tritt bei Kantons- 
einwohnern nach Ablauf von sechs Monaten seit Inkrafttreten des 
Urteils ein. Die Bezirkseinzieher haben die betreffenden Rapporte 
nach Ablauf dieser Frist unverzüglich dem Buchhalter zuzustellen 
unter Vormerk allfällig geleisteter Zahlungen. 
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Bei Nielitkantonseinwohnern ist der Vollzug der eventuell aus- 
gesprochenen Freiheitsstrafen nach Ablauf eines Monats seit Inkraft- 
treten des Urteils anzuordnen, sofern nicht besondere Verhältnisse 
einen frühem Vollzug nötig machen. 

In allen Fällen, ausser bei Fluchtgefahr, setzt die Polizei- 
direktion den Betreffenden eine angemessene Frist zum Strafantritte 
fest, kann aber allfällige Zahlungen bis zur angesetzten Vollzugs- 
frist noch entgegennehmen. 

Gesuche um Verschiebung des Vollzugs der eventuell aus- 
gesprochenen Freiheitsstrafen können au den Regierungsrat ge- 
richtet werden, dieser entscheidet nach eingeholtem Gutachten der 
Polizeidirektion endgültig. 

Der Einzug bei den ausserhalb des Kantons wohnenden 
Schuldnern geschieht durch die Polizeidirektion auf dem Requisi- 
tionsweg. 

Schuldner, deren Aufenthalt nicht bekannt ist, sind polizeilich 
zum Vollzug auszuschreiben.“ 

Wichtiger als die obigen Regiemente dürfte die von der Lands- 
gemeinde von 1903 beschlossene Totalrevision der Verfassung werden. 
Es ist zu hoffen, dass dieselbe die schon längst notwendige Ver- 
einfachung des Strafverfahrens in Bagatellsachen, die Einführung 
der Staatsanwaltschaft und der öffentlichen Verteidigung bringe. 

Trifft das Sprichwort: „Gut Ding will Weile haben“ zu, dann 
sollte der Entwurf etwas Rechtes bringen, denn bis heute ist ein 
solcher noch nicht einmal im Plenum des Revisionsrates beraten, 
geschweige einer öffentlichen Diskussion unterstellt worden. 


Appenzell I.-Rh. Berichterstatter: J.B.E.Neff, Kantons- 
gerichtsschreiber, Appenzell. 

An strafrechtlichen Erlassen ist aus dem Berichtsjahr zu nennen : 
Ein Beschluss des Grossen Rates über die Regelung des Automobil- 
und Fahrradverkehrs im Kanton, vom 28. Mai 1903. 

Er weist den Bezirksräten, welche für die Sicherheit auf den 
Strassen zu wachen haben, die Überwachung des ganzen Motor- 
wagen- und Fahrradverkchrs zu (Art. 2) und bestimmt namentlich 
in Art. 5 : 

Zuwiderhandlungen gegen die Ordnungsvorschriften des Er- 
lasses, soweit sie nicht unter das Strafgesetz fallen und von der 
Polizeidirektion an das Gericht geleitet werden, sind als Polizei- 
übertretungen von den Bezirksvorständen zu ahnden und mit Polizci- 
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bussen von Fr. 2 — 20 allein zu Händen der Bezirkskasse oder in 
Verbindung mit Fahrverbot zu belegen. 

In allen Füllen haftet unter Wahrung des Entlastungsbeweises 
der Fehlbare ftir den angerichteten Schaden und bei gemieteten 
Fahrzeugen überdies auch der Eigentümer desselben. 


St. Gallen. Berichterstatter: Staatsschreiber 0. Malier, 
St. Gallen. 

1. Zu dem im letzten Jahresbericht (Bd. XVI, S. 265) er- 
wähnten Gesetz betreffend die Schutzaufsicht für entlassene Sträf- 
linge, vom 29. Dezember 1902, wodurch die bisher von einem pri- 
vaten Verein besorgte Schutzaufsicht über die aus der Strafanstalt 
Entlassenen als eine Aufgabe der Staatsverwaltung erklärt und das 
bisherige Stiftungsvermögen dieses Vereins in die Verwaltung des 
Staates übernommen worden ist, hat der Regierungsrat am 17. Fe- 
bruar 1903 eine Vollziehiingsrerordnnng erlassen (G. S. IX, N. F., 
Nr. 3) ; durch dieselbe werden die mit der Ausübung der Schutz- 
aufsicht verbundenen Funktionen einer vom Regierungsrat jeweilen 
auf eine dreijährige Amtsdaucr bestellten, neungliodrigen Kommis- 
sion übertragen, an deren Spitze der Vorstand des zuständigen 
Ressortdepartements des Regierungsrates (jetzt des Polizei- und 
Militärdepartements) steht und welcher von Amts wegen der Direktor 
und die beiden Anstaltsgeistlichen der kantonalen Strafanstalt an- 
gehören. Im einzelnen enthält diese Verordnung über die Funk- 
tionen der Kommission und der Schutzaufsichtspatrone folgende 
wesentliche Bestimmungen : 

Art. 5. Über Sträflinge, die unter Schutzaufsicht zu stellen und 
in der kantonalen Strafanstalt untergebraeht sind, ist der Kommis- 
sion in der Regel vier Wochen vor deren Austritt von der Direk- 
tion der Strafanstalt ein Schlussbericht nach dem Formular des 
Verbandes der Schweizerischen Schutzaufsichtsvereine zuzustellen. 
Analoge Berichte sind auch über andere Sträflinge und Insassen von 
Besserungsanstalten, welche der Schutzaufsicht unterstellt werden 
sollen, von Behörden oder Anstaltsverwaltungen einzuholen. 

Art. 6. Die Kommission wählt für den der Schutzaufsicht zu 
Unterstellenden einen Patron, übermittelt diesem ein Exemplar dieser 
Verordnung und eine Abschrift des in Art. 5 behandelten Berichtes, 
erteilt ihm die für die Überwachung nötigen Aufträge und ent- 
scheidet über die Verabfolgung des Pekuliutns, sowie über allfällige 
weitere Unterstützungen. 

Schweizerische Zeitschrift ftir Strafrecht. 17. Jahrg. 21 
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Art. 7. Das Patronat über weibliche Gefangene kann Frauen 
übertragen werden. 

Art. 8. Die Gemeinderäte sind pflichtig, der Kommission auf 
Verlangen bei Bestellung der Patrone an die Hand zu gehen. Ohne 
Zustimmung des Patrons sollen sie den unter Schutzaufsicht ge- 
stellten Personen keine Schriften aushändigen. 

Art. 9. Austretenden Gefangenen, die nicht unter Schutzauf- 
sicht stehen, können Beiträge für Reisespesen und zur Kompletie- 
rung der persönlichen Ausrüsung verabfolgt werden. 

Art. 10. Sofern ein bedingt Entlassener sich nach Art. 13 des 
Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafen vom 8. Januar 1883 
verfehlt, hat die Kommission dem zuständigen Departemente unge- 
säumt Anzeige zu erstatten. 

Art. 11. Nach Aufhebung des Patronats ist dasPekulium dem 
Eigentümer zu verabfolgen. Unterstützungen an der Schutzaufsicht 
Entlassene sollen in der Regel nicht mehr dekretiert werden. 

Art. 12. Auf Schluss des Jahres legt die Staatskassaverwal- 
tung der Kommission Rechnung vor. Die nicht verwendeten Jahres- 
zinse werden von ihr nach Art. 7, Ziff. 2, des Gesetzes betreffend 
die Schutzaufsicht für entlassene Sträflinge vom 29. Dezember 1902 
repartiert. 

Art. 13. Die Kommission erstattet dem Regierungsrat alljähr- 
lich auf Ende Februar Bericht über ihre Tätigkeit. 

Art. 14. Die Kommission tritt der interkantonalen Vereinigung 
Schweizerischer Sehutzaufsiehtsvereine bei. 

Art. 15. Der Patron hat dafür zu sorgen, dass der Schützling 
nach seiner Entlassung ein passendes Unterkommen findet, um sein 
Brot auf ehrliche Weise zu verdienen, und ihm mit Rat und Tat 
zur Seite zu stehen. 

Art. 16. Für materielle Unterstützung stehen ihm gemäss Art. 6 
zu Gebote : 

a) das Pekulium des Sträflings; 

b) die von der Kommission dekretierten Unterstützungen. 

Bezügliche Gesuche sind vom Patron einzureichen. Über die 

Verwendung der ihm überwiesenen Gelder hat er Rechnung zu 
führen und diese mit dem Jahresbericht Mitte Januar der Kom- 
mission vorzulegen. 

Art. 17. Wenn der Schützling sich des Ungehorsams schuldig 
macht, sich der Aufsicht entzieht, sich fernerer Obsorge unwürdig 
erweist, oder neuerdings in Strafuntersuchung gezogen wird, ist der 
Kommission hievon Kenntnis zu geben. 

Art. 18. Bei bedingt Entlassenen hat der Patron speziell 
darüber zu wachen, dass sie. die an die vorzeitige Entlassung ge- 
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knüpften Bedingungen genau erfüllen. Verfehlen sie sieh dies- 
bezüglich, ist der Kommission unverzüglich Anzeige zu erstatten. 

Art. 19. Abgesehen von den in Art. 17 und 18 vorgesehenen 
Anzeigen, erstattet der Patron der Kommission alljährlich auf Mitte 
Januar einen schriftlichen Bericht über seinen Schutzbefohlenen. 

Art. 20. Patrone, welche nicht mehr in der Lage sind, die 
Schutzaufsicht weiter zu führen, haben die Kommission hievon in 
Kenntnis zu setzen. Die Entlassung erfolgt erst nach Bestellung 
eines neuen Patrons, sofern nicht die Aufhebung der Schutzaufsicht 
verfügt wird. 

Art. 21. Patrone, welche ihre Pflicht nicht erfüllen, werden 
von der Kommission ihrer Stelle enthoben und ersetzt. 

2. Durch eine Verordnung betreffend Luftgasbeleuchtungsapparate, 
vom Iti. Juni 1903 (G. S. Bd. IX, N. F., Nr. 5), hat der Regierungs- 
rat, veranlasst durch eine von einer Hydririnanlage hervorgerufene 
Explosion und in Erweiterung bereits früher bestandener vorsorg- 
licher Massnahmen, eine Reihe von Vorschriften feuer- und sicher- 
heitspolizeilichen Charakters erlassen, durch deren Handhabung den 
mit solchen Apparaten verbundenen Gefährden vorgebeugt werden 
soll ; die Aufstellung solcher Apparate ist nur mit oberbehördlicher 
Bewilligung zulässig ; sowohl für die Aufstellung des Gaserzeugungs- 
apparates, als für die Unterbringung des Vergasungsmaterials wird 
die Erfüllung bestimmter, vom fachtechnischen Standpunkt aus 
postulierter Voraussetzungen verlangt, deren detaillierte Erörterung 
nicht hierher gehört. Die Bedienung der Luftgasanlagen hat durch 
wohl instruierte, zuverlässige, mit der Konstruktion derselben, sowie 
mit den Eigenschaften des Gases und des Vergasungsmaterials 
vertraute Personen zu geschehen; das Betreten der Lokale mit 
Licht, brennenden Zigarren oder Tabakspfeifen ist strengstens ver- 
boten. 

Art. 10 der Verordnung bedroht Übertretungen der Vorschriften 
dieser Verordnung, abgesehen von den zivilrechtlichen Folgen, und 
sofern nicht der Tatbestand eines schweren Deliktes vorliegt, mit 
einer vom Gemeinderate auszufällenden Geldbusse bis auf Fr. 150. 

3. Durch eine neue Vollziehungsrerordnung sinn kantonalen 
Hausier gesetz, vom 3. Juli 1903 (G. S. Bd. IX, N. F., Nr. 7), ist im 
wesentlichen eine neue Rubrizierung und Tarifierung der haupt- 
sächlichsten, dem Hausierhandel unterworfenen Gegenstände, sowie 
die Beseitigung einzelner im Hausiergewerbe zu Tage getretener 
Übelstände angestrebt worden. Art. 11 derselben enthält auch eine 
strafrechtliche Bestimmung, indem Hausierer, welche Räume be- 
treten, in welchen das Hausieren durch deutliche und an sichtbarer 
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Stelle angebrachte Aufschrift verboten ist, wegen Hausrechtsver- 
letzung gemäss Art. 18 des Hausiergesetzes vom 28. Juni 1887 
(G. S. Bd. V, N. F., Nr. 38), resp. Art. 104 des allgemeinen Straf- 
gesetzes vom 4. Januar 188G (Bd. V, N. F., Nr. 1) behandelt werden 
sollen. Letzterer Artikel sieht als Strafandrohung auf Hausrechts- 
verletzung vor: Geldstrafe bis auf Fr. 500 oder Gefängnis bis auf 
3 Monate. Diese Strafen können auch miteinander verbunden wer- 
den; immerhin tritt in diesen Fällen die Strafverfolgung nur auf 
Kkige des Beleidigten, bezw. seines gesetzlichen Vertreters ein. 

4. Durch Beschluss des Grossen Rates vom 13. Mürz 1903 hat 
der Kanton St. Gallen, im Interesse einer einheitlichen und gleich- 
mässigen Regelung des immer mein' zunehmenden Automobil- und 
Fahrradverkehrs, seinen Beitritt zu der unter dem Vorsitz des eid- 
genössischen Departements des Innern am 19. Dezember 1902 zu 
stände gekommenen interkantonalen Vereinbarung erklärt, und in 
weiterer Ausführung derselben ist vom Regierungsrat unterm 10. No- 
vember 1903 eine weitere kantonale Vollzugsverordnung über den 
gleichen Gegenstand erlassen worden (G. S. Bd. IX, N. F., Nr. 1 1 
und 12). Dieselbe enthält, wie auch die Vereinbarung selbst, eine 
Reihe hier im Detail nicht zu erörternder Spezialbestimmungen über 
die Erteilung der zur Benützung von Motorwagen und Fahrrädern 
erforderlichen Bewilligung und deren Requisite; über Taxen, Fahr- 
vorschriften verschiedener Art etc. Artikel 13 — 15 stellen folgende 
straf- beziehungsweise polzeistrafrechtliehe Normen betreffend die 
Übertretung dieser Vorschriften auf: 

Art. 13. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen über 
den Verkehr mit Automobilen werden im ersten Fall durch das 
Bezirksamt des Tatortes mit einer Geldbusse bis auf Fr. 200, im 
Rückfall durch das betreffende Bezirksgericht mit einer Geldstrafe 
bis auf Fr. 500 allein oder in Verbindung mit Gefängnis bis auf 
einen Monat bestraft. Daneben kann gegen Rückfällige auf zeit- 
weisen oder gänzlichen Entzug der Fahrberechtigung erkannt 
werden. 

Art. 14. Übertretungen der Bestimmungen betreffend den Fahr- 
radverkehr werden im ersten Fall vom Gemeinderat des Tatortes 
mit einer Geldstrafe bis auf Fr. 100, im Rückfall bis auf Fr. 150 
allein oder in Verbindung mit Gefängnis 'ds auf 8 Tage bestraft. 

Zugleich kann gegen Rückfällige auf Entzug der Fahrberech- 
tigung bis auf 5 Jahre erkannt werden. 

Art. 15. Die Straf behörden haben Urteile betreffend den Motor- 
wagen- und Fahrradverkehr sobald als möglich dem Bezirksamt 
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und durch dieses dem kantonalen Polizei- und Militärdepartement 
mitzuteilen. 

5. Durch das am 28. Dezember 1803, am Schlüsse seines Zen- 
tenarjahres, erfolgte Inkrafttreten des vom Grossen Rate am 21. No- 
vember 1903 erlassenen Gesetzes betreffend die direkten Staatsstenern 
(G. S. Bd. IX, N. F., Nr. 14) ist der Kanton St. Gallen nach wieder- 
holten vergeblichen Versuchen früherer Jahrzehnte endlich zu einer 
neuen Steuergesetzgebung gelangt, die durch eine vollständigere 
und vorab gerechtere Herbeiziehung der verschiedenen Steuerkräfte 
zur Tragung der öffentlichen Lasten und namentlich durch eine 
strammere und von lokalen Rücksichten unabhängigere Organisa- 
tion des Steuereinschatzungsverfahrens den bisher bestandenen, tief- 
greifenden Übelständen auf dem Gebiete des Steuerwesens wirksam 
entgenzutreten berufen ist. 

Abschnitt III, der von den Folgen unrichtiger Besteuerung 
handelt, enthält, neben den durch Art. 47 — 53 geregelten steuer- 
rechtlichen Folgen der Steuerhinterziehung (Nachbesteuerung), in 
seinem Art. 54 auch folgende strafrechtliche Norm über Verletzung 
der gesetzlichen Steuerpflicht: 

Art. 54. AVer seine Bücher oder Aufschriebe verheimlicht oder 
mittelst Anwendung unerlaubter Mittel, wie Vorlage absichtlich un- 
richtig geführter oder erstellter Bücher, Inventarien, Teilungsakten 
u. dgl. oder Vorgabe nicht bestehender Schulden, das steuerpflich- 
tige Vermögen oder Einkommen der Besteuerung oder Nachbesteue- 
rung entzieht, macht sich der Steuerhinterziehung schuldig und 
unterliegt — abgesehen von der Nachbcsteucrung — der gericht- 
lichen Bestrafung und zwar mit einer Geldbusse bis auf Fr. 2000. 

Der gleichen Strafbestimmung unterliegen Drittpersonen, wenn 
sie zu einer Steuerhinterziehung wissentlich Beihülfe leisten, im 
Rekurs- oder Untersuchungsverfahren die Auskunftgabe verweigern 
oder falsche Angaben machen, bezw. falsche Zeugenschaft leisten. 

Die in diesem Artikel mit Strafe bedrohten Handlungen unter- 
liegen der strafrechtlichen Untersuchung durch das Bezirksamt; 
deren Beurteilung ist erstinstanzlich Sache des Bezirksgerichtes. 


Graublinden. Berichterstatter: Stadtpräsident Dr. Olgiati, Chur. 
Keine strafrechtlichen Erlasse. 
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Aargau. Berichterstatter: Dr. Walter Merz, Oberrichter, 
Aarau. 

1. Die Verordnung des Regierungsrates betreffend den Verkehr 
mit Fahrrädern and Motorwagen, vom 23. März 1903 (G. S. n. F. 
VII, 61 ff.), bringt Polizeivorschriften über den Verkehr mit Fahr- 
rädern und Motorwagen auf den öffentlichen Strassen, Wegen und 
Plätzen und sieht zuchtpolizeiliche Bestrafung der Widerhandlungen 
gegen die Bestimmungen über die Motorwagen und ortspolizeiliche 
(durch den Gemeinderat innerhalb seiner Strafkompetenz von Fr. 1 
bis IV. 15), bei schwereren Fällen zuchtpolizeiliche Bestrafung der 
die Vorschriften übertretenden Radfahrer vor. Aueh Kantonsfremde 
unterstehen den Vorschriften und können zu Kaution für Busse 
und Schadenersatz verhalten oder die Fahrzeuge ihnen mit Beschlag 
belegt werden. 

2. Das Gesetz über das Wirtschaftswesen und den Handel mit 
geistigen Getränken, vom 2. März 1903 (G. S. n. F. VII, 74 ff.), 
enthält in den §§ 54 — 57 eine Reihe von Strafbestimmungen, in- 
dem Übersitzen , Missachtung der Warnung des Wirtes bei ent- 
standenem Streite und Nichtanzeige des Streites durch den Wirt 
bei der Polizei, mangelhafte Führung des Fremdenbuches durch 
die Tavernenwirte, Verabfolgung geistiger Getränke an Armen- 
genössige, mit dem Wirtshäuserverbot Belegte, Unmündige und 
Geisteskranke und dergleichen als Übertretungen der Strafkompe- 
tenz der Gemeinderäte unterstellt, dagegen den Gerichtspräsidenten 
zur Erledigung durch Strafbefehl zugewiesen sind: Auswärtswohnen 
des Wirtes beziehungsweise Wirten auf fremden Namen und Ver- 
legen der Wirtschaft ohne Bewilligung, falsche Namensangaben für 
das Fremdenbuch, Abweisung von Reisenden unter bestimmten 
Voraussetzungen, gesundheitsschädliche Anstrengung des Dienst- 
personals, Nichtkenntlichmachung der Eigengewächswirtschaften 
durch Busch oder Tafel (Busse Fr. 10 — 100), ferner Überwirten 
(Busse Fr. 4 — 20), Schliessen des Wirtschaftslokals, bevor alle Gäste 
sich entfernt haben (Busse Fr. 20 — 50), Abhaltung oder Duldung 
eines öffentlichen Tanzes ohne Bewilligung (Fr. 30 — 100), Abhaltung 
von öffentlichen Spielen oder andern Veranstaltungen, bei denen 
Preise verabfolgt werden, ohne Bewilligung (Busse Fr. 10 — 30), 
Vorenthaltung der für das Personal vorgeschriebenen Anzahl Ruhe- 
tage (Busse Fr. 10 — 30) und Widersetzlichkeit des Gastes gegen 
die Anordnungen des Wirtes zur Handhabung des Gesetzes (Busse 
Fr. 5 — 30). Als Vergehen zu behandeln und demgemäss von den 
Gerichten zu beurteilen sind : Wirten ohne Patent, Verkauf von 
geistigen Getränken unter dem erlaubten Masse, Widerstand gegen 
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polizeiliche Anordnungen, Überschreitung der durch das Patent ein- 
geräumten Befugnisse, Nichtgestattung der Einsichtnahme vom 
Keilerbestande der Kleinhändler und der Entnahme von Proben 
'Busse Fr. 20 — 100, im Wiederholungsfälle Fr. 50 — 500), wissent- 
lich unwahre Angaben über Quantität und Qualität der verbrauch- 
ten Getränke oder des zu venvirtenden Quantums (Busse Fr. 20 
bis Fr. 200), Verwahren anderen Getränkes als des Eigengewächscs 
während der Dauer des Wirtens durch die Eigengewächswirte 
(Busse Fr. 20 — 200), Vermischung fremder Trauben, fremden Obstes 
oder fremden Getränkes mit dem Eigengewächs durch Eigengewächs- 
wirte (Strafe: Wegnahme des vermischten Getränkes, Entzug der 
Wirtschaftsbewilligung auf wenigstens zwei Jahre und Busse bis 
Fr. 200), Duldung unsittlichen Umgangs oder hohen Spiels (Busse 
Fr. 25—200, in schweren Fällen überdies Gefängnis), wissent- 
liche Beherbergung einer zur Verhaftung ausgeschriebenen Person 
(gleiche Strafe), Abgeben verfälschter oder gesundheitsschädlicher 
Speisen und Getränke oder eines Kunstproduktes, sofern nicht ein 
eigentliches Verbrechen vorliegt (Busse Fr. 25 — 1000 und Beschlag- 
nahme der Vorräte). Der Wirt, der sich wiederholter bedeutender 
Gesetzesübertretungen schuldig macht, kann vom Richter in der 
Fähigkeit zum Wirtsehaftsbetrieb auf 'bestimmte Zeit eingestellt, in 
schwerem Fällen desselben für immer verlustig erklärt werden. 
In beiden Fällen erlischt die Wirtschaftsbewilligung. 

3. Das Gesetz betreffend den Schutz der Arbeiterinnen, vom 
2tì. Mai 1903 (G. S. n. F. VII, 20t> ff.), sieht für Widerhandlungen 
gegen seine Vorschriften Bussen von Fr. 5 — 200 vor, im Wieder- 
holungsfälle darf ausser auf Busse auch auf Gefängnis bis auf zwei 
Monate erkannt werden. 

•1. Das 11. Ergiinzungsgesetz betreffend die Strafrechtspflege, vom 
25. November 1903 (G. 8. n. F. VII, 143 ff.), wurde erst im Jahre 
1904 dem Volke vorgelegt und angenommen; es ist im laufenden 
Jahrgang dieser Zeitschrift Seite 105—107 abgedruckt. 

Thurgau. Berichterstatter: Staatsanwalt Dr. A. Germann, 
Frauenfeld. 

Keine strafrechtlichen Erlasse. 

Tessin. Berichterstatter: (von der Redaktion besorgt.) 

1. Decreto (del Gran Consiglio) circa rariazione dell’ art. 240 
del Codice di Procedura Penale. Del 17 gennajo 1903. (Boll. off. 
delle Leggi, N. S. XXIX, p. 21.) 


Digitized by Google 


314 


Die Strafgesetzgebung des Bundes und der Kantone. 


Ein Kassationsurteil ist im Protokoll von sämtlichen Richtern 
zu unterzeichnen ; durch Mitteilung der Dispositive an die Parteien, 
die binnen 48 Stunden zu geschehen hat, wird das Urteil voll- 
streckbar. Innerhalb Monatsfrist sind den Parteien noch die Motive 
zu eröffnen. 

2 . Decreto (del Gran Consiglio) in punto a variazione della legge 
stille contravvenzioni. Del 15 maggio 1903. (Boll. off. N. S. XXIX, 
p. 115 s.) 

Eine Abänderung des Gesetzes sulla procedura per le contrav- 
venzioni vom 16. Januar 1901. Während hier nur von der Behand- 
lung bei Übertretung eidgenössischer Gesetze über Forst-, Jagd- 
und Fischereirecht und ansteckende Krankheiten die Rede ist, 
spricht der neue Grossratsbeschluss allgemein von Übertretungen 
eidgenössischer Gesetze. Dem Staatsrat ist, gleichwie dem Anzeiger 
und dem Verurteilten, das Recht gegeben, gegen Gerichtsurteile 
in solchen Prozessen den Rekurs an die obere Instanz zu ergreifen, 
ebenso einen Rekurs des Verurteilten zu beantworten. 


Vaud. Rapporteur: G. Faveg, juge föderal, Lausanne. 

Dans le domaine du droit pénal, l’activité législative n’a pas 
été très intense en 1903 et se résume dans les lois et arrêtés qui 
suivent : 

1° — Arrêté dit 14 août 1903, ordonnant la surveillance des 
chaudières à vapeur, des installations électriques, industrielles , agri- 
coles, ainsi que des moteurs de tous genres. — Cet arrêté, suivi d’un 
règlement très développé comptant 123 articles, prévoit très minu- 
tieusement toutes les mesures de sécurité à prendre en ce qui con- 
cerne l’établissement et l’exploitation de tous genres de machines, 
les épreuves, le contrôle et l’inspection des chaudières et des ins- 
tallations mécaniques de tous genres. Le règlement reproduit en 
les développant en certains points les prescriptions de l’arrêté fédéral 
sur les fabriques du 13 décembre 1897, et celles adoptées par 
l'Association suisse des électriciens. 

Les infractions sont réprimées conformément à la loi du 1 7 no- 
vembre 1902 sur les contraventions administratives. 

2 ° — Loi du 21 août 1903 sur la rente en détail des boissons 
alcooliques et la police des établissements publics. — Cette loi est 
avant tout une loi fiscale, obligeant au paiement d’une patente toute 
personne vendant en détail des boissons alcooliques ou non-alcoo- 
liques. Est considérée, sauf certaines exceptions, comme vente en 
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détail : pour les boissons alcooliques la vente d’une quantité in- 
férieure à celle prévue par la Constitution fédérale, et pour les 
spiritueux distillés la vente d’une quantité inférieure à 40 litres. 

La loi prévoit les conditions requises de celui qui veut obtenir 
une patente, les conditions que doivent remplir les locaux, et les 
obligations du débitant. Les établissements publics sont soumis en 
tout temps à l’inspection de la police, qui peut s'étendre au domi- 
cile particulier du desservant lorsque cet appartement est attenant 
au débit des boissons. Les heures d’ouverture et de fermeture sont 
déterminées par l’autorité locale. Panni les dispositions spéciales 
on peut noter les suivantes : 

a) Les aubergistes ne peuvent, à moins de motifs valables, re- 
fuser, s’ils ont de la place, de recevoir, de nuit comme de jour, 
les voyageurs qui offrent de payer leur dépense. 

b) Il est interdit de livrer, même indirectement, des boissons 
alcooliques aux personnes ivres, aux jeunes gens de moins 
de 10 ans non accompagnés d’adultes responsables, et aux 
personnes auxquelles l’accès des auberges est interdit. 

La loi est complétée par un règlement du 2 décembre 1903. 

Les contraventions sont réprimées par des amendes de fr. 300 
au maximum, sans préjudice au droit de l’autorité administrative 
d’ordonner la fermeture de l’établissement dans les cas graves. 

3° — Loi du 12 novembre 1903, sur les affiches-réclames. — 
Cette loi a été inspirée par le désir de faire disparaître les affiches 
de grandes dimensions placées dans des sites pittoresques, et dont 
le nombre s'accroissait chaque jour. Elle autorise le Conseil d’Etat 
à faire enlever les affiches gAtante le paysage, appliquées ailleurs 
que sur une muraille d’édiflee ou un mur de clôture, ou dépassant 
le faîte des murs. Elle augmente en outre le droit de timbre sur 
les affiches placées de manière A être vues d’une voie publique, 
d’une voie ferrée ou d’un service public de navigation. Les con- 
traventions sont réprimées A teneur de la loi sur le timbre du 
11 novembre 1889. 


Wallis. Berichterstatter: Nationalrat Dr. G. Loretan, Leuk. 

1. Ein Règlement d’exécution (du Conseil d’Etat) concernant ta 
loi du 21 nocembre 1896 sur la police sanitaire des animaux — vom 
13. August 1903 — gibt in drei Kapiteln verwaltungsrechtliche Be- 
stimmungen über die Einteilung des Kantons in Kreise, über die 
Bestellung von Kreistieriirzten, Vieh- und Fleischinspektoren und 
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ihre Pflichten. Das vierte Kapitel fügt Strafbestimmungen an : Über- 
tretungen des Réglementes haben Geldstrafen von Fr. 5 — 100 zur 
Folge, die das Departement des Innern ausspricht. Die Viehinspek- 
toren können überdies ihres Amtes enthoben werden. Gegen die 
Entscheide des Departements des Innern steht der Rekurs an den 
Regierungsrat offen. 

2. In Erläuterung der Art. 340 ff. Str.-Pr.-O., die von den 
Kosten in Strafsachen handeln, erging das Gesetz vom 20. Mai 1903 
concernant tes dépens mis à la charge du fisc. Danach zieht in Straf- 
sachen ein Entscheid, durch welchen dem Fiskus die Kosten auf- 
erlegt werden, für die Staatskasse die Verpflichtung nach sich, die 
eigentlichen Gerichtskosten (Kosten der Untersuchung, Uutersuehungs- 
abschriften, Stempelpapier, Stempelmarken, Weibel) zu bezahlen. 
Zur Bezahlung anderer Kosten ist der Staat nicht gehalten. 


Neuchâtel. Rapporteur: F. II. Mentha, professeur, Neuchâtel. 
Aucun acte législatif en matière pénale. 


Genève. Rapporteur: D r E. Picot, juge à la Cour de justice, 
â Genève. 

Aucune loi avant un caractère pénal n’a été promulguée dans 
le canton en 1903 à l'exception cependant d’un arrêté législatif du 
21 février 1903 autorisant le Conseil d’Etat à adhérer en ce qui 
concerne le canton de Genève au Concordat intercantonal concernant 
ta circulation des automobiles et cycles en Suisse. Le règlement pré- 
voit qu’il appartient à chaque canton concordataire de fixer les 
pénalités ensuite de contraventions. 

Dans le domaine des règlements de police proprement dit, nous 
devons signaler â côté d’autres règlements sans intérêt suffisant 
pour être mentionnés : 

1° Règlement d’application de la loi sur ta presse du 2 mai 1827 
concernant l’exécution des mesures générales de police indiquées en sa 
section III. Ce règlement qui porte la date du 16 janvier 1903, est 
destiné à assurer l’exécution des prescriptions des art. 19 et suiv. 
de la loi sur la presse qui obligent les imprimeurs, avant la publi- 
cation de tout écrit imprimé dans le canton, à en déposer deux 
exemplaires â la Chancellerie d’Etat pour la Bibliothèque publique. 

Ce nouveau règlement, bien qu’il se contente de développer 
des principes posés dans des articles de la loi toujours en vigueur, 
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a soulevé de très vives protestations de la part des éditeurs et im- 
primeurs qui y voient la violation des dispositions constitutionnelles 
sur la liberté de la presse. Sa publication a provoqué une propo- 
sition de modification à. la loi de 1827 sur la presse. 

2° Adjonction d’un 4 e alinea à l’art. 19 du règlement de police 
du 13 février 1877 sur la sûreté et la circulation publique, prescrip- 
tion sur les mesures à prendre par les entrepreneurs de. démolitions. 

3° Adjonction d’un article nouveau an règlement du 17 septembre 
1878 sur la police rurale (8 mai 1903). Cet article punit des peines 
de police tout propriétaire qui, après avoir sollicité une part de la 
subvention de l’Etat pour la reconstitution des vignes en plants 
américains, tentera de frauder dans l’exécution des conditions pré- 
vues au règlement sur la matière. 

4° Approbation d’un règlement général de l’Abattoir et du Marché 
an bétail, etc., du 8 août 1903. 


Digitized by Google 


318 


Entscheidungen in Strafsachen. 


Jurisprudence pénale. 


Bundesgerieht. — Tribunal fédéral. 

Urteile des eidgenössischen Kassationshofes. 

Mitgeteilt von Herrn Bundesrichter O. Fare//, Lausanne 


1. Urteil vom 29. März 1903 in Sachen Jakob Stein, Dresden. An- 
geklagter und Kassationskläger, gegen Chemische Fabrik von Heyden, 
A.-G., Radebeul bei Dresden, Anklägerin und Kassationsbeklagte, be- 
treffend Markenstrafrecht. 

A. Durch Urteil vom 23. Dezember 1903 hat die III. Appellations- 
kammer des Obergerichts des Kantons Zürich erkannt: 

«1. Die beiden Angeklagten» (nämlich der heutige Kassationskläger 
Stein und eine Mitangeklagte Frau Heyden, welche den obergericht- 
lichen Entscheid nicht angefochten hat) «sind der Übertretung des 
«Bundesgesetzes betreffend den Schutz der Fabrik- und Handels- 
« marken schuldig. 

«2. Sie werden verurteüt: Stein zu einer Woche Gefängnis und zu 
«Fr. 200 Geldbusse, welche im Falle der Nichterhftltlichkeit in weitere 
«40 Tage Gefängnis umgewandelt werden; Frau Heyden zu Fr. (10 
«Geldbusse, welche eventuell in 12 Tage Gefängnis umgewandelt 
« werden. 

«3. Die eingetragene Handelsmarke «Süssstoff Heyden» ist zu löschen. 

«4. Die beschlagnahmte mit der Marke «Heyden» oder «Heyden & Cie.» 
« versehene Ware ist zu pulverisieren und alsdann den Angeklagten 
«herauszugeben; die noch vorhandenen Etiketten sind dagegen zu 
« vernichten. 

«5. Die Damnifikatin wird für berechtigt erklärt, das Urteil nach er- 
« langter Rechtskraft auf Kosten der Angeklagten einmal im Dis- 
« positiv in der «Neuen Zürcher Zeitung» zu veröffentlichen. 

• 6 » 
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B. Gegen dieses Urteil bat der Angeklagte Stein rechtzeitig und in 
richtiger Form die. Kassationsbeschwerde an das Bundesgericht ergriffen, 
mit dem Antrag, das angefochtene Urteil sei aufzuheben und die Sache 
gemäss Art. 172 O. G. an die kantonale Instanz zurückzuweisen, unter 
Kosten- und Entschildigungsfolge zu lasten der Anklägerin und Kassations- 
beklagten. 

C. 


Der Kassationxhof zieht in Erwägung : 

1. Der vorliegende Strafprozess beruht auf wesentlich folgen- 
dem Sachverhalt: Am 10. Juni 1898 Hess die „Chemische Fabrik 
von Heyden, Gesellschaft mit beschränkter Haftung“, in Radebeul 
bei Dresden, in das eidgenössische Markenregister eine aus dem 
Wort „Heyden“ bestehende Marke (Nr. 10226) eintragen für zahl- 
reiche chemische Produkte, u. a. auch für „Künstliche Süssstoffe“. 
Diese Marke wurde am 10. Januar 1900 unter Nr. 11737 auf die 
heutige Anklägerin und Kassationsbeklagte, die „Chemische Fabrik 
von Heyden, Aktiengesellschaft“, übertragen. Sie wird von der- 
selben sowohl auf der Verpackung der von ihr in den Handel 
gebrachten Süssstofftabletten, als auch auf den Tabletten selbst (durch 
Einpressung) angebracht. — Der Angeklagte und Kassationskliiger 
Jakob Stein betrieb in Dresden unter der Firma J. K. Stein & Cie. 
ein Handelsgeschäft in Süssstoffen und hatte im Jahre 1890 in 
Zürich eine Zweigniederlassung desselben etabliert. Im Laufe des 
Jahres 1902 machte er hier die Bekanntschaft der Eheleute Heyden- 
Desplands. Als der Ehemann Heyden, welcher im Handel mit 
Glühlichtkörpern tätig war, im Frühjahr 1903 in Konkurs geriet, 
ging Stein mit der Ehefrau Ida Heyden, der im vorliegenden 
Prozesse Mitangeklagten, eine Kollektivgesellschaft ein unter der 
Finna „Heyden & Cie., Fabrikanten“, welche am 8. Mai 1903 ins 
Handelsregister eingetragen wurde. Der Eintrag bezeichnet als 
Natur des Geschäftes: „Chemische Produkte“ und gibt an, dass 

der Gesellschafter Stein allein für die Firma rechtsverbindlich 
zeichne. Mit Schreiben vom 22. Mai 1903 gab Stein der Frau 
Heyden die Erklärung ab, sie übernehme bei der neugegründeteu 
Firma „weder Leistung, noch Garantie, noch irgend welche andere 
Pflichten“ ; sie werde daher bei dem Geschäfte nicht beteiligt sein 
und habe das Recht, jederzeit aus der Firma auszusclieiden. Gleich- 
zeitig bemerkt er, er habe davon Notiz genommen, dass sie, Frau 
Heyden, auf sämtliche Rechte verzichte, und verpflichtet sich ferner, 
in Zürich nichts im Detail zu verkaufen und die von Frau Heyden 
eingeführte Sorte zu (näher bestimmten) Bedingungen an Frau 
Heyden und en gros nach aussen zu liefern. Am 18. Mai 1903 
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hatte die neue Kollektivgesellsehaft eine Marko „Süssstoff Heyden“ 
für Zuckerersatz unter Nr. 15907 in das Schweizerische Marken- 
register eintragen lassen. In den Monaten Mai bis Juli 1903 bezog 
sie aus dem Laboratorium Sauter in Genf wiederholt Süssstoß- 
tabletten für total gegen Fr. 3000, von denen zirka 150 kg. mit 
der Bezeichnung „Heyden“ und 170 kg. mit der Bezeichnung 
„Heyden & Cie.“ versehen waren. Diese Waren bot die Firma 
Heyden & Cie. durch Preislisten, welche denjenigen der A.-G. 
Chemische Fabrik von Heyden ähnlich sind, als „Süssstoff Heyden“ 
zum Verkaufe aus und setzte tatsächlich einen Teil derselben ab. 

In der Folge erhob die A.-G. Chemische Fabrik von Heyden 
im Juli 1903 gegen die beiden Theillmber der Firma Heyden & Cie., 
Jakob Stein und Ida Heyden, Strafklage wegen Verletzung ihrer 
eingetragenen Marke „Heyden“, wobei sie sich vorbehielt, den ihr 
erwachsenen Schaden in einem besondei’en Zivilprozesse geltend zu 
machen. Die Angeklagten wendeten im Strafverfahren zu ihrer 
Entlastung ein: vorab hätten sie ihre Waren mit dem Namen 
„Süssstoff“ bezeichnet, während die Anklägerin ihr Produkt „Zuckerin“ 
nenne, so dass eine Verwechslung ausgeschlossen sei. Übrigens 
aber sei die angeblich verletzte Marke der Anklägerin ungültig, 
da sie nicht deren wirkliche, sondern eine ersonnene Firma wieder- 
gebe. Zudem könne der Kollektivgesellschaft Heyden & Cie. über- 
haupt nicht verwehrt werden, ihre Firma als Marke zu verwenden; 
jedenfalls müsste, wenn auch die Marke der Anklägerin gemäss 
der Eintragung Schutz gemessen sollte, bei dieser Kollision zweier 
an sich berechtigter Marken durch den Zivilrichter festgestellt 
werden, welcher von beiden das bessere Recht zukomme, bevor 
von einer strafbaren Markenrechtsverletzung gesprochen werden 
könne. 

Beide kantonalen Instanzen erklärten die Angeklagten der 
strafbaren Zuwiderhandlung gegen das Markenschutzgesetz schuldig. 
Das eingangs erwähnte Urteil des Obergerichts, welches in den 
Hauptpunkten den Spruch der ersten Instanz bestätigt hat, ist 
wesentlich wie folgt begründet: Stillschweigend wird der Auf- 

fassung des Bezirksgerichts beigetreten, dass eine Markennach- 
ahmung vorliege, indem das für die Erinnerung massgebende Merkmal 
der in Frage stehenden Bezeichnungen das Wort „Heyden“ sei, 
welches im Publikum leicht zu Verwechslungen der von den An- 
geklagten in den Handel gebrachten mit den Produkten der An- 
klägerin führen könne. Sodann wird bemerkt: Aus Art. 7, Ziffer 2, 
des eidgenössischen Markenschutzgesetzes in Verbindung mit Art. 1 
des Übereinkommens zwischen dem Deutschen Reich und der Schweiz 
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vom 13. April 1892 ergebe sich, dass die Frage, ob die eingetragene 
Marke der Anklägerin Anspruch auf gesetzlichen Schutz habe, nach 
dem schweizerischen Recht zti entscheiden sei. Danach könne es 
sich nur fragen, ob sich aus Art. 14, Ziffer 4, des Markenschutz- 
gesetzes Gründe gegen die Eintragung der Marke herleiten lassen, 
speziell ob dieselbe eine ersonnene Firma darstelle. Dies sei jedoch 
zu verneinen; denn wenn die Marke „Heyden“ auch nicht die volle 
Firma der Anklägerin umfasse, so enthalte sie doch dasjenige 
Wort, welches jene individualisiere und sich danach in vorzüglicher 
Weise als Warenzeichen, zur Unterscheidung von Waren anderer 
Provenienz, eigne. Folglich sei der Einwand der allgemeinen 
Nichtigkeit der Marke der Anklägerin zu verwerfen. Auf ihre 
Firma speziell aber könnten sich die Angeklagten zu ihrer Ver- 
teidigung deswegen nicht berufen, weil die Eingehung der Gesell- 
schaft „Heyden & Cie.“ (wie näher begründet wird) lediglich ein 
Scheingeschäft bedeute, das ein Recht an der Firma, welche nur 
die. rechtswidrige Ausbeutung des Renommees der Anklägerin be- 
zweckt habe, nicht habe begründen können. 

In dieser Argumentation und der daraus resultierenden Be- 
strafung erblickt der Angeklagte Stein eine Verletzung der ein- 
schlägigen eidgenössischen Rechtsnormen, wie er in seiner Kassations- 
beschwerde des näheren darzutun versucht. 

2. Was in rechtlicher Beziehung vorab den vom Kassations- 
kläger als Angeklagten erhobenen Einwand betrifft, dass die an- 
geblich verletzte Marke der Anklägerin materiell nicht zu Recht 
bestehe, so ist unbedenklich davon auszugehen, dass die Nichtig- 
keit einer eingetragenen Marke einredeweise gegenüber der Klage 
wegen Markenrechtsverletzung auch im Strafverfahren geltend ge- 
macht werden kann, wie dies vom Bundesgericht für den analogen 
Fall der Patentnichtigkeitseinrede gegenüber der Patentverletzungs- 
klage bereits anerkannt worden ist (vergleiche den Entscheid des 
Kassationshofs in Sachen Gebrüder Gegauf: Amtl. Slg. Bd. 26, I, 
Nr. 17). Dabei ist der kantonale Strafrichter — vom Standpunkte 
des eidgenössischen Rechts, dessen Anwendung allein der Kassations- 
hof zu überwachen hat — zweifellos befugt, die an sich zivil- 
rechtliche Frage der Nichtigkeit selbst zu prüfen, wie es vorliegend 
geschehen ist, d. h. es kann in diesem Verfahren ein Verstoss 
gegen eidgenössische markenrechtliche Bestimmungen jedenfalls 
nicht gefunden werden. Denn das geltende Markenrecht stellt uicht 
etwa den Grundsatz auf, dass eine eingetragene Marke so lange als 
existent zu betrachten sei, als sie nicht vom Zirilrichter nichtig 
erklärt worden ist, und es hat daher der Strafrichter über die 
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Rechtsgültigkeit der streitigen Marke — die selbstverständliche 
Voraussetzung jeder, also auch der strafbaren, Markenrechtsver- 
letzung — wie über alle andern Voraussetzungen des Strafanspruchs 
selbst zu entscheiden, sofern er nicht dem kantonalen Prozessrecht 
gemäss hierüber einen zivilgerichtlichen Zwischenentscheid zu ver- 
anlassen und erst auf Grund dieses letzteren die Strafsache zu 
beurteilen hat. 

3. Nun beruft sich der Kassationskläger zur Begründung der 
Nichtigkeit der Marke der Kassationsbeklagten in seiner Beschwerde- 
schrift an das Bundesgericht in erster Linie auf die Internationale 
Konvention zum Schutze des gewerblichen Eigentums vom 20. März 
1883 (Pariser Konvention), welche gegenwärtig statt dem von der 
Vorinstanz beigezogenen deutsch-schweizerischen Abkommen vom 
Jahre 1832 massgebend sei, und speziell auf Art. 6 derselben, wo- 
nach jede im Ursprungsland?, d. h. in demjenigen Lande, in welchem 
der Hinterleger seine Hauptniederlassung hat, vorschriftsmässig 
hinterlegte Fabrik- oder Handelsmarke in den andern Ländern der 
Union unverändert zur Hinterlegung zugelassen und geschützt 
werden muss. Er folgert nämlich aus dieser Bestimmung, dass 
die Eintragung einer Marke im Ursprungslande Bedingung ihrer 
Eintragungs- und Schutzfähigkeit in den andern Ländern sei, und 
macht danach geltend, dass die Marke „Heyden“ der Kassations- 
beklagten, weil sie in Deutschland nicht eingetragen sei, auch in 
der Schweiz nicht rechtsgültig habe eingetragen werden können. 
Allein diese Argumentation geht schon deswegen fehl, weil die Pa- 
riser Konvention in Wahrheit vorliegend nicht zutrifft. Wohl ge- 
hört die Schweiz derselben seit ihrem Abschlüsse an, Deutschland 
aber ist ihr erst im Jahre 1902, mit Wirkung vom 1. Mai 1903 
ab, beigetreten. Und dieser Beitritt hat, da das Gegenteil nicht 
ausdrücklich vorgesehen ist, keine rückwirkende Kraft, d. h. es 
können die Rechte, deren Existenz durch denselben bedingt ist, 
wie gerade der aus Art. (5 ibidem resultierende Anspruch auf Ein- 
tragung und Schutz einer Marke in den übrigen Unionsländern 
zufolge ihrer Eintragung in Deutschland, nicht auf schon vorher 
bestehende Verhältnisse bezogen werden. Folglich ist dieser Artikel, 
beziehungsweise die Pariser Konvention überhaupt, auf die bereits 
1898 erfolgte Eintragung der Marke „Heyden“ der Kassations- 
beklagten nicht anwendbar, und bedarf daher die jedenfalls dis- 
kutierbare Auslegung jenes Artikels durch den Kassationskläger 
keiner Erörterung. Massgebend für die streitige Eintragung ist 
vielmehr Art. 7, Ziffer 2, des schweizerischen Marke nschutzgesetzes, 
welcher den Schutz der Marken ausländischer Geschäfte in der 
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^Schweiz abhängig macht vom Gegenrecht des betreffenden Staates 
und dem Nachweis, dass die fragliche Marke dort geschützt sei. 
Da nun das Gegenrecht von Deutschland nach dessen Überein- 
kommen mit der Schweiz, vom 13. April 18112 (Art. 1 ibidem), ga- 
rantiert ist, so kann es sicli somit nur fragen, ob der Nachweis 
dafür, dass die Marke „Heyden“ in Deutschland geschützt sei, vor- 
liege. Dies aber ist zu bejahen ; denn dieser Nachweis muss durch 
die Tatsache der erfolgten Eintragung der Marke in der Schweiz 
— da der Eintragung nach Art. 14 leg. cit. eine amtliche Prüfung 
der formellen Requisite des Art. 7 ibidem vorauszugehen hat — 
als geleistet erachtet werden, solange nicht der Gegenbeweis er- 
bracht wird (vgl. den Entscheid des Bundesgerichts in Sachen 
Walbaum, Luding, Gulden & Cie.: Arati. SIg. Bd. 21, Nr. 140, 
Eg. 4, pag. 1057). Ein solcher Gegenbeweis aber ist vorliegend 
gar nicht versucht worden, übrigens schliesst in der Tat das 
deutsche Recht (Reichsgesetz zum Schutze der Warenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894, § 3, Ziffer 1) nur die sogenannten deskriptiven, 
d. h. diejenigen Wortmarken aus, „w r elche Angaben über Art, Zeit 
„und Ort der Herstellung, über die Beschaffenheit, über die Be- 
stimmung, über Preis-, Mengen- und GewichtB Verhältnisse der 
„Ware enthalten“, so dass danach die Marke „Heyden“ in Deutsch- 
land zweifellos schutzfähig ist. 

4. War nach dem Gesagten die streitige Markeneintragung an 
sich statthaft, so ist auf eine Prüfung der Rechtsgültigkeit der 
Marke selbst einzutreten. In Hinsicht auf deren „Zusammensetzung 
und äussere Gestaltung“ nun ist, gemäss dem ausdrücklichen Vor- 
behalt in Art. G des schweizerisch-deutschen Übereinkommens vom 
13. April 1892, das deutsche Recht massgebend, welches ihr, wie 
bereits in der vorausgehenden Erwägung in fine ausgefübrt, nicht 
entgegensteht. Im übrigen ist sie, gemäss der allgemeinen Be- 
stimmung des Art. I ibidem nach schweizerischem Recht zu beur- 
teilen. Nach diesem aber kann es sich lediglich fragen, ob sie — 
dem weiteren Nichtigkeitseinwand des Kassationsklägers entspre- 
chend — als „ersonnene, nacligeahmte oder nachgemachte Firma“ 
zu betrachten sei und daher gegen Art. 14, Ziff. 4, des Marken- 
schutzgesetzes verstosse. Nun kann von einer nachgeahmten oder 
nachgemachten Firma jedenfalls nicht die Rede sein, da hierfür 
überhaupt keine Anhaltspunkte gegeben sind. Allein auch eine 
ersonnene Firma liegt deswegen, weil die Marke nicht die volle 
Firma der Kassationsbeklagten, sondern nur eineu Teil derselben 
wiedergibt, nicht vor, wie auch die Vorinstanz zutreffend annimmt. 
Einmal spricht schon die wörtliche Interpretation dagegen, einen 
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Namen, welcher einen Bestandteil einer wirklichen, existierenden 
Firma darstcllt, als „ersonnen“ oder „erdacht“ zu bezeichnen, be- 
sonders wenn es sich gerade um den wichtigsten, hervorstechendsten 
Teil jener Firma handelt, wie dies unzweifelhaft hier — wie all- 
gemein bei Aktiengesellschaften mit dem in ihre Sachfirma auf- 
genommenen Namen, beziehungsweise der persönlichen Firma ihres 
Rechtsvorgängers — der Fall ist. Sodann lässt es auch der ver- 
nünftige Sinn, welcher der fraglichen Bezeichnung des Art. 14, 
Ziffer 4, zu Grunde liegt, nicht zu, vorliegend eine „ersonnene“ 
Firma anzunehmen. Art. 14, Zilf. 4, will nämlich offensichtlich die 
täuschenden Marken, die marques mensongères, wie die fran- 
zösische Praxis sie nennt, verbieten, d. h. diejenigen Marken, durch 
welche der Markeninhaber sich gegenüber dem Publikum für einen 
andern auszugeben beabsichtigt, als er wirklich ist. Diese Täu- 
schungsabsicht aber liegt hier nicht vor. Die Marke „Heyden“ 
kann unmöglich eine Täuschung des Publikums über die Rechts- 
persönlichkeit der Kassationsbeklagten bezwecken, da sie ja nichts 
anderes als den wichtigsten Teil von deren Firma enthält. Von 
der zusammengesetzten Sachfirma „Chemische Fabrik von Heyden, 
A.-G.“ ist offenbar gerade der Name „Heyden“ das sie , individua- 
lisierende, beim Publikum geläufige Stichwort. Dieses ist daher 
gewiss an sich auch nicht geeignet, eine Täuschung hinsichtlich des 
Trägers der Märke herbeizuführen. Der vom Kassationskläger an- 
gerufenc Entscheid des Bundesrates vom 4. September 1900 in 
Sachen Blankenborn & Cie. (Bundesblatt 1900, IV, pag. 15 ff.) trifft, 
wie das Obergericht mit Recht bomerkt, im Hinblick auf seinen 
abweichenden Tatbestand hier nicht zu, indem die dort zurück- 
gewiesene Marke aus einem mit der Firma Blankeuhorn & Cie. 
äusserlich in keinem Zusammenhang stehenden Namen (Strub) be- 
stand. In seiner Begründung allerdings ist der Entscheid scheinbar 
weiter gefasst, indem er die Auffassung vertritt, dass als Marken 
nur die Namen legendarischer oder geschichtlicher Persönlichkeiten, 
nicht dagegen Familiennamen, welche zur Bildung einer Personenfinna 
tauglich seien, verwendet werden dürften, da diese letztem die Gefahr 
einer Täuschung des Publikums begründen könnten. Allein das ist doch 
wohl nur in dem beschränkten Sinne zu verstehen, dass lediglich Fa- 
miliennamen, welche in der Finna des Markeninhabers nicht figurieren 
dürfen, als Marken ausgeschlossen sein sollen, indem der Bundesrat 
selbst ausführt, dass die Entscheidung darüber, ob im einzelnen 
Fall die Täuschungsgefahr wirklich bestehe, nach Massgabe des 
Firmenrechts zu treffen sei, und ausdrücklich zugibt, dass auslän- 
dische Marken bei Abweichung des zugehörigen Firmenrechts von 
dem des Inlandes (hinsichtlich der Ausdehnung des Prinzips der 
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Firmenwahrheit) diesem entsprechend anders zu beurteilen seien 
als die inländischen. Danach ist die hier streitige Marke, weil 
der unzweifelhaft rechtsgültigen Firma der Kassationsbeklagten ent- 
nommen, offenbar auch nach Ansicht des Bundesrates nicht zu 
beanstanden. 

5. Der Kassationskläger bestreitet heute nicht mehr, dass, so- 
fern die Marke der Kassationsbeklagten zu liecht besteht — was 
nach dem Vorstehenden der Fall ist — in seinem Verhalten eine 
an sich rechtswidrige, strafbare Nachahmung derselben liege. Und 
in der Tat erscheint diese von den Vorinstanzen vertretene Auf- 
fassung keineswegs als rechtsirrtümlich ; denn zweifellos sind nicht 
nur die vom Kassationskläger, beziehungsweise von der Firma 
„Heyden & Cie.“, tatsächlich verwendeten Bezeichnungen „Heyden“ 
und „Ileyden & Cie.“, sondern auch die von ihr eingetragene 
Marke „Süssstoff Heyden“ — der Marke „Heyden“ der Kassations- 
beklagten derart ähnlich, dass das Publikum irregeführt wird 
(Art. 24, lit. a, des Markenschutzgesetzes), indem auch bei der 
letztgenannten Wortverbindung doch das Wort „Heyden“ als das 
Prävalierende, in der Erinnerung der Warenkonsumenten Haftende 
zu betrachten ist. Auch haben die Vorinstanzen diese Marken- 
nachahmung durchaus zutreffend als vorsätzlich und daher laut 
Art. 25, Al. 3, leg. eit. strafbar erachtet. Die Akten lassen nämlich 
darüber keinen Zweifel zu, dass der Kassationskläger das Waren- 
zeichen „Heyden“ der Kassationsbeklagten kannte, indem er schon 
vor Gründung der Gesellschaft Heyden <fc Cie. bei seinem Handel 
mit Süssstoffen in Dresden speziell den Produkten der Kassations- 
beklagten Konkurrenz gemacht hat und überdies seine, d. h. der 
Kollektivgesellschaft Heyden & Cie. Prospekte völlig, ja selbst in 
den Detailbezeichnungen der einzelnen Warensorten, denjenigen der 
Kassationsbeklagten nachbildete, wie überhaupt die Gründung dieser 
Kollektivgesellschaft lediglich zum Zwecke der Ausbeutung des 
fraglichen Warenzeichens erfolgt ist (vgl. Erwägung (i unten). Wenn 
der Kassationskläger nun auch, wie er behauptet, ursprünglich keine 
Kenntnis davon gehabt haben sollte, dass jenes Warenzeichen in 
der Schweiz als Marke eingetragen sei, so vermag ihn dies nicht 
zu entlasten, denn sein „Vorsatz“ im Sinne des Art. 25 leg. cit. 
wäre nach feststehender Praxis nur dann ausgeschlossen, wenn er 
bei seinem Handeln die redliche, gewissenhafte Überzeugung ge- 
hegt hätte und hätte hegen dürfen, dass das nachgeahmte Zeichen 
nicht gesetzlich geschützt, d. h. gar nicht eingetragen oder nicht 
schutzfähig sei. Für die Annahme und Berechtigung solcher Über- 
zeugung aber liegen keinerlei Anhaltspunkte vor. Soweit aus den 
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Akten ersichtlich ist, hat sich der Kassationskläger ursprünglich 
darüber, ob der Name „Heyden“ eingetragen sei, nicht durch An- 
frage an der kompetenten Stelle, beim eidgenössischen Amte für 
geistiges Eigentum, Aufklärung verschafft, und nachher, als er 
unbestrittenennassen von der Existenz jener Marke Kenntnis hatte, 
führte er, beziehungsweise die Gesellschaft Heyden & Cie., laut 
dem Brief ihres Anwalts an die Kassationsbeklagte vom 17. Juni 
1903, gegen die RechtsgUltigkeit derselben lediglich die Tatsache 
des Bestehens der gleichlautenden Firma Heyden & Cie. ins Feld, 
auf welche Tatsache er sich nach dem in Erwägung 6 unten Ge- 
sagten in guten Treuen nicht berufen konnte. 

6. Eine strafbare Handlung würde in der festgestellten Marken- 
verletzung von seiten des Kassationsklägers immerhin nicht liegen, 
sofern dieser, wie er in letzter Linie geltend macht, beziehungs- 
weise die Koilektivgesellschaft Heyden & Cie., zur Verwendung der 
Bezeichnung „Heyden“ auf Grund ihrer gleichlautenden eingetra- 
genen Firma berechtigt wäre. Nun ist allerdings davon auszu- 
gehen, dass eine Namenmarke gegenüber dem gewerblichen Ge- 
brauch dieses Namens durch homonyme Personen oder Firmen der 
Natur der Sache nach (vgl. übrigens die positive Bestimmung in 
§13 des deutschen Reichsgesetzes zum Schutze der Warenbezeich- 
nungen vom 12. Mai 1894) grundsätzlich keinen Schutz gewährt, 
da das Recht jener Personen oder Firmen an ihrem Namen als 
ebensostarkes Individualrecht erscheint, wie das Recht an einer 
eingetragenen Marke; dass eine Ausnahme nur insoweit besteht, 
als der Markenträger kraft Firmenrecht die Verwendung der (mit 
seiner Marke übereinstimmenden) Firma durch gleichnamige Per- 
sonen verhindern kann. Demnach darf der Name „Heyden“, da 
die Finna der Kassationsbeklagten als solche in der Schweiz nicht 
geschützt ist, hier von jeder gleichnamigen Person oder Firma ge- 
werblich verwendet werden. Allein dem Kassationskläger, bezie- 
hungsweise der Kollektivgesellschaft Heyden & Cie., steht ein solches 
Namenrecht nicht zu. Die Vorinstanzen haben durchaus zutreffend 
angenommen, dass der Kassationskläger die formell einwandfreie 
Firma dolos geschaffen hat. Denn die Akten lassen mit aller 
Deutlichkeit erkennen, dass die Bildung seiner Kollektivgesellschaft 
mit Frau Heyden nur den Zweck hatte, den Namen „Heyden“ als 
Firma zu gewinnen, um so scheinbar berechtigterweise das Marken- 
recht der Kassationsbeklagten verletzen und ihr Renommee aus- 
beuten zu können. Dies ergibt sich namentlich aus dem im Ver- * 
lauf des Prozesses abgegebenen Geständnis der Gesellschafterin und 
Mitangeklagten, Frau Heyden, in Verbindung mit dem Umstand, 
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dass der Kassationskläger, welcher schon früher den Süssstoff- 
fabriken unerlaubte Konkurrenz zu machen versucht hat, nach der 
internen Regelung des Gesellschaftsverhältnisses, laut seinem Schrei- 
ben an Frau Heyden vom 22. Mai 1903, tatsächlich am Geschäft 
der Firma allein beteiligt war. Die vom Kassationskläger erst in 
der bundesgericbtliehen Instanz produzierten Akten, welche die 
effektive Mitbeteiligung der Frau Heyden dartun sollen, können als 
prozessualisch verspätet nicht berücksichtigt werden, beweisen 
übrigens nichts für die Stellung der Frau Heyden als Gesellschaf- 
terin. Es handelt sich demnach hier um einen typischen Fall doloser 
Homonymie, wie er z. B. dem Entscheid des deutschen Reichsge- 
richts in Sachen Bltlthner (Bolze, Bd. 18, Nr. 114) zu Grunde liegt. 
Nun kann in dem streitigen Gescllschaftsvertragsabschluss aller- 
dings nicht mit der Vorinstanz ein bloss simuliertes, ein Schein- 
geschäft, erblickt werden, das als solches der gesetzlichen Wir- 
kungen des Gesellschaftsvertrages, speziell des Rechts auf die 
Firma, entbehre; denn die Parteien hatten doch wohl den tatsäch- 
lich zum Ausdruck gebrachten Willen, wenigstens für ihre Stellung 
nach aussen, wirklich ein Gesellschaftsverhältnis einzugehen, und 
dies muss für die formelle Rechtsgültigkeit desselben genügen, da 
die interne Stellung der Gesellschafter, weil beliebiger Regelung 
fähig, hierfür ausser Betracht fällt. Allein dieser Gesellschafts ver- 
trag sollte, wie gerade das interne Abkommen der Parteien zeigt, 
nicht den gewöhnlichen, gesetzlich vorgesehenen Zwecken einer So- 
zietät, sondern ausschliesslich oder doch in erster Linie dem mit der 
Rechtsordnung im Widerspruch stehenden, verbotenen Zweck der 
Verletzung des Markenrechts der Kassationsbeklagten dienen und 
kann aus diesem Grunde, jedenfalls soweit die Verwirklichung jenes 
unerlaubten Zweckes in Frage kommt, auf Rcehtsgttltigkeit nicht 
Anspruch erheben. Es kann also das Recht zur Führung des Na- 
mens „Heyden & Cie.“, wenn es auch im übrigen bestehen sollte, 
doch der Kassationsbeklagten nicht wirksam cntgegengehalten, 
sondern von dieser mit der Einrede der Arglist beseitigt werden. 

Somit hat sich der Kassationskläger nach dem früher Gesagten 
zweifellos der vorsätzlichen Markenrechtsverletzung schuldig ge- 
macht und erscheint daher seine Bestrafung gemäss Art. 24 und 25 
des Markenschutzgesetzes keineswegs als rechtsirrtümlich. 

Demnach hat der Kassationahof erkannt : 

Die Kassationsbeschwcrde wird abgewiesen. 
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2. Urteil vom 29. März 1904 in Sachen Firma Gebrüder Gegauf. Steck- 
born, Privatstrafklägerin und Kassationsklägerin, gegen Schweizerische 
Nähmaschinenfabrik. Luzern, Strafbeklagte, betreffend Patentstrafrecht. 

A. Nachdem die vorliegende Strafsache durch den bundesgerichtlichen 
Kassationsentscheid vom 16. März ') l'.HX) in Aufhebung des vorausgegangenen, 
die Strafbeklagtc freisprechenden Urteils des luzcrnischen Obergerichts zu 
neuer Entscheidung an diese Instanz zurückgewiesen worden war, nahm 
das Obergericht, im Sinne des bundesgerichtlichen Entscheides, zunächst 
eine Aktenvervollständigung vor und sislierte sodann das Strafverfahren 
einstweilen, indem es der Strafbeklagten eine peremtorischc Frist setzte 
zur vorgängigen Geltendmachung auf dem Zivilwege der von ihr im Straf- 
prozess gegen die Gültigkeit des Patentes Nr. 11,674 der Privatstrafklägerin 
erhobenen Einreden. Der in der Folge durchgeführte Zivilprozess fand 
seinen Abschluss durch Urteil des Bundesgerichts vom 2. Mai 1903, welches 
die Patentnichtigkeitsklage der Strafbeklagten in allen Teilen abwies. 

B. Auf Grund dieser Aktenlagc hat das Obergericht des Kantons Luzern 
in Wiederaufnahme des Strafverfahrens durch Urteil vom 15. Juli 1903 die 
Strafbeklagte, die Schweizerische Nähmaschinenfabrik, neuerdings von 
Schuld und Strafe freigesprochen, diesmal gestützt auf die Annahme, dass 
derselben nicht vorsätzliche, sondern bloss fahrlässige, strafrechtlich irrele- 
vante Patentrechtsverletzung zur Last falle. 

C. Gegen dieses Urteil hat die Privatst rafklägerin wiederum rechtzeitig 
und in richtiger Form die Kassationsbeschwerde an das Bundesgericht er- 
griffen, indem sie die erwähnte Annahme des Obergerichts mit näherer 
Begründung als rcchtsirrtümlich anfocht lind beantragt: 

1. Das angcfochtene Urteil sei aufzuheben und die Sache im Sinne des 
Art. 172 O. G. au das luzernische Obergericht zurückzu weisen. 

2 

D 

Der Kassationshof sieht in Erwägung: 

1. Der objektive Tatbestand der von der Kassationsklägerin 
gegenüber der Kassationsbeklagten geltend gemachten Patentrechts- 
Verletzung liegt, wie übrigens heute unbestritten, vor, denn der 
mit bezug hierauf von der Kassationsbeklagten ursprünglich er- 
hobene Einwand der Nichtigkeit des fraglichen Patentes ist durcit 
das Zivilurteil des Bundesgerichts vom 2. Mai 1903 rechtskräftig 
widerlegt. Auch stellt die Strafklageberechtigung der Kassations- 
klägerin nach der einschlägigen Argumentation des bundcsgericht- 
liclien Kassationsentscheides vom 16. März 1900 ausser Frage, da 
das Obergericht im vorliegend angefochtenen Urteil an Hand der 


*) Vgl. dieso. Zeitschrift, Bd. XIII, S. 415 ff. 
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Beweiserhebungen zutreffend feststellt, dass die Kassationsklägerin 
jedenfalls zur Zeit der Strafklageerhebung ihre Verpflichtung aus 
Art. 20 des Patentgesetzes durch Anbringung von Zetteln mit dem 
eidgenössischen Kreuz und der Patentnummer auf den Patentgegen- 
ständen erfüllt hat. Die Beurteilung der Strafklage hängt daher 
nur noch vom Entscheide darüber ab, ob die gegebene Patent- 
rechtsverletzung in subjektiver Hinsicht als eine „vorsätzliche“ im 
Sinne des Art. 25 des Patentgesetzes zu bezeichnen sei, wodurch, 
dieser Bestimmung gemäss, ihre Strafbarkeit bedingt wird, und es 
hat der Kassationshof lediglich zu untersuchen, ob die Annahme 
des freisprechenden obergerichtlichen Entscheides, dass der Kassa- 
tionsbeklagten bloss Fahrlässigkeit zur Last falle, rechtsirrtümlich 
sei, wie die Kassationsklägerin zu Begründung ihrer Beschwerde 
geltend macht. 

2. Nun hat die Kassationsbeklagte stets betont, sie habe an- 
fänglich — vor der Heklamation der Kassationsklägerin vom Mai 
1897 — keine Kenntnis davon gehabt, dass die streitigen Stoff- 
transportbänder patentiert seien. Dies ist als richtig anzunehmen, 
da für das Gegenteil weder irgend ein Nachweis, noch auch nur 
eine bestimmte Behauptung vorliegt. Somit kann von vorsätzlicher 
Patentrechtsverletzung vor dem erwähnten Zeitpunkt keine Rede 
sein, wie denn auch das Straferkenntnis der ersten Instanz vom 
10. Juni 1899 nur auf das spätere Verhalten der Kassations- 
beklagten abstellt, ohne dass die Kassationsklägerin dagegen Wider- 
spruch erhoben hätte. Dagegen steht ausser Zweifel, dass die 
Kassationsbeklagte, als sie trotz dem Verbot der Kassationsklägerin 
vom Mai 1897 die Fabrikation der Transportbänder fortsetzte, über 
die Patentansprüche der Kassationsklägerin völlig orientiert war. 
Wenn die Kassationsbeklagte dies in ihrer Beschwerdeantwort an 
das Bundesgericht zu bestreiten scheint, so mag zu ihrer Wider- 
legung lediglich auf ihre eigene Eingabe an das Statthalteramt 
Luzern vom 2(1. Dezember 1898 verwiesen sein worin sie angibt, 
sie habe, durch das mehrerwähnte Verbot der Kassationsklägerin 
veranlasst, genaue Untersuchungen angestellt, welche ihr die Un- 
gültigkeit des von jener beanspruchten Patentrechts dargetan 
hätten. Dabei nimmt sie ausdrücklich auf die beiden Patente der 
Kassationsbeklagten (Nr. 7281 und N’r. 11,(174) Bezug und macht 
speziell gegenüber dem letzteren (Xr. 11,674) die später durch den 
Zivilprozess zurückgewiesenen Nichtigkeitsein wände geltend. Folg- 
lich hat sie tatsächlich seit dem Verbot der Kassationsklägerin die 
Existenz beider Patente gekannt. Diese Aktenlage ist wohl auch 
«der Vorinstanz nicht entgangen, und es ist kaum anzunehmen, dass 
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dieselbe die von der Kassationsklägerin aus ihrer Urteilsbegründung- 
abgeleitete und ihr zum Vorwurf gemachte aktenwidrige Fest- 
stellung getroffen habe, es sei der Kassationsbeklagten das Patent 
Nr. 11 ,074 nicht bekannt gewesen, denn die dabei in Betracht 
fallende, allerdings nicht ganz klare Bemerkung des Urteils, die 
Kassationsbeklagte hätte sieh korrekterweise um Auskunft über 
das Bestehen eines Patentes für die fraglichen Transportbänder 
gemäss Art. 22 des Patentgesetzes an das eidgenössische Patent- 
amt wenden sollen, kann gewiss auch den Sinn haben, die Kassa- 
tionsbeklagte hätte sich — wie dies von seiten des Statthalter- 
amtes Luzern später geschehen ist — beim Patentamt nach der 
materiellen Gültigkeit des ihr bekannten Patentanspruchs erkundigen, 
sollen. 

3. Steht nach dem Gesagten tatsächlich fest, dass die Kassa- 
tionsbeklagte seit Mai 18!>7 wissentlich den formell zu Recht be- 
stehenden Patenten der Kassationsklägerin, jedenfalls dem Patent 
Nr. 11,674, zuwidergehandelt hat, so kann es sich in rechtlicher 
Beziehung vorab fragen, ob damit nicht ohne weiteres der Tat- 
bestand „vorsätzlicher“ Paten trechtsverletzung im Sinne des Art. 25 
des Gesetzes gegeben sei. Dies ist jedoch zu verneinen. Denn nach 
dem vernünftigen Zweck der streitigen Strafbestimmung wäre deren 
Anwendbarkeit jedenfalls ausgeschlossen, wenn die Kassations- 
beklagte mit ihrer ursprünglichen Einrede der materiellen Nichtig- 
keit des verletzten Patentes durchgedruugen wäre. Allein auch an- 
gesichts der heute objektiv feststehenden Rechtsgültigkeit jenes 
Patentes könnte vom strafbarem „Vorsatz“ der Kassationsbeklagten 
nicht die Rede sein , sofern angenommen werden müsste , dass 
sie wenigstens „die redliche, gewissenhafte Überzeugung“ gehabt 
habe und habe hegen dürfen, dass das Patent nichtig sei, d. h_ 
dass ein dadurch gesichertes Erfinderrecht nicht oder nicht mehr 
bestehe (vgl. Köhler: Handbuch des deutschen Patentrechts, pag. 895). 
Dies ist aber nicht der Fall. Einmal war das vom Patentbureau 
C. Blum & Cie. in Zürich eingeholte Gutachten keineswegs ge- 
eignet, der Kassationsbeklagten jene Überzeugung zu verschaffen 
oder zu erhalten ; denn einerseits betrifft die demselben zu Grunde 
liegende Fragensteilung, wie der Kassationsbeklagten hei vernünf- 
tiger Überlegung nicht entgehen konnte, die hier entscheidende 
Frage, ob nämlich der tatsächlich im Patent Nr. 11,674 formulierte 
Anspruch patentfähig sei, gar nicht, und anderseits lässt der In- 
halt des Gutachtens nicht etwa mit Sicherheit auf die Nichtigkeit 
jenes Patentes schliessen, gegenteils musste das Gutachten bei un- 
befangener Prüfung der Kassationsbeklagten eher Zweifel darüber 
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erregen, ob ihre Annahme, dass sich das Patent Nr. Il,ti74 ledig- 
lieh auf ein nicht schutzfähiges Verfahren beziehe, wirklich zutreffe, 
wie denn dagegen auch schon die Tatsache der Erteilung des 
Patentes und die offenbare Modelldarstellbarkeit seines Gegenstandes 
deutlich sprachen. Ferner durfte sich die Kassationsbeklagte natür- 
lich auf die Meinungsäusserung der Firma Thomas Pullmann & Cie. 
dafür, dass die streitigen Transportbänder nicht patentiert seien, 
schon deswegen nicht ohne weiteres verlassen, weil diese Firma 
als Bestellerin solcher Bänder bei der Kassationsbeklagten nicht 
als unparteiisch gelten konnte, abgesehen davon, dass sie sich 
keineswegs in bestimmter, überzeugender Weise für ihre Auffassung 
ausgesprochen hat. Dass der Kassationsbeklagten im übrigen Tat- 
sachen bekannt gewesen wären, welche speziell die durch Erteilung 
des Patentes Nr. 11,674 begründete Präsumtion für die patent- 
rechtliche Neuheit von dessen Gegenstand ernstlich hätten er- 
schüttern müssen, ist nicht dargetan. Die Kassationsbeklagte hat 
in dieser Hinsicht lediglich auf die vorgftngige Existenz des Patentes 
Nr. 7281 verwiesen; dieses konnte jedoch, wie der heute abge- 
schlossene Patentnichtigkeitsprozess ergeben hat, nur bei ganz ober- 
flächlicher, nicht aber bei pflichtgemäss sorgfältiger und unbefangener 
Prüfung als geeignet erscheinen, die Erfindungsneuheit des Patentes 
Nr. 11,674 auszuschliessen. Demnach aber kann nicht gesagt werden, 
dass die Kassationsbeklagte die redliche, gewissenhafte Überzeugung 
von der Nichtigkeit jenes Patentes habe hegen dürfen. Folglich ist 
sie — im Widerspruch mit der Auffassung der Vorinstanz — der 
„vorsätzlichen“ Patentrechtsverletzung im Sinne des Art. 25 des 
Patentgesetzes schuldig zu erklären und erscheint daher die vor- 
liegende Kassationsbeschwerde als begründet. 

Der Kaseationshof hat erkannt: 

Die Kassationsbeschwerde wird als begründet erklärt und dem- 
gemäss das Urteil des Obergerichtes des Kantons Luzern vom 
15. Juli 1003 aufgehoben und die Sache zu neuer Entscheidung 
an dieses Gericht zurückgewiesen. 


3. Urteil vom 29. März 1904 in Sachen Samuel Guggenheim. Baden. 
Beanzeigter und Kassationskläger, gegen die aargauische Staatsanwalt- 
schaft, Anzeigerin und Kassationsbeklagte, betreffend Viehseuchen- 
polizeivergehen. 

A. Durch Urteil vom 3. Dezember 1903 hat das Obergericht des Kan- 
tons Aargau, Abteilung für Strafsachen, erkannt: 
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1. In Aufhebung des freispruchenden untergerichtlichen Urteils wird 
Samuel Guggenheim eines Vergehens gegen Art. 21 der Vollziehungs- 
Verordnung zu den Bundesgesetzen über polizeiliche Massrcgelu 
gegen Viehseuchen schuldig erklärt und mit einer Busse von Fr. 10, 
eventuell, im Falle der Zahlungsunfähigkeit, mit 2 Tagen Gefangen- 
schaft belegt. 

2 

Der Entscheid stützt sich in tatsächlicher Hinsicht darauf, dass Guggen- 
lieiin Anfang Juni 1903 zwei Kühe aus seinem Stalle in Weiach (Zürich), 
wo er für sie vorschriftsgemäss Gesundheitsscheine zum Besuche des 
Wochenmarktes in Brugg gelöst hatte, nicht direkt an diesen Bestimmungs- 
ort spedierte, sondern zunächst während einer Nacht in Endingen ein- 
stellte und erst am folgenden Tage, ohne in Endingen neue Gesundheit*- 
scheine zu erwirken, nach Brugg auf den Markt führte. In diesem Ver- 
halten erblickt das aargauische Obergericht — im Gegensatz zur untern 
kantonalen Instanz — eine Zuwiderhandlung gegen die Viehseuchenpolizei- 
vorschriften, indem es aus Art. 21 der bundesrätlichen Vollziehungsverord- 
nung vom 14. Oktober 1887 zu den Bundesgesetzen über dii? Viehseuchen- 
polizei folgert, dass mit jeder Einführung eines Tieres in einen andern 
Inspektionskreis, d. h. mit der Unterbringung daselbst in einem Stalle, 
selbst bei nur vorübergehendem Aufenthalte, ein am Abgangsorte für 
dasselbe ausgestellter Gesundheitsschein, auch wenn dessen sechstägige 
Gültigkeitsdauer noch nicht abgelaufeu sei und das Tier die Hand nicht 
gewechselt habe (Art. 19 und 20 ibidem), erlösche, und daher im Falle einer 
späteren Veräusserung des Tieres nach auswärts ein neuer Schein des 
interimistischen Aufenthaltsortes erforderlich sei, dass somit die vom bean- 
zeigten Guggenhcim in Weiach gelösten Gesundheitsscheine zur Aufführung 
seiner Kühe in Brugg nicht mehr g’ültig gewesen seien, sondern in En- 
dingen hätten abgegeben und ersetzt werden sollen. 

B. Gegen dieses Urteil des Obergerichts hat Guggcnheim rechtzeitig 
und in richtiger Form, gemäss den Art. 160 ff. des Organisationsgesetzes, 
die Kassationsbeschwerde an das Bundesgericht ergriffen mit den Anträgen: 

1. Das angefochtene Urteil sei aufzuheben und die Sache zu neuer 
Entscheidung an die Vorinstanz zurückzuweisen. 

2 

Die Begründung der Beschwerde geht im wesentlichen dahin, dass 
die Auslegung des Art. 21 der zitierten bundesrätlichen Verordnung im 
Sinne einer Beschränkung der Gültigkeit der Gesundheitsscheine., über den 
Kähmen der Art 19 und 20 ibidem hinaus, rechtsirrtümlich, mit dem Wort- 
laut und dem vernünftigen Sinn jener Bestimmung nicht vereinbar sei. 

C. ■ 

Der Kassationshof sieht in Erwägung: 

Die dem angefochtenen Entscheid des aargauischen Obergerichts 
zu Grunde liegende Interpretation des Art. 21 der bundesrätlichen 
Vollziehungsverordnung vom 14. Oktober 1887 zu den Bundes- 
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besetzen über die Viehseuchenpolizei muss in der Tat als rcchts- 
irrtümlich bezeichnet werden. Die Vorschrift des genannten Ar- 
tikels, wonach jeder Gesundheit«- oder Passierschein für erworbenes 
Gross- oder Kleinvieh binnen zweimal 24 Stunden dem Viehinspektor 
des Kreises abzugeben ist, in welchen die Tiere eingeführt werden, 
hat nicht diejenige Bedeutung, welche das Obergericht ihr beilegt. 
Sic bezieht sich, wie ihr Wortlaut, verbis . . . „für erworbenes Gross- 
oder Kleinvieh“ . . ., und ihr Zusammenhang unzweideutig ergeben, 
nur auf solche Gesundheitsscheine, welche gemäss Art. 20, zufolge 
Eigentumswechsels der betreffenden Tiere, verbraucht und wirkungs- 
los geworden sind, nicht aber auf solche Gesundheitsscheine, die 
noch gültig sind und noch zur Verftusserung verwendet werden 
dürfen. Über die Däner der Gültigkeit der Gesundheitsscheine, 
deren Beendigung durch Zeitablauf oder andere Gründe, entscheidet 
eben gar nicht Art. 21 der Vollziehungsvcrordnung, der nur das 
Schicksal der ungültig gewordenen Scheine bestimmt, sondern hier- 
für sind ausschliesslich massgebend die Art. 19 und 20 ibidem. 
Danach erlöschen die Gesundheitsscheine für Tiere aus dem Kind- 
viehgeschlecht innerhalb ihrer sechstägigen Gültigkeitsdauer nur 
durch Handiinderung der Tiere, nicht aber durch blosse Ortsver- 
änderung derselben, wie das Bundesgericht dies bereits in seinem 
Entscheid vom 21*. Dezember 190,'i in Sachen Eichenberger ausge- 
sprochen und begründet hat. ln der Tat beruht die Annahme des 
Obergerichts, dass bei einer Ortsveränderung der Gesundheitsschein 
notwendig seine Wirkung verlieren müsse, weil ja der Inspektor 
des früheren Standortes die Seuchenfreiheit des spätem nicht habe 
bescheinigen können und nun das Gesetz fordere, dass die Seuchen- 
freiheit des Standortes unmittelbar vor der Verfiusserung beschei- 
nigt werde, auf einer einfachen petitio principii, die im Gesetze 
keinerlei Anhalt findet. Dieses gestattet ja vielmehr ganz klar und 
unzweideutig, ohne Rücksicht auf etwaige Ortsveränderungen, wäh- 
rend 0 Tagen die gleichen Gesundheitsscheine zur Veräusserung 
der Tiere zu gebrauchen, während natürlich der Gesetzgeber, wenn 
er beabsichtigt hätte, die Gesundheitsscheine durch blosse Ortsver- 
änderung der Tiere erlöschen zu lassen, dies, gleich wie er es für 
deren Erlöschen durch Handänderung der Tiere wirklich getan hat. 
ausdrücklich ausgesprochen hätte. 

Möglich ist allerdings, dass den Interessen der Viehseuchen- 
polizei besser gedient sein würde, wenn dies wirklich geschehen 
wäre; allein nicht richtig ist immerhin, dass bei Annahme der hier 
vertretenen Auslegung der Vollziehungsverordnung eine richtige 
Handhabung der Viehseuchenpolizei schlechterdings nicht möglich 
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sei ; denn aus den Ausführungen des schweizerischen Landwirt- 
schaftsdcpartemcnts in Xr. 5 des Jahrganges 1899 des Seuchen- 
bulletins ergibt sich, dass auch bei dieser Auslegung der Vollzie- 
hungsverordnung eine rationelle Handhabung des Viehseuchenge- 
setzes sehr wohl möglich ist. Um so weniger geht es daher an, 
wegen vermeintlicher Zweckmftssigkeitsrücksichten eine klare und 
unzweideutige Vorschrift der Vollziehungsverordnung (die normale 
sechstägige Gültigkeit der Gesundheitscheine) einfach wegzuinter- 
pretieren. Diese Vorschrift hatte ja eben offenbar in der Meinung 
des Gesetzgebers (mit Rücksicht auf die Erleichterung des Verkehrs) 
die überwiegenden Zweckmässigkeitsrücksichten für sich, und es geht 
nun natürlich nicht an, dieselbe deshalb beiseite zu setzen, weil 
der Ausleger in dieser Zweckmilssigkcitsfrage die Ansicht des Ge- 
setzgebers nicht teilt. 

Demnach hat der Kassationshof erkannt : 

Die Kassationsbeschwerde wird als begründet erklärt und dem- 
gemäss das Urteil des Ohergeriehts des Kantons Aargau vom 
3. Dezember 1903 aufgehoben und die Sache zu neuer Entscheidung 
an dieses Gericht zurückgewiesen. 
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Die Akten de s Jetzer prozesses nebst dem Defensorium, heraus- 
gegeben von Rudolf Steck. Quellen zur Schweizer Geschichte, her- 
ausgegeben von der Allgemeinen geschichtsforschenden Gesellschaft 
der Schweiz. 22. Band. Basel ll>04, vormals Adolf Geering. 
LX und 679 Seiten. 

So liegen nun die Akten des berühmten Berner Strafprozesses, 
der als Jetzerhandcl bekannt ist, vollständig vor. Der Herausgeber, 
der Berner Professor Dr. theol. Rudolf Steck, hat sich mit dieser 
mühevollen Arbeit (er hat die Akten sogar selbst abgeschrieben !) 
nicht nur ein Verdienst um die Kirchengeschichte und um die 
Kulturgeschichte der Schweiz erworben; er hat auch den Krimina- 
listen ein Aktenmaterial zugänglich gemacht, das einen Einblick in 
die Struktur des kanonischen Inquisitionsprozesses eröffnet. Der 
Fall ist ungemein interessant, und mit Recht wird die Frage auf- 
geworfen, ob die vier Dominikaner wirklich schuldig gewesen seien. 

Der Herausgeber leitet das Werk trefflich ein. Er setzt die 
Bedeutung des Jetzerhandels auseinander, er berichtet über die 
Literatur, er legt den Streit über die unbefleckte Empfängnis der 
Jungfrau Maria dar, er gibt seine Meinung über den Prozess und 
das Urteil ab und sehliosst die Einleitung mit Mitteilungen über 
die Akten und ihre Herausgabe. 

Die Akten werden in folgender Anordnung abgedruckt: 

I. Prozess gegen Jetzer vor dem Bischof von Lausanne. 

II. Prozess gegen vier Dominikaner und Jetzer vor einem päpst- 
lichen Gerichtshöfe in Bern. 

III. Erneuerter Prozess gegen die nämlichen vor einem zweiten 
päpstlichen Gerichtshöfe in Bern, mit dem Urteil. 

Die Beilagen enthalten: 1. Das Defensorium; 2. Briefe, Aus- 
züge und Rechnungen; 3. eine treffliche chronologische Übersicht 
über die geschichtlichen und prozessualen Vorgänge; -1. ein sorg- 
fältiges Register. 

Einige Abbildungen sind dem Texte beigegeben. 

Der Text ist mit philologischer Gewissenhaftigkeit wiederge- 
geben, sprachliche Berichtigungen sind in die Noten verwiesen, 
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geschichtliche Anmerkungen geben über die Personen und über die- 
Realien des Prozesses wertvolle Aufschlüsse. 

Den Sachverhalt, der den Gegenstand des Prozesses bildet, 
fasst Steck in folgende Satze zusammen. Der Schneider Hans Jetzer 
von Zurzach wird am 24. August 1506 als Novize in das Prediger- 
kloster in Bern aufgenommen. Er erhalt am (». Januar 1507 das 
Ordenskleid. Er hat Geistererscheinungen.- Am 11. Mürz verab- 
schiedet sich der erlöste Geist und kündigt eine andere Offenbarung 
an. Am 24./25. März erscheint die heilige Barbara in Jetzers Zelle, 
später die Jungfrau Maria selbst. Sie bringt zwei Siegel mit Kreuzen 
aus Blutstropfen und drückt Jetzer das erste Stigma in die rechte 
Iland. Von da nn erscheint Maria häufig in Jetzers Zelle, die Brü- 
der beobachten die Erscheinungen durch Gucklöcher. Am 15. April 
wird eine weisse Hostie blutrot. Am 7. Mai erhält Jetzer die vier 
andern Stigmata. Von da an stellt er jeden Mittag die Passion dar. 
Am 24./25. Juni fährt Jetzer aus dem Chor der Kirche durch die 
Luft in die Marienkapelle. Das Bild der Maria redet, es weint 
blutige Tränen. Am 20. Juli nimmt Maria dem Jetzer die Stigmata 
wieder ab. Ara 12./ 13. September erscheint die gekrönte Maria auf 
dem Lettner der Kirche. 

Paulus und Steck halten es für sehr wahrscheinlich, dass die 
vier Dominikanerväter mit Unrecht als Veranstalter dieser Erschei- 
nungen verurteilt und verbrannt worden sind. Steck will jedoch 
die endgültige Entscheidung den Juristen überlassen, und er hofft, 
ein Kriminalist werde in den dunkelgebliebenen Kriminalprozess 
volles Licht bringen. Ich fürchte, Steck werde sieh in dieser Erwar- 
tung getäuscht sehen. Zwar wird jeder Kriminalist, der die Akten 
gelesen hat, erklären, die Schuld der Väter sei nicht erwiesen. 
Die Geständnisse der Angeklagten sind durch die Folter erpresst 
worden. Damit wird sich aber Steck nicht zufrieden geben, er will 
von dem Kriminalisten wissen, ob die Väter den Trug ins Werk 
gesetzt haben, oder ob Jetzer allein der Urheber war. Wenn aber, 
wie dies wirklich der Fall ist, die Akten den Sachverhalt nicht 
genügend aufklären, so vermag der Jurist die Lücken ebensowenig 
auszufüllen als der Historiker. Es ist ja Aufgabe des Juristen, die 
Wahrheit wie ein Geschichtsschreiber zu erforschen. Seine fach- 
lichen Kenntnisse und Erfahrungen befähigen den Juristen nicht, 
einen dunkelgebliebenen Sachverhalt nach vier Jahrhunderten klar- 
zustellen. Es ist dies eine historische, nicht eine juristische Aufgabe. 
Der Jurist ist etwa berufen, über das Verfahren ein Urteil nbzu- 
gebon, er wird entscheiden können, ob die Vorschriften des Inqui- 
sitionsprozesses richtig angewendet worden sind, und ob das Urteil 
nach den Regeln des Inquisitionsprozesses formell begründet er- 
scheint. Er wird endlich entscheiden können, ob das, was in den 
Akten festgestellt ist, heute die Schuld der Angeklagten begründen 
würde. 
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Vielleicht darf ich den Eindruck , den ich aus den Akten 
empfangen habe, hier kurz zusammenfassen. 

Mit Paulus lege ich ein bedeutendes Gewicht auf das Defen- 
sorium. Es ist dies nicht etwa eine Verteidigungsschrift, sondern 
es sind Aufzeichnungen der Dominikaner über die Erscheinungen» 
Diese Memoiren sind, wie Steck feststellt, vor Einleitung des Pro- 
zesses geschrieben worden. Die Berichte erscheinen als der naive 
Ausdruck eines kindlichen Wunderglaubens. 

Wenn die Dominikaner die Erscheinungen veranstaltet hätten, 
so würden sie gewiss auch raffiniert genug gewesen sein, den Glau- 
ben an die Wunder durch klug abgefasste Berichte zu bestärken. 
Aber nur ein Meister des Stils und der Verstellung vermöchte seine 
Darstellung mit Zügen solcher Herzenseinfalt auszustatten, wie sic 
in dem Bericht der Dominikaner hervortreten. Ist das Defensorium 
aber in gutem Glauben geschrieben, so situi die Mönche die Be- 
törten, nicht Betrüger; dafür geben die Akten manche Anhalts- 
punkte. Aus der Vorgeschichte des Prozesses ist ein Vorgang be- 
merkenswert. Am 23. August 1507 stellte der Kat von Bern auf 
Ansuchen des Priors und des Lesemeisters der Dominikaner fest, 
dass raeister Ludwig Löublin (der spätere proeurator fidei im Prozess) 
„bekautlich und anred ist worden, kürzlich verrückter tagen vor 
etlichen erbern lütenn geredt haben, dass der handel, so allhie zu 
den Predigern mit dem brader fürgeloffen, ein erdachte lotteri 
und ketzert sie; und alls die berürten berren zu den Predigern dess 
bekantnus begert, haben wir darum b disen brieff, under miseriti 
ufgetruckten sigel verwart, ufriehten und inen geben lassen uf vigilia 
Bartholomei anno 7 °“. (S. 008.) 

Dieses Vorgehen der Dominikaner lässt sich mit einem Schuld- 
bewusstsein nicht vereinbaren. Sie fürchteten damals den Meister 
Löublin, der sie auf den Scheiterhaufen brachte, nicht. Denn erst 
am 12. /13. September erkannten sie in der gekrönten Maria ihren 
Laienbruder Jetzer. 

Wenn Löubli durch seine Reden Misstrauen gegen die Domi- 
nikaner bekundet hat, so hat ihn dieser Angriff der Väter zu ihrem 
Feind gemacht, der nicht ruhte, bis er sie vernichtet hatte. 

Jetzer hat in seinen Verhören gelogen. Zuerst behauptete er, 
die Maria habe ihm nichts über ihre Empfängnis mitgeteilt, dann, 
sie habe ihm geoffenhart, sie sei in der Erbsünde empfangen wor- 
den, endlich, sie habe ihre unbefleckte Empfängnis bestätigt. Als 
er diese letzte Version vorbrachte, versicherte er, die Dominikaner 
haben ihn schwören lassen, dass er die ihnen ungünstige Offen- 
barung der Maria nicht verwerten werde. Damit wäre der gute 
Glaube der Väter erwiesen. Denn sie konnten Jetzer zu solchem 
Eide nur anhalten, wenn sie selbst an die Offenbarung Marias 
glaubten. Dann wäre es auch gewiss, dass sie die Offenbarung nicht 
veranlasst haben ; denn sie hätten doch nicht ihre Lehre durch 
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Maria verleugnen lassen. Jetzer hat dies erfunden, um die Gunst 
der Franziskaner zu gewinnen, die für die unbefleckte Empfängnis 
eintraten. Er bemerkte bei dieser Aussage sogar ausdrücklich, er 
wünsche nun in einen andern Orden überzutreten. 

Tatsächlich hat die falsche Maria die Empfängnis Marias in 
der Erbsünde bestätigt. Damit ist allerdings nichts bewiesen. Denn 
Jetzer und die Dominikaner hatten damals das nämliche Interesse, 
dieses Dogma zu stützen. 

Es ist auffallend, dass die Erscheinung der gekrönten Maria 
auf dem Lettner oder vielmehr ihre Entlarvung, im Prozess nicht 
aufgeklärt worden ist. Denn dieser Vorgang fand in Anwesenheit 
aller Klosterleute und in Gegenwart von zwei berufenen Zeugen 
statt. Jetzer und die Dominikaner waren über die Entlarvung der 
Maria einig; die Dominikaner behaupteten, Jetzer habe die Maria 
gespielt, Jetzer behauptete, einer der Väter sei die Maria gewesen. 

Ich habe früher *) näher ausgeführt, dass die Angaben der Väter 
glaubwürdiger erscheinen und ihre Behauptungen durch die Zeugen 
zwar nicht in dem entscheidenden Punkte, aber doch in einigen 
bedeutsamen Nebenumständen bestätigt werden. Wölfli hat den 
Prior und den Subprior sagen hören, die Maria auf dem Lettner 
sehe den frühem Erscheinungen nicht ähnlich. Diese Bemerkung 
ist unerklärlich, wenn Prior und Subprior die Hand ira Spiele hatten. 
Beide Zeugen haben gesehen, dass Jetzer unmittelbar nach diesem 
Vorfall vor einem Altar Busse tat und sich züchtigte. Das stimmt 
mit der Aussage der Dominikaner, Jetzer sei für seinen Trug so 
bestraft worden; dagegen ist die Szene unerklärlich, wenn Jetzer 
soeben einen schuldigen Bruder entlarvt hatte. Die Unwissenheit 
der Zeugen ist höchst auffallend, da sie dem Vorgang mit grösster 
Spannung gefolgt waren. Wenn die Zeugen in der Dunkelheit aucli 
nicht alles sahen, so hörten sie doch, was gesprochen wurde. Frei- 
lich suchten die Väter, wie aus dem Defensorium hervorgeht, den 
Skandal bestmöglich zu vertuschen und Aufsehen zu vermeiden. Es 
ist nicht ohne Bedeutung, dass den Zeugen die Frage vorgelegt 
wurde, ob Jetzer einen Dominikaner in der Maria erkannte. Das 
konnten sie wahrheitsgemäss nicht bestätigen, und davon wussten 
sie nichts. Ob Jetzer von den Dominikanern als Maria erkannt 
wurde, darüber sind die Zeugen nicht gefragt worden. Wölfli war 
ein bekannter Gönner Jetzers; es ist daher begreiflich, dass er ihn 
nicht ohne Not beschuldigte. Richtig ist allerdings, dass die Chor- 
herren auch den Dominikanern günstig gestimmt waren und sich 
gehütet haben werden, zu ihrem Nachteil auszusagen, wenn sic dies 
ohne Verletzung ihres Eides vermeiden konnten. 


') Diese Zeitschrift, 15. Jahrgang, 1902, S. 115 ff. Ich berichtige, dass 
die Dominikaner nicht am (i., sondern am 31. Juli 1509 verbrannt worden 
sind. 
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Wie der Basler Prior Werner im Defensorinm mitteilt, haben 
ihm die Berner am 8. Oktober 1507 von dem Truge Jetzers Mit- 
teilung gemacht. Es war dies der Tag, an dem der Prozess gegen 
Jetzer in Lausanne begonnen hat. Werner liebt hervor, Jctzer habe 
geweint und gefleht und versichert, alle andern Erscheinungen seien 
unfehlbar göttlich und kein Trug. Ernüchtert und enttäuscht fügt 
der Basler Prior bei: Wer glauben will, glaube; ich halte wenig 
von dom Bruder. Hätte ich doch von dieser Sache niemals etwas 
gesehen und gehört. Ich war allzu leichtgläubig, was mir Gott 
verzeihe, dem ich diesen ganzen Handel übergebe und seine Barm- 
herzigkeit anflehe, dass er sich unser erbarme und uns in aller 
Trübsal und Bedrängnis helfe. 

So ist es wahrscheinlich, dass die Väter sich bis zu der Ent- 
deckung der falschen Maria auf dem Lettner in gutem Glauben 
befanden und dass sie, wenn ihnen auch Zweifel kamen, doch 
nicht die Hand im Spiele hatten. Wie es möglich war, dass Jetzer 
die Erscheinungen ohne Einverständnis der Väter ins Werk setzte, 
bleibt allerdings rätselhaft. 

Dass Jetzer es wagte, als gekrönte Maria auf dem Lettner zu 
erscheinen, zeugt von einer unglaublichen Frechheit. Es zeigt auch, 
dass er über mancherlei Hülfsmittel verfügte. Wenn aber Maria bei 
Jetzer erschien, und sie mit Jetzer gesehen wurde, so musste eine 
andere Person mithelfen. 

Wenn die Dominikaner bis zu diesem Tage in gutem Glauben 
waren, so müssen ihnen nach dem Vorfall auf dem Lettner die 
Augen aufgegangen sein. Ihr guter Glaube hat sich in eine mala 
fldes superveniens verwandelt. 

Nun war cs ihre Pflicht, gegen den Betrüger mit aller Strenge 
vorzugehen, ihn schonungslos als Unwürdigen auszustossen und 
alles aufzubieten, um den Sachverhalt festzustellen und den Beweis 
zu sichern. Statt dessen suchten sie den Skandal zu vertuschen ; 
Jetzer wurde in der Stille mit einer leichten Disziplinarstrafe belegt, 
und die Kleider der Maria wurden verbrannt. Die Väter ahnten 
nicht, dass dieses Feuer sie selbst verzehren werde. In unbegreif- 
licher Blindheit Hessen sie ihre Vertreter nach Rom abreisen, die 
dem Papst über die Wunder persönlich Bericht erstatten sollten, 
während sie doch wussten, dass Jetzer die Maria auf dem Lettner 
gespielt hatte. Noch am 15. November 1507 hielten die Berner 
die Beschuldigungen Jetzers gegen die Väter für falsch und un- 
gerecht '), und bald darauf fanden diese Beschuldigungen Glauben. 
Jetzer baute offenbar auf die Schwäche der Väter, und er wusste, 
dass sie ihn nun nicht mehr überführen konnten. Er muss ein«* 
suggestive Kraft besessen haben, die erklärt, dass ein Mann wie 
Wölfli felsenfest an ihn glaubte. 


’) Bern an I’ropst Armbroster. S. «»10. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahr£. -J 
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Es wäre dem Verteidiger vielleicht gelungen, den Verdacht 
gegen die Väter zu zerstören, wenn über die Artikel der Verteidi- 
gung ein Beweis zugelassen worden wäre. Aber das Gericht ging 
darauf nicht ein. 

Der Umschlag der Stimmung gegen die Dominikaner und die 
Macht, die der Angeklagte Jetzer als Ankläger gewann, deuten auf 
Intrigen, von denen die Akten nichts enthalten. Gewiss sind die 
Feinde der Dominikaner — ich denke namentlich an Löubli und an 
die Franziskaner — nicht untätig geblieben, und die öffentliche 
Meinung betrachtete die Dominikaner als die Urheber des Kloster- 
skandals. Man wollte nicht glauben, dass alles nur das Werk 
eines ungebildeten Schneidergesellen sei. Ich bin überzeugt, dass 
man heute nicht anders urteilen würde. So gewann der Prozess für 
die Berner politische Bedeutung ; die Verurteilung der Väter wurde 
eine Machtfrage, und sie wurde als Staatsaktion betrieben. AA'enn 
die JRiehter auch nicht förmliche AVeisungen erhalten haben, so haben 
sie doch gewusst, welches Urteil politisch erwünscht sei, und wenn 
die Väter den Trug nicht veranstaltet haben, so ist er doch in 
ihrem Kloster vorgekommen, und sie waren nicht geschickt und 
nicht vorsichtig genug, um ihn hintanzuhalten, und als sie ihn ent- 
deckten, scheuten sie sich vor der Schande. So etwa lege ich mir 
den Fall zurecht. 

Das Dunkel, das heute noch den Fall umgibt, wäre nicht mög- 
lich gewesen ohne den Inquisitionsprozess. Ein öffentliches münd- 
liches Verfahren hätte volles Licht gebracht. Die Erscheinung der 
Maria auf dem Lettner wäre nicht unaufgeklärt geblieben, und 
Jetzer, den auch das Urteil als einen schlechten, lügnerischen Mann 
brandmarkt, hätte keinen Glauben gefunden. 

Wie es aber auch sei, die Väter sind verbrannt worden, ob- 
wohl ihre Schuld gerichtlich nicht erwiesen war. Sfooxs. 


Dr. jur. Wilhelm Stämpfli in Bern: Erpressung und „ chantage “ nach 
deutschem, französischem und schweizerischem Strafrecht. Bern, 
A. Franche, vannais Schmid & Franche, BIOS. 

Der AA’unseh, die tüchtige und verdienstvolle Dissertation Stämpfiis 
über Erpressung und „chantage“ näher zu würdigen, hat leider zu 
einer ziemlich späten Ausführung des Entschlusses geführt. Das 
Thema der Arbeit ist glücklich gewählt. Die Franzosen sprechen 
von chantage und denken dabei an ein besonderes Verhalten, aber 
es fragt sich, ob cs kriminalpolitisch richtig sei, neben Erpressung 
noch einen Tatbestand von chantage aufzustellen. Die Frage ist 
auch in der Expertenkommission, die den Strafgesetzentwurf be- 
raten hat, zur Diskussion gestellt worden. Zur Klärung der Frage 
stellt Stämpfli die Erpressung nach deutschem und nach franzö- 
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sischeni Hecht dar und erörtert sodann das Verhältnis von chantage 
zur Erpressung des deutschen Strafrechts. Hieran schliesst sich 
eine vergleichende Darstellung der kantonalen Strafrechte der 
Schweiz. Die Stellung des Entwurfs zum Begriffe chantage wird 
eingehend erörtert. Zu der Untersuchung scheint Stämptii durch 
eine auf die Bekämpfung von chantage gerichtete Frage des sechsten 
internationalen Gefilngniskongresses zu Brüssel veranlasst worden 
zu sein. „Quelles mesures pourraient être recommandées dans le 
but de réprimer les actes délictueux généralement connus sous le 
nom de chantage V Y a-t-il lieu notamment d’établir une procé- 
dure spéciale pour la poursuite de ce genre de délits ? a Zu dieser 
Erage nimmt er am Schlüsse Stellung. Er findet, die Frage sei 
verfehlt bohandelt worden, „weil keiner der Berichte versucht hat, 
den abstrakten Tatbestand aus den verschiedenen Erscheinungs- 
formen des chantage herauszufinden“. Chantage, erklärt Stämptii, ist 
eine Unterart des Begriffs der Erpressung, wie sie das deutsche 
Strafrecht in § 253 des Reichsstrafgesetzbuches bestimmt : es unter- 
scheidet sich von diesem Begriff durch kein selbständiges Merkmal. 

In dem ersten Abschnitt über die Erpressung nach deutschem 
Strafrecht erörtert der Verfasser: 1. Die Nötigung und ihre Mittel. 
2. Den Zweck der Nötigung. 3. Vollendung und Versuch. Es ist 
begreiflich, dass der Verfasser hier wenig Neues vorbringt, sondern 
sich begnügt, zu den Streitfragen, die hauptsächlich Auslegungs- 
fragen sind, Stellung zu nehmen. Als Mittel der Begehung sind 
für die Erpressung in § 253 Gewalt oder Drohung angeführt, für 
die sogenannte räuberische Erpressung Gewalt gegen eine Person 
oder Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib und Leben. Bedeutet Gewalt die physische Gewalt gegen eine 
Person, so haben der einfache und der ausgezeichnete Fall in 
bezug auf die Gewalt den nämlichen Tatbestand. Wächter will 
die Worte „mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben“ auch 
auf „die Gewalt gegen eine Person“ beziehen und so ein unter- 
scheidendes Merkmal für den schwereren Fall finden. Stämptii 
nimmt mit Recht an, die Schwierigkeit sei durch nachlässige 
Redaktion entstanden. Das Interesse einer geordneten Rechtsprechung 
erfordere dringend einen Ausweg aus diesem Dilemma. „Es ist 
daher jede Lösung, die praktisch brauchbar ist und dem Wortlaut 
des Gesetzes keinen Zwang antut, zu begrüssen. Durch die blosso 
Feststellung des Widerspruchs und durch die Erklärung, dass er 
unlösbar sei, ist der Rechtsprechung nicht gedient.“ (8. 10, 11.) 
So stimmt Stämptii der Wächter’schen Lösung als der einfachsten 
und brauchbarsten bei, obwohl dieser Ausweg dem ursprünglichen 
Willen des Gesetzgebers wohl nicht entspreche. Diese Grundsätze 
der Auslegung sind nicht unbedenklich. Zwar ist gewiss der ur- 
sprüngliche Wille des Gesetzgebers schon deshalb nicht entscheidend, 
weil es kaum möglich sein wird, einen solchen nachzuweisen. Es 
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sind höchstens Intentionen des einen und andern Faktors der Gesetz- 
gebung erkennbar. Die Bestimmung, so wie sie lautet, muss als 
der erklärte Wille des Gesetzgebers gelten. Stämpfli scheint anzu- 
nehmen, die Auslegung Wächters entspreche dem erklärten Willen 
des Gesetzgebers nicht, denn wenn sie ihm entsprechen würde, 
so wäre sie kein Ausweg. Ich stimme ihm bei, denn es ist gewaltsam, 
die Worte „mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben“ auch 
auf die Gewalt gegen eine Person zu beziehen. Es gilt, nicht einen 
Ausweg, sondern (len richtigen Weg zu finden. Stämpfli hat meines 
Erachtens den richtigen Weg gefunden, aber er hat ihn nicht ge- 
wählt. Er bemerkt, unter Gewalt sollte ini Sinne von § 253 alle 
bei Begehung einer Erpressung verübte Gewalttätigkeit verstanden 
werden, ohne Rücksicht darauf, ob die Ausübung dieser Gewalt 
physisch oder psychisch wirksam geworden sei. Sobald aber Gewalt 
gegen eine Person angewendet worden wäre, so hätte dann die 
strengere Bestrafung nach S 255 eintreten müssen. Stämpfli lehnt 
diese Auslegung ab, weil sie nach dem Wortlaut und dem Sprach- 
gebrauch, den das Gesetz von Gewalt und gewalttätig mache, 
nicht möglich sei. Es ist aber doch möglich, dass das Gesetz von 
dem sonst befolgten Sprachgebrauch einmal abweiehe und das eine 
und andere Wort in einem besondern Sinne gebrauche. Es ist ja 
zweifellos, dass der Ausdruck „Gewalt gegen eine Person“ enger 
sein muss, als der Ausdruck Gewalt, denn der ausgezeichnete Fall 
muss sich von dem einfachen unterscheiden. Auch der folgende 
Satz ist, soweit er die Grundsätze der Auslegung anbetrifft, nicht 
unbedenklich. „Ich halte die Ansichten von Merkel, Binding, Frank 
u. s. f. als theoretische Lösung der Frage, als richtige logische 
Interpretation des § 253 für zutreffend; dagegen gebe ich für die 
praktische Anwendung der herrschenden Meinung, die übrigens 
dem Wortlaut nicht Zwang antut, den Vorzug, weil ich glaube, 
dass speziell nach der Ansicht Franks sich die Zahl der als Er- 
pressung strafbaren Handlungen ganz bedeutend vermindern müsste, 
was doch kaum dem Willen des Gesetzgebers entsprechen dürfte.“ 
Gewiss will Stämpfli nicht sagen, es wäre zu bedauern, wenn die 
Zahl der Erpressungen abnehmen würde, er will vielmehr sagen, 
es wäre zu bedauern, wenn strafwürdige Fälle nicht strafbar wären. 
Gegen den Satz wende ich aber ein : Ist eine Auslegung richtig, 
so darf nicht eine andere für die praktische Anwendung bevorzugt 
werden. Es wird sich aber vielleicht ergeben, dass eine Auslegung 
nicht richtig ist, weil sie für die praktische Anwendung verfehlt 
wäre. Eine Auslegung soll nicht nur dem Wortlaut nicht Zwang 
antun, sondern aus den Worten des Gesetzes den Sinn lieraus- 
flnden, den sie haben. Angenommen, es wäre unmöglich, durch 
Auslegung festzustellen, welcher Fall von Gewalt als räuberische 
Erpressung zu bestrafen sei, so dürfte nicht irgend eine praktisch 
brauchbare Auslegung gewählt werden, vielmehr hätte der Richter, 
da die Voraussetzungen des ausgezeichneten Falles aus dem Gesetz 
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nicht zu ermitteln sind, die durch Gewalt verübte Erpressung 
als einfache Erpressung nach § 253 zu bestrafen. 

Die Erörterungen über die Erpressung des französischen Straf- 
rechts zeugen von wissenschaftlicher Selbständigkeit und von reifem 
Urteil. Das französische Strafrecht unterscheidet das Verbrechen 
und das Vergehen der Erpressung; das Verbrechen wird extorsion, 
das Vergehen gemeiniglich chantage genannt. Der Tatbestand von 
chantage (Art. 400, § 2) beruht auf einer Novelle vom 23. Mai 1863. 
Man vergleiche: 

/. Extorsion. Art. 400, $ 1. Quiconque aura extorqué par 
force, violence ou contrainte la signature ou la remise d’un écrit, 
d'un acte, d’un titre, d’une pièce quelconque contenant ou opérant 
obligation, disposition ou décharge, sera puni de la peine des travaux 
forcés à temps. 

IL Chantage. Art. 400, 4? 2. Quiconque A l aide de la menace, 
écrite ou verbale, de révélations ou d’imputations diffamatoires, 
an extorqué ou tenté d’extorquer, soit la remise de fonds ou 
valeurs, soit la signature ou remise des écrits énumérés ci-dessus 
(d’un écrit, d'un acte, d’un titre, d'une pièce quelconque contenant 
ou opérant obligation, disposition ou décharge) sera puni d'un 
emprisonnement d’un an à cinq ans et d'une amende de cinquante 
francs A trois mille francs. 

Interessant sind die Mitteilungen über die Entstehungs- 
geschichte der Novelle und über den Ursprung des Wortes chantage. 
Wahrscheinlich kommt chantage von faire chanter. Die Folter- 
knechte „faisaient chanter leurs vietimes a , sie brachten sie durch 
die Folter zum Geständnis, und so bringt der Erpresser sein Opfer 
durch Drohung zum Zahlen. Der Täter droht mit Enthüllungen 
oder Beschuldigungen. 

Stämpfii stellt den Unterschied zwischen extorsion und chantage 
nach zwei Richtungen fest. 

Chantage setzt Drohungen bestimmter Art voraus, der Tat- 
bestand der extorsion bestimmt force, violence, contrainte als Mittel 
der Begehung. Wenn die Drohung (menace) sich als einen Fall des 
psychologischen Zwanges (contrainte) darstellt, so nimmt Stampili 
mit Recht an, der Tatbestand der extorsion habe bis zum Jahr 1H63 
auch die Fälle von chantage einbezogen, die Novelle habe also 
den Kreis des strafbaren Unrechts nicht erweitert, sondern die 
Fälle von chantage pririlegiert. 

Die französischen Schriftsteller scheinen das nicht erkannt zu 
haben, wenn sie auch contrainte als moralischen Zwang auffassen, 
l’m so wichtiger ist Stämptiis Feststellung, die ich für richtig halte. 

Der Tatbestand von chantage ist in einem Punkte weiter gefasst 
als das Verbrechen der extorsion, indem auch bares Gehl als 
Gegenstand der Erpressung genannt wird. Die französische Praxis 
nimmt an, extorsion und chantage setzen den Zweck voraus, sieh 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. 
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Aus der lehrreichen Vergleichung von Ha ui) und Erpressung 
im französischen Strafrecht ist hervorzuheben, dass die Erpressung 
früher gestützt auf eine Gesetzesstelle (Art. 401) als ein Fall des 
Diebstahls angesehen wurde, während sie nun als selbständiges 
Delikt anerkannt ist. Treffend charakterisiert Stlimpfli die Entwick- 
lung der „Erpressungsidee“ in Frankreich, d. h. die Entwicklung' 
der Erpressung zu einem selbständigen Tatbestand. Der Verfasser 
stellt die Prognose, auch Frankreich werde wie Deutschland zu 
einem einheitlichen Tatbestand gelangen. Dabei nimmt er gewiss 
mit Hecht an, dass die Erpressung des deutschen Rechtes die Fälle 
von chantage einbeziehe. 

Es genüge, auf die sorgfältige Darstellung des kantonalen 
Strafrechts zu verweisen. Dagegen verdient die ausgezeichnete Kritik 
des schweizerischen Strafgesetzentwurfs besondere Beachtung. 

Der allzu knappen Fassung des Entwurfs 

„Wer .jemanden durch Gewalt oder durch Drohungen (irgend 
welcher Art) einen unrechtmässigen Vorteil abzunötigen sucht’ 1 .... 
stellt Stämpfli folgende an die „Nötigung“ ankniipfende Fassung 
gegenüber: 

.. Wer, um .sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen (unrecht- 
mässigen) Vermögensrorfeil zu verschaffen , jemanden durch Gewalt 
oder Drohungen nötigt, etwas zu tun, zu lassen oder zu dulden, wird... 
bestraft .“ 

Ich halte diesen Vorschlag für glücklich. Der Tatbestand stimmt 
nach der einen Seite hin mit der Nötigung überein und unter- 
scheidet sich von ihr durch die Absicht, sich oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. So tritt die 
Vollendung in dem Zeitpunkt ein, in dem der psychologische Effekt, 
die Nötigung, erreicht wird. Der Verfasser erachtete einen beson- 
dern Tatbestand für chantage als überflüssig, was sich aus seiner 
grundsätzlichen Auffassung genügend erklärt und rechtfertigt. 

Die Mitteilungen über „die Behandlung des «chantage» auf 
dem Brüsseler Kongress von 1900“ enthalten manche interessante 
Bemerkung und Beobachtung, aber das Problem ist durch den 
Kongress kaum erheblich gefördert worden. Stooss. 


Dr. jur. Hermann Lucas, wirklicher geheimer Oberjustizrat und 
Ministerialdirektor: Anleitung zur strafrechtlichen Praxis. Ein 
Beitrag zur Ausbildung unserer jungen Juristen und ein Rat- 
geber für jüngere Praktiker. Zweiter Teil: Das materielle 
Strafrecht. Berlin tf)04, Otto Liebmann, 424 S. 

Der glänzende Erfolg «les ersten, strafprozessualen Teils der 
„Anleitung zur strafrechtlichen Praxis“ hat den Herrn Verfasser 
bestimmt, den zweiten Teil, das materielle Strafrecht, rasch folgen 
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zu lassen. Lucas erweist sich auch hier als ein Meister der Kasuistik, 
er schöpft aus reicher kriminalistischer Erfahrung, und er versteht 
es ausgezeichnet, die wichtigsten strafrechtlichen Verhältnisse an 
Fällen, die aus dem Leben gegriffen sind, zu entwickeln. Im Grunde 
hält Lucas mit seinen Lesern ein Seminar ab; er wendet sich haupt- 
sächlich au juristische Anfänger, doch kann jeder Kriminalist aus 
dem Buch manches lernen. 

Die Darstellung gestaltet sich zum Teil lehrbuchartig. Doch 
bildet die Kasuistik den eigenartigen Vorzug des Werkes, und es 
wäre vielleicht ratsam, das Buch ausschliesslich in den Dienst 
dieser Aufgabe zu stellen und die Fälle nur mit einigen allgemeinen 
Sätzen einzuleiten oder abzusehliossen. Denn das Buch ist kein 
Lehrbuch, und es kann das Lehrbuch nicht ersetzen ; es ist ein 
Lehr mittel anderer Art. Deshalb ist nichts dagegen einzuwenden, 
dass der Stoff nach der Legalordnung angeordnet wird, die sich 
für eine streng wissenschaftliche Darstellung nicht eignet. Es ist 
nicht erforderlich, dass alle Lehrmeinungen über eine Frage zu- 
sammengestellt werden, es genügt, dass der Verfasser seine Ansicht 
vertritt und, wenn er von der herrschenden Meinung abweicht, darauf 
aufmerksam macht. Da der Verfasser allein der Ausbildung zur 
Praxis dienen will, so sollte er sich auf das geltende Recht beschränken. 
Ich (inde, cs sei nicht nötig gewesen, hier „Fragen der Rechts- 
politik und zukünftigen Gesetzgebung zu streifen“. Gewiss soll die 
Reformbewegung, zu der sich Lucas übrigens ablehnend verhält, 
„keinem Kriminalisten gänzlich unbekannt sein dürfen“. Wenn sich 
Lucas aber verpflichtet erachtet, Anfängern diese Kenntnis in einer 
Anleitung zur Praxis zu vermitteln, so überschreitet er die Grenze 
seiner Aufgabe. Stooss. 


Aargauische Strafgesetze. Herausgegeben von Dr. Hermann Huber, 
Fürsprech. Wahlen (Kasimir Meyer) 1904. — 'JOS Seifen Taschen- 
format, kartoniert, Fr. 3. 

Dieses bequeme Taschenbuch enthält zunächst die Gesetzes- 
texte der Hauptgesetze, des peinlichen Strafgesetzes von 1857, des 
Zuchtpolizeigesetzes von 1868, der Ergänzungsgesetze von 18f>8 
und I88t> und des neuesten Ergänzungsgesetzes von 1903. (Siehe 
unsere Zeitschrift XVI 11903], S. 207.) Dann folgen eine Reihe von 
Nebengesetzen des Bundes und des Kantons, aus denen das Wucher- 
gesetz, das Gesetz über die Rehabilitation, die Verordnungen über 
Begnadigung, bedingte Freilassung und Schutzaufsicht und die 
Gesetzgebung über die Zwangsarbeit ganz besonders hervorzuheben 
sind. Schon diese Sammlung zerstreuter, schwer erhältlicher Gesetze 
war verdienstlich: der Herausgeber hat sich aber auch die weitere 
Mühe nicht reuen lassen, «lie ältern Gesetze genau darauf zu 
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prüfen, inwieweit sie durch die neuern in einzelnen Bestimmungen 
aufgehoben oder abgeändert worden seien. Dazu sind die in den 
Jahresberichten des Obergerichts allerdings nur in spiirlicher Anzahl 
mitgeteilten Präjudizien sorgfältig ausgezogen und den betreffenden 
Gesetzestexten als fortlaufender Kommentar beigefiigt worden. Also 
im ganzen einunentbehrlichesBüehleinfürjeden,der aarganischesStraf- 
recht zu kennen oder zur Anwendung zu bringen hat. Zürcher. 


Prof. Dr. Fr. Meili : Das internationale Zivilprozessrecht auf Grund 
der Theorie, Gesetzgebung und Praxis. II. Teil. 17 Bogen Lexikon- 
format. Zürich, Art. Institut Grell Füssli, 1904. Preis Fr. 9. 
(Mk. 7.50.) 

Gemäss dem im Vorwort zum ersten Teil abgegebenen Ver- 
sprechen erscheint schon jetzt der zweite Teil, der u. a. die Lehre 
vom Gerichtsstand sehr eingehend behandelt. Wir entnehmen den 
Auseinandersetzungen auf Seite 269, dass das internationale Recht 
nicht nur dem Gerichtsstand des Ortes der Begehung eines Ver- 
brechens gegenüber sich ablehnend verhält, sondern auch — wie 
übrigens das Bundesgericht im interkantonalen Verhältnisse — die 
adhäsionsweise Geltendmachung der Schadenersatzforderung vor 
dem Strafrichter ausschliesst. Das ist eine arge Behinderung der 
energischen Repression des Verbrechens, die baldmöglichst besei- 
tigt werden sollte. Wir legen diese Aufgabe dem Verfasser, unserm 
Vertreter an der Staatenkonferenz im Haag, wie auch dem schwei- 
zerischen Gesetzgeber, dringend ans Herz. — Strafrechtlich und 
strafprozessualisch interessant sind auch die Erörterungen und mit- 
geteilten Dokumente über die diplomatische Immunität. 

Zürcher. 


Dr. med. et phil. Robert Sommer, o. Professor der Psychiatrie an der 
Universität Giessen : Kriminalpsychologie und strafrechtliche 
Psychopathologie auf naturwissenschaftlicher Grundlage. Mit 
18 Abbildungen. Leipzig, Joh. Arnbr. Barth, 1904. XII und 
388 Seiten. Mk. 10. 

In den letzten Jahren kann man immer häufiger die Beob- 
achtung machen, dass die Psychiater und die Kriminalisten sich 
gegenseitig näher kommen. Missverständnisse — um solche handelt 
es sich zumeist, ich glaube, sogar fast ausschliesslich — sind bei 
mangelnder Spezialausbildung oft schwer zu heben, aber auf beiden 
Seiten besteht der gute Wille dazu. Das beweisen die psychiatrisch - 
juristischen Vereinigungen, die neuerdings zahlreich sich bilden, 
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das bezeugt die neue Zeitschrift Aschaffenburg», die Monatsschrift 
für Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform (vgl. unsere Zeit- 
schrift lauf. Bd., S. 98), das beweist neben zahlreichen andern Ver- 
ständigungsbestrebungen auch das vorliegende Buch. Als eine 
hoch einzuschätzende Aufklärung von der andern Seite muss na- 
mentlich der Jurist das Werk willkommen heissen, und für ihn 
wird es der Verfasser wohl auch in erster Linie bestimmt haben. 

Sommer will gleichsam eine kriminalpsychologische Klinik vor- 
führen, er will durch die Analyse einzelner Fälle die Frage des 
Kausalzusammenhanges von psychischen Vorgängen und Handlungen 
prüfen, um so zu der Lehre eines gesetzmüssigen Zusammenhanges 
zwischen Charakter, äussern Einflüssen und Handlungen zu gelangen. 
Aber weiter handelt es sich für ihn um die Abgrenzung des Patho- 
logischen und Kriminellen, aber nicht nur in dem nächstliegenden 
Sinne einer Grenzziehung zwischen Zurechnungsfähigkeit und Zu- 
rechnungsuufühigkeit, sondern die Erkennung „der gesamten geisti- 
gen Eigenschaften des rechtbrechenden Menschen“ ist das Ziel, die 
Affekt- und Willensvorgänge allgemein, dann namentlich die intel- 
lektuellen Störungen sind zu erschliessen (S. VIII — XI). Dabei 
bemerkt Sommer, dass die Kriminalpsychologie und die Psycho- 
pathologie beide auf die gemeinsame Wurzel der beobachtenden Psy- 
chologie zurückgehen; während aber eine praktisch brauchbare 
und methodisch entwickelte Kriminalpsychologie noch erst entstehen 
muss, „findet man überall im psyehopathologischen Gebiet Methoden 
und Begriffe schon ausgearbeitet, deren Anwendung und Weiter- 
bildung auf dem Felde der Kriminalpsychologie unabhängig von 
der Grenzbestimmung des Pathologischen erforderlich erscheint“ 
(S. 3). 

Also die Psychopathologie gleichsam die Lehrmeisterin für den 
Kriminalpsychologen ! Dieser Gedanke geht durch das ganze Buch, 
und er ist zweifellos richtig, davon hat mich die Lektüre voll- 
ständig überzeugt. So sind die zahlreichen Gutachten, die Sommer 
uns gibt, zu verstehen; die auf das kriminalpsychologisch Wesent- 
liche gerichtete Arbeit lässt im Einzelfall eine ausführliche Dar- 
stellung aller klinischen Symptomenkomplexe beiseite , nur im 
scharfen Umriss der ausgeprägten Fälle sind die verschiedenen 
Krankheitsformen festzustellen, damit ist Raum gelassen für die in 
der Kriminalpsychologie hervortretende Hauptfrage nach dem Ver- 
hältnis dev Handlang zum geistigen Zustande. 

Bei einem Werk, das wesentlich Lehrbuch sein soll, kann sich 
die Kritik damit begnügen, auf die Systematik hinzuweisen ; auf 
den reichen Inhalt im einzelnen eiuzugehen, ist hier nicht der Ort. 
Ich deute nur an, dass in den Kapiteln 3 — 15 die einzelnen Krank- 
heitsbilder zur Darstellung gelangen ; als Beispiele sind Gutachten 
der Giessener psychiatrischen Klinik verwertet, aber mehr noch : 
Sommer prüft jewcilen nach Möglichkeit, „ob die Auffassung des 
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geistigen Zustandes sich durch den weitern Verlauf bestätigt hat“, 
er macht die Probe an den Tatsachen und erhöht dadurch die 
Überzeugungskraft seiner Arbeiten. 

Die letzten Kapitel des Buches sind gewissermassen die Nutz- 
anwendung der vorangegangenen Einzeluntersuchungen : eng zu- 
sammenhängende Gedankengänge lassen sich im 18. — 20. Kapitel 
erkennen. Sommer führt hier aus, dass es tatsächlich geborene Ver- 
brecher gibt, d. h. Menschen mit angeborenen kriminellen Trieben 
bei guter Intelligenz. Diese Menschen sind nicht eo ipso krank, 
auch nicht strafunfähig; wenn heute ihnen gegenüber Strafen viel- 
fach wirkungslos sind, so liegt das an der Beschaffenheit unserer 
Strafensysteme. Hier ist einzusetzen und die Strafe umzugestalten 
im Sinne einer individual- und sozial pädagogischen Massregel. Von 
diesem Gesichtspunkt aus haben diejenigen Strafen ihre Berechti- 
gung, die „gemeinschädliche Handlungen bei dem einzelnen und 
bei der Gesamtheit zu unterdrücken“ vermögen (S. 324), oder von 
einer andern Seite aus betrachtet: Strafen sind notwendig, die im 
Einzelfall auf den zu Bestrafenden heilsam einwirken können. Diese 
Überlegungen führen Sommer notwendig dazu, u. a. auch die Todes- 
strafe als sozial pädagogisch wirkungslos abzuweisen. 

Die beiden Schlusskapitel (21 und 22) möchte ich überschreiben: 
Ziele der Kriminalpsychologie. Sommer kommt hier zu seinem Aus- 
gangspunkt zurück, er kann zum Schluss mit gutem Rechte das 
Postulat aufstellen, dass eine Durchdringung des ganzen Strafpro- 
zesses mit psychologischer Methode notwendig ist. Dazu gehört aber 
vor allem eine bessere psychologische und psychiatrische Vorbil- 
dung der im Strafprozess amtenden Organe; ist diese Forderung 
einmal erfüllt — Sommer bringt zu diesem Zwecke die Einrichtung 
kriminalpsychologischer Kliniken in Vorschlag — , dann wird auch 
der Psychiater nicht mehr fordern wollen und können, dass der 
Richter an sein Gutachten gebunden sei. So w-eist alles in dem 
Buch auf eine Verständigung zwischen Psychiater und Richter hin ; 
dass sie möglich ist, bezweifeln Einsichtige längst nicht mehr, ihre 
Voraussetzung ist aber ein Verstehenlernen im eigentlichen Sinne 
des Wortes und namentlich eine intensivere Beschäftigung der 
Juristen mit psychologischen und psychiatrischen Dingen. Darin 
kann Sommers Werk zum vortrefflichen Führer werden. 

Hafter. 

Dr. Adolf Merkel, zuletzt Professor in Strassburg i. E. Juristische 
Encyklopädie.. Dritte neu durchgesehene Auflage, herausgegeben 
von Dr. Rudolf Merkel, Professor in Freiburg i. B. Berlin 1904, 
J. Guttentag. 

Adolf Merkel hat seine Juristische Encyklopädie im Jahre 1885 
mit folgenden Worten eingeleitet: „Diese Schrift bietet einen Aus- 
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zug aus den Hnuptteilen der Rechtswissenschaft unter Hervorhebung 
der durch das Ganze des Rechts hindurchgehenden und dessen 
geistige Einheit begründenden Gedanken. 

Sie will cs dem Anfänger erleichtern, sich mit dem Rechte 
vertraut zu machen, dem schon Kundigen in der Richtung einer 
Vereinheitlichung unseres Wissens vom Rechte und einer Verein- 
fachung seiner Ausdrücke Anregungen geben.“ 

So gliedert sich der Inhalt in die allgemeine Rechtslehre und 
die juristischen Spezialwissenschaften : des Staatsrechts, Privat- 
rechts, Strafrechts, Prozessrechts, Kirchenrechts, Völkerrechts, von 
denen ein Auszug gegeben wird. 

Was Merkel damit geleistet hat, brauche ich hier nicht mehr 
auszuführen. Es handelt sich ja nicht darum, das Werk zu würdigen, 
dem es gelungen ist, die gesicherten Ergebnisse der Rechtslehre 
einheitlich und einfach zusammenzufassen und die doppelte Aufgabe 
zu lösen, den Anfänger in die Lehre einzuführen und den Fach- 
mann über den Zusammenhang des juristischen Wissens aufzuklären. 
Es handelt sich lediglich darum, die dritte neu durchgesehene 
Ausgabe der Juristischen Encyklopädie Merkels anzuzeigen. 

Erst im Jahre 1900, 15 Jahre nach Erscheinen der ersten 
Auflage, 4 Jahre nach dem Tode des Verfassers, erschien die zweite 
Auflage, die der Sohn Adolf Merkels, Professor Rudolf Merkel, 
herausgegeben hat. Nun folgt nach I Jahren die dritte Auflage. 
Das Buch hat sich also nach dem Tode seines Urhebers in weitere 
Kreise Bahn gebrochen. Mit Recht hat der Herausgeber so wenig 
als nur möglich daran verändert und namentlich die allgemeine 
Rechtslehre unverändert stehen lassen, mit Recht hat er das deutsche 
bürgerliche Gesetzbuch berücksichtigt und hier den Text um- 
gearbeitet und überall die Literaturangaben, namentlich auch durch 
Verweisungen auf Merkels gesammelte kleinere Schriften, ergänzt. 
So wird Merkel der Lehrer einer Generation, die er nicht mehr 
gesehen hat. 

Die Grösse Merkels tritt nun in Erfolgen hervor, die ihm zu 
Lebzeiten versagt schienen; seine Werke wirken auf die Nachwelt 
und werden von ihr in weiterem Umfange anerkannt als von den 
Zeitgenossen. Slooss. 


A. Goldenweiser. Rechtsanwalt in Kiew: Das 1 'erbrechen als Strafe 
und die Strafe als Verbrechen. Leit mot ire in Tolstois „Auf- 
erstehung“. Vortrag gehalten in einer Anwaltscersa inmht ng in 
Kiew. Berlin, R. L. Prager, 1904. 72 S. Mk. 2. 

Eine verständnisvolle mul warmherzige Würdigung von Tolstois 
grossem Roman, der mit erschütternder Realität die Schattenseiten der 
russischen Strafrechtspflege aufdeckt. Goldenweiser ül>t nicht Kritik, 


Digitized by Google 



350 


Literaturanzeigen. 


«•r stimmt dem Tolstoischen Gedankengang begeistert zu. Ich füge 
bei: Schildert Tolstoi auch russische Strafjustiz, so sind doch die 
Grundgedanken seines Buches über den Ort erhaben, sie gelten 
nicht nur für Russland, sondern für die ganze Welt, soweit sie 
noch unter dem Bann eines starren Vergeltungsstrafrechtes steht. 
Aber in den Ländern mit moderner Kultur regt sich’s überall, und 
wenn auch die Strafrechtsreform der nächsten Jahrzehnte das Recht 
des Staates, Strafe zu üben, noch unangetastet lassen wird, so 
gehen wir doch einer Umwertung des Strafprozesses und, hoffen 
wir, namentlich des Strafvollzuges entgegen, der die Vergeltungs- 
Rache-Idee zurücktreten lässt vor den Gedanken der Erziehung 
und Besserung. Damit ist vielleicht der Weg beschritten zu Tolstois 
Ziel, und die Entwicklung, der auch das Recht untersteht, bringt 
vielleicht einst die Zeit, wo die Menschen auf ihren Anspruch, 
Mitmenschen zu strafen, verzichten können. Hafter. 


Dr. Ernst Rosenfeld: Strafrechtspflege insbesondere Gefängniswesen 
in Ceylon. 

Dr. Eugen Friedländer: Der strafrechtliche Schutz des Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisses. 

(Abhandlungen des kriminalistischen Seminars an der Univer- 
sität Berlin, ». F., II. Bd., 3. Heft.) Berlin, Guttentag, 1903. 1 16 S. 

Zwei bemerkenswerte Arbeiten. Rosenfeld skizziert das Straf- 
recht der englischen Kronkolonie Ceylon, die, unabhängig von 
dem indischen Nachbarreich, selbständige Verfassung und Verwal- 
tung hat. Das ausführlich kodifizierte Strafrecht lehnt sich allerdings 
an die indischen Codes an. Die Gesetze zeigen moderne Züge: 
ilie bedingte Begnadigung und ein sorgfältiges Jugendlichen-Straf- 
recht sind hervorzuheben, die häufige Anwendung der Prügelstrafe 
erklärt sich aus lokalen Verhältnissen. — Weniger bestrickend ist 
das Bild, das der Verfasser vom Gefängniswesen Ceylons entwirft, 
das uns vielfach noch mittelalterlich anmutet ; die Crux ist übrigens 
dort wie bei uns die Arbeitsfrage. Aber während man bei uns in 
diesem Problem immer mehr den Wert und die Würde produktiver 
und individuell angepasstcr Arbeit entwickelt, hält, man in Ceylon 
vielfach noch unproduktive Arbeit beim Strafvollzug für unent- 
behrlich, gleichsam als Disziplinarinittel und um den stumpfsinnigen 
Eingeborenen die Strafe fühlbar und eindruckvoller zu machen. 

Der zweite Beitrag, den das lieft enthält, handelt von einem 
Thema, dessen Bedeutung mit der modernen Verkehrsentwicklung 
wächst, wie denn überhaupt das „Handelsstrafrecht“ je länger je 
mehr Beachtung und Behandlung erfordert. — Ein kurzer Gang 
durch Friedländers Schrift soll über ihren Gedankengang orientieren : 
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Den Strafschutz des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses kannte 
zuerst F'rankreich, das Land, von dem überhaupt der moderne 
Kampf gegen die concurrence déloyale jeder Art seinen Ausgang 
nahm. Strafschutz gewährten auch die partikulären deutschen Straf- 
gesetze, abgesehen vom proussischen, woraus sich erklärt, dass 
auch im R.-Str.-G.-B. ausdrückliche Bestimmungen über das Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnis fehlen. Die Anwendbarkeit der §§ 299/300 
(Verletzung des Brief- und Berufsgeheimnisses) ist für das gewerbliche 
Lehen gering. Die Lücken im Str.-G.-B. wurden bald fühlbar, und 
eine immer mehr anwachseude Bewegung, die sich gegen Missbräuche 
der Gewerbefreiheit richtet, brachte endlich im Jahre 1896 das 
Gesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes zu Stande. 
Vom Schutze des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses handeln die 
9 und 10. Line Umschreibung der Begriffe Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnis sucht man im Gesetz umsonst; Friedländer ver- 
sucht, den Begriff festzustellen, und gelangt an Hand der Literatur 
und der deutschen Rechtsprechung zu folgender Definition : „Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisse sind alle einem Geschäftsbetriebe eigen- 
tümlichen, nicht offenkundigen Tatsachen, welche, wie erkennbar 
zum Ausdruck gekommen ist, nicht offenbart werden sollen und 
an deren Nichtoffenbarung der Inhaber des Geschäftsbetriebes ein 
Interesse hat“ (S. 64/65). Aber welches Gut soll nun strafrechtlich 
geschützt werden? Der Verfasser erklärt: die redliche gewerbliche 
Arbeit, und zwar das Resultat der physischen und geistigen Kraft 
des Gewerbetreibenden, dem nach dem Prinzip der gerechten Ver- 
teilung des volkswirtschaftlichen Einkommens ein Recht an diesem 
Resultat zusteht (S. 76 — 78). — Endlich die Art des Schutzes. 
Man hat hier zu unterscheiden den Schutz gegen Angestellte und 
gegen Verrat durch Nirhtangestellte, im letztem Fall ist weiter zu 
trennen: Mitarbeiter, Konkurrenten können die Täter sein, aber 
auch andere Personen, und zwar namentlich Beamte, die kraft 
ihrer Amtseigenschaft Einblick in Gewerbegeheimnisse erlangen. 
Auf Grund dieser Feststellungen gibt Friedländer eine sorgfältige 
Darstellung der einschlägigen Rechtsnormen: neben §§ 9 und 10 
des Gesetzes über unlautern Wettbewerb kommen für das deutsche 
Recht in Frage Bestimmungen des Gewerbeunfallversicherungs- 
gesetzes, des Unfallversicherungsgesetzes für Landwirtschaft und 
Forstwesen, des Bauunfallversicherungsgesetzes, des Invaliden- 
versicherungsgesetzes, des Margarine- und des Weingesetzes. 
Schwierig würde es sein, diese verschiedenen Normen in eine alle 
Fälle umfassende Bestimmung zusammenzufassen, namentlich mit 
Rücksicht auf die verschiedene Behandlung, die der Geheimnis- 
verrat erfahren muss, je nachdem ein Konkurrent oder ein Beamter 
der Täter ist. Vielleicht wird das neuerdings sich geltend machende 
Bestreben, die strafrechtlichen Nebengesetze möglichst in das Straf- 
gesetzbuch einzuarbeiten, auch für diese Frage die Lösung bringen. 

Hafter. 
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Studienausgabe österreichischer Gesetze , veranstaltet von Dr. 
Alexander Löffler, Professor an der Universität Wien. Band 1. 
Das Strafrecht. Erste Htilfte. Die materiellen Strafgesetze, her- 
ausgegeben von Löffler. Leipzig, C. L. Hirschfeld, XIII, 457 
Seiten, Preis gebunden 4 Mark. 

Professor Löffler hat eine Studienausgabe österreichischer Ge- 
setze veranstaltet, die mit dem Strafrecht beginnt. Löffler stellt 
zunächst die Verfassungsgesetze zusammen, die sich auf das Straf- 
recht beziehen, dann folgt das Strafgesetz von 1852, im Anhang 
werden Novellen und Nebengesetze abgedruckt. 

Löfflers Studienausgabe zeichnet sich durch Vollständigkeit und 
Übersichtlichkeit des Inhalts und durch quellenmässige Zuverlässig- 
keit aus. Löffler bietet nur eine TV.r/ausgabe, aber eine muster- 
gültige Textausgabe. 

Löfflers Ausgabe hat gewiss auch für die schweizerischen Be- 
hörden und Juristen Interesse, die sich rasch und sicher über das 
geltende österreichische Strafrecht unterrichten wollen. Dem Straf- 
recht wird der Strafprozess folgen. 

Der Verleger hat das Buch trefflich nusgestattet. Stooss. 


Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour compte-rendu. 

Dr. W. Borgius: Die Ideenwelt des Anarchismus. Leipzig, Dietrich , 
1904. 68 S. Mk. 1. 

Strafrechtliche Abhandlungen, begründet con Benneckc, herausgegeben 
con Beling. Breslau, Schlettersche Buchhandlung, 1904. 

Heft 54. Dr. jur. E. Schleifenbaum: Begriff und Bedeutung 
des gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs in § 227 B.-G.-B. Mit 
besonderer Berücksichtigung des Begriffs der Rechtswidrigkeit. 
52 und 8 S. Mk. 1.50. 

Heft 55. Dr. jur. K. Wiechowski: Die Unterbrechung des Kausal- 
zusammenhanges. 48 8. Mk. 1.30. 

Heft 50. Dr. jur. F. Willenbücher : Die strafrechtsphiloso- 
phischen Anschauungen Friedrichs des Grossen. Ein Beitrag zur 
Geschichte der kriminalpolitischen Aufklärung im achtzehnten 
Jahrhundert. 65 S. Mk. 1.70. 

Dr. A. Weingart, Landgerichtsdirektor : Kriminaltaktik. Leipzig, Dnncker 
<f- Hnmblot, 1904. X mul 420 S. Mk. 8. 
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Luigi Lucchini: Sulla durata dei procedimenti penati. Interpellanza 
svolta alla Camera dei Deputati nella tornata del 13 giugno 1904. 
Roma 1.904. 35 p. 

Idem: Sulla condanna condizionale. Discorsi pronunziati alla C. dei 
Den. nelle prime, tornate del 27, 31 maggio e 4 giugno 1904. 
Roma 1904. 49 p. 

Idem: Sulle modificazioni all’ ordinamento giudiziario. Discorso pro- 
nunziato alla C. dei Dep-. nella prima tornata del 14 giugno 1904. 
Roma 1904. 26 p. 

Dr. A. e. Alberti, Uilfsrichter in Freudenstadt : Eigenmächtige Unrechts- 
hemmung, abgesehen von Notwehr und Notwehrhilfe. Stuttgart, Kohl- 
hammer, 1904. 50 S. Mk. 1. 50. 

Eduard Wüst: Die sichernden Massnahmen im Entwurf zu einem schwei- 
zerischen Strafgesetzbuch. Zürcher Dissertation. Zürich, Verlag von 
Albert Müller, 1904. 246 und Vili S. 

Dr. Karl Binding: Grund riss des deutschen Strafprozessrechts. Fünfte 
verbesserte Auflage. Leipzig, Dnncker & Hnmblot, 1904. 301 S. 
Max Treu: Der Bankrott des modernen Strafvollzugs und seine Reform. 

Stuttgart, Robert Lutz, 1904. 108 S. 

W. von Rohland, o. Professor der Rechte in Freiburg i. Br.: Straf- 
prozess - Fälle und Entscheidungen zum akademischen Gebrauch. 
Leipzig, Dnncker & lina. blot, 1904. 138 S. 
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Strafrechtszeitung. — Nouvelles pénales. 


Strafrecht. 

Reform des thnrgauischeu Strafrechtes. Die thurgauiseheu Behörden 
beschäftigen sich seit einer Reihe von Jahren mit der Revision des Straf- 
gesetzbuches von 1841/1868. Aus den Revisionsbestrebungen, die allerdings 
bis heute nodi zu keinem greifbaren Resultate geführt haben, sind fol- 
gende Hauptmomente herauszuheben : 

Bei der Genehmigung des regierungsrätlichen Rechenschaftsberichtes 
über das Jahr 1898 beschloss der Grosse Rat, der Regierungsrat habe eine 
Vorlage über Revision der §§ 21 und 40 — eventuell auch weiterer Para- 
graphen — des Strafgesetzbuches einzubringen in dem Sinne, «dass als 
Strafe für jugendliche Verbrecher auf Unterbringung in einer speziellen 
Besserungsanstalt» erkannt werden könne. Infolge dieses Auftrags legte 
der Regierungsrat unterm 8. Februar 1901 dem Kantonsrat 2 Gesetzes- 
entwürfe vor; der erste bringt nur eine Ergiinzung des § 40 des Straf- 
gesetzbuches in Vorschlag durch Beifügung eines Absatzes 2: 

« Bei Minderjährigen vom zurückgelegten 12. bis zum vollendeten 
18. Altersjahr kann der Richter verfügen, dass die Strafe in einer Straf- 
anstalt für jugendliche Verbrecher oder in einer Zwangserziehungsanstalt 
vollzogen werde. » 

Der 2. (eventuelle) Entwurf will dagegen den bisherigen §§ 21 und 4(1 
des Gesetzbuches folgende Fassung geben: 

«§ 21. (»egen Kinder, welche zur Zeit der Ausführung der Tat das 
14. Lebensjahr nicht zurückgelegt haben, findet keine Zurechnung statt. 
Diese ist ebenfalls ausgeschlossen bei Kindern vom zurückgelegten 14. bis 
zum 16. Altersjahre, wenn es sich ergibt, dass ihnen die Fähigkeit zur 
Unterscheidung der Strafbarkeit der Handlung abging. Jedoch kann in 
solchen Fällen die Anwendung polizeilicher Besserungsmittel angeordnet 
werden. 

§ 40. Bei Minderjährigen vom zuriickgelegteu 14. bis zum vollendeten 
16. Jahre wird statt der lebenslänglichen Zuchthausstrafe auf fünf- bis 
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fünfzehnjähriges Zuchthaus oder auf Arbeitshaus von wenigstens drei 
Jahren erkannt. Ferner wird jede zeitliche Freiheitsstrafe um ein bis drei 
Vierteile herabgesetzt und in die zunächst folgende gelindere Strafart 
nach dem im § 47 festgesetzten Massstabe verwandelt. 

Bei Minderjährigen vom zurückgelegten 14. bis zuin vollendeten 
18. Altersjahre kann der Richter verfügen, dass die Strafe in einer Straf- 
anstalt für jugendliche Verbrecher oder in einer Zwangscrziehungsanstalt 
vollzogen werde.» 

Aus der den Entwürfen beigegeben Botschaft, die durch ihren konser- 
vativen Geist sich von den Postulateli des modernen Strafrechts merk- 
würdig abhebt, zitiere ich folgende Stellen: 

« In Ausführung des uns erteilten Auftrages — schreibt der Regie- 
rungsrat — gelangten wir zunächst an das Obergericht und die Staats- 
anwaltschaft unseres Kantons mit der Anfrage, ob — abgesehen von den 
§§ 21 und 40 — auch noch andere und eventuell welche Paragraphen des 
Strafgesetzes für revisionsbedürftig gehalten werden. 

« Obergericht und Staatsanwaltschaft sprachen sich übereinstimmend 
dahin aus, dass mit Rücksicht auf den Stand der Vorarbeiten zu einem 
eidgenössischen Strafgesetzbuche eine Revision des kantonalen Strafgesetzes 
nur in dem Umfange vorgenommen werden soll, in welchem dieselbe vom 
Grossen Rate angeregt worden sei. 

* Auch wir sind der Ansicht, dass die Revision des Strafgesetzes nicht 
über die §§ 21 und 40 auszudehnen sei; ja wir finden sogar, dass sie auf 
den § 40 beschränkt werden soll. 

« Die Revision des § 40 besteht nach unserem Entwurf in einer Er- 
gami mg des Strafgesetzes, welche es dem Richter ermöglicht, bei jugend- 
lichen Angeschuldigten, d. h. bei solchen, die das 18. Altersjahr noch nicht 
zurüekgelcgt haben, zu verfügen, dass die Strafe in einer Strafanstalt für 
jugendliche Verbrecher oder in einer Zwangserziehungsanstalt vollzogen 
werde. Diese Ergänzung des Strafgesetzes entspricht dem uns von Ihnen 
erteilten Aufträge; über die Wünschbarkeit und Zweckmässigkeit derselben 
brauchen wir uns daher Ihnen gegenüber nicht weiter zu verbreiten, 
sondern wir können in dieser Beziehung einfach auf die ausführlichen 
Erörterungen Ihrer Rechenschaftsberichtskommission verweisen, auf deren 
Antrag hin Sie uns zu einer Revision des § 40 des Strafgesetzes einluden. 
Auch darüber bedarf es nicht vieler Worte, dass wir in unserem Kanton 
keine eigene Strafanstalt fiir jugendliche Verbrecher gründen können, 
sondern dass wir an eine bereits bestehende Anstalt eines anderen Kantons 
(z. B. Aargau) uns werden anschliessen müssen. Wir haben über die Mög- 
lichkeit und die Bedingungen eines solchen Anschlusses bereits Unter- 
handlungen eiugeleitet, sind aber zurzeit noch nicht im Falle, über deren 
Resultat Näheres mitzuteilen. 

* Dagegen haben wir uns etwas einlässlicher darüber auszusprechen, 
weshalb wir Ihnen beantragen, von einer Revision des § 21 des Straf- 
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gesetzes, welcher die Grenze der absoluten Strafunmündigkeit auf das roll- 
endete 12. Altersjahr festsetzt, Umgang zu nehmen. Es ist uns wohlbekannt, 
dass der Vorentwurf für ein schweizerisches Strafgesetzbuch die Straf- 
unmüudigkeitsgrenze auf das vollendete 14. Altersjahr erhöht hat. 

«... Wir verkennen nun keineswegs das Gewicht der Gründe, welche 
die Expertenkommission veranlassten, die Strafunmündigkeitsgreuze auf 
das 14. Altersjahr zu erhöhen. Es ist ja nicht zu leugnen, dass Kinder 
unter 14 Jahren hilufig strafrechtlich unzurechnungsfähig sind, und dass 
es immer einen peinlichen Eindruck macht, wenn ein noch ganz jugend- 
licher Angeklagter vor Gericht erscheinen muss. Allein auf der anderen 
Seite ist es doch eine offene Frage, ob man mit der Erhöhung der abso- 
luten Strafunmündigkeitsgrenze auf das vollendete 14. Altersjahr nicht zu 
weit ginge. Es können vielleicht doch, selten zwar — aber auch mit aus- 
nahmsweisen Verhältnissen muss der Strafgesetzgeber rechnen — Fälle 
Vorkommen, in welchen man es als einen Mangel des Strafgesetzes empfände, 
wenn man selbst gegenüber ausscrgcwöhulich frühreifen, gegen blosse 
Disziplinarstrafen bereits abgestumpften jugendlichen Missetätern unter 
14 Jahren, speziell gegenüber Bolchen ausländischer Staatsangehörigkeit, 
nur auf die sogenannte administrative Versorgung oder den Schularrest 
angewiesen, wenn dagegen jede Möglichkeit einer gerichtlichen Bestrafung 
ausgeschlossen wäre. Es stehen auch die jetzt geltenden Strafgesetze der 
meisten Schweizerkantone, sowie das aus dem Anfang der Siebziger jah re 
stammende. Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, bei dessen Beratung 
die vorliegende, Frage ebenfalls sorgfältig geprüft, wurde, auf dem gleichen 
Boden wie unser gegenwärtiges thurgauigehes Strafgesetz, so dass, wenn 
wir vorderhand auch bei der bisherigen Strafunmündigkeitsgreuze ver- 
bleiben, wir uns in guter Gesellschaft befinden. 

« Mag man aber prinzipiell mehr auf der Seite des eidgenössischen 
Vorenl wurfes oder mehr auf der Seite unseres jetzt; geltenden kantonalen 
Rechtes stehen, so liegt jedenfalls zurzeit keine Notwendigkeit oder Dring- 
lichkeit für eine Erhöhung der Strafunniündigkeitsgrenze vor. Denti ein- 
mal sind die Fälle, in welchen Kinder im Alter zwischen 12 und 14 Jahren 
strafrechtlich verfolgt werden, glücklicherweise verhältnismässig selten. 
Sodann aber hat, wenn solche Fälle Vorkommen, der Richter schon nach 
dem jetzigen Strafgesetz von Amtes wegen zu prüfen, ob dem Kinde die 
Fähigkeit zur Unterscheidung der Strafbarkeit der Handlung abging. 
Besass das Kind diese Fähigkeit nicht, so wird es strafrechtlich gar nicht 
verfolgt; jedoch kann in einem solchen Falle die Anwendung polizeilicher 
Besserungsmittel, z. B. Versorgung in einer Zwangserziehungsanstalt, an- 
geordnet werden. Nur wenn das Kind die Fähigkeit zur Unterscheidung 
der Strafbarkeit der Handlung besass, kann dasselbe bestraft werden. Wird 
nun noch dem Richter durch Revision des § 40 die Möglichkeit geboten, 
zu verfügen, dass die Strafe in einer speziell für jugendliche Verurteilte 
bestimmten Anstalt vollzogen werde, so besteht denn doch kaum mehr ein 
triftiger Grund, die gerichtliche Bestrafung eines im Alter von 12 — 14 Jahren 


Digitized by Google 



Strafrech tszeitunp. 


357 


stehenden Kindes unter allen Umstünden als unstatthaft zu erklären und 
au deren Stelle in allen Fällen die blosse Versorgung durch die Verwal- 
tungsbehörde oder die disziplinarische Bestrafung durch die Schulbehörde, 
treten zu lassen. 

« Wir sind nämlich nicht davon überzeugt, dass gegeuiiber Ange- 
klagtem unter 14 Jahren das administrative Strafverfahren vor dem gericht- 
lichen unbedingt den Vorzug verdiene. Wenn man sieh auf den Standpunkt 
des eidgenössischen Vorentwurfes stellt, d. h. wenn ein Kind unter 14 Jahren 
niemals gerichtlich bestraft werden darf, so sollte konsequenterweise auch 
die Untersuchung bei Vergehen, welche durch Kinder unter 14 Jahren ver- 
übt werden, nicht mehr durch die Organe der gerichtlichen Polisci (vgl. § 10 
des Geschwornengerichtsgesetzes), also nicht, mehr durch die Bezirksämter, 
sondern durch die Verwaltungs- oder Schulbehörde, welche über die Ver- 
sorgung oder disziplinarische Bestrafung des Kindes zu entscheiden hätte, 
geführt werden. Nun sind aber unsere Gemeinderäte, Kirchen- und Schul- 
vorsteherschaften — aus Mangel an Übung — zur Untersuchung von 
Straffällcn viel weniger geeignet als die Bezirksämter, welche sozusagen 
tagtäglich mit Untersuchungen sich zu befassen haben. Ohne richtige 
Untersuchung ist aber — namentlich in schwereren oder zweifelhaften 
Fällen — auch eine richtige Beurteilung nicht möglich. Wir betrachten es 
ferner als einen Nachteil des administrativen Verfahrens, dass eine Gemeinde- 
behörde den Beteiligten, <1. h. dem fehlbaren Kinde oder dem Beschädigten 
oder deren Verwandten und Freunden zu nahe steht, und dass, wenn es 
sich um eine Versorgung handelt, Rücksichten der Sparsamkeit oder, wenn 
eine Disziplinarstrafe auszusprechen ist, Gefühle des Mitleids, der Ent- 
rüstung, Wohl- und Übelwollen naturgemäss bei Gemeindebehörden eine viel 
grössere Rolle spielen als bei einem Gerichte, das den Parteien ferner steht. 
Dazu kommt, dass ein länger dauernder Schularrest, wie ihn der eidge- 
nössische Vorentwurf als Ersatz für die gerichtliche Strafe vorsieht, zur- 
zeit wohl nur in wenigen Gemeinden des Kantons vollzogen werden könnte; 
dass aber, wenn man jede Schulgemeinde zur Einrichtung eines zweck- 
entsprechenden Schularrestlokales verhalten wollte, eine solche Forderung 
leicht das Schicksal der Vorlage gefährden könnte. 

« Schliesslich machen wir auch darauf aufmerksam, dass durch Er- 
höhung’ der Strafunmündigkeitsgrenze eine sehr anstössige Ungleichheit 
zwischen Bundesstrafrecht und kantonalem Strafrecht geschaffen würde, 
welche bisher in unserem Kanton nicht bestand. Würde z. B. ein l-'ijährigrr 
Knabe absichtlich Steine in die Fenster eines vorüberfahrenden Eisenbahn- 
zuges oder auf die Isolatoren (Porzellanhütchcn) einer Telegraphenstange 
werfen, und wäre anzunehmen, dass er die Fähigkeit zur Unterscheidung 
der Strafbarkeit seiner Handlung besass, was bei einem der Alltagschule 
entlassenen Knaben in der Regel der Full sein wird, so müsste ein solcher 
Knabe auch in Zukunft nach Bundesstrafrecht wegen Eisenbahngefährdung 
bezw. Telegraphenbeschädigung gerichtlich bestraft werden. Würde aber 
der gleiche Knabe einem Nachbar uus Bosheit alle Fensterscheiben seines 
Hauses einwerfen, also eine erhebliche Eigentumsbeschädigung begehen, 
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so wäre er nach dem angeregten neuen kantonalen Rechte noch als straf- 
rechtlich absolut unzurechnungsfähig 1 zu behandeln, und es könnte daher 
nur disziplinarisch gegen denselben eingeschritten werden. Die Herbeiführung 
einer solchen Ungleichheit zwischen Bundesstrafrecht, dessen Abänderung 
nicht in unserer Hand liegt, und kantonalem Recht erscheint uns als ein 
zweifelhafter Fortschritt. 

« Sollten Sie indessen in Abweichung von unserer Anschauung auch 
den § 21 in die Revision einbeziehen, so haben wir für diesen Fall einen 
eventuellen Entwurf aufgestellt, in welchem wir einfach da, wo uuser 
jetziges Strafgesetz das 12. Altersjahr anführt, dieses durch das 14. ersetzt, 
im übrigen aber den bisherigen Wortlaut des § 21 unverändert belassen 
haben. 

«Was die Konten des Strafvollzuges und der Anwendung polizeilicher 
Besseruugsmittel anbelangt, so sind wir der Ansicht, dass, insofern der 
Richter von der ihm durch den revidierten § 40 eingeräumten Befugnis Ge- 
brauch macht, die Kosten des Strafvollzuges durch den Staat unter Rück- 
griff auf den Verurteilten zu tragen seien; dass dagegen für die aus der 
Anwendung polizeilicher Besserungsmittel (Scludarrcst, Anstaltsversorgung 
etc.) erwachsenden Kosten grundsätzlich die demande des Wohn-, eventuell 
Bürgerortes ebenfalls mit. Rückgriff auf den Fehlbaren einzustehen und 
dass der Staat an solche Kosten lediglich nach Massgabe der bisherigen 
Bestimmungen (Verordnung über Verwendung des Alkoholzehntels) Bei- 
träge zu leisten habe. » 


Ober die Vorschläge des Regierungsrates waren die Meinungsver- 
schiedenheiten im Schosse der Gesetzgebungskommission des Grossen 
Rates so gross, dass der Rat in der Sitzung vom 10. März 1902 beschloss, 
von einer Partialrevision des Strafgesetzbuches abzusehen, dagegen eine 
Gesamtrevision des thurgauischen Strafrechtes anzubahnen; der Regierungs- 
rat wurde mit der Einleitung der vorbereitenden Massnahmen beauftragt, 
ln Erfüllung dieses Auftrages Hess sich der Regierangsrat zunächst ein 
obergerichtliches Gutachten über die Revisionsfrage ausarbeiten, das mit 
Datum vom IT. Februar 1904 ihm zuging’; schriftliche Meinungsäusserungen 
der untern Gerichtsinstauzen waren den obergerichtlichen Betrachtungen 
beigegeben. Aus dem Gutachten sind folgende Stelleu der Erwähnung wert: 

. Die Ansicht des Obergerichtes geht dahin, dass unser Strafgesetz- 
buch als Ganzes wohl auch heute noch als Kodifikation der herwärtigen 
Rechtsauffassung im Kanton betrachtet werden könne, und eine Revision 
desselben in seiner Totalität heute iceder als absolut notwendig, noch als 
durchaus dringlich erscheint Kotwendig wäre sie nur dann, wenn bei An- 
wendung des Strafgesetzes der Richter oft auf Bestimmungen stossen würde, 
welche der allgemeinen Rechtsauffassung nicht entsprechen. Das kann aber 
nicht behauptet werden und ist auch nie 'behauptet worden. Dazu kommt 
nun aber noch die sehr beachtenswerte Tatsache, dass zufolge Revision 
der Bundesverfassung seit 1898 die Kompetenz zur Oesrtzgebung auf dem 
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Gebiete des Strafrechts auf dio Eidgenossenschaft übergegangen ist. Wenn 
es auch noch einige Zeit dauern kann, bis eine einheitliche Norm die heute 
noch bestehenden kantonalen Strafrechte beseitigt, so ist in Betracht zu 
ziehen, dass bereits seit Jahren sehr gründliche Studien für ein schweize- 
risches Strafgesetzbuch gemacht wurden — der neueste Vorentwurf nach 
den Beschlüssen der von dem eidgenössischen Justizdepartement mit der 
Durchsicht des Vorentwurfes von 1896 betrauten Expertenkommission datiert 
vom Juni 1908. Die hauptsächlichsten Differenzen bestellen über die mass- 
gebenden Prinzipien, und es wird der Kampf über dieselben alsdann auf 
eidgenössischem Boden auszufechten sein. Es erscheint nun dem Obergericht 
inopportun, diesen Kampf vorerst auf dem kleinen Gebiete eines Kantons zu 
inaugurieren, eventuell sogar durchzuführen, um dann kurze Zeit nachher 
die geschaffene Grundlage einfach wieder aufgeben zu müssen für den Fall, 
dass das einheitliche Recht dieselbe nicht oder doch nur teilweise akzep- 
tieren würde. Es dauert, aber immer eine gewisse Zeit, bis neue Grund- 
sätze des Strafrechts sich in das Rechtsbewusstsein des Volkes eingelebt 
haben. 

« Ein Kampf über die Prinzipien Hesse sich aber auch nicht vermeiden! 
denn es ist unausbleiblich, dass auch bei uns die verschiedenen theoreti- 
schen Anschauungen sich bei einer Totalrevision des Strafrechts geltend 
zu machen suchen würden, und cs müsste gewiss auch der thurgauische 
Gesetzgeber über die Zulässigkeit derselben sich Rechenschaft ablegen. Es 
ist aber zu hoffen, dass das zu erwartende eidgenössische Strafrecht den 
modernen Theorien, soweit sie für unsere Verhältnisse sich als zutreffend 
erweisen sollten, ebenfalls Rechnung tragen wird, so dass dann auch unser 
Strafrecht, soweit uls nötig, modernisiert werden wird. Hierbei ist weiter zu 
berücksichtigen, was sich namentlich auch aus dem bereits entbrannten 
Kampf um das eidgenössische Strafreeht zur Evidenz ergibt, dass die all- 
gemein als modern bezeichneten Prinzipien im Strafrecht noch weit davon 
entfernt sind, eine unabänderbare, feste und allgemein anerkannte Gestalt 
erhalten zu haben, so dass sich deren Einführung hierorts, etwa auf dem 
Wege des Experiments, als kaum gerechtfertigt erweisen würde. Es darf 
auch darauf verwiesen werden, dass die Strafgesetzbücher der uns umge- 
henden Kantone und des an uns grenzenden Auslandes im wesentlichen 
auf denselben Prinzipien beruhen, wie das unsrige, und dass dort, wo Re- 
visionen angestrebt und vorgenommen worden sind, dieselben sieh in ihrem 
Wesen als Teilrevisionen darstellen. Das Übergericht verneint deshalb aus 
theoretischen und praktischen Gründen die Xotirendigkeit und Dringlichkeit 
einer Totalrevision. 

«Was in zweiter Linie die Frag'e der Partialrcrision anlangt, so stimmt 
das Obergericht zunächst der Meinung hei, es sei dieselbe auf das Xiitigc 
und Dringliche zu beschränken, da es namentlich auch aus den kantonalen 
Revisionsarbeiten aus den Sechzigerjahren sich ergibt, dass eine, blosse Alt- 
änderung einzelner Paragraphen innerhalb einer nach ganz bestimmten 
Prinzipien aufgebauten gesetzgeberischen Arbeit sich als unpraktisch und 
vielfach sinustöreud erweist. Für eine Partialrevision werden im wesent- 
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lichen drei Punkte von den ersten Instanzen releviert : zum ersten die Ver- 
kürzung der Minimaldauer der Arbeilskansslrafe ; zum zweiten die Herabsetzung 
einzelner als zu hoch empfundener Straf minima und zum dritten die Be- 
handlung jugendlicher Verbrecher. 

« In der erstgenannten Richtung erscheint eine Abhülfe auf dem Wege 
der Partialrevision kaum als durchführbar, weil durch eine solche ein Ein- 
riss in das Strafensystem des Gesetzbuches gemacht würde, der von unbe- 
absichtigten Konsequenzen sein könnte. Es würde dadurch zweifelsohne 
eine Änderung im Strafvollzüge herbeigeführt, von der es fraglich wäre, 
ob sie ohne weiteres durchgeführt werden könnte. Allein es erscheint auch 
vom kriminalpolitischen Gesichtspunkte aus richtig, dass schwere Vergehen 
durch eine Strafe verbüsst werden sollen, welche den Verbrecher die Schwere 
seines Vergehens durch nicht zu kurze Dauer empfinden lässt, während fiir 
gelindere Vergehen die nicht mit Ehrenfolgen begleitete Gefängnisstrafe als 
ausreichend bezeichnet werden muss, namentlich daun, wenn einmal, was 
ja durch die Motion Germana bereits angeregt ist, auch die Gefängnis- 
insassen zur Arbeit angehalten werden. 

« Bezüglich des zweiten Punktes ist zuzugeben, dass unser Strafgesetz 
einzelne Delikte mit hohen Strafminima bedroht (§§ 59, 102 ff. und 197 St.-G.). 
Allein einmal verdienen diese Delikte ihrer Schwere wegen eine intensive 
Strafe, und darf der Verübung derselben mit aller Strenge entgegengetreten 
werden ; anderseits enthält das Gesetz selber Bestimmungen, nach welchen, 
sofern die Verhältnisse es rechtfertigen, der Richter die Strafe in weitem 
Masse mildern kann (§ 59, Absatz 2, § 104, § 201). Es erscheint demnach 
dem Obergerichte auch nach diesen beiden Richtungen eine Revision weder 
notircndig noch dringlich. 

* Anders verhält es sich mit dem dritten Punkte. Die Bestimmungen 
über die Strafwürdigkeit und die Bestrafung jugendlicher Verbrecher er- 
scheinen beute nicht mehr als ausreichend. Wenn auf einem Gebiete des 
Strafrechts das Prinzip der Sühne vor demjenigen der Besserung zurück- 
treten soll, so hat das in bezug auf die Behandlung der Minderjährigen zu 
geschehen, wo eher von Bewahrung als von Bestrafung gesprochen werden 
soll. In dieser Bestrebung- ist der modernen Bewegung im Strafrechte ge- 
wiss zuzustimmen, und in dem Falle, wo ein jugendlicher Verbrecher sei 
es dem Arbeitshause — der hohen Schule des Verbrechers —, sei es dem 
Gefängnis überantwortet werden soll, wird das Rechtsgefühl am ehesten 
verletzt. Denn an diesen beiden Orten ist eine angemessene Erziehung des 
jugendlichen Delinquenten kaum möglich, auch wenn allenfalls der Lehrer 
des Ortes eingeladen wird, demselben gelegentlich einige Unterrichtsstunden 
zu erteilen. Hier sollte eine zweckentsprechende Zwangserziehung in eigens 
dazu eingerichteten Anstalten erfolgen, in denen der jugendliche Verbre- 
cher von Versuchungen abgehalten, er auf das Verwerfliche jeglicher ver- 
brecherischen Handlung aufmerksam gemacht, und ihm jede Gelegenheit, 
entzogen wird, sich in Gesellschaft bejahrter Verbrecher im fatalen Sinne 
weiter auszubilden. In dieser Richtung streben denn auch die modernen 
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Gesetzgebungen Veränderungen an (vgl. Strafprozessreform im Kanton 
Zürich). 

«Es ist nicht richtig, dass der Richter die gleichen Rechtsregeln, welche 
für den Erwachsenen gelten, gegenüber Jugendlichen zur Anwendung 
bringen muss, bei denen der Hauptzweck der Bestrafung, die Besserung, 
in den Hintergrund gedrängt wird durch die Momente der Sühne und der 
Abschreckung. Da« Gefühl der Unzulänglichkeit der in unserm Strafgesetz 
§§ 21 und 40 enthaltenen Bestimmungen muss aber der Richter bei jedem 
Fall, in dem ein Jugendlicher zur Aburteilung gebracht wird, empfinden, 
und es muss ihm eine Revision dieses Punktes jedesmal nicht bloss als not- 
wendig, sondern auch als dringlich erscheinen. Es kann zudem eine solche 
Teilrevision auch sehr wohl vorgennmmen werden, indem die Behandlung 
der Jugendlichen ja auch im Strafrecht eine Abteilung für sich bildet, einem 
ganz speziellen Zweck dient und deshalb nicht so eng mit den sonst im 
Strafgesetzbuch vertretenen Prinzipien verflochten ist, dass eine Ablösung 
nicht möglich wäre. Es würde das Obergericht die Wiederaufnahme der 
bereits einmal vorgenommenen Revisionsarbeiten in dieser Richtung be- 
grüssen, und es könnte seinerseits dem Erentnalantrage den Bcgicrnngsraten 
com 8. Februar 1901 nur zustimmen, der eine fiir unsere Verhältnisse rich- 
tige Lösung brächte. Demnach gelaugt das Obergericht zum Anträge, es 
sei das thurgaidsehe Strafrecht in bezug auf die Behandlung der jugendlichen 
Verbrecher teilweise zn revidieren. 

«Wenn wir somit mit uuserem Gutachten die Totalrevision des Straf- 
rechtes betreffend im wesentlichen zu einem negativen Schlüsse gelangen, 
und zwar namentlich auch mit Rücksicht darauf, dass die gesetzgeberische 
Behandlung dieser Materie heute in die Kompetenz des Bunden fällt, so 
möchten wir nicht unterlassen, Sie auf einzelne unseres Erachtens eher der 
Revision bedürftige Gebiete im Gerichtswesen aufmerksam zu machen, welche 
den Kantonen zur Betätigung in der Gesetzgebung überlassen sind. Wir 
verweisen auf das Polizeistrafrecht, das im Kanton bis jetzt nicht einheit- 
lich kodifiziert ist, vielmehr im wesentlichen auf dein teilweise antiquierten 
Reglement über die Handhabung der niedern Polizei vom IG. Dezember IKiifi 
beruht, oder dann in zahlreichen Einzelerlassen enthalten ist. 

«Im weitem wird die Frage angeregt, ob nicht der korrektioneile Straf- 
prozess in einer den modernen Anforderungen mehr entsprechenden Art 
revidiert werden sollte, indem namentlich das System der Schriftlichkeit 
wenigstens teilweise durch dasjenige der Mündlichkeit ersetzt werden sollte, 
etwa in der Art, wie diese Frage durch die eidgenössische Mililiirnlraf- 
gerichtnordnung vom 2H. Juni 1K89 für die Divisionsgerichte gelöst worden ist. 

« Wir begnügen uns zurzeit mit diesen Anregungen, es Ihnen über- 
lassend, ob Sie Ihrerseits ein Vorgehen in dieser Richtung beim Grossen 
Rate in Vorschlag bringen wollen. » 

Dieses Gutachten hat der Regierungsrat am 4. Mürz 1904 dem Grossen 
Rate vorgelegt. Zu den Vorschlägen des Obergerichts stellt er sich dabei 
folgendermassen : Auch der Regierungsrat lehnt eine Totalrevision des 
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Strafgesetzbuches ab und schlägt vor, dass der Rat, wenn er überhaupt auf 
die unterm lì). März 11)02 abgelohnte Partialrevision zurückkommen wolle, 
die Revision auf die Behandlung - der jugendlichen Verbrecher beschränke, 
andere Reformen seien zurzeit inopportun. — In diesem Stadium steht 
momentan die thurgauische Revisiousfrage. Wie mir Herr Staatsschreiber 
Dr. Wehrli in Frauenfeld mitteilt, hat sieh der Grosse Rat mit der Frage 
noch nicht weiter befasst, und aueh die vorberatende Gesetzgebungskom- 
mission des Rates hat noch nicht Stellung genommen. Hafter. 
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Strafvollzug. 

Kanton Bern. In Jen Strafanstalten Witeuil und Thorberg wurde am 
13. und 14. Juli 1904 eine Prüfung aller Sträflinge unter 30 Jahren im 
Lesen, Rechnen und Aufsatz vorgenonunen, da die Regierung sich mit 
der Frage beschäftigt, ob in den Strafanstalten Unterrichtsstunden ein- 
geführt werden sollen. Über die Anlage und die, Resultate der Prüfungen 
berichtet mir Herr F. Grossen, Vorsteher der Zwangserziehungsanstalt 
Trachselwald, einer der Prüfenden, folgendes: 

Die AufsaUthrmata lauteten: 

1. Ein Sonntag in Witzwil resp. in Thorherg. 

2. Ein Arbeitstag in Witzwil resp. in Thorberg. 

3. Etwas aus meinem Leben. 

Im Rechnen wurden jedem Prüfling 4 Aufgaben gestellt, die den Vor- 
schriften über die Rekruteupriifungen entsprachen. 

Die Prüfungsergebnisse sind aus folgender Tabelle ersichtlich: 


Note 

Lesen 

Kechueu 

Aufsatz 

Noten 

in beiden An- 
stalten zu- 
sammen 

Witzwil 

Thorberg 

Witzwil 

Thorberg 

Witzwil 

Thorberg 

43 Strilli. 

35Sträfi. 

43 Strilli. 

35 strliM. 

43 Stritt!. 

35 Sträfl. 

78 Strilli. 

I (gut) . . . 

II (s). gut) . . 

III (mittelmiisg.) 

IV (schwach) . 

V (schlecht) . 

Total 

*/• 

10—44,18 
1 '»=34,88 

7=10,27 
2= 4,65 

*'• 

11=31,42 
12=34,28 
10=28,57 
1= 2,85 
1= 2,85 

•/• 

8=18.60 
1= 0,80 
23=53,48 
5=11,62 
3= 6,97 

0/ 

8=22,85 
11=31,42 
7=20 
5=14 28 
4=11,42 

•/o 

1= 2,32 
9=20,93 
21=48,83 
9=20,93 
3= 6,97 

5=14,28 
7=20 
13=37,11 
ir=25,71 
1= 2,85 

52=22,22 
58=24,78 
81=34,61 
31 = 13,24 
12= 5.12 ! 

43=99,98 

85=90,97 

48=99,97 

35=99,97 

43=99,98 

35=99.98 

234=99,97 









Herr Grossen fügt noch bei, dass die Italienisch sprechenden Sträf- 
linge nicht' geprüft wurden, ferner, dass eine Vergleichung mit den Er- 
gebnissen der Rekrutenpriifung nicht bei allen Prüflingen möglich war, 
da in Witzwil nur 12 von 43 Dienstbiichleiu, in Thorberg nur 6 von 35 
Vorlagen. Auf Befragen erklärten in Witzwil 38, in Thorberg alle, dass 
sie die Erteilung von Unterrichtsstunden wünschen. Hafter. 
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v Anhang. — Supplément. 


Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Bundesgesetzes vom 
27. August 1861 über die Strafrechtspflege für die eidgenössischen 
Truppen, vom 23. Juni 1904. (Eidg. G.-S., n. F., XX, S. 127.) 

«Art.. 1. Bas Bundesgesetz vom 27. August 1851 über die Strafrechts- 
pflege, für die eidgenössischen Truppen wird ergänzt wie folgt : 

Art. 35 bU . Bei den Verbrechen der Eigentumsbeschädigung (Art. 130, 
erster Satz), des Diebstahls (Art. 131 — 136), der Veruntreuung (Art. 150 — 162) 
und des einfachen Betruges (Art. 153 und 154) kann der Richter, wenn die 
Handlung im Instruktionsdienste verübt wurde, bis auf einen Dritteil des 
Mindestmasses der angedrohten Freiheitsstrafe hinuntergehen und nach 
Art. 7, Absatz 4, an Stelle von Zuchthausstrafe Gefängnisstrafe setzen. » 

Das Gesetz ist mit dem 5. Oktober in Kraft getreten. 


Digitized by Google 



365 


Das Strafensystem des schweizerischen Strafgesetz- 
entwurfes und sein Einfluss auf die sachliche 
Zuständigkeit der Gerichte. 

Von 

Prof. Dr. Philipp Thormann in Bern. 

Nach einem am 31. Oktober 1904 an der Hauptversammlung des 
bernischen Juristen verein« gehaltenen Vortrage. 


Den Gegenstand dieser Untersuchungen bildet eine gerichts- 
organisatorische und strafprozessuale Frage: Wie kann nach 
Einführung des als Entwurf vorliegenden schweizerischen Straf- 
gesetzbuches die sachliche Zuständigkeit der Strafgerichte ge- 
ordnet werden? eventuell welche Wünsche in bezug auf die 
Gerichtsorganisation lassen sich aus dem Strafensystem des 
schweizerischen Strafgesetzentwurfes ableiten? 

Es ist somit nicht eine durchgreifende Darstellung des 
Strafensystems des Entwurfes geplant, vielmehr wird nur so weit 
auf dasselbe eingetreten werden, als zur Erreichung des ge- 
wünschten Zieles notwendig ist. 

Zuerst möchte ich einige Betrachtungen teils allgemeiner, 
teils historischer Natur vorausschicken. 

Während es sich theoretisch sehr wohl denken liesse, dass 
der Staat eine einzige Gerichtsbehörde (eventuell einige einander 
koordinierte Behörden) mit der Ausübung der Strafgerichtsbar- 
keit beauftragen würde, so dass ein Streit über die sachliche 
Zuständigkeit gar nicht aufkommen könnte (vgl. z. B. die 
schweizerische Militärstrafgerichtsordnung, laut welcher ein 
ordentliches Strafgericht, das Divisionsgericht, für alle Militär- 
straffälle kompetent ist, von einigen persönlichen Ausnahmen ab- 
gesehen, für welche ein ausserordentliches Militärgericht vorge- 
sehen ist), so sprechen in der Praxis zwei Gründe gebieterisch 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg, 25 
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für die Aufstellung verschiedener nebeneinander funktionie- 
render Gerichte mit verschiedenen Kompetenzen: 

1. Die zu befürchtende Arbeitsüberhäufung des betreffenden 
Gerichtes und die dadurch wünschbar gewordene Arbeitstei- 
lung. In dieser Beziehung könnte allerdings durch Aufstellung 
verschiedener koordinierter Gerichte Abhülfe geschaffen werden. 

2. Die Ökonomie der zur Erreichung des Prozesszweckes 
anzuwendenden Mittel. Wenn schon das Ziel stets das gleiche 
ist, die Erreichung der materiellen Wahrheit, so pflegt man 
doch die angewendeten Mittel in einem gewissen Verhältnis 
zum Resultate zu halten: Die Durchführung eines Assisenver- 
fahrens z. B. für jede Polizeiübertretung würde eine unsinnige 
Verschwendung von Zeit, Geld und Arbeit bedeuten. Die Ver- 
schiedenheit der anzuwendenden Mittel , das verschiedene 
Prozessverfahren setzt daher auch ohne weiteres verschiedene 
Gerichte voraus, Verfahren und Organisation sind hier untrenn- 
bar miteinander verbunden; die mit Rücksicht auf die Wich- 
tigkeit gewisser Fälle als nötig erachteten Garantien liegen 
sowohl in der Organisation gewisser Gerichte (als Kollegial- 
oder Schwurgerichte im Gegensatz zu Einzelrichtern), als in 
dem vor ihnen zu beobachtenden, teilweise durch die Organisation 
selbst geforderten Verfahren. Aus dieser Erwägung speziell ist 
die Notwendigkeit der Einsetzung mehrerer Strafgerichte mit 
verschiedenen Kompetenzen je nach der Wichtigkeit des Falles 
abzuleiten. Die Wichtigkeit des Falles ergibt sich am offen- 
sichtlichsten aus der Höhe der eventuell in Anwendung zu 
bringenden Strafandrohung des materiellen Strafgesetzes; je 
schwerer die in Frage stehende staatliche Reaktion in Form 
der Strafe ist, desto mehr Garantien müssen auch dafür verlangt 
werden, dass diese Strafe nicht leichthin und ohne die ge- 
naueste Untersuchung verhängt werde. Schon ihrer grossen 
Häufigkeit wegen würde eine gleiche Behandlung der leichten 
Fälle wie der schweren praktisch untunlich sein; ich verweise 
in dieser Hinsicht z. B. auf die statistischen Angaben im Be- 
richt des Generalprokurators des Kantons Bern für 1901 : Von 
22,631 im Kanton Bern in Strafverfolgung gezogenen Personen 
hatten sich 18,176 vor dem Polizeirichter, 3189 vor dem kor- 
rektionellen Einzelrichter, demnach 21,365 vor dem Einzel- 
strafrichter, dagegen bloss 1066 vor dem korrektioneilen Ge- 
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rieht und 200 vor Schwurgericht und Kriminalkammer zu 
verantworten. Die Ziffern für 1902 und 1903 zeigen ein ähn- 
liches Verhältnis, nur in bezug auf die vor dem Einzelrichter 
zu beurteilenden Fälle ergibt sich eine Zunahme der Fälle, 
die durch den korrektioneilen Richter, und eine Abnahme der 
Fälle, die durch den Polizeirichter beurteilt wurden. 

Einfach und naheliegend war zweifellos die Abstufung der 
sachlichen Kompetenz der Strafgerichte nach der Einteilung 
der strafbaren Handlungen ; so hat z. B. Frankreich in der 
napoleonischen Kodifikation auf Grund der Dreiteilung der 
strafbaren Handlungen auch drei verschiedene Strafgerichte 
aufgestellt, die Assisen zur Beurteilung der schwersten, als 
Verbrechen qualifizierten, mit peinlichen Strafen bedrohten straf- 
baren Handlungen, die korrektioneilen Gerichte für die soge- 
nannten Vergehen (délits), die mittelschweren, mit korrektio- 
neilen Strafen bedrohten Handlungen, und den Polizeirichter 
für die Polizeiübertretungen. Für diese Einteilung ist das 
Strafensystem des Code pénal, Art. 6 ff., massgebend, und die 
Androhung der verschiedenen Strafarten geschieht nach der 
Anschauung, die der Gesetzgeber von der Wichtigkeit des durch 
die betreffende zu strafende Handlung verletzten Rechtsgutes 
gehabt hat, also auf Grund subjektiver Ansichten, nicht objek- 
tiver Merkmale. Dies ist der Grund, weshalb dann auch in 
neuerer Zeit die Dreiteilung immer mehr Anfechtung gefunden 
hat, indem namentlich der Unterscheidung zwischen Verbrechen 
und Vergehen die prinzipielle Berechtigung abgesprochen 
wurde. 

In ähnlicher Weise wie in der französischen Gesetzgebung 
ist die sachliche Kompetenz der Strafgerichte im Deutschen 
Reich geordnet, auch hier (von der Spezialgerichtsbarkeit des 
Reichsgerichtes in den Fällen des Hoch- und Landesverrates 
gegen Kaiser und Reich abgesehen, § 126, Ziff. 1, G.-V.) eine 
Dreiteilung der erkennenden Strafgerichte 1. Instanz: Schwur- 
gericht, Strafkammer des Landgerichts, Schöffengericht: nur 
entspricht diese hier nicht mehr genau der Dreiteilung der De- 
likte, vielmehr zeigt sich deutlich eine Verschiebung der Kom- 
petenz im Sinne der Entlastung der höhern Gerichte auf Kosten 
der niederu. Die Schöffengerichte beurteilen nicht bloss die 
Übertretungen, sondern eine ganze Reihe leichterer Vergehen 
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(§ 27 G.-V.), die Strafkammern nicht bloss die übrigen Vergehen, 
sondern auch die leichtern Verbrechen (die mit Zuchthaus bis 
höchstens 5 Jahren bedroht sind, sowie die Verbrechen der 
Jugendlichen, §§ 73 und 74 G.-V.), so dass die Kompetenz der 
Schwurgerichte sich auf die schwereren Verbrechen beschränkt. 
Endlich kann die Strafkammer selbst auf Antrag der Staats- 
anwaltschaft bei der Eröffnung des Hauptverfahrens die Beur- 
teilung einer ganzen Reihe von Vergehen dem Schöffengericht 
tiberweisen, wenn anzunehmen ist, dass nicht eine höhere Strafe 
als die in die Kompetenz der Schöffengerichte fallende zu er- 
kennen sein werde (§ 75). 

Die sachliche Kompetenz der Strafgerichte ist daher hier 
entweder schon durch das Gesetz gegeben, welches hierbei ent- 
weder von der Höhe der angedrohten Strafe oder von der 
Schwere der mutmasslich verwirkten Strafe (§ 27, Z. 4 — 8, 
G.-V.1 oder von der innern Beschaffenheit der Strafsachen 
(wie z. B. den Privatklagesachen, welche zur Zuständigkeit 
der Schöffengerichte gehören, den Verbrechen der Jugend- 
lichen, welche der Strafkammer zugeteilt sind u. s. w.) ausgeht, 
oder sie wird in dem erwähnten Ausnahmefall abweichend 
von der allgemeinen gesetzlichen Regelung durch die Delega- 
tion einer Strafsache, die ordentlicherweise in die Kompetenz 
der Strafkammer fällt, durch das letztere an das Schöffengericht 
bestimmt (also durch Gerichtsbeschluss). Der Grundsatz der 
Regelung der sachlichen Zuständigkeit nach der Dreiteilung 
der Delikte schimmert noch durch, ist jedoch in mannigfacher 
Weise durchbrochen im Sinne der Entlastung der Gerichte 
höherer Kompetenz auf Kosten derjenigen niedererer Kom- 
petenz. Trotzdem sich erstere von vornherein mit bedeutend 
weniger Fällen zu befassen haben als letztere, nimmt eben 
das umständlichere und eingehendere Verfahren in den schwe- 
reren Fällen weit mehr Zeit und Arbeit in Anspruch als bei 
den leichteren, und ausserdem äussert hier auch die Natur des 
Schwurgerichtes als eines nicht ständig, sondern nur periodisch 
funktionierenden Gerichtes ihren Einfluss. 

Eine ähnliche Erscheinung tritt uns auch in unserm ber- 
nischen Rechte entgegen. Vergleicht man die Art. 5 — 7 des 
Einführungsgesetzes zum St.-G.-B. vom 30. Januar 1866 mit den 
§§ 48 ff. des Geriehtsorganisationsgesetzes vom 31. Juli 1847, 


Digitized by Google 



Das Strafensystem des schweizerischen Strafresetzentwurfes. 


369 


so wird man auch hier eine Tendenz zur Entlastung des kor- 
rektionellen Gerichtes zu gunsten der Erweiterung der Kom- 
petenz des Strafgerichtes niederster Ordnung, des Einzelstraf- 
richters, erblicken 1 ). Die Kompetenz des letztem wird nicht 
bloss auf die Polizeiübertretungen und die in Spezialgesetzeu 
wie z. B. dem Armenpolizeigesetz enthaltenen, ihm übertrage- 
nen Fülle erstreckt, sondern auch auf eine ganze Gruppe leich- 


l ) Di«- betreffenden Bestimmungen lauten : 

ßeset , r Uber die Organisation der Oerichtsbehörden, rom 31. Juli 1847: 

« § 48. Der Gerichtspräsident, als Polizeirichter, urteilt in allen Straf- 
fällen, welche nicht über acht Tage Gefangenschaft oder vierzig Franken 
Busse nach sich ziehen, sowie über alle Polizeiübertretungen und Ver- 
gehen, deren Beurteilung ihm das Gesetz ausdrücklich überträgt. 

§ 49. Das Amtsgericht, als korrektionelles Gericht, urteilt in allen 
nicht ausdrücklich dem Polizeirichter (§ 48) zugewiesenen Strafsachen, 
wider welche das Gesetz eine Gefängnisstrafe von mehr als acht Tagen 
oder eine Gehl busse über vierzig Franken verhängt, sowie über alle Ver- 
gehen, welche durch das Gesetz nicht mit einer Kriminalstrafe bedroht 
sind, mit Ausnahme jedoch der politischen und Pressvergehen. 

§ 51. Die Assisen beurteilen alle Kriminalverbrechcn, sowie die poli- 
tischen und Pressvergehen. » 

Gesetz betreffend die Einführung des Strafgesetzbuches fllr den Kanton Bern, 
com 30. Januar 1886: 

« Art,. 5. Die Assisen beurteilen die (mit Todesstrafe oder) mit Zucht- 
hausstrafe bedrohten Handlungen, und zwar letztere selbst dann, wenn das 
Gesetz für die fragliche Handlung auch eine niedrigere Strafart zulässt (Ver- 
brechen), sowie die politischen Vergehen und die Pressvergehen. 

Art. 6. Das Amtsgericht, als korrektionelles Gericht, beurteilt die im 
Strafgesetzbuch mit Korrektionshaus bedrohten Handlungen, selbst wenn 
das Gesetz für die fragliche Handlung auch eine niedrigere Strafart zu- 
lässt (Vergehen), und die in andern Gesetzen mit einer Knthaltungsstrafe 
von mehr als sechzig Tagen bedrohten Handlungen. 

Art. 7. Der Gerichtspräsident, als korrektioneller Richter, beurteilt die 
im III. Buche dieses Strafgesetzbuches mit Gefängnis und die iu andern 
Gesetzen mit einer Enthaltungsstrafe von höchstens sechzig Tagen be- 
drohten Handlungen. 

Er beurteilt als Polizeirichter: 

1. alle im IV. Buche des Strafgesetzbuches vorgesehenen Fälle; 

2. alle übrigen in diesem Strafgesetzbuch und in besondera Gesetzen 
nur mit Geldbusse bedrohten Handlungen; 

3. die in den Gesetzen über die Armenpolizei mit Strafe, bedrohten 
Hundlungen ; 

4. alle übrigen ihm durch besondere Gesetze übertragenen Fälle. » 
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terer Vergehen, die im Strafgesetzbuch mit Gefängnis oder in 
andern Gesetzen mit einer Enthaltungsstrafe von höchstens 
60 Tagen bedroht sind, während in die Kompetenz des korrek- 
tionellen Gerichtes bloss noch die im Strafgesetzbuch mit Kor- 
rektionshaus und in andern Gesetzen mit einer Enthaltungs- 
strafe von über 60 Tagen bedrohten Vergehen fallen. Den 
Assisen bleiben die Verbrechen im technischen Sinn, d. h. die 
mit Zuchthaus bedrohten Handlungen, Vorbehalten, sowie auf 
Grund einer verfassungsmässigen Garantie aus Gründen der 
innern Beschaffenheit der betreffenden Delikte auch die poli- 
tischen und Pressdelikte. Eine alternativ angedrohte niedrigere 
Strafärt ändert nichts an dieser Kompetenzbestimmung, wie 
eine solche ja überhaupt für die Natur der strafbaren Hand- 
lunginnerhalb der Dreiteilung irrelevant ist (vgl. Art. 6, Schluss- 
alinea, St.G.-B.). 

Die Tendenz zur Entlastung der Strafgerichte höherer 
Ordnung tritt dann neuerdings deutlich zu Tage in der Straf- 
novelle vom 2. Mai 1880, und zwar hier in dreifacher Weise : 

a) in der Anerkennung der Kriminalkammer als allein ur- 
teilenden Strafgerichtes (ohne Zuziehung von Geschwor- 
nen) im Falle eines unumwundenen Geständnisses (§ 1) ; 

b) in der sogenannten Korrektionalisierungsbefugnis der Über- 
weisungsbehörde, darin bestehend, dass letztere statt an 
den peinlichen Gerichtsstand (Kriminalkammer und As- 
sisen) an das korrektionelle Gericht 1 ), und statt an das 
korrektioneile Gericht an den korrektion eilen Richter 
überweisen könne und solle, wenn nach der Natur des 
besondern Falles anzunehmen ist, dass das Gericht bei 
einer Verurteilung nur die geringere Strafart anzuwenden 
haben werde; dies natürlich nur in den Fällen, in welchen 
verschiedenartige Strafen alternativ angedroht sind (§ 15). 

Diese Massregel ist eine eigentümliche ; der Überweisungs- 
behörde wird hier eine Befugnis gegeben, die zu nichts anderm 
führt als zur Einschränkung des in der Hauptsache urteilenden 
Gerichtes in der Strafausmessung, speziell in der Wahl der Straf- 

’) Din Bezeichnung « Korrektionalisierung » passt streng genommen 
nur für diesen Fall und wird hier nur der Kürze halber und in Ermang- 
lung eines andern passenden Ausdruckes allgemein gebraucht. 
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art. Letztere Auswahl wird vielmehr in freilich bloss bedingter 
Weise (bedingt für den Fall der Verurteilung) durch die Über- 
weisungsbehörde getroffen, bei der Urteilsfällung kann der ur- 
sprüngliche Wille des Strafgesetzgebers nicht mehr nach allen 
Teilen berücksichtigt werden. 

ln der Praxis wird auch meines Wissens der Artikel selten 
angewendet (wenigstens was die Überweisung an das korrek- 
tioneile Gericht statt an die Assisen betrifft); die Überweisungs- 
behörde kann rein auf Grund subjektiver Anschauung über die 
„Natur des Falles“ die Anwendung dieser Bestimmung aus- 
schliessen. Für die Entlastung der Assisen bedeutet dieser Ar- 
tikel auch deshalb nicht viel, weil die alternative Strafandro- 
hung von Zuchthaus und Korrektionshaus im bernischen Straf- 
gesetzbuch nicht oft vorkommt (z. B. Art. 101, 100, 198, Alinea 2, 
201, Alinea 4, 207, letztes Alinea), viel zahlreicher sind dagegen 
die Fälle, in denen Korrektionshaus und Gefängnis alternativ 
angedroht sind (z. B. Art. 77, 85, 80, 98, 112, 118, 142, Alinea 1, 
148, 160, 164, 165, 168, 172, Alinea 2, 181, 196, 201, Alinea 5 
und 7, 212, 232, 233 a, 236 a, 236 c St.-G.-B., 53 und 54 E.-G. 
zu B. und K. (23 Fälle). 

c) Endlich hat die Novelle die Assisen dadurch entlastet, dass 
einige bisher mit Zuchthaus bedrohte Handlungen gesetzlich 
korrektionalisiert wurden, indem die Strafdrohung auf 
Korrektionshausstrafe herabgesetzt wurde; es betrifft dies 
die ziemlich häufigen Delikte des qualifizierten Diebstahls 
im Werte von unter 100 Franken (Art. 210), des betrüge- 
rischen Geltstages (Art. 225, Ziffer 1, jetzt ersetzt durch 
§ 48 E.-G. zu B. und K.), des Beiseiteschaftens von Pfän- 
dern (Art. 229, Ziffer 1, jetzt § 47 E.-G. zu B. und K.) 
und des Betruges im Betrag von über 300 Franken (231, 
Ziffer 1). 

Hier mag allerdings speziell bei den letztgenannten be- 
trugsähnlichen Delikten der Gedanke mifgeholfen haben, dass 
die Assisen nicht die geeignete Instanz seien zur Entscheidung 
verwickelter Tatbestände und subtiler Rechtsfragen, wie sie oft 
bei den genannten Delikten Vorkommen, ln der Beratung im 
Grossen Rat spielten jedoch nicht juristische, sondern fiskalische 
Erwägungen die Hauptrolle, indem die Entlastung der hohem 
Gerichte eine erhebliche Ersparnis an Gerichtskosten bedeutet. 
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Bleibt also stets noch als Grundlage der Regelung der 
sachlichen Zuständigkeit der Strafgerichte nach bernischem 
Recht die Dreiteilung der Delikte, so kann doch die Beobach- 
tung gemacht werden, dass die Strafgerichte höherer Ordnung, 
soweit möglich, Entlastung verlangen, und dass die Straf- 
gerichte niederer Ordnung eine bedeutend grössere Anzahl von 
Geschäften mit ganz unverhältnismässig grösserer Leichtigkeit 
behandeln als diejenigen höherer Ordnung. Wir können daraus 
de lege ferenda die Lehre ziehen, dass man sich hüten muss, 
von vornherein den Strafgerichten höherer Ordnung, nament- 
lich wenn es Geschwornengerichte sein sollten, eine sachlich 
allzuweit umgrenzte Kompetenz einzuräumen. 

Damit möchte ich nun auf die eigentliche Behandlung des 
heutigen Themas eintreten. 

Vor allem aus interessiert uns hier die Tatsache, dass der 
schweizerische Strafgesetzentwurf (und zwar von seiner ersten 
Redaktion an) an Stelle der französischen Dreiteilung der straf- 
baren Handlungen die Zweiteilung in Verbrechen einerseits und 
Übertretungen anderseits eingeführt hat. Die Verbrechen bilden 
eine grosse Gruppe strafbarer Handlungen sehr verschiedenen 
Charakters und sehr verschiedener Schwere. Die Strafen sind 
äusserst verschieden: sie variieren vom lebenslänglichen Zucht- 
haus (Art. 60, Alinea 2, Mord; 153, vorsätzliche Verursachung 
einer Überschwemmung; 156, vorsätzliche Eisenbahngefährdung) 
bis zur minimalen Geldbusse von 3 Franken (z. B. 78, fahr- 
lässige Körperverletzung ; 1 36, Veröffentlichung von Gelegenheit 
zu Unzucht; 163, 167, 169, § 4, u. a. m.) oder blossem Verweis 
bei jugendlichen, strafmündigen Personen (Art. 14, § 3). 

Die Übertretungen unterscheiden sich nicht sowohl durch 
die Höhe der angedrohten Strafen von den Verbrechen (es gibt 
Verbrechen, die bloss mit Geldbussen, und Übertretungen, die 
mit Haft bis auf 3 Monate bedroht sind), als durch den Cha- 
rakter der Handlung als blossen Ungehorsam gegen staatliche 
Anordnungen ohne speziellen Nachweis eingetretener Rechts- 
güterverletzung oder -gefährdung und der daher so ausge- 
wählten Strafarten, die die Persönlichkeit des Gestraften mög- 
lichst intakt lassen. Die vielen Nebenstrafen an der Ehre und 
Freiheit, welche bei den Verbrechen eine grosse Rolle spielen, 
treten daher bei den Übertretungen ganz zurück (Art. 230). 
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Zwar darf wohl gesagt werden, dass eine feste Grenzlinie noch 
nicht gefunden ist (Tierquälerei [Art. 256] könnte seiner Natur 
nach ebensogut zu den Verbrechen gerechnet werden, wie z. B. 
öffentliche unzüchtige Handlung [Art. 135] oder umgekehrt). 

Von der für die Übertretungen vorgesehenen Haftstrafe 
abgesehen, kennt der Entwurf für die Verbrechen zwei Arten 
von Freiheitsstrafen als Hauptstrafen: 

eine langzeitige, die Zuchthausstrafe, in einigen wenigen 
Fällen lebenslänglich, sonst von 1 — 15 Jahren (Art. 26), und 

eine kurzzeitige, die Gefängnisstrafe, von 8 Tagen bis auf 
2 Jahre, in einigen Fällen, in denen sie als custodia honesta dienen 
soll, bis auf 5 Jahre (z. B. Art. 67, Zweikampf ; Art. 73, § 3, 
vorsätzliche Körperverletzung mit nicht gewollter, aber voraus- 
sehbarer, sehr schwerer Folge; Art. 61, Tötung auf Verlangen ; 
Art. 70, Alinea 2, fahrlässige Tötung unter Verletzung der 
Amts-, Berufs- oder Gewerbepflicht; Art. 72, Alinea 1, schwere 
Körperverletzung). 

Der Unterschied zwischen diesen beiden Strafarten liegt 
aber nicht nur in der Länge der betreffenden Strafen, sondern 
speziell im Umstand, dass sie in verschiedenen Gebäuden voll- 
streckt werden sollen (Art. 26, Alinea 2: „Die Zuchthausstrafe 
wird in einem Gebäude vollzogen, das ausschliesslich diesem 
Zwecke dient“), sowie in der obligatorischen Verbindung der 
Zuchthausstrafe mit der Einstellung in der bürgerlichen Ehren- 
fähigkeit für die Zeit des Strafvollzuges und einen Zeitraum 
von 2 — 10 Jahren nach der Entlassung aus dem Zuchthaus, 
während bei der Verurteilung zu einer Gefängnisstrafe nur in 
den gesetzlich bestimmten Fällen eine Einstellung in der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit für die Zeit des Strafvollzuges 
und die Zeit von 1 — 5 Jahren nach der Entlassung verhängt 
werden kann (Art. 40). Diese Fälle sind übrigens ziemlich selten, 
es gehören dazu einige Betreibungs- und Konkursdelikte (Art. 95, 
betrügerischer Konkurs und betrügerische Handlungen im be- 
treffenden Verfahren; 96, leichtsinniger Konkurs und fahrläs- 
siger Vermögensverfall ; 98, Begünstigung von Gläubigern), so- 
wie die Verbrechen gegen den Volkswillen (Art. 190, Hinde- 
rung und Störung von Wahlversammlungen; 191, Fälschung von 
Wahlen und Abstimmungen). In den übrigen Fällen, in welchen 
die Natur des Deliktes, die aus der Begehung desselben an den 
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Tag tretende Gesinnung die Einstellung in der bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit erfordert, ist diesem Erfordernis bereits durch 
Androhung der Zuchthausstrafe entsprochen. 

Die Zuchthausstrafe ist, nach der Idee des Entwurfes, die 
Strafe für die schwerem, aus gemeiner Gesinnung begangenen 
Verbrechen, dies ergibt sich mit aller Deutlichkeit aus der Vor- 
schrift des Art. 47, Alina 2: „Hat der Richter die Wahl, auf 
Zuchthaus oder auf Gefängnis zu erkennen, so ist auf Zucht- 
haus zu erkennen, wenn die Tat eine gemeine Gesinnung oder 
einen schlechten Charakter des Täters bekundet.“ Damit stellt 
in Übereinstimmung, dass bei der Eigentumsbeschädigung z. B. 
die niedrige Gesinnung verbunden mit einem objektiven Merk- 
mal, einem bedeutenden Schaden, qualifizierend wirkt und die 
Anwendung von Zuchthausstrafe begründet (Art. 87, § 3), vgl. 
ebenfalls Art. 60, Alinea 2, betreffend die Qualifikationsgründe, 
welche die blosse vorsätzliche Tötung zum Mord umgestalten. 

Immer im gleichen Gedankengang wird in Art. 48 die Be- 
gehung eines Verbrechens „aus achtungswerten Beweggründen“ 
als ein allgemeiner Strafmilderungsgrund bezeichnet, der den 
Richter ermächtigt, Zuchthausstrafe ohne spezielles Minimum in 
Gefängnis von 6 Monaten bis zu 5 Jahren umzuwandeln (vgl. 
die Herabsetzungsskala in Art. 49). 

Zuchthaus soll prinzipiell im Gegensatz zum Gefängnis die 
schwere, relativ langdauernde, ehrenrührige Freiheitsstrafe sein ; 
eine Mittelstufe, das verschiedenen schweizerischen Rechten, so 
auch dem bernischen, bekannte „Korrektionshaus“, fehlt; die De- 
likte, auf welche bisher Korrektionshaus angedroht war, entspre- 
chen im grossen und ganzen denjenigen, auf welche der Entwurf 
alternativ Zuchthaus oder Gefängnis androht. Es sind dies die 
Delikte, die nicht von vornherein die schwerste Strafart ver- 
dienen, die nur bei nachgewiesener gemeiner Gesinnung die 
Anwendung derselben verlangen, während es bei den von vorn- 
herein bloss mit Zuchthaus bedrohten Handlungen der aus- 
drücklichen Feststellung der Strafmilderungsgrunde (achtungs- 
werte Beweggründe, schwere Bedrängnis u. s. w.) bedarf, um 
die fakultative Herabsetzung der Strafe, eventuell der Strafart, 
gemäss Art. 49 zu begründen. Wo ferner lebenslängliche Zucht- 
hausstrafe oder ein höheres als das gesetzliche Minimum der 
Zuchthausstrafe angedroht ist, findet auch bei Zulassung von 
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Strafmilderungsgründen die Herabsetzung bloss innerhalb der 
gleichen Strafart statt, Art. 49; es sind dies speziell qualifizierte 
Verbrechen, in denen, von den Fällen der Strafmilderung nach 
freiem richterlichem Ermessen abgesehen (Art. 16, verminderte 
Zurechnungsfähigkeit; 21, Alinea 2 und § 2, untauglicher Versuch; 
25 und 50), stets Zuchthausstrafe zu verhängen ist, z. B. Art. 60, 
Tötung, Mord; 79, § 3, Diebstahl im vielfachen Rückfall; 81, 
§ 2, qualifizierter Raub; 122, unzüchtiger Missbrauch von Kin- 
dern unter 16 Jahren zu Beischlaf oder beischlafsähnlicher 
Handlung; 126, wenn ein vorhersehbarer Tod odereine schwere 
Gesundheitsschädigung die Folge des geschlechtlichen Miss- 
brauchs einer Person war; 131, § 2, qualifizierter Mädchen- 
handel; 145, §1, Alinea 2, wissentliche Gefährdung vieler Men- 
schen durch Vergiftung von Trinkwasser u. s. f.; 147, § 1, 
Alinea 3; 148, §§2und3; 150; 152, § 1, Alinea 2; 153; 154, 
§ 1, Alinea 2; 156, § 1, Alinea 2; 175, Alinea 2; 187; 188. 

Neben den beiden erwähnten Hauptstrafen an der mensch- 
lichen Freiheit (Zuchthaus und Gefängnis) kennt der Entwurf 
zwei weitere strafähnliche Massregeln, die Verwahrung (Art. 29 
und 30) und die Einweisung in eine Arbeitsanstalt (Art. 31), von 
denen die erstere speziell der Unschädlichmachung des Ver- 
brechers und der Sicherung der Gesellschaft, die letztere einem 
erzieherischen Zweck, der Gewöhnung an regelmässige Arbeit, 
dienen soll. Die Verwahrung tritt unter den gesetzlichen Vor- 
aussetzungen ganz an die Stelle der angedrohten ordentlichen 
Freiheitsstrafe; die Einweisung in die Arbeitsanstalt dagegen 
kann an Statt der ordentlicherweise angedrohten Gefängnis- 
strafe oder aber neben der Gefängnisstrafe auf die Zeit von 
1 — 3 Jahren angeordnet werden, sofern das Verbrechen auf 
Liederlichkeit oder Arbeitsscheu zurückzuführen ist 1 ). Beide 
Massregeln werden durch das Gericht angeordnet, welches den 
Straftäll zu beurteilen hat, sie haben daher an und für sich 
keinen Einfluss auf die Regelung der sachlichen Zuständigkeit. 
Letzteres gilt ebenfalls für alle andern Nebenstrafen, beziehungs- 
weise Sicherungsmassregeln, gleichviel ob sie eigentlichen Straf- 

') In letzterem Fall nimmt dann diese Massregel den Charakter einer 
Nebenstrafe an, die freilich, was die Dauer anbelangt, erheblich schwerer 
ins Gewicht fallen kann, als die ausgesprochene, in Gefängnis bestehende 
Hauptstrafe. 
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Charakter besitzen oder mehr erzieherischer oder prophylak- 
tischer oder endlich gemischter Natur sind, wie die Einstellung 
in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit, Amtsentsetzung, öffentliche 
Bekanntmachung des Urteils einerseits oder die Einweisung in 
eine Trinkerheilanstalt, das Wirtshausverbot, die Einziehung, 
die Landesverweisung, das Verbot, einen Beruf, ein Gewerbe, 
ein Handelsgeschäft auszuüben, die Entziehung der elterlichen 
und vormundschaftlichen Gewalt und die Friedensbürgschaft 
anderseits. Ein näheres Eingehen auf diese Nebenstraf- und 
Sicherungsmassregeln, die ja allerdings für das Strafensystem 
des Entwurfes so charakteristisch sind, ist hier, weil ausserhalb 
der heute gesteckten Aufgabe liegend, nicht möglich. 

Eine im Entwurf sehr häufig Anwendung findende Strafart, 
die Busse, ist hier jedoch noch näher ins Auge zu fassen. Als 
Einbusse am Vermögen bedeutet sie prinzipiell eine leichtere 
Strafart als die Freiheitsstrafe, weshalb sie neben der Haftstrafe 
speziell bei den Übertretungen Anwendung findet. Aber auch 
bei Verbrechen ist sie sehr häufig angedroht, einigemal aus- 
schliesslich jeder andern Strafe als Hauptstrafe (Art. 66, 78, 136, 
163, 167, 169, § 4), oder dann alternativ mit Gefängnis in sehr 
vielen Fällen, ich zähle deren über 40, wozu namentlich die 
leichtern Verbrechen gegen die Ehre, viele fahrlässige De- 
likte, die leichtern Delikte gegen die Staatsgewalt und die 
geringfügigen Amtsverbrechen gehören. Diese Verbrechen 
bilden eine leicht abgrenzbare Gruppe gegenüber den- 
jenigen, bei welchen Gefängnis allein oder in Verbindung 
mit Busse angedroht ist. Bei den letztem spielt die Busse noch 
als Nebenstrafe eine ganz bedeutende Rolle, bald als obligato- 
rische, bald als fakultative Verschärfung der Hauptstrafe, und 
erreicht in einzelnen Artikeln die Maximalhöhe von Fr. 30,000 
(z. B. Art. 69, 9 2 , 93). Wie das Zuchthaus die Spezialstrafe für 
die aus gemeiner, niedriger Gesinnung hervorgebrachten Ver- 
brechen ist, so erfüllt hier die Busse als Nebenstrafe den Zweck, 
die Verbrecher aus Eigennutz an ihrer empfindlichsten Stelle, 
ihrem Vermögen, zu packen; eine besondere Androhung der 
Geldbusse als Nebenstrafe im speziellen Teil des Strafgesetz- 
buches ist hier nicht einmal notwendig, da Art. 37 für diesen 
Fall die Busse bis zu Fr. 5000 als allgemein neben der Frei- 
heitsstrafe zugelassene Nebenstrafe aufstellt. 
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Eine Strafumwandlung aus Gefängnis (oder Haft) in Busse 
findet auch im Falle einer Strafmilderung nach Art. 48 und 49 
nicht statt, was auf der grundsätzlichen Verschiedenheit der 
beiden Strafen beruht, nur bei der schrankenlosen sogenannten 
Strafmilderung nach freiem Ermessen des Richters (Art. 50) 
kann dies eintreten ; anderseits sollen nicht bezahlbare Bussen 
nur im Falle der Arbeitsunfähigkeit in Haft umgewandelt und 
sonst durch freie oder erzwungene Arbeit abverdient werden 
(Art. 36). 

Wenn wir in einem raschen Überblick die Anwendung 
dieser Hauptstrafmittel, Zuchthaus, Gefängnis und Busse, im 
speziellen Teile des Entwurfes betrachten, so erhalten wir folgende 
Gruppen von Verbrechen: 

1. Gruppe: Verbrechen, die nur mit Zuchthaus bedroht sind 
(und eventuell mit Busse als Nebenstrafe, was hier nicht weiter 
in Betracht kommt). 

Dazu gehören : 

a) Fälle mit lebenslänglichem Zuchthaus (Art. 60, 

Alinea 2, 81, § 2, Schlusssatz, 153, § 1, 156, § 1, 

Alinea 2) 3 F. 

b) Fälle mit einem höhern Minimum als dem gesetz- 
lichen ; hierzu gehören meistens qualifizierte Formen 
von Verbrechen (Art. 60, Alinea 1, 64, § 2, 79, § 3, 

116, Alinea 2, 122, Alinea 1, 126, 131, § 2, 145, 

§ 1, Alinea 2, 147, § 1, Alinea 3, 148, §§ 2 und 3, 

150, §§ 1 und 2, 152, § 1, Alinea 2, 153, §1,2. Satz, 

154, § 1, Alinea 2, 156, § 1, Alinea 2, 161, § 2, 

Alinea 1, 175, Alinea 2, 187, 188) 21 F. 

c) Fälle, die mit Zuchthaus schlechthin (1 — 15 Jahre) 
bedroht sind (Art. 65, Alinea 3, 81, § 1, 95, 111, 
Alinea2, 1 16, Alinea 1, 123, Schlusssatz, 124, Schluss- 
satz, 125, Schlusssatz, 131, § 1, 143, § 1, 148, § 1, 

153, § 1, 1. Satz, 155, § 1, Alinea 2, 156, § 1, 

Alinea 1, 161, § 1, 175, Alinea 1, 186) .... 17 F. 

d) Fälle, die mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bedroht 
sind (Art. 71, § 2, 79, § 2, 82, Alinea 2, 84, § 2, 

86, 2. Satz, 87, § 3, Alinea 1, 89, § 2, 91, § 2, 92, 

Übertrag 41 F. 


Digitized by Google 


378 


Philipp Thorm&nn. 


Übertrag 41 F. 

§ i, 112, §§ 1 und 2, 114, Alinea 1, 117, Alinea 2, 

119, AUnea 1, 124, § 1, 130* § 2, 141, § 3, 176, 

Alinea 2) 18 F. 

e) Fälle, die mit Zuchthaus bis zu 8 Jahren bedroht 

sind (Art. 71, § 1, 72, Alinea 3) 2 F. 

f) Fälle, die mit Zuchthaus bis zu fi Jahren bedroht 

sind (Art. 63) 1 F. 

g) Fälle, die mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren bedroht 
sind (Art. 64, §§ 1 und 2, L Satz, 72, Alinea 2, 73, 

§ 4, 77, Alinea 2, 132, 140, 141, § 2, 151, 2. Satz, 

164, 2, Satz, 166, Alinea 2, 194, 203, Schlusssatz, 

217, § 2, Schlusssatz) 1 14 F. 

7ß F. 

2. Gruppe: Verbrechen, die alternativ mit Zuchthaus oder 
Gefängnis bedroht sind (wobei Busse auch als Nebenstrafe Vor- 
kommen kann): 

a) Zuchthaus mit gesetzlichem Maximum (Art. 145, 

§ 1, Alinea 1, 148, § 4, 152, § 1_, Alinea 1, 154, 

§ 1, Alinea 1, 161, § 2, Alinea 2, 163, Alinea 1, 185) I F. 

b) Zuchthaus, 1Û Jahre Maximum (Art. 84, § 2, Schluss- 
satz, 95, 122, Alinea 2, 146, § 1) 4F. 

c) Zuchthaus, 8 Jahre Maximum (Art. 206, § 1, 207, § 1) 2 F. 

d) Zuchthaus, ß Jahre Maximum (Art. 117, Alinea 1, 

118, 119, Alinea 2, 121, § 2, 122, Alinea 3, 123, 

124, 125, lauter Sittlichkeitsdelikte) 8 F. 

e) Zuchthaus, 5 Jahre Maximum (Art. 62, 65, Alinea 2, 

68, Alinea 1, 2» Satz, 72, Alinea 1, 79, § 1, 82, 

Alinea 1, 84, § 1, 89, § 1, 91, § 1, 92, § 1, 93, 94, 

101, Alinea 1, Schlusssatz, 114, Alinea 2, 120, 130, 

§ 1, 138, Alinea 1, L Satz, 144, § 1, 147, § 1, 

Alinea 2, 150, § 3, 162, 172, 174, 178, Alinea 2, 

179, 181, § 1, 192, § 2, Alinea 2, 193, § 2, AUnea 2, 

209, 215, 216, 218, 222) 33 F. 

f) Zuchthaus, 3 Jahre Maximum (Art. 68, Alinea 1, 86, 

Alinea 1, l.Satz, 129, Alinea 2—4, 171, 180, 217, § 1} ß F. 

g) Zuchthaus, 2 Jahre Maximum (Art. 133, 208) . . 2 F. 

fi2 F. 
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3. Gruppe: Verbrechen, die mit Gefängnis bedroht sind 
(wobei Busse als Nebenstrafe Vorkommen kann). 

Dazu gehören: Art. 61, 67, 69, 70, 73, §§ 1—3, 75, 76, 87, 
§§ 1 und 2, 96, 97, 98, 99, 101, 111, 113, 115, 127, 128, 129, 
Alinea 1, 134, 137, Alinea 2, 139, 140, 2. Satz, 141, § 1, 142, 
143, § 2, 145, § 2, Alinea 2, 147, § 2, 149, 2. Satz, 151, l.Satz, 

152, § 2, 153, § 2, 154, § 2, 155, § 1, Alinea 1, und § 2, Alinea 2, 

156, § 2, Schlusssatz, 157, § 1, 164, 1. Satz, 167, Alinea 1, 168, 
169, §§ 1—3, 170, 176, Alinea 1, 178, Alinea 1, 181, {? 2, 182, 191, 

192, § 1 und § 2, Alinea 1, und § 3, 193, § 1 und § 2, Alinea 1, 

197, 202, 203, 1. Satz, 214, Alinea 1, 219, Alinea 1—3, 220, 
Alinea 1, 221, Alinea 1 64 F. 

4. Gruppe: Verbrechen, die alternativ mit Gefängnis oder 
Busse bedroht sind. 

Dazu gehören: Art. 77, Alinea 1, 78, § 2, 83, 87, § 3, 
Alinea 2, 88, 102, 103, 104, 106, 107, 108, 110, 135, 140, 144, 

§ 2, 145, § 2, Alinea 1, 146, § 2, 149, 155, § 2, Alinea 1, 156, 

§ 2, 157, § 2, 159, 160, 183, 184, 190, 195, 196, 198, 199, 200, 

201, 204, 205, 214, Schlussalinea, 219, Alinea 4, 220, Alinea 2, 

221, Alinea 2, 223 39 F. 

5. Gruppe: Verbrechen, die nur mit Busse bedroht sind. 

Dazu gehören: Art. 66, 78, § 1, 136, 163, Alinea 2, 167, 

Alinea 2, 169, § 4 6 F. 

Nicht in diese Gruppierung passen hinein, und können daher 
einer 6. Gruppe zugewiesen werden, die Verbrechen, bei welchen 
der Richter Busse oder Gefängnis alternativ oder beide Strafen 
kumuliert aussprechen kann. Es würde diese Gruppe eine 
Mittelgruppe zwischen der 3. und 4. bilden. Dazu gehören : 
Art. 78, § 3, 108, 109, 158, 166, Alinea 1. Bei dem Delikt des 
Art. 137, Alinea 1, kann Busse allein oder Busse und Gefängnis 
kumuliert ausgesprochen werden 4 F. 

Eine Gruppierung der Übertretungen im 2. Buch des Ent- 
wurfes hat keinen Zweck für unsere heutige Untersuchung, da 
dieselbe jedenfalls keinen Einfluss auf die sachliche Zuständig- 
keit ausüben könnte. 

Versuchen wir nun die Zuteilung aller dieser klassifizierten 
strafbaren Handlungen an die verschiedenen Arten der Straf- 
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gericbte *). Es wäre hierbei keineswegs inkonsequent, den Satz 
aufzustellen, dass, gleichwie die Dreiteilung der Delikte die 
Dreiteilung der Gerichte herbeigeführt hat, die nunmehrige 
Zweiteilung nur noch zwei erstinstanzliche Gerichte verschie- 
dener sachlicher Kompetenz verlangen würde, von denen eines, 
wohl aus einem Einzelrichter bestehend, die Übertretungen, das 
andere die Verbrechen zu beurteilen hätte. Allenfalls könnten 
noch die leichtesten Verbrechen (Gruppe 4, 5 und 6, Gefängnis 
oder Busse, oder Busse allein) dein Einzelrichter zur Behand- 
lung überlassen werden. Diese Einteilung wäre höchst einfach, 
jedermann verständlich und jedenfalls nicht im Widerspruch 
mit den im Entwurf aufgestellten Grundsätzen des materiellen 
Rechtes. Die Schwierigkeiten liegen jedoch anderswo, nämlich 
auf dem Gebiete der Gerichtsorganisation. Die Arbeitslast der 
zur Beurteilung der Verbrechen berufenen Gerichte wäre 
eine so bedeutende, dass es von vornherein nicht denkbar 
wäre, dieselben als Geschwornengerichte zu organisieren. Das 
Schwurgerichtsverfahren arbeitet so langsam, dass die gegen- 
wärtige Kehrordnung der in den einzelnen Kantonsteilen wech- 
selnden Sessionen jedenfalls nicht genügen würde, es müssten 
gleichzeitig verschiedene Assisen in Funktion treten, oder es 
wären vielleicht die Assisen sogar amtsbezirksweise zu organi- 
sieren. Abgesehen davon, dass eine solche Ausdehnung der 
Schwurgerichtsjurisdiktion heute für kontinentale Begriffe bei- 
nahe unverständlich wäre (man begegnet so ziemlich überall 
einer Tendenz nach Einschränkung der Schwurgerichte), würde 
die Kostenfrage ganz bedeutend ins Gewicht fallen, und es 
kann mit einer gewissen Genugtuung konstatiert werden, dass 
in diesem Funkte wenigstens die fiskalischen Interessen den- 
jenigen vieler Juristen nicht entgegenstehen. Die andere Mög- 
lichkeit wäre die, ständige Kollegialgerichte, also die bestehen- 
den Amtsgerichte (Entwurf Schorer*) oder neu zu schaffende 


*) Berücksichtigt werden hierbei nur die der kantonalen Gerichtsbar- 
keit unterstehenden strafbaren Handlungen, unter Ausschluss der durch 
die Bundesgerichtsbarkeit zu beurteilenden (Art. 12 des Vorentwurfes des 
Bundesgesetzes betreffend Einführung des schweizerischen Strafgesetz- 
buches), für welche die Bundesgesetzgebung die nötigen Bestimmungen 
aufstellt. 

’) Vgl. den Bericht über «Die Justizreform im Kanton Bern» auf 
S. 172 des laufenden Jahrganges dieser Zeitschrift. 
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Bezirksgerichte, mit der Beurteilung der Verbrechen zu beauf- 
tragen, unter totaler Abschaffung der Assisen. Die verfassungs- 
rechtliche Möglichkeit einer solchen Gerichtsorganisation wäre 
gegeben, wenn die Verfassung im Sinne des gemeinsamen Ent- 
wurfes des Regierungsrates und der Grossratskommission vom 
2 ö. Januar 1904, dem der Grosse Rat am 4. Februar 1904 in 
erster Beratung zugestimmt hat, revidiert würde. Der revi- 
dierte Art. 52 würde lauten : 

„Das Gesetz bestimmt die Zahl, die Organisation und die 
Kompetenzen der Gerichte, sowie die Wahlart und das Ver- 
fahren.“ 

Auf die im bernischen Juristen verein bereits eingehend 
diskutierte Frage, ob Bezirksgerichte oder Amtsgerichte als 
erstinstanzliche Kollegialgerichte einzusetzen seien, will ich 
hier nicht näher eintreten, ich glaube nur bemerken zu können, 
dass die Geschäftslast der 5 Bezirksgerichte in Strafsachen eine 
ganz bedeutende sein müsste, während sie sich naturgemäss 
auf die 30 Amtsgerichte viel mehr verteilen würde. Sollte in 
dieser radikalen Abschaffung der Assisen ein Attentat auf 
die Volksjustiz, auf die Mitwirkung des Volkes bei der Straf- 
rechtspflege, erblickt werden, obwohl dies bei der Wahlart und 
der Zusammensetzung unserer Amtsgerichte nicht richtig wäre, 
so wäre es meines Erachtens sehr wohl möglich, die ständigen 
Kollegialgerichte durch Zuziehung mehrerer von Fall zu Fall 
aus der Zahl dazu bestimmter Bürger genommener Beisitzer 
(ähnlich den deutschen Schöffen) zu verstärken, was z. B. bei 
der Beurteilung der Verbrechen der ersten Gruppe (die nur 
mit Zuchthaus bedroht sind) einzutreten hätte. 

Das wäre meines Erachtens die einfachste, dem System 
des Entwurfes entsprechende Regelung der sachlichen Zustän- 
digkeit, zwei erstinstanzliche Strafgerichte: 

1. ein Einzelrichter (Gerichtspräsident), in dessen Kompe- 
tenz die Übertretungen und allenfalls die leichteren Ver- 
brechen (Gruppe 4. 5 und (i, die mit Gefängnis oder 
Busse oder Busse allein bedrohten Verbrechen) fallen ; 

2. Kollegialgerichte (Amts- oder Bezirksgerichte) für alle 
übrigen Verbrechen, eventuell mit Zuziehung von Bei- 
sitzern zur Beurteilung der schwersten Verbrechen (erste 
Gruppe, die nur mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen). 

Scbweizeriaehe Zeitschrift für Strafrecht 17. Jahrg. 2(> 


Digitized by Google 



Philipp Thormann. 


382 


Ich will nun aber gleich beifügen, dass ich selbst zurzeit 
nicht an die Abschaffung der Assisen im Kanton Bern zu glauben 
wage; zwar ist der Enthusiasmus, mit dem seinerzeit die Er- 
richtung derselben begrüsst wurde, geschwunden, allein es ist 
nicht ausser acht zu lassen, dass die Einführung der Schwur- 
gerichte bei uns wie auch anderswo auf politische Motive zu- 
rückzuführen ist, die sich auch bei dem Versuche der Ab- 
schattung wieder geltend machen würden. Es mag daher zur- 
zeit nicht ratsam sein, an der Institution der Assisen zu rütteln, 
speziell wenn, wie es die Mehrheit der Mitglieder des Juristen- 
vereins wünscht, die Ersetzung der volkstümlichen Amtsgerichte 
durch Bezirksgerichte geplant wird. Ich gehe daher gleich an 
die weitere Untersuchung, wie unter Beibehaltung der Assisen 
und der Dreiteilung der Strafgerichte erster Instanz die Zu- 
teilung der Verbrechen an die verschiedenen Gerichte erfolgen 
könnte. 

Dabei sind folgende Grundsätze zu beachten: 

• 1 

1. Die massgebenden Merkmale für die Zuweisung an das 
eine oder das andere Gericht müssen objektive und möglichst 
leicht ersichtliche sein ; die Überweisungsbehörde kann sich z. B. 
nicht in eine eingehende Untersuchung über den Charakter 
die Gesinnung und die Beweggründe des Angeschuldigten ein- 
lassen. Dies muss dem urteilenden Gerichte überlassen sein 
(Art. 47). 

2. Die Zuweisung an ein bestimmtes Gericht muss in der 
Weise erfolgen, dass das urteilende Gericht in der Urteilsfäl- 
lung, namentlich der Strafausmessung, ganz unbeschränkt ist, 
so dass nicht etwa wie bei der Korrektionalisierung des § 15 
der Strafnovelle von 1880 der Überweisungsbeschluss bereits die 
Auswahl der Strafar! präjudiziert. Ist einmal das materiellè 
Strafrecht bundesrechtlich geregelt, so muss es als untunlich 
bezeichnet werden, dass durch Vorschriften des kantonalen Pro- 
zessrechtes der in der Hauptsache urteilende Richter an der 
unbeschränkten Anwendung des materiellen Strafgesetzes ver. 
hindert werde. Wo z. B. Zuchthaus und Gefängnis alternativ 
angedroht sind, darf nicht die Überweisungsbehörde, sondern 
nur das urteilende Gericht die Wahl treffen, dies um so mehr, 
als hier innere Momente in der Persönlichkeit des Angeschul- 
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digten nach der Absicht des Entwurfes (Art. 47, Alinea 2) mass- 
gebend sein sollen. 

Es ist aber von vornherein, der Geschäftslast wegen, un- 
möglich, die Beurteilung aller Verbrechen, bei denen die Zucht- 
hausstrafe in Frage kommt, also diejenigen der zwei ersten 
Gruppen, die mit Zuchthaus allein und Zuchthaus oder Ge- 
fängnis alternativ bedroht sind, den Assisen zuzuweisen. Es 
geht nicht anders, als einen grossen Teil dieser Delikte (min- 
destens die zweite Gruppe und noch einen Teil der ersten) dem 
mittleren Strafgericht, mag dasselbe nun Amtsgericht oder Be- 
zirksgericht heissen, zur Beurteilung zu übertragen. Es heisst 
also sich von der alten eingewurzelten Idee emanzipieren, dass 
einzig das Assisengericht /beziehungsweise die Kriminalkammer) 
die Zuchthausstrafe zu verhängen befugt sei, dieselbe Kompe- 
tenz muss vielmehr auch den Amtsgerichten 1 zuerkannt werden. 
Man hat sich dabei zu vergegenwärtigen, dass weitaus in den 
meisten Fällen die Zuchthausstrafe an die Stelle der bisherigen 
bernischen Korrektionshausstrafe tritt, die bis zu einem Maxi- 
mum von 6 Jahren verhängt werden kann und oft mit Ehren, 
strafen verbunden wird. Die Kompetenzerweiterung der Amts- 
gerichte wäre durchaus nicht so weitgehend, als es auf den 
ersten Blick der Fall zu sein scheint. Die Schwierigkeit ist 
nur die, die richtige Grenzlinie zu finden; bei dieser Unter- 
suchung werden wir versuchen, gemäss den oben angeführten 
zwei Grundsätzen vorzugehen. Um auf die Gruppenbildung 
zurückzugreifen, die sich in der grossen Menge der Verbrechen 
unterscheiden lässt, kann der Satz aufgestellt werden, dass 
überall, wo neben Zuchthaus alternativ auch Gefängnis ange- 
droht ist, das Verbrechen einen weniger schweren Charakter 
besitzt, als da, wo das Gesetz bloss Zuchthaus androht. Aller- 
dings kann auch in den letztem Fällen im Fall der Strafmilde- 
rung eine Umwandlung in Gefängnis stattfinden (sofern nicht 
ein höheres Minimum als das gesetzliche angedroht ist, s. Art. 49), 
eine solche Umwandlung ist aber immerhin an den Nachweis 
eines Strafmilderungsgrundes gebunden (z. B. der achtungs- 


') Der Kürze halber nenne ich diese Strafkollcgialgericht«' mittlerer 
Ordnung an Hand des Sehorerschen Entwurfes «Amtsgerichte». In den 
Streit zwischen Bezirksgerichten und Amtsgeric hten soll damit nicht liinrin- 
gegriffon sein. 
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werten Beweggründe, Art. 48), während umgekehrt bei der alter- 
nativen Strafdrohung bloss dann auf Zuchthaus zu erkennen 
ist, wenn die Tat eine gemeine Gesinnung u. s. w. bekundet 
(Art. 47). 

Wir können somit sehr wohl die ganze zweite Gruppe der 
alternativen Strafandrohung in die sachliche Zuständigkeit der 
Amtsgerichte stellen, wobei in Befolgung des oben aufgestellten 
Grundsatzes 2 die Untersuchung des Innenlebens des Täters 
(Gesinnung, Beweggründe) dem urteilenden Gerichte zufällt. 
In dieser Gruppe wäre eine weitere Unterscheidung betreffend 
die Maximalhöhe der alternativ angedrohten Zuchthausstrafe 
nicht mehr zu machen, bei den meisten Delikten beträgt das 
Maximum 5 oder darunter (also unter der gegenwärtigen Maxi- 
malhöhe der Korrektionshausstrafe) ; ausnahmsweise steigt das- 
selbe höher, wie z. B. in 145, § 1, Alinea 1, und andern gemein- 
gefährlichen Verbrechen, und dann namentlich bei den Sittlich- 
keitsdelikten, bei denen gewöhnlich 6 Jahre das Maximum bilden. 
Aber auch die Überweisung der ganzen 1. Gruppe, d. h. aller 
nur mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen, an die Assisen 
würde eine Überlastung dieser lustanz bedeuten (ich zähle über 
70 Fälle, während z. B. das gegenwärtige Recht einige 50 in 
die Kompetenz der Assisen fallende Verbrechen zählt ; freilich 
kann eine Solche zahlenmässige Vergleichung, die nicht von 
der Häufigkeit der begangenen Verbrechen ausgeht, nicht viel 
beweisen, die Statistik lässt uns jedoch bezüglich der einzelnen 
Verbrechensarten hier im Stich). 

Die Erfahrungen, die speziell im Kanton Bern gemacht wor- 
den sind — ich verweise auf die Strafnovelle von 1880 — deuten 
jedoch darauf hin, dass die Kompetenz der Assisen nicht zu 
reichlich bemessen werden darf, um nicht in kurzer Zeit wieder 
ein Bedürfnis nach Einschränkung aufkommen zu lassen. Es 
könnten deshalb auch alle Fälle, die mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren bedroht werden, in die Kompetenz des Amtsgerichtes 
gestellt werden. 

Den Assisen würden verbleiben: die mit lebenslänglichem 
Zuchthaus bedrohten Verbrechen (Mord, qualifizierte Fälle der 
Verursachung einer Überschwemmung und der vorsätzlichen 
Eisenbahngefährdung, 60, Alinea 2, 153, § 1, Schlusssatz; 156, 
§ 1, Alinea 2), die mit Zuchthaus, mit oder ohne Minimum, bis 
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zu 10, 8 oder 6 Jahren im Maximum bedrohten Fälle, immer 
noch zirka 60 an der Zahl ; darunter fallen z. B. Tötung und 
Totschlag (60), qualifizierte Formen der Abtreibung (64), Aus- 
setzung mit tödlicher Folge (65.j), sehr schwere Körperver- 
letzung (71), schwere Körperverletzung mit tödlicher Folge (72, 
Alinea 3), schwerer Diebstahl (79, § 2), Diebstahl im Rückfall 
(79, § 3), Raub (81), qualifizierte Veruntreuung (84, § 2), Heh- 
lerei im Rückfall (86), qualifizierter Betrug (89, § 2), qualifi- 
zierter Wucher (92, § 2) u. s. f. Vgl. die sub Gruppe 1, litt, a — f, 
zitierten Fälle; das leichteste in die Jurisdiktion der Assisen 
fallende Verbrechen wäre die mit 6 Jahren Zuchthaus im 
Maximum bedrohte Kindestötung (63). Die qualifizierten Fälle 
von Verbrechen, welche in diese Kategorie fallen, zeichnen 
sich durch objektive, auch für die Überweisungsinstanz leicht 
feststellbare Qualifikationsmerkmale aus, einen Fall ausgenom- 
men, denjenigen der qualifizierten Eigentumsbeschädigung 
(Art. 87, § 3), auf den ich noch zurückkommen werde. 

Ich glaube hier eine nach unten leicht abgrenzbare Unter- 
scheidung gefunden zu haben: 

a) In die Kompetenz der Assisen würden fallen die mit lebens- 
länglichem Zuchthaus, Zuchthaus mit einem höhern als 
dem gesetzlichen Minimum, Zuchthaus (schlechthin, d. h. 
bis zu 15 Jahren) und Zuchthaus bis zu einem 6 Jahre 
oder mehr betragenden Maximum bedrohten Verbrechen ; 

b) die mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, Zuchthaus oder Ge- 
fängnis, Gefängnis mit oder ohne Busse bedrohten Ver- 
brechen würden dagegen in die sachliche Zuständigkeit 
des Strafkollegialgerichtes fallen ( Amtsgericht oder Bezirks- 
gericht), und endlich 

c) die mit Gefängnis oder Busse alternativ oder allein mit 
Busse bedrohten Verbrechen (Gruppe 3 und 4), sowie 
sämtliche Übertretungen in die sachliche Kompetenz des 
Einzelstrafrichters (Gerichtspräsidenten). 

Die Zuweisung der leichtesten Verbrechen an den Einzel- 
richter rechtfertigt sich schon aus dem Grunde der Entlastung 
der mittleren Strafgerichtsbehörde ; wir sind ausserdem im 
Kanton Bern daran gewöhnt, schon jetzt den Einzelstrafrichter 
in Fällen urteilen zu sehen, die mit Gefängnis bis zu 60 Tagen 
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bedroht sind (nach dem Armenpolizeigesetz mit Arbeitshaus bis 
zu 2 Jahren). Das ordentliche Strafmaximum beträgt nun im 
Entwurf bei Gefängnis bloss 2 Jahre, in einigen Fällen sind 
niedrigere Maxima (6, 3 und 1 Monat) vorgesehen, in einem 
Fall, Art. 78, § 2 (fahrlässige qualifizierte Körperverletzung), 
kann bis auf 5 Jahre gegangen werden, und endlich sind dies, wie 
bemerkt, lauter Fälle, in denen Gefängnis bloss alternativ mit 
Geldbusse bedroht ist. Hierunter würden fallen die meisten 
Ehrverletzungsdelikte, Hausfriedensbruch, zahlreiche fahrlässige 
Verbrechen und leichtere Amtsverbrechen. 

Auch hier lässt sich die Abgrenzung leicht vornehmen, 
einen Fall ausgenommen : Art. 140, 2. Satz. Das charakteri- 
stische Merkmal, welches gegenüber der gewöhnlichen Fäl- 
schung und Unterdrückung des Zivilstandes die Privilegierung 
begründet, ist die Begehung aus achtungswerten Beweggründen, 
also ein subjektives Merkmal, das ich gemäss dem ausgespro- 
chenen Grundsatz dem urteilenden Gericht zur endgültigen 
Untersuchung zuweisen möchte; es kann dies in der Weise 
geschehen, dass für alle Delikte nach Art. 140 das Amtsgericht 
als sachlich zuständig erklärt wird, so dass hier ausnahms- 
weise die Überweisungsinstanz nicht befugt wäre, zu unter- 
suchen, ob der Privilegierungsgrund vorliegt, und demgemäss 
den Fall an den Einzelrichter zu weisen. 

Hier ist auch der bereits erwähnte Art. 87 zu behandeln. 
Das in § 1 mit Gefängnis bedrohte Gattungsdelikt der Eigen- 
tumsschädigung würde nach unserer Einteilung in die sachliche 
Zuständigkeit des Amtsgerichtes fallen, das qualifizierte Delikt 
(§ 3, Alinea 1) in die Kompetenz der Assisen, da Zuchthaus 
bis auf 10 Jahre angedroht ist, das privilegierte (§ 3, Alinea 2) 
in diejenige des Einzelrichters, da Gefängnis und Busse bis 
Fr. 5000 alternativ angedroht sind. Die Qualifikations-, bezie- 
hungsweise Privilegierungsgründe sind zweifacher Natur: be- 
deutender oder nicht sehr bedeutender Schaden (ein objektives 
Moment), und ferner die Gesinnung, sowie die Beweggründe des 
Täters, einerseits niedrige Gesinnung, insbesondere Rachsucht, 
Neid, Hass, Schadenfreude oder Zerstörungslust, anderseits Un- 
bedacht oder jugendlicher Leichtsinn. Ich würde auch hier Vor- 
schlägen, das gesamte Delikt mit qualifizierten und privilegierten 


Digitized by Google 



Das Strafeiisystein des schweizerischen Strafaesetzent wurfes. 


387 

Fällen zusammen in die Kompetenz eines Gerichtes zu legen, 
und zwar in diejenige des Amtsgerichtes (als des Gerichtes des 
Normalfalles). Die Überweisungsinstanz eignet sich nicht zur 
Untersuchung derartiger, oft sehr fein nuancierter Momente der 
innern Persönlichkeit des Täters. 

Einer speziellen Erwähnung bedürfen endlich jene wenigen 
Verbrechen, die wir oben in Gruppe 6 zusammengefasst haben. 
Es sind dies solche, bei denen die Strafandrohung auf Gefängnis 
oder Busse alternativ oder kumulativ lautet. Ich würde diese 
Delikte, in denen also nicht in allen Fällen Gefängnisstrafe 
ausgesprochen werden muss, dem Einzelrichter zuweisen. Dazu 
gehören Verletzung des Brief- und Berufsgeheimnisses (108 und 
109), Warenfälschung (158) und Münz Verringerung (166, Alinea 1, 
ebenfalls 178, § 3). Gleich wäre zu behandeln der Art. 137, 
Alinea 1, welcher auf Feilhalten etc. unzüchtiger Schriften 
Busse bis Fr. 10,000 und überdies fakultativ Gefängnis an- 
droht. 

In Art. 174, Alinea 3, wird für geringfügige Fälle von Ur- 
kundenfälschung eine dreifache alternative Strafdrohung auf- 
gestellt: Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Gefängnis nicht unter 
einem Monat oder Busse bis Fr. 1000. Kompetent bleibt hier 
das Amtsgericht, da die Geldbusse nicht bloss alternativ mit 
Gefängnis angedroht ist. Endlich möchte ich noch darauf auf- 
merksam machen, dass das Antragsdelikt der Entführung einer 
Frauensperson durch List, Gewalt oder Drohung zu unzüch- 
tigen Zwecken mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bedroht ist 
und demnach in die Kompetenz der Assisen fallen würde. 
Letzterer Umstand könnte wohl geeignet sein, den Antrags- 
berechtigten von der Ausübung seines Antragsrechtes abzu- 
halten , da die Assisen für solche eine diskrete Behandlung 
erfordernden Fälle nicht gerade sehr geeignet sind. Wünsch- 
bar erscheint mir hier entweder eine Herabsetzung des Straf- 
maxinmms auf 5 Jahre Zuchthaus oder dann eine Spezial- 
vorschrift, welche ausnahmsweise diesen Fall (Art. 112, § 1) 
dem Amtsgerichte zur Beurteilung zuweist. 

Versuchen wir einmal die Anwendung der angeführten 
Grundsätze über die sachliche Zuständigkeit auf die Bestim- 
mungen Uber die Körperverletzungen: 
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Die sehr schwere Körperverletzung (71) fällt in ihren 
beiden Fällen (§§ 1 und 2) in die Kompetenz der Assisen, 
die schwere Körperverletzung des Art. 72 in den Fällen der 
Alinea 1 und 2 in diejenige des Amtsgerichtes, in demjenigen des 
Alinea 3, der sich durch ein objektives Merkmal (Eintritt des 
Todes) von 1 und 2 unterscheidet, in diejenige der Assisen. 
Die einfache vorsätzliche Körperverletzung (Art. 73, §§ 1 — 4) 
fallt stets in die Kompetenz des Amtsgerichtes, die fahrlässige 
Körperverletzung (78) in diejenige des Einzelrichters. 

Berücksichtigt werden bei dieser Feststellung der sachlichen 
Zuständigkeit nur die im betreffenden Artikel des speziellen 
Teiles angedrohten Hauptstrafen, ohne auf die daneben noch 
zulässigen Nebenstrafen und sichernden Massnahmen abzu- 
stellen. Ebenso bleiben hier unberücksichtigt diejenigen allge- 
meinen Strafmilderimgsgriinde, welche bloss fakultativ eine 
Milderung, teilweise sogar eine Strafumwandlung zulassen; 
dazu gehören die in Art. 48 aufgezählten, ferner der Irrtum 
über die Recfytswidrigkeit (Art. 20), der vollendete Versuch (Art. 21, 
§ 1, Alinea 1, 2. Satz), die Gehülfenschaft (Art. 22, Alinea 2). 
Der der unvollendete Versuch dagegen obligatorisch eine Straf- 
milderung im Sinne des Art. 49 herbeiführt, so könnte man hier 
die gemäss Art. 49 modifizierte Strafandrohung der Bestimmung 
der sachlichen Zuständigkeit zu Grunde legen, was übrigens nur 
bei den mit Zuchthaus schlechthin bedrohten Verbrechen einen 
Einfluss ausübt, indem hier das Amtsgericht an Stelle der Assisen 
zu treten hätte. Da aber eine solche Berücksichtigung des 
herabgesetzten Strafmasses bei der sogenannten Strafmilderung 
nach freiem richterlichem Ermessen ausgeschlossen ist, indem 
hier der Richter gemäss Art. 50 weder an die Strafart noch 
an das Strafmass gebunden ist (was ich dahin auffasse, dass 
die Tatsache der Milderung obligatorisch, die Intensität der- 
selben dagegen in das freie Ermessen des Gerichtes gelegt isti, 
so ist es wohl richtiger, auch die obligatorische Strafmilderung 
beim unvollendeten Versuch, die eine weniger weitgehende 
Massregel als die Strafmilderung nach freiem Ermessen be- 
deutet, bei der Feststellung der sachlichen Zuständigkeit nicht 
zu berücksichtigen. Eine solche Strafmilderung nach freiem Er- 
messen tritt ein bei Annahme der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit (Art. IG, Alinea 2), beim absolut untauglichen Versuch 
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(Art. 21, § 1, Alinea 2), wenn der Täter aus eigenem Antrieb 
dem Eintritt des Erfolges entgegenwirkt (Art. 21, § 2), bei der 
Überschreitung der Grenzen der Notwehr (Art. 24, Alinea 2), 
sowie im Falle des Art. 25, Schlusssatz. 

Endlich sind die von jugendlichen Personen (im Alter vom 
15. bis zum 18. Lebensjahre) begangenen Verbrechen speziell 
zu behandeln, da hier nicht die gewöhnlichen Strafen Anwen- 
dung Anden, sondern ohne Rücksicht auf die Schwere des Ver- 
brechens je nach der Natur und dem sittlichen Zustand des 
Täters erzieherische oder versorgende Massregeln anzuordnen 
sind, eventuell bloss leichte Strafarten verhängt werden (Art. 14, 
§§ 1—3). Es empßehlt sich daher, alle diese Verbrechen von 
Jugendlichen der gleichen Gerichtsbehörde zur Behandlung 
zuzuweisen, und zwar der Natur der Sache nach dem Amts- 
gericht, da das Assisenverfahren zur Beurteilung Jugendlicher 
nicht empfehlenswert erscheint (vgl. auch § 73, Ziffer 3, des 
deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes) ; die von Jugendlichen 
begangenen Übertretungen können dagegen wohl dem Einzel- 
richter zur Beurteilung überlassen bleiben (Art. 226), allenfalls 
auch die leichteren Verbrechen (Gruppe 4 und 5). 

Im Falle der Beibehaltung der Dreiteilung der Strafgerichte 
erster Instanz glaube ich daher, kurz resümierend, die sach- 
liche Zuständigkeit in folgender Weise regeln zu können : 

1. Die Assisen beurteilen die mit lebenslänglichem Zuchthaus, 
Zuchthaus mit einem höhern als dem gesetzlichen Minimum, 
Zuchthaus (das heisst bis 15 Jahre) und Zuchthaus bis 
zu einem 6 Jahre oder mehr betragenden Maximum be- 
drohten Verbrechen (eventuell ausgenommen Art. 87, § 3, 
qualißzierte Eigentumsschädigung, und 112, § 1, Entfüh- 
rung einer Frauensperson zu unzüchtigen Zwecken). 

2. Das Amtsgericht (beziehungsweise Bezirksgericht) beurteilt 
die mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, Zuchthaus oder Ge- 
fängnis, Gefängnis mit oder ohne Busse bedrohten Ver- 
brechen, ferner die von jugendlichen Tätern begangenen 
Verbrechen, und folgende Spezialfälle: 87, § 3, und 
112 , § 1 . 

3. Der Einzelrichter beurteilt die mit Gefängnis oder Busse 
und mit Busse allein bedrohten Verbrechen, sowie sämt- 
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liehe Übertretungen; endlich folgende Spezialfiille: 78, 
§ 3, 108, 109, 137, Alinea 1, 158, 166, Alinea 1. 

Gesetzgeberisch wäre es vielleicht ratsam, bloss die Kom- 
petenz der Assisen und des Einzelrichters ausführlich zu be- 
stimmen und beizufügen: „Alle übrigen Fälle beurteilt das 
Amtsgericht“, um ja keine Lücke zu lassen. 
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Eine statistische Randbemerkung zu den Art. 29 
und 30 des Vorentwurfs zu einem schweizerischen 
Strafgesetzbuch. 

Von 

Dr. med. Oustav Beck in Bern. 


Der Art. 30 des Vorentwurfs besagt, dass „die Verwahrung 
rielfach rückfälliger Verbrecher in einem Gebäude vollzogen 
werden soll, das ausschliesslich diesem Zwecke dient“. Da selbst- 
verständlich die Kosten der Errichtung eines oder mehrerer 
solcher Gebäude und ferner die Administrationskosten solcher 
Anstalten von der Zahl der in denselben unterzubringenden 
Sträflinge abhängen, so ergibt sich hieraus unmittelbar die nur 
auf statistischem Wege zu lösende Frage nach dem Voranschlag 
der Kosten, die der Eidgenossenschaft, beziehungsweise den 
Kantonen, aus der Vollziehung der Art. 29 und 30 erwachsen 
mögen, eine Frage, die indessen sogar die Statistik nicht zu 
lösen vermag, w enn nicht näher bestimmt wird, eine wie grosse 
Zahl von Rückfällen unter der „vielfachen“ Rückfälligkeit zu 
verstehen ist. 

Nun geht der Sinn des Art. 29 offenbar dahin, das bürger- 
liche Verkehrsleben von der Schädigung durch jene Delin- 
quenten zu befreien, die ihre verbrecherischen Triebe trotz oft 
wiederholter Strafvollzugs-Pädagogik nicht zu bezähmen im 
stände sind. Somit wird der Richter im gegebenen Falle sich 
die Frage vorzulegen haben, nach wie viel Vorstrafen er die 
Anwendung des Art. 29 für geboten zu erachten hat. 

Es dürfte nun kaum bezweifelt werden, dass bei einem 
Delinquenten, der nach dreimaligem Rückfall zum viertenmal 
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zur Verurteilung gelangt, die bisherige Strafpädagogik frucht- 
los gewesen ist und fruchtlos bleiben wird, wenn er nicht auf 
lange Zeit derselben unterworfen bleibt. Von diesem, wie ich 
glaube, theoretisch kaum anfechtbaren Standpunkt habe ich 
nun auf Grundlage meiner für den Kanton Baselstadt ausge- 
führten, kürzlich in der Zeitschrift für schweizerische Statistik 
(1904, II. Bd., p. 313 — 357) veröffentlichten Sträflingsstatistik 
mittelst beistehender Tabelle mir eine Vorstellung von der Zahl 
der Sträflinge zu bilden versucht, die der Bestimmung des 
Art. 29 unterliegen würden. Die Art und Weise der Berechnung 
war folgende: 

Unter 767 männlichen und 115 weiblichen, zusammen 
882 Sträflingen, die vom 1. Januar 1900 bis zum 31. Dezember 
1902 in den Basler Strafanstalten zum ersten- bis wtenmal in- 
haftiert worden sind, befanden sich 143 männliche und 20 weib- 
liche Sträflinge, deren letzter Inhaftierung eine dreimalige Ver- 
urteilung für kriminelle Delikte vorausgegangen war, woraus 
sich der jährliche Durchschnitt von 48 männlichen und 7 weib- 
lichen Sträflingen (in abgerundeten Zahlen) dieser Art bei einer 
Gesamtzahl von 294 Sträflingen ergibt. 

Aus einer von Herrn Schaffroth, Gefängnisinspektor des 
Kantons Bern, für den internationalen Strafvollzugskongress in 
Brüssel ausgearbeiteten Statistik ‘) lässt sich nun, sofern man 
den Bevölkerungszensus von 1900 als massgebend betrachten 
will, berechnen, dass die Sträflingsbevölkerung des Kantons 
Baselstadt sich zu derjenigen der ganzen Schweiz wie 221 : 126 
verhält. Die oben angeführten Ziffern 294, beziehungsweise 
48 und 7, müssen daher auf 168, beziehungsweise 27 und 4, 
reduziert werden, um als Berechnungsmassstab für die ganze 
Schweiz dienen zu können. 

Nach der zitierten Statistik betrug ferner die gesamte 
Sträflingsbevölkerung der Schweiz am 31. Dezember 1899 
4177 Personen beiderlei Geschlechts. Die jährliche Durch- 
schnittsmenge der zum viertenmal zur Verurteilung gelangen- 
den Personen berechnen wir daher aus folgenden Gleichungen: 


*) Etat actuel du Système pénal et pénitentiaire en Suisse (1900). 
Rapport présenté au Congrès pénitentiaire international de Bruxelles. 
Pag. 70. 
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für dreimal kriminell vorbestrafte Männer aus 
168 : 27 = 4177 : x, demnach £c = 67 1 ; 
für dreimal kriminell vorbestrafte Weiber aus 
168 : 4 = 4177 : x, demnach x — 100 ’). 

In Berücksichtigung des Umstandes nun, dass der Art. 29 
eine mindestens zehnjährige Verbringung von Sträflingen dieser 
Art in die Bewahranstalten des Art. 30 vorsieht, würde der 
Multiplikator 5 S ) für obige Zahlen wohl als Minimum zur Be- 
rechnung des mittlern Personenstandes dieser Anstalten ange- 
nommen werden müssen, woraus sich ein mittlerer, man kann 
wohl sagen eiserner Bestand derselben von 3355 Männern und 
500 Weibern ergeben würde 8 ). 

Auf absolute Zuverlässigkeit dürfen die Resultate der hier 
mitgeteilten Statistik allerdings keinen Anspruch machen, weil 
dieselbe trotz der vorgenommenen Reduktion auf normale Ver- 
hältnisse auf allzu kleiner und unsicherer Grundlage beruht. 
Immerhin mag sie als Fingerzeig dafür dienen, dass die Art. 29 
und 30 des Vorentwurfs die gesetzgebenden Behörden vor eine 
Aufgabe stellen werden, die von den weittragendsten finan- 
ziellen Folgen begleitet sein wird, wenn anders deren Durch- 
führung in zweckentsprechender Weise erfolgen soll. 

Ohne mich auf mehrere andere und wichtige Fragen 
kriminalstatistischer Natur einzulassen, die an die Art. 29 und 
30 geknüpft werden können, und zweifellos seinerzeit in den 
gesetzgebenden Behörden zur Sprache kommen werden, kann ich 
meinerseits aus obigen Zahlen den Schluss ziehen, dass der Fiskus 


■) Unter Abrechnung der Dezimalstellen. 

*) Zur nähern Rechtfertigung der Zahl 5 als Multiplikators füge ich 
noch bei : Damit soll einerseits berücksichtigt sein, dass nach Art. 29 die 
Verwahrungszeit der vielfach Rückfälligen 10 — 20 Jahre dauern kann, dass 
aber anderseits gemäss Art. 30, Absatz 3, gewisse Verwahrte nach Ablauf 
von 5 Jahren vorläufig entlassen werden können. 

s ) Gegenüber diesem Resultat ist noch darauf hinzuweisen, dass ans 
den Basler Zählkarten, die dieser Arbeit zu Grunde liegen, nicht ersicht- 
lich ist, ob bei dem einzelnen Rückfälligen zur Zeit der Begehung des 
neuesten Verbrechens noch nicht 3 Jahre abgelaufen sind, seit er die letzte 
Freiheitsstrafe erstanden hat. Ein Moment des Art. 29 ist also in unserer 
Feststellung nicht in Rechnung gezogen; meines Erachtens würde sich 
aber unser Schlussresultat nur wenig ändern, auch wenn auf diese Frage 
eine Antwort vorläge und berücksichtigt werden könnte. 
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der Eidgenossenschaft der Annahme dieser Artikel mit gerin- 
gerer Besorgnis ins Auge sehen dürfte, wenn sie an Stelle der 
jetzigen folgende Fassung erhielten: 

Art. 29. Begeht jemand ein Verbrechen gegen Leib und 
Leben etc., der schon drei Freiheitsstrafen fUr ähnliche Verbrechen, 
wie das zuletzt begangene, erstanden hat, und sind zur Zeit der 
Begehung des Verbrechens noch nicht drei Jahre abgelaufen, 
seit er die letzte dieser Freiheitsstrafen erstanden hat, so er- 
kennt das Gericht an Statt der angedrohten Freiheitsstrafe 
auf Verwahrung des bereits wenigstens dreimal für ähnliche Ver- 
brechen Vorbestraften für unbestimmte Zeit, wenn es überzeugt ist, 
dass der Schuldige nach Erstehung der Freiheitsstrafe wieder 
rückfällig würde, und es die Verwahrung für geboten erachtet. 

Art. 30. Die Verwahrung mehr als dreimal für ähnliche Ver- 
brechen Verurteilter wird in einem Gebäude vollzogen, das aus- 
schliesslich diesem Zwecke dient. 

Die Verwahrten werden streng zur Arbeit angehalten. 

Nach Ablauf von mindestens drei Jahren kann die zu- 
ständige Behörde auf Antrag der Anstaltsdirektion hin die vor- 
läufige Entlassung des Verwahrten für die übrige Zeit der Ver- 
wahrung anordnen, wenn er zum erstenmal verwahrt wird 
und anzunehmen ist, er werde kein Verbrechen mehr begehen. 
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Internationale kriminalistische Vereinigung. 

Schweizerische Landesgruppe. 

Bericht über die Verhandlungen vom 3. Oktober 1904 in Genf. 


Die schweizerische Landesgruppe der Internationalen kri- 
minalistischen Vereinigung trat am 3. Oktober im Senatszimmer 
des Universitätsgebäudes in Genf zusammen. Der Vorsitzende, 
Prof. Gautier (Genf), eröffnet die Sitzung 5 1 /* Uhr; in seinem 
kurzen Begrüssungswort weist er darauf hin, dass das verflos- 
sene Jahr in der Arbeit der schweizerischen Strafrechtsverein- 
heitlichung keine Fortschritte verzeichnen kann, nur eines wird 
immer mächtiger: das Gefühl der Unzulänglichkeit der heutigen 
Zustände. Damit wächst der Wunsch nach einer energischen 
Förderung des Strafgesetzgebungswerkes. 

In Verhinderung des abwesenden Schrift- und Rechnungs- 
führers, Dr. Zeerleder, gibt Prof. Zürcher (Zürich) Kenntnis von 
der Rechnung der Landesgruppe über den Zeitraum vom 
9. Oktober 1903 bis 3. Oktober 1904. Sie weist auf: 

Einnahmen. 


Übertrag Fr. 900. 88 

Zinsen etc „ 28. 45 

Mitgliederbeiträge pro 1904 . . „ 400. — 


Total 

Fr. 

1329. 33 

Ausgaben. 



An die Zentralkasse abgegebene 



Beiträge pro 1903 

Fr. 

330. — 

Portoauslagen 

n 

2. 92 

Total 

Fr. 

332. 92 

Somit Saldo auf neue Rechnung 

Fr. 

996. 41 


'Schweizerisch« Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 27 
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wovon indessen Ende 1904 die Beiträge von 40 Mitgliedern 
(Fr. 400) an die Zentralkasse abzuführen sind. 

Die Rechnung wird unter Verdankung an den Rechnungs- 
führer genehmigt. 

Darauf erhält das Wort Privatdozent Dr. Spira (Genf) zur 
Berichterstattung über das Thema: Wie sollen Zuchthaus- und 
Gefängnisstrafe auseinander gehalten werden? Der Referent, der 
in seinen Ausführungen vor allem auf den eidgenössischen 
Strafgesetzentwurf Bezug nimmt, beabsichtigt, seinen Vortrag 
zu erweitern und gesondert zu veröffentlichen. Aus diesem 
Grunde sollen in diesem Protokolle nur die folgenden Thesen 
Aufnahme finden : 

L 

Neben der zwangsweisen Erziehung für Jugendliche einerseits 
und den Sicherungsmassregeln gegen Rückfällige und Arbeitsscheue 
anderseits sind Zuchthaus- und Gefängnisstrafe als Repressions- 
mittel gegen Verbrechen erwachsener Besserungsfähiger geeignete 
Massnahmen. 

Der schweizerische Entwurf verstösst gegen dieses Prinzip, 
indem er für schuldhafte Jugendliche, sofern sie am Urteilstage (!) 
das 18. Jahr zurückgelegt haben, die beiden Freiheitsstrafen für 
zulässig erklärt. 

II. 

Für das Wesen der beiden Strafen und ihre Anwendung ist 
neben der Schwere des begangenen Verbrechens die dadurch be- 
kundete Beschaffenheit der täterischen Gesinnung ausschlaggebend. 
Gegen diese wesentliche Scheidung verstösst der Entwurf : 

1. sofern er Fahrlässigkeitsdelikte mit Zuchthausstrafe bedroht 
(Art. 151, Fahrlässigkeit bei Gebrauch von Sprengstoffen) ; 

2. sofern er der Zuchthausstrafe würdige Delikte nur auf Antrag 
des Verletzten verfolgt (Art. 101, qualifizierte Verleumdung, 
112, § 1, Entführung einer Frauensperson behufs Unzucht); 

3. sofern er bei materiell schweren Delikten, die nicht notwendig 
einen verwerflichen Charakter des Täters bekunden, Zucht- 
haus nicht wahlweise mit Gefängnis androht (Art. 64, § 2, 
Abtreibung durch Dritte) ; 

4. sofern er bei materiell schweren Delikten, die an und für 
sich einen perversen Charakter des Täters, selbst in hohem 
Grade, offenbaren, die Möglichkeit der Anwendung der Ge- 
fängnisstrafe nicht aussehliesst (indem nicht ein höheres Mini- 
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muin festgesetzt wird, so dass bei Vorliegen von Milderungs- 
gründen Zuchthaus in Gefängnis umgewandelt werden kann). 

III. 

Zufolge der Scheidung ad II erscheint begründet: 

a) die mit der Zuchthausstrafe verbundene obligatorische Straf- 
folge der Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit, 
beziehungsweise die Zulässigkeit der Landesverweisung für 
Ausländer (aus politischen Rücksichten wäre es nicht zu recht- 
fertigen, wenn trotz der vorliegenden Präsumtion der Besse- 
rungsfähigkeit des Täters, wie die Rehabilitation, auch die 
Aufhebung der Landesverweisung für zulässig erklärt würde) ; 

b) die längere Dauer der Zuchthausstrafe; 

c) die gesetzliche Unmöglichkeit, alternativ auf Zuchthaus oder 
Geldstrafe zu erkennen ; 

d) der Ausschluss der Zuchthausstrafe bei Fahrlässigkeitsdelikten ; 

e) die Verfolgung ex officio sämtlicher mit Zuchthaus bedrohter 
Verbrechen; 

f) die längere Détention der Zuchthaussträflinge in Einzelhaft ; 

g) eine schärfere Behandlung der Zuchthaussträflinge während 
des Strafvollzuges (Pekulium, äussere Tracht, Besuche, Kor- 
respondenz und Lektüre) ; 

h) die Zulässigkeit einer kurzen Unterbrechung der Gefängnis- 
strafe bei tödlicher Erkrankung der nächsten Angehörigen. 

IV. 

Zur Gefängnisstrafe verurteilte Täter, deren Verbrechen nicht 
auf gemeine Motive zurückzuführen ist, namentlich bei Zweikampf 
und politischen Verbrechen, sind in eine besondere Gefängnisklasse 
einzureihen ; sie bleiben von anderen Gefängnissträflingen abgeson- 
dert, können auf ihr Gesuch die ganze Strafe in Einzelhaft ab- 
büssen, ihre Beschäftigung selbst wählen, in den Grenzen der Haus- 
ordnung ihren Unterhalt aus eigenen Mitteln bestreiten, Lektüre 
von aussen beziehen, Besuch und Briefe einmal wöchentlich emp- 
fangen, beziehungsweise versenden. 

V. 

Der günstigen Reform des Vollzuges von Zuchthaus- und Ge- 
fängnisstrafe dient vorzugsweise die Anhaltung des Sträflings zur 
Arbeit; den Bestimmungen des Entwurfes in diesen Punkten ist 
zuzustimmen. 
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VI. 

Von besonderer Bedeutung für den Vollzug der Zuchthaus- und 
Gefängnisstrafe ist die Einzelhaft 

al zur Förderung der Selbsterkenntnis des Täters, 

b) zwecks Absonderung gefährlicher Elemente (daher verlängerte 
Einzelhaft für „Unzüchtige“, gefährliche Einbrecher, Anar- 
chisten), 

c) zur Aufrechthaltung der Disziplin. 

Namentlich aus dem Grunde sub a empfiehlt sich daher 

1. eine längere Einzelhaft bei Zuchthaus- als bei Gefängnisstrafe, 

2. den Beginn der Strafzeit nicht mit Arbeit auszufüllen, somit 
eine weitere Stufe im Progressivsystem zu erwägen (Einzel- 
haft ohne Arbeitswohltat). 

In der Diskussion stimmt vorerst Prof. Zürcher (Zürich) 
dem Referenten darin bei, dass im schweizerischen Entwurf 
der Unterschied zwischen den beiden Strafarteli nicht genügend 
markiert ist; der Gesetzgeber hat sich wohl gesagt, die klare 
Scheidung ergebe sich aus dem Charakter der beiden Strafen 
und den bestehenden Verhältnissen von selbst. — Die in These IV 
angeregte Einführung der custodia honesta in das System un- 
seres Gesetzes wird kaum empfehlenswert sein : wir sind gerade 
in der Schweiz besonders empfindsam für die Wahrung des 
Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetz und der Gleichheit 
der Behandlung, zudem ist auch vom rechtlichen Staudpunkt 
aus daran zu erinnern, dass vorläufig der Strafvollzug nicht 
zentralisiert werden soll, und dass wir hier das kantonale Ver- 
ordnungsrecht nicht antasten dürfen. Prof. Zürcher gibt dem 
Wunsche Ausdruck, die Thesen des Referenten, die auf eine 
schwierige Frage unseres kommenden Strafrechtes hindeuten, 
möchten entweder vom schweizerischen Juristenverein oder 
vom Verein für Straf- und Gefängniswesen zu weiterer Diskus- 
sion übernommen werden. 

Strafanstaltsdirektor Harbin (Lenzburg) sieht die Schwierig- 
keiten einer befriedigenden Lösung vor allem in der Lokali- 
tätenfrage. Wie die Verhältnisse heute liegen, müssen wir 
vielerorts in der gleichen Anstalt verschiedene „Verbrecher- 
klassen“ unterbringen, da ist eine verschiedene Behandlung, 
etwa nach Kleidung, Kost etc., so gut wie ausgeschlossen. Ernst- 
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haften Wandel zu schaffen, kann den Kantonen aus finanziellen 
Gründen nicht zugemutet werden — überhaupt ist auf keine 
Besserung zu hoffen, solange der Strafvollzug nicht den Kan- 
tonen abgenommen wird, für den einzelnen Kanton ist die 
Bürde zu gross, auch auf kantonale Konkordate ist kein Ver- 
lass, die Lösung liegt allein in einem eidgenössischen Straf- 
vollzug. 

An Hürbins Votum knüpft Strafanstaltsdirektor Dr. Curti 
(Zürich) an : Zwar ist unser aller Ziel der eidgenössische Straf- 
vollzug, aber auch schon unter den heutigen Verhältnissen sind 
Besserungen möglich ; wir sollten vor allem zu einer durch- 
gehenden Trennung der Zuchthaus- und der Gefängnissträflinge 
gelangen, im weitern namentlich eine bessere Gestaltung des 
Vollzuges der Gefängnisstrafe anstreben. Einmal muss der 
z. B. im Kanton Zürich geltende Satz fallen, dass der Gefäng- 
nisstriifiing sich selbst beköstigen darf und nicht zu arbeiten 
braucht, wenn er seinen Unterhalt selbst bestreiten kann. An- 
derseits müssen die Gefängnisse, wenn man die Gefängnisstrafe 
heben will, besser eingerichtet werden — die heutige Gefängnis- 
strafe äst vielerorts in der Schweiz, was die Unterkunft anbe- 
langt, schlimmer und erniedrigender als der Aufenthalt in den 
Zuchthäusern. — Dem Postulat Spiras, dass die Gefängnis- 
sträflinge ihre Beschäftigung selbst sollen wählen können, 
stimmt Curti nur bedingungsweise zu, nur im Rahmen der An- 
staltsordnung soll das möglich sein, und nur, wenn der Haupt- 
zweck der Anstaltsarbeit gewahrt bleibt: eine tüchtige beruf- 
liche Bildung zu vermitteln, die den Sträfling in den Stand 
setzt, nach seiner Entlassung ehrlich durchzukommen. 

Der Berichterstatter, Dr. Spira, repliziert: er teilt Prof. 
Zürchers Bedenken gegen die custodia honesta nicht, sie wider- 
spricht nicht demokratischen Grundsätzen, im Gegenteil, sie ist 
in einer Republik besonders am rechten Platze. Entgegen 
Hürbin meint Spira, dass, solange der eidgenössische Strafvoll- 
zug noch nicht erreichbar ist, doch mit Konkordaten zu helfen 
sein wird. Endlich spricht der Referent noch zum Votum 
Curtis: nur für die besondere, von ihm postulierte Gefängnis- 
klasse, die custodia honesta, verlange er freie Arbeitswahl. In 
andern Staaten werden die Festungssträflinge z. B. überhaupt 
nicht zur Arbeit angehalten, wir wollen auch hier den Arbeits- 
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zwang einführen, aber mit freier Beschäftigungswahl, auch der 
Künstler oder der Gelehrte soll sich in dieser Gefängnisklasse 
nach seinen Fähigkeiten beschäftigen können. 

Der Vorsitzende, Prof. Gautkr, spricht ein kurzes Schluss- 
wort: auch er teilt nicht Hürbins pessimistische Auffassung — 
man hat leider dem Bund den Strafvollzug nicht gegeben, aber 
auch mit interkantonalen Vereinbarungen werden sich Fort- 
schritte erzielen lassen. 

Schluss der Sitzung 7 Uhr. 
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Die 

Strafgesetzgebung des Kantons Freiburg 

im Jahre 1903. 

Von 

Professor Dr. W. Graf Gleispach in Freiburg. 


Nach einer längeren Pause hat die Gesetzgebung des Kantons 
Freiburg im Jahre 1903 wichtige Neuerungen auf strafrechtlichem 
Gebiet aufzuweisen. Sie sind in zwei Gesetzen enthalten, die das- 
selbe Datum, den 5. Mai 1903, tragen. Das erste handelt von der 
bedingten Strafe, das zweite ist zur Abänderung einiger Bestim- 
mungen des allgemeinen Strafgesetzbuches (in Kraft seit 1. Januar 1874) 
ergangen 1 ). Beide Gesetze gehen auf die initiative von Mitgliedern 
-der gesetzgebenden Gewalt zurück. Es fehlte hier nicht an Stim- 
men, die eine weitergehende Reform des Strafrechtes wünschten, 
als sie durch die genannten Gesetze geschaffen wird ; insbesondere 
war die Aufhebung der vielfach nahezu erschreckend hohen Mindest- 
masse der Strafen angeregt worden. Der Staatsrat vertrat jedoch 
die Ansicht, dass im Hinbliek auf die bevorstehende Vereinheit- 
lichung des Strafrechtes die Reform auf das Notwendige und leicht 
Durchführbare zu beschränken sei, und dieser Standpunkt fand die 
Zustimmung der überwiegenden Mehrheit des Grossen Rates. — 
Die bedeutsamste der Reformen ist die Einführung der „bedingten 
Strafe“. Sie bringt in das Gcwirre der leider so rückständigen 
Bestimmungen des Freiburger Strafgesetzes einen frischen, modernen 
Zug, sie bricht mit dem starren Vergeltungsprinzip, sie ist ein neues 
Zeichen für das siegreiche Vordringen jener grundlegenden Auf- 
fassung des Strafrechts, die in dem Schutz der menschlichen Ge- 
sellschaft und ihrer Interessen das oberste Ziel erblickt und zur 


•) «Loi sur la peine conditionnelle» et « loi modifiant diverses dispositions 
du code pénal». Aiuti. Gesetzessammlung, Bd. 72, S. 48 und 50. — Die 
beiden Gesetze sind im Anhang, S. 409 ff., abgedruckt. 
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Bekämpfung des Verbrechens jeweils das zweckmäsaigste Mittel an- 
gewendet wissen will. Mag sein, dass diese Ideen so manchem 
recht ferne liegen, der dazu mitgewirkt hat, dass der Entwurf über 
die bedingte Strafe Gesetzeskraft erlangte. Auch dann bewährt sich 
die Kraft und Richtigkeit des leitenden Grundgedankens, wenn eine 
aus ihm heraus zu entwickelnde Massregel unbew'usst ihrer prin- 
zipiellen Tragweite angenommen wird, wenn sie sich Freunde und 
Anhänger w r irbt durch ihre sofort einleuchtenden Vorzüge und die 
guten Erfahrungen, die man anderwärts mit ihr gemacht hat 1 ). 

I. 

Das Gesetz über die bedingte Strafe. 

1. Der bedingte Strafaufschub findet Anwendung bei Ver- 
brechen und Vergehen, nicht aber bei Übertretungen. Er ist bei 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe ebenso zulässig wie bei Ver- 
hängung einer Geldstrafe *). 


’) Freilich nur dort, wo auch die Ausgestaltung der Einrichtung im 
einzelnen zweckentsprechend ist. Siehe über den «Misserfolg der bedingten 
Begnadigung » in Deutschland neuestens die Bemerkungen v. Liszts in der 
Z. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. 25, S. 236 fg. (2. Heft). — Freiburg- 
ist der sechste Kanton, in dem der bedingte Strafaufschub dem geltenden 
Recht angehört. Vgl. Code pénal f. Neuenburg vom 12. Februar 1891 (Art 400 
bis 403), Genf y loi sur la peine conditionnelle du 29 octobre 1892 (diese Zeit- 
schrift [Z.] Bd. 9, S. 164, und dazu Gautier, Z. Bd. 5, S. 17, und Strafgesetz- 
gebung der Gegenwart, Bd. II, S. 617 fg., Picot, Z. Bd. 9, S. 10 ff.), Waadt, 
loi du 13 mai 1897 sur le sursis à l’exécution des peines (Z. 10, S. 286 ff.), 
Wallis, loi concernant le sursis à l’exécution des peines, du 13 mai 1899 
(Z. 13, S. 481), Tessin, decreto legislativo concernente la sospensione con- 
dizionale della pena, 14 novembre 1900 (Z. 13, S. 483). — Geplant ist dìe 
Erweiterung und Umgestaltung der Einrichtung in Neuenburg (siehe den 
Entwurf in Z. 17, S. 115 fg.) und ihre Einführung in Solothurn (Z. 16, S. 451),. 
Zurich (Z. 16, S. 362 ff., Sträuli, Die Strafprozessreform im Kanton Zürich) 
und Baselstadt (Z. 17, S. 210). — Über das geltende Schweiz. Recht siehe 
besonders Mittcrmaicr , Einige Bemerkungen zu der Einrichtung des sogen, 
bedingten Strafaufschubes in der Schweiz, Z. 14, S. 25 ff., und denselben. 
Der bedingte Straferlass, in Z. 16, S. 31 ff. Daselbst auch eine Übersicht 
über die ausländische Gesetzgebung auf diesem Gebiet (S. 32—43), die 
jetzt noch durch das bulgarische Gesetz über die bedingte Verurteilung 
vom 5. Januar 1904 zu ergänzen ist (abgedruckt in den Mitteilungen der 
I. K. V., Bd. 12, Lieferung 1, S. 110 ff.). 

2 ) Ebenso Genf, Waadt, Tessin und der Neuenburger Entwurf. Hin- 
gegen hat der Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch vom 
Juni 1903 die Massregel leider auf den Fall der Verurteilung zu einer 
Freiheitsstrafe beschränkt (Art. 57, § 1). 
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Die Bedingungen der Anwendung sind folgende: a) Die er- 
kannte Freiheitsstrafe muss weniger als 6 Monate betragen '). Der 
bedingte Strafaufschub ist dadurch bei Verurteilung zur Einsper- 
rung im Zwangshaus („réclusion“) unanwendbar, da diese Freiheits- 
strafe int Mindestausmass von 6 Monaten erkannt werden muss 
(Art. 17 St.-G.-B.). Die Höhe der erkannten Geldstrafe ist ohne 
Einfluss. — b) Nur derjenige kann dos bedingten Strafaufschubes 
teilhaftig werden, der bisher weder kriminal- noch zuchtgerichtlich 
verurteilt worden ist. Verurteilung wegen einer Übertretung steht 
der Anwendung des Gesetzes nicht entgegen ; hingegen wird sie 
schon durch die Verurteilung zu blosser Geldstrafe wegen eines 
fahrlässigen Deliktes (Vergehens) ausgeschlossen *). Auch ausländische 
Vorstrafen sollen in Betracht kommen ; gewiss mit Recht, nur hätte 
es sich empfohlen, dies im Gesetz ausdrücklich hervorzuheben s ). — 
c) Der Verbrecher muss der Begünstigung des Strafaufschubes 
würdig erscheinen. Diese Formulierung, die sich ebenso in Waadt, 
Wallis und Tessin findet, wahrt die volle Freiheit des richterlichen 
Ermessens, betont aber nicht den entscheidenden Punkt 4 ). 

2. Der Strafaufschub währt 5 Jahre. Das Gesetz hat sich hier 
dem Art. 50 des Vorentwurfes vom Jahre 1896 angeschlossen, 
während der seither erschienene jüngste Vorentwurf die Probezeit 
auf 2 — 5 Jahre festsetzt®). 

3. Die erkannte Strafe wird vollzogen: a) Wenn der Verur- 
teilte innerhalb der fünfjährigen Probezeit „sich eine kriminal- oder 
zuchtgerichtliche Strafe zuzieht“ („si le condamné est frappé d’une 
peine . . .“). Diese Formulierung ist wenig bestimmt, obwohl sie 
gerade zu dem Zweck gewählt wurde, um Zweifel abzuschneiden. 
Gemeint ist wohl, dass der Zeitpunkt der Verurteilung entscheidet 


*) Der Vorentwurf: weniger als 1 Jahr. 

®) Nach der Botschaft des Staatsrates an den Grossen Rat, die den 
ersten Entwurf begleitete, war diese Bedingung so formuliert: Der Ver- 
brecher darf bisher keine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe erlitten 
haben wegen eines vorsätzlichen Verbrechens oder Vergehens des gemeinen 
Rechtes, das nach den Freiburger Gesetzen strafbar ist. (Ähnlich Genf und 
Waadt.) Das hervorgehobene Erfordernis hat die Kommission fallen ge- 
lassen. — Die Botschaften des Staatsrates zu den in Rede stehenden Ge- 
setzen sind nicht gedruckt worden, jedoch hatte die Justizdirektion die 
grosse Liebenswürdigkeit, mir Abschriften dieser Aktenstücke zur Ver- 
fügung zu stellen. Sie kamen mir erst während der Abfassung dieses 
Berichtes zu, so dass sie nur mehr an einigen Stellen berücksichtigt 
werden konnten. 

’) So der Vorentwurf, Art. 57, § 1. 

4 ) Treffend der Vorentwurf im 2. Absatz des § 1 (Art. 57). 

*) Wie Freiburg auch Wallis, Tessin. 2 — 5 Jahre: Genf, Waadt, Neuen- 
burger Entwurf, Züricher Entwurf. 
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und nicht der der Begehung des zweiten Verbrechens. Richtiger 
wäre es gewesen, mit dem Vorentwurf (Art. 57, § 3) den zuletzt 
genannten Zeitpunkt entscheiden zu lassen. Bern Tag der Verur- 
teilung kommt keinerlei grundsätzliche Bedeutung zu, und überdies 
hängt er von der grösseren oder geringeren Raschheit bei der Ent- 
deckung des neuen Verbrechens und der Durchführung der Unter- 
suchung u. s. f., also von Zufälligkeiten ab. — b) Wenn der Ver- 
urteilte innerhalb 6 Monaten den durch das Verbrechen verursachten 
Schaden nicht gutmacht. Die seehsmonattiche Frist läuft von dem 
Tage an, an dem der Betrag des Schadens endgültig festgesetzt 
wird. Regelmässig wird dies der Tag des verurteilenden Erkennt- 
nisses des Strafgerichtes sein. Wenn jedoch der durch das Ver- 
brechen Geschädigte nach § 281 der Strafprozessordnung den Zivil- 
rechtsweg betritt, dann entscheidet das Datum der zivilgerichtlichen 
Entscheidung. Es ist sehr zu billigen, dass das Gesetz die Schadens- 
gutmachung berücksichtigt 1 ), und zwar gerade in dieser Form einer 
Bedingung für den Nichtvollzug der erkannten Strafe. Als Voraus- 
setzung für die Anwendung des Strafaufschubes*! kann sie zu einer 
grossen Härte und Ungerechtigkeit werden. Denselben Tadel aber 
verdient es, wenn nach dem Gesetz das Unterbleiben des Schadens- 
ersatzes unbedingt den Vollzug der erkannten Strafe nach sich zieht, 
ohne Rücksicht auf den Umstand, ob es dem Verurteilten möglich 
■war, seiner Verpflichtung nachzukommen oder nicht. Solcho Härte 
gegenüber besitzlosen Erstverbreehern ist nicht zu rechtfertigen 
und sozialpolitisch äusserst bedenklich. 

Tritt einer der eben besprochenen Fälle ein, so wird die er- 
kannte Strafe vollzogen, so, als ob kein Aufschub stattgehabt hätte, 
also ohne Verschärfung und unabhängig von der für das zweite 
Verbrechen verhängten Strafe. 

4. Verläuft die Probezeit gut, so „wird die Strafe als nicht 
verhängt betrachtet“. Dieser Ausdruck ist wenig glücklich ge- 
wählt*), und doch hängt von dieser Bestimmung die Bedeutung 


‘) Ebenso der Vorentwurf, der Züricher Entwurf. — Vgl. auch die 
sehr eingehenden und treffliehen Bestimmungen des norwegischen St.-G.-B., 
§§ 52 und 53; ferner die Gesetzgebung der australischen Staaten, in der 
das Moment der Schadensgutmaehung besonders betont wird. (Strafgesetz- 
gebung der Gegenwart, Bd. 2, S. 201, 305, 324; Mitteilungen der I. K. V., 
Bd. 7, S. 119, Mittermaier, a. a. O., S. 35 fg.) 

*) So der Vorentwurf, Art. 57, § 1, allerdings durch einen Beisatz 
(«soweit seine Mittel dazu ausreichten >) und den Schluss gemildert, der 
aus § 2, erster Absatz, letzte Zeile, gezogen werden kann. 

a ) Dies gilt auch von dem authentischen französischen Text : «Censée 
n'avoir pas été prononcée». 


Digitized by Google 



Die Strafgesetzgebung des Kantons Freiburg im Jahre 190 ;}. 


407 


der ganzen Massregel wesentlich ab, soll dadurch ihr rechtlicher 
Charakter bestimmt werden. Artikel 3 enthält jedenfalls eine 
Fiktion, nach seinem Wortlaut aber nur die, dass keine Strafe 
verhängt worden sei, während also der Schuldsprueh unberührt 
bliebe. Die Annahme einer solchen Monstrosität kann aber dem 
Gesetz nicht zugemutet werden. Darum muss man sagen : Nicht 
bloss die Strafe ist als nicht verhängt zu betrachten, sondern das 
verurteilende Erkenntnis überhaupt gilt nach bestandener Probezeit 
als nicht erflossen. Die Massregel ist daher als „ bedingte Verurtei- 
lung “ anzusprechen, sie ist weder bloss bedingte Einstellung des 
Strafvollzuges, noch der „bedingte Straferlass“ des Vorentwurfes. 
Dies hat folgende Konsequenzen: 1. Begeht derjenige, der des be- 
dingten Strafaufschubes teilhaftig geworden, nach Ablauf der Probe- 
zeit ein neues gleichartiges Verbrechen, so ist er nicht als Rück- 
fälliger anzusehen, obwohl Art. 73 des St.-G.-B. zum Rückfall nur 
rechtskräftige Verurteilung, nicht Strafverbüssung verlangt. 2. Der 
bedingte Strafaufschub kann wiederholt angewendet werden. 3. Nach 
Ablauf der Probezeit sollte jeder Eintrag im Strafregister gelöscht 
werden. 

Die Frage nach der Bedeutung des Strafaufschubes ist bei der 
Beratung des Gesetzes im Grossen Rat lebhaft erörtert worden 1 ). 
In dem Entwurf, der dem Grossen Rat bei der ersten Lesung vor- 
lag, lautete die entscheidende Stelle: „la peine est réputée non 
avenue“. Diese Fassung erfuhr mit Recht nur Tadel. Um dem 
Text des Vorentwurfes näherzukommen (?), schlug die Kommission 
vor, Zusagen: „la peine est censée exécutée“. Die Annahme dieses 
Vorschlages hätte bewirkt, dass gerade das Gegenteil der oben unter 
1 — 3 hervorgehobenen Sätze gegolten hätte. Schon seine Ablehnung 
lässt erkennen, dass die Mehrheit des Grossen Rates materiell nichts 
anderes schaffen wollte, als eben die bedingte Verurteilung; dies 
geht auch aus der durchgeführten Debatte hervor, wenn auch nicht 
überall volle Klarheit über das Wesen der verschiedenen möglichen 
Gestaltungen der ganzen Einrichtung vorhanden gewesen sein mag. 
Dass man sich nicht mit ausdrücklichen Worten zur bedingten Ver- 
urteilung bekannte, sondern nach der ersten Lesung zunächst den 
Satz : „la peine est réputée non prononcée“ beschloss, scheint seine 
Erklärung in der Annahme zu finden, es bestünden gewisse Wir- 
kungen des Urteils auch nach Ablauf der Probezeit fort. Bei der 
zweiten Lesung gelangte sodann der gegemvärtige Text des Ge- 

') Siehe « Bulletin off. des séances du Grand Conseil du Canton de 
Fribourg», Tome LIV, 3"" cahier, pag. 145. Die Botschaft des Staatsrates 
berührt diese Frage nicht. 
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setzes ohne jede Debatte zur Annahme. Die geringfügige Änderung 
gegenüber dem Beschluss bei der ersten Lesung soll nach der Er- 
klärung des Regierungsvertreters *) dazu dienen, die bei der ersten 
Lesung hervorgetretene Auffassung noch klarer zum Ausdruck zu 
bringen: Der durch den Strafaufschub Begünstigte solle nach be- 
standener Probezeit als freigesprochen gelten, ein später begangenes 
Verbrechen begründe keinen Rückfall. Über die Absichten des Ge- 
setzgebers kann demnach kein Zweifel bestehen. 

Die Bedeutung des Strafaufschubes ist also hier dieselbe, wie 
in Genf, Waadt, Wallis und Tessin und dem Neuenburger Entwurf; 
es ist das französisch-belgische System, nicht das des Vorentwurfes 2 ) 
und auch nicht das des norwegischen Strafgesetzbuches. Dieses un- 
gefähr dürfte anfänglich der Regierung vorgeschwebt sein, da ihr 
Vertreter am Beginn der Beratungen erklärte, das Wesen des be- 
dingten Strafaufschubes bestehe darin, dass an Stelle der vom Gesetz 
angedrohten Strafe eine rein moralische Ordnungsstrafe trete, und 
weiter von der Voraussetzung sprach , unter der die verhängte 
Strafe ,.als verhasst“ gelte. Der bedingte Strafaufschub kann aber 
wohl nur dann als Ersatz der Strafe aufgefasst werden, wenn der 
Richter dem Verurteilten besondere Verpflichtungen auferlegen oder 
ihn unter Schutzaufsicht stellen kann. Derlei Bestimmungen sind 
dem Freiburger Gesetz leider fremd geblieben, und dadurch ent- 
behrt es der wichtigsten Gewähr einer gedeihlichen Wirksamkeit, 
besonders bei jugendlichen Verbrechern. Das Gesetz lässt auch 
Bestimmungen über die Eintragung in die Strafregister vermissen. 
Der Grund hierfür liegt darin , dass im Kanton Freiburg die Ein- 
richtung der Strafregister zwar besteht, aber der gesetzlichen Re- 
gelung entbehrt. In der Praxis dürfte sich das Verfahren so gestalten, 
dass, ähnlich dem Vorgehen etwa in Waadt (Art. 9 und Reglement 
vom 10. Juni 1898), die Verurteilung und der Strafaufschub im 
Register eingetragen werden, die Verurteilung auch den Behörden 
mitgeteilt wird, die Auszüge für Privatpersonen aber von der Ver- 
urteilung nichts enthalten. 


') « Bulletin off. », Tome LV, 1* F cahier, pag. 34. 

*) Der Unterschied ist in seinen Folgen nicht sehr weitreichend, weil 
der Vorentwurf zum Rückfall Strafverbiissung fordert und auch die An- 
wendung des bedingten Straferlasses nur dadurch ausgeschlossen ward, 
dass der Verbrecher bereits eine Freiheitsstrafe erstanden hat. 
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II. 

Das Gesetz zur Abänderung einiger Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches. 

Das zweite Gesetz vom 9. Mai 1903 vereinigt die verschieden- 
artigsten Bestimmungen. Sie sind in vier Abschnitte gebracht, deren 
erster Abänderungen des bestehenden St.-G.-B. enthält, während die 
übrigen Ergänzungen bedeuten. 

A. Abänderung der Art 61 und 62 St-G.-B. betreffend die Behandlung 

Jugendlicher. 

Das Strafgesetzbuch unterscheidet drei Altersstufen : 1. Kinder, 
welche im Augenblick der Begehung eines Verbrechens das 12. Jahr 
noch nicht zurückgelegt haben. Sie können überhaupt nicht gericht- 
lich verfolgt werden. Die oberste Polizeibehörde kann jedoch „den 
jungen Delinquenten in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt 
bringen lassen, zum Zwecke seiner moralischen Besserung“ (Art. f>0). 
— 2. Jugendliche im Alter von 12 bis IC Jahren. Hier hat der 
Richter zu entscheiden, ob der Jugendliche mit oder ohne Unter- 
scheidungsvermögen gehandelt habe. Hat er ohne Unterscheidungs- 
vermögen gehandelt, so ist er freizusprechen. Erfordert es die öffent- 
liche Sicherheit, so soll das Gericht verordnen, dass der Jugendliche 
während der durch das Urteil zu bestimmenden Zeit in Haft gehalten 
werde. Die oberste Polizeibehörde bezeichnet die Anstalt, wo diese 
Haft zu vollziehen ist. In den anderen Fällen kann sie die in Art. CO 
erwähnte Einweisung von sich aus verfügen (Art. CI). — Hat der 
Jugendliche mit Unterscheidungsvermögen gehandelt, dann tritt an 
Stelle der Todesstrafe und der lebenslänglichen Reklusion zeitliche 
Reklusion bis zu 15 Jahren. Die übrigen Strafen werden der Dauer 
nach herabgesetzt. — 3. Verbrecher ira Alter zwischen IG und 20 
Jahren: Die Todesstrafe und die lebenslängliche Reklusion werden 
durch zwanzigjährige Reklusion ersetzt (Art. 63). 

Die Änderungen betreffen lediglich die zweite Altersstufe. Das 
neue Gesetz erstreckt sich bis zum 18. Lebensjahr. Zur Begründung 
verwies man auf die Erfahrungen in der Praxis, die Forderungen 
der Theorie, die Bestimmungen des Vorentwurfes. Die Einteilung 
der Jugendlichen nach dem Unterscheidungsvermögen bleibt bestehen. 
Hat der Richter einen Jugendlichen freigesprochen, weil er die Frage 
nach dem Unterscheidungsvermögen verneinte, so beschränkt sich 
die Tätigkeit des Richters nunmehr darauf, die Akten der obersten 
Polizeibehörde zu übersenden mit einem Gutachten darüber, ob der 
Jugendliche in eine Besserungsanstalt zu bringen sei. Diese Behörde 
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verfügt dann von sich aus die Einweisung und ist an das richter- 
liche Gutachten offenbar nicht gebunden. Über die Dauer der Ein- 
weisung ist lediglich so viel festgesetzt, dass sie wegfällt, wenn der 
Jugendliche seine Mehrjährigkeit erreicht hat (Art. 2 des Gesetzes 
und Art. 60 St.-G.-B.). — Der Grund für diese Änderung liegt in 
Missständen, die sich in der Praxis gezeigt haben. Die Richter 
machten von ihrer Befugnis, die Inhaftsetzung eines freigesprochenen 
Jugendlichen anzuordnen, häutig keinen Gebrauch, oder sie bestimm- 
ten einen Zeitraum für diese Massnahme, der vor Erreichung der 
Mehrjährigkeit endete. Dann aber weigerten sich die in Betracht 
kommenden Anstalten, den Jugendlichen aufzunehmen. Diesen Übel- 
ständen soll nun dadurch abgeholfen werden, dass die bisher nur 
subsidiär eintretende Verfügung der obersten Polizeibehörde nun- 
mehr zur Regel wird. Man meinte auch, diese Behörde sei besser 
in der Lage, die richtige Entscheidung zu treffen, und könne im 
Einverständnis mit dem Vorsteher jener Anstalt vorgohen, in die 
der Jugendliche verwiesen werden soll '). 

Wird der .Jugendliche verurteilt, so geht der Richter bei der 
Strafbemessung nach Art. 3 des Gesetzes genau so vor wie früher; 
ist also die berühmte oder vielmehr berüchtigte Frage nach dem 
„discernement“ *) bejaht, dann wird der Jugendliche unbarmherzig 
auch zu Einsperrung im Zwangshaus verurteilt! Wenigstens diese 
exorbitante Massregel sollte nach dem ersten Entwurf wegfallen 
können, der dem Richter die Möglichkeit gab, an Stelle der réclusion 
auf Gefängnis zu erkennen. Statt dieser Bestimmung aber schlug 
die Kommission 3 ) jene vor, die gegenwärtig den letzten Absatz des 
Art. 3 bildet und lediglich verfügt, dass die verhängten Freiheits- 
strafen nach Möglichkeit in besonderen Anstalten für jugendliche 
Verbrecher verbüsst werden sollen. Diese Bestimmung war, und zwar 
wörtlich gleichlautend, schon früher im Art. 62 (letzter Absatz) des 
St.-G.-B. enthalten, einzig mit dem Unterschied, dass der Zusatz 
fehlte, wonach der Staatsrat diese Anstalten zu bezeichnen hat. Nun 
leuchtet es wohl ohne weiteres ein, dass dieser Vorschlag keines- 
wegs bloss eine andere Formulierung bedeutete, sondern vielmehr 
die angestrebto Verbesserung vereitelte. Die Botschaft des Staats- 
rates betonte sehr richtig, man müsse dem Richter wenigstens die 
Möglichkeit geben, einen Jugendlichen nicht zur Einsperrung im 


*) Botschaft des Staatsrates. 

*) Der deutsche Text des Gesetzes spricht von «Zurechnungsfähig- 
keit », während die deutsche Ausgabe des St.-G.-B. das * discernement » 
mit « Unterscheidungsvermögen » übersetzt. 

*) Bulletin off.. S. 153 (Tome LIV). 
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Zwangshaus verurteilen zu müssen. Wenn vielleicht auch die Ver- 
büssung der verhängten Strafe in einer besonderen Anstalt erfolgt, 
so bleibt doch der Makel der Verurteilung bestehen. Gleichwohl 
erfuhr der gedachte Vorschlag keinerlei Widerspruch und der Grosse 
Rat erhob ihn zum Gesetz. 

Endlich verfügt das Gesetz, dass die Gerichtsverhandlung bei 
Anklagen gegen Jugendliche immer geheim durchzuführen sei (Art. 1, 
Absatz 2). Damit ist einer schon oft aufgestellten Forderung Rech- 
nung getragen 1 ). 

Vergleicht man den neu geschaffenen Rechtszustand mit dem 
früheren, so ist ein kleiner Fortschritt nicht zu leugnen ; aber er 
ist durchaus ungenügend! Die Grundlagen des in der Behandlung 
Jugendlicher besonders rückständigen Strafgesetzbuches sind nahezu 
unberührt geblieben. 

B. Zusatz zu Art. 29 St.-G.-B. 

Der Richter wird ermächtigt, die Untersuchungshaft von der 
ausgesprochenen Strafe ganz oder teilweise in Abzug zu bringen, 
und zwar auch dann, wenn die Untersuchungshaft ausserhalb des 
Kantons erstanden wurde (Art. 6). Diese Bestimmung ist wegen der 
hohen Mindestmasse des Strafgesetzbuches von besonderer Bedeu- 
tung. — (Vgl. Art. 53 des Vorentwurfes.) 

C. Zusatz zu Art. 384 St.-G.-B. 

Art. 384 St.-G.-B. bedroht mit Gefängnis von 10 bis 30 Tagen 
oder mit Zuchthaus bis zu 1 Jahr denjenigen, der seine Verpflich- 
tung zum Unterhalt, zu Erziehung und Unterricht seiner ehelichen 
oder natürlichen Kinder oder anderer ihm anvertrauter Personen 
nicht erfüllt. — Derselben Strafe wird nunmehr (Art. 4) derjenige 
unterworfen, der die Geldunterstützungon ohne rechtmässigen Grund 
nicht leistet, die ihm nach dem Gesetz vom 10. Mai 1871 (betreffend 
die unehelichen Kinder) auferlegt werden. Art. 49 dieses Gesetzes 
bestimmt, dass die Mutter eines aussereheliehen Kindes denjenigen, 
dessen Vaterschaft sie beweist, zur Beitragleistung für Unterhalt 
und Erziehung des Kindes verurteilen lassen könne. Man sollte 
meinen, dass die Nichtleistung dieser Beiträge durch Art. 384 schon 
getroffen sei. Das Kassationsgericht hat aber ein auf Grund dieser 
Ansicht ergangenes verurteilendes Erkenntnis aufgehoben, mit der 
Begründung, dass unter dem Ausdruck „natürliches Kind“ nur ein 


*) Vgl. neuestem das Gutachten Kleins über die strafrechtliche Be- 
handlung der jugendlichen Personen, Verhandlungen des 27. deutschen 
Juristentages, Bd. 1, S. 121. 
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vom Vater anerkanntes uneheliches Kind verstanden werden könne, 
während der Art. 49 gerade den Fall der mangelnden Anerkennung 
betrifft. Bei dieser Sachlage und dem Bestände des Art. 384 war 
es nun allerdings geboten, diesen besonderen Fall den anderen 
gleiehzustellen. 

D. Zusatz zu Art. 430 St.-G.-B. 

Art. 430 St.-G.-B. enthält drei Tatbestände, die zusammenfassend 
etwa als unredliches Vorgehen bei Kreditgeschäften bezeichnet werden 
können, und setzt als Strafe Geldbusse von 50 bis 1000 Franken oder 
Gefängnis bis zu 3 Monaten fest. Derselben Strafe unterliegt nun- 
mehr, wer eine mit Eigentumsvorbehalt verkaufte Sache zum Schaden 
einer im Kanton wohnhaften Person zurücknimmt und die emp- 
fangenen Zahlungen über 20% des Verkaufspreises und den Minder- 
wert der Sache hinaus zurückbehält (Art. 5). — Es handelt sich 
hier um einen Versuch, durch eine strafrechtliche Bestimmung einem 
Auswuchs des sogenannten Ratenhandels zu begegnen. Wie die Bot- 
schaft des Staatsrates ausführt, gewinnt diese Form des Handels 
immer grössere Verbreitung; namentlich landwirtschaftliche und 
Näh-Maschinen werden auf Raten gekauft, und der Verkäufer behält 
sich das Eigentum an der Sache vor bis zur vollständigen Ent- 
richtung des Verkaufspreises. Die gedruckten Vertragsbestimmungen 
enthalten nun sehr häufig den Satz, dass jeder Verzug des Käufers 
den Verkäufer berechtige, die Sache zurückzunehmen und die be- 
reits geleisteten Ratenzahlungen zu behalten. Kommt nun der Käufer 
in Verzug, nachdem er schon einen beträchtlichen Teil des Kauf- 
preises oder nahezu den ganzen Kaufpreis bezahlt hat, so be- 
deutet die Ausübung der durch den Vertrag begründeten Rechte 
des Ratenhändlcrs — vom wirtschaftlichen Standpunkt aus be- 
trachtet — eine grundlose Bereicherung des Händlers und eine 
schwere Schädigung des Ratenkäufers. — Der Ratenhandel ist 
im Obligationenrecht nicht besonders geregelt; das Bundesgericht 
hat jedoch mehrfach dahin entschieden, dass der Verkauf auf 
Raten und mit Eigentumsvorbehalt gesetzlich zulässig sei. Zivil- 
rechtliche Bestimmungen zur Bekämpfung des geschilderten Miss- 
brauches konnten nur durch ein Bundesgesetz getroffen werden. 
Darum wählte man den Weg einer Strafbestimmung, um den Raten- 
händlern zu zeigen, wie weit sie gehen dürfen. 

Es erhebt sich hier die interessante Frage, ob ein Kanton über- 
haupt berechtigt sei, durch derartige Strafbestimmungen auf ein 
Gebiet des Zivilrechtes Einfluss zu nehmen, das bereits der aus- 
schliesslichen Kompetenz der Bundesgesetzgebung unterworfen ist. 
Es ist hier nicht der Platz, diese Frage zu erörtern; sie müsste 
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allgemein und nicht nur mit Rücksicht auf einen besonderen Fall 
untersucht und gelöst werden. Jedenfalls zeigt sich auch hier, wie 
nur eine möglichst umfassende Vereinheitlichung des Rechts den 
fortwährenden Konflikten und Schwierigkeiten ein Ende bereiten kann, 
die sich aus dem Nebeneinander der verschiedenartigsten Rechte 
ergeben. Der in Rede stehende Tatbestand mit einer gleich im fol- 
genden noch zu erwähnenden besonderen Eigentümlichkeit erscheint 
mir wie ein gutes kleines Plaidoyer, gehalten zu gunsten der 
Rechtseinheit. — 

Der meines Erachtens allein richtige Weg zur Abhülfe gegen 
die hervortretenden Missstände ist die Schaffung eines Bundes- 
gesetzes über den Ratenhandel, das insbesondere den als schädlich 
erkannten Vertragsbestimmungen jede rechtliche Wirksamkeit zu 
versagen hätte *). Strafe ist nur dann am Platz, wenn der allgemeine 
Tatbestand des Wuchers vorliegt. Wie misslich es ist, eine zivil- 
rechtliche Frage durch Strafbestimmungen zu lösen, dies zeigt die 
Betrachtung des Art. 5 Wort für Wort 1 ). Eine ganz besondere Eigen- 
tümlichkeit aber ist dio Beschränkung des Tatbestandes auf den 
Fall, dass eine im Kanton wohnhafte, Person geschädigt wird. Sie 
ist bei der Beratung im Grossen Rat lebhaft angegriffen und noch 
mehr verteidigt worden. Letzteres besonders mit dem Hinweis darauf, 
dass die Aufgabe dos kantonalen Gesetzgebers nur in dem Schutz 
der Bewohner des Kantons gefunden werden könne. Deshalb müsse 
hier ein Spezialforum geschaffen und die allgemeine Regel derogiert 
werden, nach der das forum delicti commissi entscheide. In Wahr- 
heit ist weder das eine noch das andere geschehen. Weder die 
strafprozessualen Bestimmungen über den Gerichtsstand, noch die 
allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzes über das räumliche 
Geltungsgebiet (Art. St.-G.-B.) sind durch den Art. 5 des neuen 
Gesetzes abgeändert worden. Die Worte „zum Schaden einer Per- 
son“ bedeuten zunächst nur so viel, dass der Eintritt dieses Erfolges 
zum Tatbestandsmerkmal erhoben wird. Stellt man sich nun auf 
den Standpunkt, ein Verbrechen sei dort (und nur dort) begangen. 


’) Bekanntlich steht die Frage, der bundesgesetzlichen Regelung des 
Ratenhandels auf der Tagesordnung des nächsten schweizerischen Juristen- 
tages. 

*) Besonders verfehlt erscheint die ziffernmäsaige Festsetzung des 
Betrages , hei dessen Rückbehalten Strafe eintritt. 20% des Kaufpreises 
können je nach den Umständen des Falles eine arge Benachteiligung des 
Käufers und ganz ungerechtfertigte Bereicherung des Händlers, ebenso 
aber auch ein angemessenes Äquivalent für die GebrauchsUberlassung an 
den Käufer und für die Nachteile des Vertragsbruches auf seiten des Händ- 
lers bedeuten. 
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wo der Erfolg eiutrat — bekanntlich ist dies der Standpunkt des 
Bundesgerichtes — , dann ergibt sich, dass das neugeschaffene Ver- 
brechen wenigstens regelmässig am Wohnsitz des Beschädigten 
begangen wird. Kommt nun als Beschädigter nur der in Betracht, 
der im Kanton Freiburg wohnt, so kann das Verbrechen nur hier 
begangen werden, und es ist auch dann hier begangen, wenn die 
verbrecherische Tätigkeit ausserhalb des Kantons vorgenommen 
wird. Gerade das forum delicti commissi wird also angerufen, wenn 
der Freiburger Strafrichter einen kantonsfremden Ratenhändler be- 
langt, der einen Freiburger geschädigt hat. Die Streitfrage nach 
dem Ort, wo das Verbrechen begangen sei, ist aber durch Art. 5 
nicht abgeschnitten. Der Berner Rntenhändler, der eine in Freiburg 
wohnhafte Person benachteiligt, kann sich noch immer darauf be- 
rufen, entscheidend sei der Ort der Tätigkeit, und dieser sei Bern. 
Die Fassung des Art. 5 kann man ihm mit Erfolg nicht entgegen- 
halten. Gleichwohl kann er in Freiburg verurteilt werden auf Grund 
der Bestimmung von Art. 3, lit. c, St.-G.-B., wonach das Straf- 
gesetzbuch auch auf die ausserhalb des Kantons, aber gegen dessen 
Angehörige von Ausländern verübten Verbrechen Anwendung findet. 
Um die Freiburger Bürger auch gegen das Gebaren kantousfremder 
Ratcnhändler zu schützen — und dies ist ein sehr berechtigtes 
Streben — hätte es demnach nicht eines besonderen Zusatzes be- 
durft. Dieser Zusatz hat aber die besondere Wirkung, dass der 
Freiburger Ratenhändler sich keiner strafbaren Handlung schuldig 
macht, der eine ausserhalb des Kantons wohnhafte Person auf die 
in Art. 5 bezeichnete Art und Weise schädigt — selbst wenn sie 
ein Freiburger Bürger wäre ! Dieses eigentümliche, vom Gesetzgeber 
gewollte Ergebnis ist nun allerdings mit den leitenden Gedanken 
kaum vereinbar, die den Bestimmungen des Art. 3 St.-G.-B. zu 
Grunde liegen, und ist meines Erachtens auch von allgemeinen 
Gesichtspunkten aus nicht zu rechtfertigen. 

III. 

Als Rechtsnormen strafrechtlichen Inhaltes sind schliesslich 
noch anzuführen: 

1. Beschluss vom 26. März 1903 zur Bezeichnung der Gerichts- 
behörde, welche die im Bundesgesetz vom 29. März 1901 betreffend 
den Militärpflichtersatz vorgesehenen Strafen zu verhängen hat. 

Diese Strafen werden gemäss Art. 307 der Strafprozessordnung 
von den Zuchtgerichten ausgesprochen. 

2. Beschluss vom 1. April 1903, betreffend das Vertilgen der 
Maikäfer. 


Digitized by Google 


Die Strafgesetzgebung des Kantons Freiburg im Jahre 1903 . 41Ö 

Art. 2. Jeder Eigentümer oder Pächter soll unter Aufsicht der 
•Gemeinderäte in der Gemeinde, wo sein Land gelegen ist, 3 s /< Liter 
Maikäfer für je 36 Aren bis zum Betrag von 18 Hektaren ein- 
sammeln lassen. Die Haushaltung, die kein Land oder weniger als 
36 Aren besitzt, hat gleichfalls 3 3 /i Liter Käfer einzusammeln oder 
■einsammeln zu lassen. 

Art. 9. Jeder Pflichtige, welcher die Ablieferung der ihm ob- 
liegenden Anzahl Käfer in der vorgeschriebenen Zeit vernachlässigt, 
hat von jedem zu wenig gelieferten 3 s /< Litermass zu Händen des 
Gemeindeeinnehmers eine Busse von Fr. 1 (Fr. 4 per 15 Liter) zu 
entrichten. Der Ertrag dieser Bussen gehört ganz der Gemeinde, 
welche dagegen die ihren Angestellten bestimmte Vergütung zu 
leisten hat. 
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Die Verordnung betreffend den Strafvollzug in der 
kantonalen Strafanstalt Regensdorf-Zürich 

vom 19. Dezember 1903. 

Mitteilung von Professor Dr. Emil Zürcher in Zürich. 


Der Bezug der neuen Strafanstalt hat einer Revision der Vor- 
schriften über den Strafvollzug und die Anstaltsorganisation gerufen. 
Die Verordnung umfasst in der Tat in ihren zwei Abschnitten die 
beiden Richtungen, und soll sowohl die Verordnung über den Voll- 
zug der Freiheitsstrafen, vom 21. April 1877 (Vollziehungsverord- 
nung zum Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen in der 
Kantonalstrafanstalt, vom 8. Januar 1871), als auch das Reglement 
für die Strafanstalt, vom 25. August 1877, ersetzen. Die Verordnung 
umfasst daher auch Materien, die nicht zum Strafvollzug in der An- 
stalt gehören, so z. B. den Abschnitt über bedingte Entlassung und 
die Strafumwandlung wegen Wohlverhaltens. Anderseits wurde der 
Inhalt des Réglementes im Interesse der Übersichtlichkeit der An- 
lage wesentlich gesichtet und gekürzt; ist die Verordnung doch 
auch so noch auf 115 Paragraphen angewachsen. Das hatte nun 
allerdings zur Folge, dass für den innern Dienst der Anstalt noch 
eine Hausordnung Vorbehalten bleiben musste. Die Hausordnung 
soll von der Aufsichtskonimission erlassen werden und nur der Ge- 
nehmigung der Direktion der Justiz und der Polizei, der zurzeit 
auch das Gefängniswesen unterstellt ist, bedürfen, während die zu 
besprechende Verordnung vom Regierungsrate erlassen worden ist. 

Der erste Abschnitt handelt also vom Straf rollsug. Den Voll- 
zug der Strafen zu erleichtern und zu verbessern, war gewiss der 
erste Zweck der grossen Neubaute, und unzweifelhaft ist dieser 
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Zweck auch erreicht worden *). Über die Zweckmässigkeit der ganzen 
Anlage, wie auch der einzelnen baulichen Einrichtungen, haben sich 
nur anerkennende und beifällige Stimmen verlauten lassen. Aber 
gleich der Eingang der Verordnung: 

A. Strafvollzug im allgemeinen, 

1. Bestimmung der Strafanstalt, 

zeigt uns, dass der grosse Schritt zur Besserung der Verhältnisse 
nach der einen Richtung mit einem Rückschritt nach der andern 
Richtung erkauft werden musste. Die Anstalt nimmt nämlich nach 
t? 1 Zuchthaus- und Arbeitshaussträflinge, ausnahmsweise auch Ge- 
fängnissträflinge und administrativ Definierte auf. Die Differenzierung 
des Vollzugs der Zuchthausstrafe und der Arbeitshausstrafe, wie sie 
vielleicht dem Gesetzgeber des Strafgesetzbuches von 1871 vorge- 
schwebt haben mochte, ohne dass sie ihm aber selber zum klaren 
Bewusstsein gekommen war, ist in der Praxis schon längst aufge- 
geben ; nun werden auch noch die Schranken zwischen jenen Straf- 
arten und der längeren Gefängnisstrafe, ja sogar zwischen Freiheits- 
strafe und verwaltungsrechtlicher Einweisung in eine Arbeits- oder 
Korrektionsanstalt eingerissen. Eine Anstalt, eine Disziplin ; nach 
aussen dasselbe, er hat im Zuchthaus gesessen ; nach innen tatsäch- 
lich dieselbe Behandlung ; das führt weit ab von den nächsten Zielen 
der Gefängnisreform, durch immer weitergehendc Klassifizierung 
der Sträflinge und Einweisung in verschiedene Anstalten zu bewir- 
ken, dass schon die ganze Anstaltsbehandlung sich dem Charakter 
des Sträflings anpasse oder vielmehr ihn erfasse und beineistere. 
Die Anstalt in Regensdorf ist mit ihren 308 Gefangenenzellen im 
Männerbau zu gross für das Bedürfnis des Kantons Zürich. Ver- 
träge mit andern Kantonen über die Einlieferung von Zuchthaus - 
Sträflingen mussten bei dem Platzmangel im alten Gebäude gekün- 
det werden und konnten nicht wieder neu abgeschlossen werden. 
Die schlimme Finanzlage des Kantons drängte darauf, das Defizit 
des Strafanstaltsbetriebes möglichst zu verringern, was eben am 
besten durch Besetzung der nun einmal vorhandenen Arbeitsstellen 
geschieht. Vor dieser Betrachtung haben zurzeit alle andern in den 
Hintergrund zu treten. Wenn aber solches im zweitvolksreichsten 


‘) Zeugnis dafür gibt u. a. die Abnahme der Disziplinarstrafen gegen 
Sträflinge seit dem Bezüge der neuen Anstalt (Oktober 1901): 


Jahre 

1903 

1902 

1901 

1900 

1899 

Durchschnittlicher Gefangenenstand : 

227 

254 

255 

289 

288 

Zahl der Disziplinarfälle : 

122 

113 

19« 

195 

256 
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Kanton geschieht, was ist von kleineren Orten zu erwarten ? Die 
Kantone werden sich, wenn einmal die Einheit des Strafrechts her- 
beigeführt worden sein wird, auf die Bundessubventionen stürzen^ 
aber kein vernünftiger Mensch kann sich davon eine wesentliche 
Besserung und einen entschiedenen Fortschritt im Gefängniswesen 
versprechen. 

2. Arten der Haft. 

Sie werden folgendermassen geschildert: • 

Gefangene in Einzelhaft arbeiten, essen und schlafen isoliert 
in ihren Zellen, können aber dem sonntäglichen Gottesdienste bei- 
wohnen und zum gemeinsamen Unterrichte zugelassen werden. Sie 
sollen regelmässig Besuche vom Direktor, vom Geistlichen der An- 
stalt und vom Anstaltsarzt empfangen. 

Die Gefangenen mit gemeinsamer Haft arbeiten und spazieren 
gemeinsam, jedoch ohne mit ihren Mitgefangenen reden zu dürfen; 
dagegen schlafen sie einzeln in Zellen und bringen dort auch jede 
längere Ruhezeit zu. 

3. Disziplinarklassen. 

Der progressive Strafvollzug, wie ihn das Strafgesetz (§ 14) 
und das Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen (§ 2) 
vorschreibt, soll nun auf alle Sträflinge, welche zu einer zeitlichen 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahre verurteilt worden sind, 
ausgedehnt werden. Da das Gesetz keine besondern Bestimmungen 
für Gefängnissträflinge aufstellt, so scheint diese Ausdehnung dem 
Gesetze nicht zu widersprechen. 

Die Unterschiede in der Behandlung der drei Disziplinarklassen 
ergeben sieh aus nebenstehender Tabelle. 

Gesetz und Verordnung gestatten übrigens, aus besondern 
Gründen die Einzelhaft auch für Sträflinge der II. und III. Klasse 
beizubehalten oder solche der I. Klasse davon zu befreien. 

Als weitere Vergünstigung kann Sträflingen der III. Klasse be- 
willigt werden, in der Freizeit für sich und ihre Angehörigen Ar- 
beiten zu verfertigen und die Zelle auf passende Weise auszu- 
sehmücken. Sie können zu Hausarbeiten und zu kürzeren und 
vorübergehenden Dienstleistungen in den Anstaltshöfen verwendet 
werden. Diese letzteren Bestimmungen sind durch die Einführung 
eines ausgedehnten Gartenbaues innert der Umfassungsmauer und 
landwirtschaftlicher Arbeiten ausserhalb derselben bereits überholt 1 ). 

') Da das Strafgesetzbuch in den §§ 6 und 8 bestimmt, dass die zu 
Zuchthaus Verurteilten und die Arbeitshausgefangenen in der Strafanstalt 
« verwahrt » werden sollen, und die Gefängnisstrafe darin bestehen lässt, 
dass der Verurteilte in eine Verhaftsanstalt eingeschlossen werde, so sind 
theoretische Zweifel an der Zulässigkeit der Feldarbeit aufgetaucht. Wir 
möchten lieber den praktischen Erfolg sprechen lassen. 
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Dieses Klassensystem soll auch auf lebenslänglich Verurteilte 
Anwendung finden, so dass der Stufengang in 15 Jahren zum Ab- 
schluss kommt. 

Fiir die „Kurzzeitigen“ ist lediglich Einzelhaft von einem Monat 
als Regel vorgeschrieben, sodann Gemeinschaftshaft (entsprechend 
§ 7 des Gesetzes betreffend den Vollzug u. s. w.). 

4. Arbeit, Verpflegung, Bekleidung. 

Hier kommen wir auf den Unterschied zwischen Zuchthaus-, 
Arbeitshaus- und Gefängnissträflingen. 

Im allgemeinen Arbeitszwang mit 1 1 ständiger Arbeitszeit. Ge- 
fängnissträflinge indessen, welche den gestifteten Schaden ersetzt 
und die Gerichtskosten bezahlt haben, sowie die Kosten des Unter- 
halts bestreiten, können innert den Schranken der Hausordnung 
sich in ihrer Zelle nach freier Wahl beschäftigen. 

Die Sträflinge erhalten durch die Anstalt eine einfache, aus- 
reichende Nahrung. Gefängnissträflingen können unter den geschil- 
derten Voraussetzungen Kostzulagen aus der Anstaltskiiche auf ihre 
Kosten bewilligt werden *). 

Zuchthaus- und Arbeitshaussträflinge tragen Anstaltskleider, und 
zwar, laut Hausordnung, erstere mit schwarzem Kragen und schwar- 
zen Ärmelaufschlägen. Gefängnissträflingen und Detinierten können 
Anstaltskleider auf Verlangen verabfolgt werden. Die erforderliche 
Wäsche liefert die Anstalt. 

So ist also dafür gesorgt, dass die Grundlage unserer Kultur 
und der übliche Wertmesser der Leute, das Vermögen, auch in der 
Strafanstalt nicht ganz unwirksam sei. Das steht nun einmal so 
im Strafgesetzbuch, und dem schweizerischen Vorentwurf, der diese 
Unterschiede aufgehoben hat, blieb der Vorwurf, dass er Zuchthaus 
und Gefängnis nicht gehörig auseinanderhalte, nicht erspart. 

5. Gottesdienst, Seelsorge und Anstaltsschule. 

In der Anstaltskirche wird ein evangelisch-reformierter Gottes- 
dienst abgehalten, der von allen Sträflingen besucht werden soll, 
soweit sie nicht Dispens haben. Solche Dispense werden überaus 


’) Spirituosen sind ausgeschlossen. Der Gefangene kann nur das 
haben, was in der Anstaltsküche ohnehin gekocht wird; Speisen und Ge- 
tränke dürfen nicht von aussen eingebracht werden. 
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selten nachgesucht, obgleich die Straf hausbevölkerung anföngt, 
recht paritätisch zu werden *). 

Für nicht protestantische Sträflinge können von der Direktion 
Geistliche ihrer Konfession zugelassen werden. 

An der Anstalt besteht eine Schule mit dem Zwecke, die Sträf- 
linge moralisch und intellektuell zu heben, insbesondere um ihnen 
die Erwerbung solcher Sehulkenntnisse zu ermöglichen, deren sie 
im Leben bedürfen. Zum Besuche der Schule sind alle hierfür sich 
eignenden Sträflinge unter 36 Jahren verpflichtet; es können aber 
auch ältere hierzu angehalten werden s ). 

B. Der Arbe its Verdienstanteil, die Sparkasse und die gemein- 
same Hfllfskasse der Sträflinge. 

Das Mass des Verdienstanteils, fias dem Sträfling gutgeschrie- 
ben wird, halfen wir oben bei Darlegung des progressiven Straf- 


*) Die Strafgefangenen waren nach den Jahresberichten: 



Refor- 

mierte 

Katho- 

liken 

Israeliten 

Mohame- 

daner 

Total 

1902 

309 

159 

C> 

3 

477 

1901 

311 

184 

7 

— 

502 

1900 

327 

199 

3 

— 

529 

1809 

802 

186 

3 

— 

491 

1898 

311 

191 

3 

— 

505 

Total 

1500 

919 

22 

3 

2504 

% 

62. 1 

36,7 

0,9 

0,0 

100,0 

| Bevölkerung des Kantons im allgemeinen 

80,1 

18,8 

0,7 

0,4 

100,0 


Es ist dabei zu bemerken, dass jeweilen der Bestand vom Vorjahr und 
der Zuwachs ira Rechnungsjahr zusainmengez'lhlt worden sind; der jewei- 
lige Gefangenenstand wird somit etwas mehr als die Hälfte obiger Zahlen 
ausmaehen. 


*) Der Etat der Schule wies folgende Zahlen auf; 




Nnmroi'rliallijahr 1902 

Hinterhalbjahr UKÜFit 

Fächer 


Stundenzahl 

wOcbentl. 

SchUlerzahf 

Stundenzahl « . ... . . 

, SchUlerzahl 

wöcheutl. 

Eiliik 


i 

lt; 

1 24 

! Deutsch 1 . . . 

| Rechnen I . . . . 


i 

i 

l 7 * 
i 7 1 

1 U « 

1 1 

Deutsch II ... . 

Rechnen II - 


l 

i 

1 8 1 
1 8 1 

1 >a 

l 1 ' 

Französisch 1 . . 


4 

3 

3 5 

Franzos -eit II . 



3 

3 3 

Deutsch fit i- Italiener 


— 


1 5 
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Vollzugs mitgeteilt '). Die Gutschrift hat zur Voraussetzung, dass 
der Sträfling wenigstens •Ao der Kosten seines Unterhalts verdient. 
Hat der Sträfling sich eine Arreststrafe zugezogen, so verringert 
sich sein Verdienstanteil im betreffenden Vierteljahr um so viele • 
Prozente, als er Arresttage zu verbüssen hatte. 

Die Beträge werden dem Sträfling als i^öflrÄ'ff.weguthaben gut- 
geschrieben, und es wird ihm je am Ende des Kalendervierteljahres 
ein Rechnungsauszug mitgeteilt. Je am Ende des Jahres wird dem 
Sträfling für sein Guthaben ein entsprechender Zins gebucht, sofern 
das Guthaben mindestens Fr. 10 beträgt. 

Das Sparkasseguthaben der Sträflinge kann von Dritten in keiner 
Weise in Anspruch genommen oder mit Beschlag belegt werden. 

Der Direktor kann dem Sträfling aus der Sparkasse angemes- 
sene Verwendungen für Kleider, Werkzeuge, Bücher, Unterstützung 
seiner dürftigen Familie u. dgl. bewilligen. Die Verwendung zum 
Bezüge von Extrakost und Wein an Fest- und Sonntagen, wie sie 
in der alten Verordnung als Vergünstigung der II. und III. Diszi- 
plinarklasse noch gestattet war, ist nicht mehr zulässig. 

Bei der endgültigen oder bei der bedingten Entlassung wird 
ihm sein Guthaben, nach Ermessen des Direktors, entweder ganz 
oder teilweise eingehändigt oder der Behörde seiner Heimats- oder 
zukünftigen Wohngemeinde oder dem Sehutzaufsiehtsverein zugcstellt. 

Stirbt der Sträfling vor der Entlassung, so fällt sein Sparkasse- 
guthaben in die gemeinsame Ilülfskasse der Sträflinge. Die Auf- 
sichtskommission kann indes die Auszahlung an dürftige Hinter- 
lassene des Sträflings bewilligen. 

Die gemeinsame Hiilfskasse der Sträflinge hat den Zweck, kränk- 
liche und invalid gewordene Sträflinge bei der Entlassung in an- 
gemessener Weise zu unterstützen. In der Staatskasse figuriert sie 
als „allgemeine Sparkasse der Gefangenen“ mit einem Bestand von 
Fr. 6318. 88 auf Ende 1902. Aus den Zinserträgnissen wird auch 
ein Teil der Unfallversicherungsprämicn für die Sträflinge bestritten. 
Eine ähnliche Bestimmung hat die Wegmann-Stiftung, ein von Straf- 
hausdirektor K. G. Wegmann hinterlassones Legat. Der Fonds betrug 
Ende 1902 Fr. 3848. 55. 


*) Die Rechnung 
ergebnisse : 


1902 

1901 

1900 

1899 

1898 


•1er letzten fünf Jahre zeigt folgende Durchschnitts- 


Tagesverdienst 

Rp. 

. . 120 
. . 103 

. . 114 

. . 113 

. . 108 


Gutgeschriebener 

Verdienstanteil 

Up. 

8,92 

8,34 

8,32 

8,25 

8,20 
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C. Bedingte Entlassung. 

Die Verordnung führt die Vorschriften des Gesetzes nach fol- 
genden Richtungen weiter aus : 

Die bedingte Entlassung wird auf ein Gesuch des Sträflings 
gewährt. Er soll dem Gesuche einen Ausweis beilegen, dass ihm 
Arbeit oder Unterkunft zugesichert ist. Kann er dies nicht, so setzt 
sich der Direktor mit dem Zentralkomitee des Schutzaufsichtsvereins 
behufs Ermöglichung der Unterkunft und Beschäftigung des zu Ent- 
lassenden in Verbindung. 

Der bedingt Entlassene erhält einen Urlaubsschein, welcher von 
der Direktion der Justiz und Polizei ausgestellt wird. Er ist ver- 
pflichtet, sich monatlich an einem bestimmten Tage bei dem Ge- 
meindammann seines Aufenthaltsortes zu stellen und sich über seinen 
Erwerb und seine Lebensführung auszuweisen. Dass dies geschehen, 
soll auf dem Urlaubsschein, den der Entlassene stets bei sich zu 
tragen hat, bescheinigt werden. Von jeder Veränderung des Auf- 
enthaltsortes hat der Entlassene dem Gemeindammann Anzeige zu 
machen. Will er ausnahmsweise seinen Aufenthalt ausserhalb des 
Kantons nehmen, so hat er hierfür die Bewilligung der Polizei- 
direktion einzuholen. 

Die Polizeiaufsicht soll so ausgeübt werden, dass dem Entlas- 
senen die Benutzung von Arbeitsgelegenheit und das Unterkommen 
nicht erschwert werden. 

Über die Beurlaubten wird, gestützt auf die eingehenden Be- 
richte, bei der Polizeidirektion eine fortlaufende Kontrolle geführt. 

Übertritt der Beurlaubte die Vorschriften des Urlaubsscheines, 
so findet in der Regel zunächst eine Ermahnung durch den Ge- 
meindammann statt. Bleibt die Ermahnung fruchtlos, so kann der 
Beurlaubte auf den Antrag der Staatsanwaltschaft zur Erstehung 
des Restes der Verhaftsstrafe durch die Direktion der Justiz wieder 
einberufen werden *). 

* ^ * 

* 

*) Die Ergebnisse der bedingten Entlassung waren folgende: 



Bedingt 

Wieder 

Der Kontrolle 

entlassen 

eingezogen 

entzogen 

1901 . . . . 

27 

1 

1 

1900 . . . . 

28 

1 

— 

1899 . . . . 

15 

— 

— 

1898 . . . . 

17 

2 

— 

1897 . . . . 

14 

— 

— 

Total 

9« 

4 

1 

1872/189« . . 

434 

23 

— 

% 

100,0 

5,3 

— 


In den Jahren 1897 und 1898 wurde je 2 Entlassenen der Aufenthalt 
ausserhalb des Kantons gestattet. 


Digitized by Google 



424 


Emil Zürcher. 


Der zweite Abschnitt handelt von der Organisation der Anstalt. 
Wir können über denselben um so kürzeren Bericht erstatten, als 
er keine erheblichen Neuerungen brachte. 

À. Die Aufsichtskommission, 

sechs vom Regierungsrat gewählte Mitglieder, unter dein Vorsitze 
des Vorstehers des Gefängniswesens (seit 1899 mit der Justiz- und 
Polizeidirektion des Regierungsrates vereinigt). 

Sie wählt die Angestellten, entscheidet in Disziplinarsaehen, 
begutachtet die Gesuche um bedingte Entlassung und um Strafum- 
wandlung wegen Wohlverhaltens, und prüft den Jahresbericht, die 
Rechnung, den Voranschlag und die Inventur der Anstalt. 

Die Mitglieder visitieren die Anstalt nach gegebener Kehr- 
ordnung. 

B. Die Beamten der Strafanstalt, 

Direktor, Verwalter, Geistlicher und Anstaltsarzt, bilden zusammen 
die Bcamtenkonferenz, in welcher die Zensuren der Sträflinge fest- 
gestellt und die Anträge an die Aufsichtskommission vorberaten 
werden. 

1. Dem Direktor liegt die Oberleitung und Überwachung der 
Strafanstalt in allen Beziehungen ob. Er hat das Recht, nötigen- 
falls überall direkt einzugreifen. Damit wird der Dualismus in der 
Anstaltsleitung, nach welchem die technische Leitung und die öko- 
nomische Verwaltung gleichberechtigt sein und direkt unter der 
Regierung stehen sollten, abgelehnt — die Erfahrungen, die seiner- 
zeit in der Irrenheilanstalt mit diesem System gemacht worden, 
waren keine guten. Der Direktor ist auch der einzige Beamte, dem 
eine Disziplinarstrafbefugnis gegenüber Angestellten und Gefangenen 
zusteht. Anderseits gibt die mit dem abgegrenzten Wirkungskreis 
verbundene gesteigerte Verantwortlichkeit dem Verwalter die für 
sein Amt nötige selbständige Bewegungsfreiheit. Der Verwalter ist 
nicht nur Stellvertreter des Direktors in dessen Verhinderung, im 
umgekehrten Falle ist auch der Direktor Stellvertreter des Ver- 
walters. 

2. Der Verwalter ist Leiter des Gewerbewesens und des Liegen- 
schaftenbetriebes, sowie verantwortlicher Rechnungs- und Kassa- 
führer der Anstalt. Er steht unmittelbar unter dem Direktor und 
hat sich mit ihm durcli tägliche Besprechungen ins Einvernehmen 
zu setzen. 

Er besorgt den Haushalt, kauft alle Vorräte ein, sorgt für deren 
Lagerung und führt die bezüglichen Lagerbücher. 
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Es untersteht ihm das gesamte Gewerbewesen. Er hat den rich- 
tigen Betrieb der eingeführten Gewerbe zu überwachen und der 
Direktion zu Händen der Aufsichtskommission Vorschläge über neu 
einzuführende Gewerbe zu machen. Die Interessen des Privat- 
gewerbes sollen beim Anstaltsbetrieb möglichst geschont werden. 

3. Der Geistliche ist der Seelsorger der Anstalt; er hat die 
religiöse und sittliche Hebung der Sträflinge anzustreben durch 
sonntägliche Predigten, sonstige Seelsorge und Unterricht. Er ist 
Bibliothekar der Anstalt. Er hat die Anstalt täglich zu besuchen. 

Die Besoldung des Geistlichen wird aus dem Budget der 
Landeskirche bestritten. Eine gewisse Zulage erhält er vom Schutz- 
aufsiehtsverein, dessen Aktuariat von ihm besorgt wird. 

4. Während der Geistliche Amtswohnung hat und sich aus- 
schliesslich der Anstalt und dem Schutzaufsichtsverein widmet, ist 
als Anstaltsarzt der im Dorfe Regensdorf niedergelassene Arzt ge- 
wählt worden, welcher diese Funktionen neben der Privatpraxis 
ausübt. 

Dem Anstaltsarzt liegt die gesamte Gesundheitspflege ob. Er 
ist nicht nur der behandelnde Arzt der erkrankten Angestellten und 
Sträflinge, sondern auch der hygienische Berater der Anstaltslei- 
tung. Er untersucht die Gefangenen beim Eintritt und beim Aus- 
tritt ‘). 

5. Die Erteilung des Unterrichts in den Elementarfächern ist 
einem Lehrer der Umgegend übertragen, der jedoch nicht zum 
Beamtenkörper gehört. Auch der Geistliche beteiligt sich an der 
Schule. 

C. Die Angestellten. 

Ihre Stellung ist nach dem bisherigen Recht eine sehr beschei- 
dene, die Verordnung hat sie nicht verändert. 

Sie werden von der Aufsichtskommission auf unbestimmte Zeit 
gewählt. Die Entlassung kann jederzeit unter Beobachtung einer 
Kündigungsfrist von 6 Wochen erfolgen. Wegen grober Disziplinar- 
fehler kann von der Aufsichtskommission, in dringenden Fällen von 
ihrem Präsidenten, die sofortige Entlassung verfügt werden. 

') Die Untersuchung des Körpergewichts beim Eintritt und Austritt 
ergab in den letzten 4 Jahren: 

1902 

% 

Keine Veränderung bei. . 11,0 

Zunahme 52,5 

Abnahme 33,5 


1901 

1900 

1899 

0 

0/. 

o/„ 

t o 

7« 

Io 

21,2 

28,8 

35,0 

45,8 

43,1 

45,0 

30,0 

28,1 

20,0 
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Die Besoldung ist in der Verordnung gar nicht erwähnt, sie 
wird alljährlich von der Aufsichtskommission innert den Schranken, 
welche vom Regierungsrat genehmigt worden sind, bestimmt. Nach 
den Lohnbestimmungen vom 1. Januar 1904 hatte die Anstalt 
41 Angestellte und 3 Arbeiter. Die Barbesoldungen betragen Fr. 1000 
bis 2800 (bei den weiblichen Angestellten Fr. 750 — 900). Als 
Sicherstellung gegen Vertragsbruch oder Schädigungen wird jedem 
Angestellten ein Wochenlohn zurückbehalten. 

Die ledigen Angestellten und die verheirateten, soweit sie keine 
Dienstwohnung haben, wohnen in der Strafanstalt. Der Direktor 
kann ihnen jedoch gestatten, Inhabern von Dienstwohnungen Zimmer 
abzumieten. 

Die in der Anstalt wohnenden Angestellten erhalten freie Station 
für ihre Person und freie Wäsche. 

Die Inhaber von Dienstwohnungen *) erhalten statt der Be- 
köstigung und Wäsche den hierfür im Voranschlag angesetzten 
Betrag. Für die Dienstwohnung wird ein Betrag als Mietzins in 
Abzug gebracht (Fr. 300— 350). 

Alle Angestellten haben Anspruch auf unentgeltliche Behand- 
lung in der Anstalt oder Dienstwohnung durch den Anstaltsarzt. 
Befreiung vom Dienst kann jedenfalls nur auf das Gutachten des 
Anstaltsarztes hin bewilligt werden. Aus der Hülfskasse der An- 
gestellten werden erkrankten Angestellten Beiträge an Kurkosten 
verabfolgt. Den Angestellten ist Gelegenheit zu geben, sich über 
derartige Gesuche zu äusscrn. Auch können sie durch einen Aus- 
schuss von 2 Mitgliedern am Jahresschluss vom Stand der Kasse 
und von der Rechnung Einsicht nehmen lassen. 

Der Staat liefert den Angestellten die Dienstkleidung, welche 
im Dienste stets zu tragen ist, sowie die weiter nötige Ausstattung. 

Nun die Pflichten : 

Eine tägliche Dienstzeit von 4 1 /* morgens bis abends 7 Uhr. 
Jeden zweiten Sonntag frei und Beurlaubung bis auf eine Woehe 
im Jahr. Diese Bestimmungen sind der Hausordnung, nicht der 
Verordnung zu entnehmen. 

Jedem Angestellten werden bei seinem Eintritt vom Direktor 
seine Dienstpflichten mitgeteilt und erläutert. Die Verordnung und 
die Hausordnung werden ihm eingehändigt. Jeder Angestellte kann 
im Bedürfnisfalle auch über die reglementarische Arbeitszeit hinaus 


*) Zwei Dienstwohnungen befinden sich im Torgchäude, zwölf weitere 
in drei ausserhalb der Mauer gelegenen Wohnhäusern. Diese Wohnhäuser 
bestehen je aus vier , mit Seiten- und Rückwand aneinandergestossenen 
Einfamilienhäusern : 
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zum Dienste verhalten oder neben seinen speziellen Dienstobliegen- 
heiten zur Stellvertretung irgend eines andern Angestellten ver- 
wendet werden. 

Die Angestellten haben sich im Verkehr mit den Sträflingen 
eines ernsten, aber wohlwollenden Tones zu bedienen und jedes 
verletzende Auftreten zu vermeiden. Dagegen haben sie unbedingten 
Gehorsam zu fordern und jede Indisziplin ihrem Vorgesetzten zu 
melden. 

Das ist die ganze Instruktion, die der Angestellte erhält, um 
so unzureichender, als er weder einen besondern Unterricht erhal- 
ten, noch einen Vorbereitungsdienst gemacht hat. 

Über einzelne Angestellte enthält die Verordnung folgendes : 

1. Die Bnreauangestellten. Dem Direktor und dem Verwalter 
kann die erforderliche Aushülfe beigegeben werden. Zurzeit sind 
ein Direktionssekretär und ein Verwaltungssekretär eingestellt. Sie 
tragen keine Uniform, ihr Dienst beschränkt sich in der Haupt- 
sache auf 9 — 10 Bureaustunden. 

2. Der Schaffner hat den ganzen innern Dienst unter sich. Er 
überwacht den Sicherheitsdienst und die genaue Innehaltung der 
Tagesordnung. Er wacht über den guten Zustand sämtlicher Ge- 
bäude, hält auf Ordnung und Keinliehkeit, und verwaltet das Mobi- 
liar und die Hausgeräte. 

3. Die Stelle des Schaffners für das Weiberhaus vertritt die 
Ober auf Seherin, welche Weiberhaus, Küche und Waschküche und 
den Dienst in derselben beaufsichtigt. Sie hat insbesondere darauf 
zu achten, dass männliche Angestellte nur mit Bewilligung des Di- 
rektors das Weiberhaus betreten, und sie hat dieselben zu begleiten. 

4. Die Aufseher haben die Sträflinge zu überwachen, zur Arbeit 
und Ordnung anzuhaltcn und Disziplinarfehler dem Direktor zu 
vcrzeigen. 

Die Aufseher sind gleichzeitig die Werkführer. 

5. Der Hauschirurg ist der Gehülfe des Arztes und besorgt die 
ihm von diesem übertragenen Geschäfte. Er soll geprüfter Wärter 
und zur Ausführung von Operationen der niederen Chirurgie paten- 
tiert sein. Im AVeiberhaus besorgt die Unteraufseherin den Kran- 
kendienst. Sie muss in der Krankenpflege und der ersten Hülfe 
bei Unfällen (Samariterdienst) unterrichtet sein. 

ti. und 7. Die Obliegenheiten der Küchenmeisterin und der 
Waschhausmeisterin ergeben sich aus ihrer Bezeichnung. 

8. Als Unterangestellte nennt die Verordnung: Hatschiere, die 
den Abwartdienst im Innern des Hauses leisten ; den Ausläufer, der 
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die Gänge nach aussen zu besorgen hat ; sodann den Fuhrmann. 
Heizer und Bäckermeister sind Aufseher und Werkführer. 

Zu nennen wären noch die Wachtsoldaten, mit eigener Unifor- 
mierung und Bewaffnung. Die Verordnung verlegt die Umschrei- 
bung ihrer Obliegenheiten in einen letzten Abschnitt. 

I). Der Sicherheitsdienst 

ist, unter dem Oberbefehl und der Disziplinargewalt des Direktors, 
dem Schaffner unterstellt. 

Der Pförtncrdienst wird durch den Aussenpförtner und den 
Innenpförtner, der innere Wachtdienst durch Wächter, der äussere 
Wachtdienst durch Wachtsoldaten besorgt. 

Pförtner, Wächter und Wachtsoldaten dürfen während der 
Dauer ihres Wachtdienstes zu keiner andern Arbeit verwendet 
werden. 

Von der Waffe darf erst Gebrauch gemacht werden, wenn 
nicht andere Mittel (Beihülfe dritter Personen u. dergl.) ausreichen. 
Dem Wafifengebrauch hat eine Warnung vorauszugehen. Mit diesen 
Vorbehalten ist er zulässig : 

1. bei ernstlichem Angriff oder gefährlichem tätlichem Wider- 
stand ab seiten eines Sträflings, sowohl gegen diesen selbst, 
als gegen andere Sträflinge, welche ihm beim Angriff oder 
Widerstand bchülflich sind; 

2. wenn ein Sträfling aus der Strafanstalt zu entweichen im 
Begriffe steht und, von der Wache angerufen, nicht sofort die 
Flucht aufgibt. 

Die Grenzen der Notwehr dürfen bei strenger Verantwortlich- 
keit nicht überschritten werden, und es ist das Menschenleben stets 
tunlichst zu schonen. 
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Kantonale Gerichte. — Tribunaux cantonaux. 


Cour de cassation pénale du canton de Vaud. 

Arrêt du 29 janvier 1904. 

Mise à l’Index. 

Ensuite de plaiute de Henri-Louis Mayor, ouvrier menuisier, et 
d’enquêtes du juge informateur de Lausanne, et par arrêts du tri- 
bunal d’accusation des 21 août et 2 novembre 1903, Lud.-H.-E. 
Kuffer, J.-J. Volmy, Joseph Piccone et Daniel Bernasconi ont été 
renvoyés en police comme prévenus : 

1° d’avoir, A Lausanne, depuis moins de 6 mois avant le dépôt 
de la plainte, tenté par des violences ou par des menaces de 
la nature de celles qui sont mentionnées à l’art. 275 C. P., 
et dans le dessein de nuire A autrui ou de se procurer un 
avantage , ou d’en procurer A un tiers , de contraindre 
H.-L. Mayor soit A leur livrer quelque chose, soit A faire tout 
autre acte ou A s’en abstenir au préjudice de sa fortune ou 
de celle d’un tiers, tentative arrêtée ou suspendue par des 
circonstances indépendantes de la volonté de ses auteurs; 

2° d’avoir, dans les mêmes circonstances de temps et de lieu, 
par des menaces de la nature de celles mentionnées à l’art. 275 
C. P. et dans le dessein de nuire A autrui ou de se procurer 
un avantage, ou d’en procurer A un tiers, contraint Jules Tarin 
et Henri EcofFey soit A leur livrer quelque chose, soit A faire 
tout autre acte ou à s’en abstenir, au préjudice de sa fortune 
ou de celle d’un tiers, délits auxquels paraissent applicables 
les art. 280, 36 et 64 C. P. 

Mayor s’est porté partie civile et a demandé qu’il lui soit donné 
acte de ses réserves contre les quatre prévenus solidairement pour 
tous dommages-intérêts. 

Le Procureur général a conclu A la condamnation des pré- 
venus chacun A 5 jours de réclusion, à un an de privation des 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrff. 29 
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droits civiques, avec sursis pendant 3 ans, et aux frais solidai- 
rement. 

Le tribunal a donné acte A Mayor de ses réserves, libéré les 
prévenus de toute peine, et mis les frais à la charge de l'Etat. 

Ce jugement constate les faits ci-après : 

La Société des ouvriers menuisiers (section de Lausanne) a 
envoyé à Mayor, qui n’en faisait pas partie, • une invitation à se 
présenter sans faute à l’assemblée du 14 février 1903; cette con- 
vocation a été expédiée par le caissier Piccone. Mayor n'a pas cru 
devoir se rendre à cette assemblée; Piccone lui a alors adressé 
une seconde convocation portant la mention imprimée que s’il ne 
se présèntait pas, il serait mis à l’index. Ce second avis étant resté 
sans effet, Kufl'er, président, et Volmy, secrétaire du comité, agis- 
sant au nom de la société, ont avisé par lettre chargée du 2 avril 1903 
le maître menuisier Tarin, patron de Mayor, d’avoir à congé- 
dier ce dernier en lui donnant ses huit jours. Cette lettre portait : 

„II est évident que si vous ne satisfaites pas à notre demande, 
nous arrêterions les ouvriers qui travaillent chez vous, et nous vous 
prions de prendre cette lettre comme un avis de leur part pour 
l’avertissement conventionnel. 11 

Tarin a alors congédié Mayor pour le 11 avril, en lui décla- 
rant qu’il pourrait conserver sa place à la condition de régulariser 
sa position vis-à-vis du syndicat. Mayor s’y est refusé et a quitté 
Tarin le 15, pour s’embaucher peu après chez H. EcofFey, à Lau- 
sanne. Par lettre du 7 mai, signée Bernasconi, président, et Volmy, 
secrétaire, EcofFey a été informé que Mayor ne faisait pas partie 
de la société, et que celle-ci entendait faire respecter les disposi- 
tions de la convention intervenue entre patrons et ouvriers, le 
26 mars 1891 (cette convention fut conclue entre le syndicat des 
patrons menuisiers, qui n’existe plus, et celui des ouvriers, pour 
mettre fin à une grève; l’art. 9 porte que les patrons s’engagent 
à n’occuper que des ouvriers sociétaires, porteurs du livret). La 
lettre ajoutait que si Mayor ne se présentait pas à la prochaine 
assemblée, il serait pris à l’égard d’Eeoffey telles mesures que la 
situation comportait. Eeoflfey, se sentant menacé d’une mise à l’in- 
dex, a congédié Mayor, contre lequel il n’avait aucun grief. C’est 
pour répondre de la contrainte exercée tant vis-à-vis d’Ecoftêy et 
de Tarin que de Mayor que les prévenus ont été renvoyés en police 
pour extorsion et tentative d’extorsion. 11 est eonstant que Mayor 
n’a plus trouvé d'occupation à Lausanne et a dû aller chercher du 
travail ailleurs. 

Le tribunal a invoqué en droit les considérations ci-après : 

Pour obliger Mayor à entrer dans le syndicat, les prévenus 
ont eu recours à des actes de pression consistant dans une menace 
de mise à l’index suivie d’exécution; par deux fois ils ont obtenu 
le renvoi de Mayor en usant vis-à-vis de son patron du même 
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moyen de contrainte ; ils ne peuvent nier avoir causé intentionnelle- 
ment à Mayor un préjudice grave en le privant de son travail, ce 
préjudice étant voulu par eux comme moyen d’action pour le faire 
adhérer au syndicat. Le droit de Mayor de ne pas s'associer étant 
aussi respectable que celui des prévenus de se syndiquer, la pres- 
sion exercée sur lui constituait une atteinte à sa personnalité et à 
sa liberté individuelle. En vertu du même principe de liberté, les 
prévenus avaient le droit de faire, en faveur de leur syndicat, la 
plus active propagande, mais il la condition de ne pas léser le droit 
d’autrui. La mise à l’index n’implique pas en soi et nécessairement 
un acte illicite ; elle ne prend ce caractère que si elle est employée 
dans un but illicite; en l'espèce, cette mesure a été employée dans 
le seul but de contraindre Mayor, par le. préjudice devant en résulter 
pour lui, à. se faire recevoir d’une société il laquelle il ne voulait 
pas appartenir. L’on se trance dès lors bien en présence d'nn acte 
illicite engageant la responsabilité de ceux qui y ont participé. 11 ne 
paraît pas toutefois que cette, responsabilité puisse revêtir en l’es- 
pèce un caractère pénal, ni surtout que les actes incriminés puis- 
sent être envisagés comme constitutifs du délit d’extorsion ; ce délit 
rentre dans les atteintes portées au bien d’autrui dans le but de 
se l’approprier (titre Vili C. P.) ; il participe de la nature du vol ou 
de l’escroquerie avec violence ou menaces, et entraînait, avant la 
suppression des minima, une peine de 1 an de réclusion et 5 ans 
de privation des droits civiques au minimum; l’abolition des minima 
et l’introduction du sursis n’ont, modifié en rien le sens et la por- 
tée des dispositions du C. P.; l’extorsion suppose d’ailleurs une 
intention de lucre qu’on ne saurait attribuer aux prévenus, qui ont 
agi en vue de la défense d’intérêts professionnels collectifs plutôt 
que dans le dessein de se procurer, à eux personnellement ou aux 
membres du syndicat, un profit illégitime au détriment de la for- 
tune d’autrui ; dès lors les dispositions sur l'extorsion ne sont pas 
applicables; leurs agissements ne sauraient pas davantage être 
retenus comme constituant l’un des délits contre la liberté des per- 
sonnes (titre Vil C. P.) et spécialement le délit de menaces (art. 260 
et 261), cette prévention ayant d’ailleurs été écartée expressément 
par l’arrêt du tribunal d’accusation. 

Par acte, déposé le 14, le Procureur général recourt en réforme, 
concluant h ce que les prévenus soient condamnés chacun à 5 jours 
de réclusion et à 1 an de privation générale des droits civiques, 
avec sursis de 3 ans pour ces deux peines, et solidairement aux 
frais, le surplus du jugement étant maintenu. 11 se fonde sur ce 
que les faits admis comme constants tombent sous le coup de 
l’art. 280 C. P. 

Dans son mémoire, Mayor revient en détail sur les faits de la 
cause et sur les débats; il proteste contre l’atteinte portée à sa 
liberté individuelle et contre le préjudice qui lui a été eausé en 
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l’obligeant à. quitter Lausanne où, grâce aux agissements des pré- 
venus et du syndicat, il ne pouvait plus trouver d’ouvrage. Il 
demande que justice lui soit rendue, que les coupables soient punis 
et qu’il lui soit alloué fr. 1000 de domagéS-intérêts. 

Les prévenus n’ont pas produit de mémoire. 

Dans son préavis, le Procureur général soutient en résumé ce 
qui suit : 

Le premier juge ayant pris soin d’établir les faits, la Cour peut 
les apprécier à nouveau et dire si la loi pénale leur a été bien ou 
mal appliquée. 

Il est établi que les prévenus ont menacé de la mise à l’index 
tant Mayor que Tarin et Ecoffey, et que ces menaces avaient pour 
but de contraindre Mayor à entrer dans le syndicat et, à ce défaut, 
Tarin et Ecoffey à le congédier. Le tribunal a reconnu le caractère 
illicite de ces menaces et le préjudice subi par Mayor, mais estimé 
l’art. 280 C. P. inapplicable parco que: 1° il se trouve dans un 
titre portant: „Des atteintes portées au bien d’autrui dans le but 
de se l’approprier“ ; 2° le minimum ancien était d’un an ; 3° l’ex- 
torsion suppose une intention de lucre, qu’on ne saurait attribuer 
aux prévenus. 

Ad 1: Le mot „extorsion“, pas plus que les termes en tête 
du titre VIII „dans le but de se l’approprier“, ne signifie pas que 
le délinquant a „mis dans sa poche“ le bien d’autrui ; l’appropria- 
tion de ce bien est le but le plus fréquent des délits prévus dans 
ce titre, mais ils n’ont pas tous et nécessairement ce but. Seule la 
définition spéciale peut renseigner dans chaque cas. L’art. 298 se 
trouve dans ce titre ; il ne prévoit nullement l’appropriation du bien 
d’autrui. 

Ad 2: Le minimum de l’art. 280 est aboli; son souvenir ne 
doit pas empêcher d’appliquer cet article. Quant au sursis, il est 
étranger à la recherche des éléments constitutifs du délit. 

Ad 3: Le tribunal a dû finir par reconnaître d’ailleurs que 
les prévenus avaient agi dans F intérêt de leur profession. Au surplus, 
l’art. 280 s’applique même lorsque le but des menaces n’est pas la 
réalisation d’un avantage direct et personnel. 

L'art. 280 exige (v. art. 275), comme mögen, des „violences“ 
ou des „menaces propres à inspirer, à la personne qui en est 
l’objet, un juste effroi pour elle-même ou pour quelqu’un de sa mai- 
son ou de sa famille“. En l’espèce il y a eu menace de mise à 
l’index. Il s’agissait de mettre Mayor sur le pavé : pour un homme 
qui vit de son travail et tient à son indépendance, il y avait là 
une perspective effrayante. La menace était d’ailleurs des plus 
sérieuses. Pour les patrons, ils avaient en perspective l’arrêt de leurs 
travaux, la ruine ; ils ont cédé à la menace. 

Le but prévu à l’art. 280 n’est pas nécessairement, comme en 
cas d’escroquerie, de se faire remettre quelque chose ; il suffit d’agir 
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en vue d'obtenir de la personne menacée un acte positif ou négatif 
au préjudice de la fortune de cette personne ou de celle d’un tiers, 
pour procurer un avantage à soi-même ou à un tiers. Le mot „for- 
tune“ s’entend d’intérêts matériels; il suffit qu’on cherche à imposer 
une prestation. En l’espèce on a voulu imposer à Mayor son entrée 
dans une société, ce qui implique une cotisation. Mayor s’y refuse; 
il a donc été l’objet d’une contrainte ayant pour but un acte au 
préjudice de sa fortune. Les prévenus n’entendaient pas mettre 
dans leur poche les cotisations de Mayor, c'est sûr ; mais l’art. 280 
n’exige pas une remise immédiate aux personnes qui menacent; les 
prévenus ont agi en vue de procurer des avantages à des tiers, 
cela suffit. Vis-à-vis des patrons, le but des prévenus rentre aussi 
dans le cadre de l’art. 280; le renvoi de Mayor était contraire à 
leurs intérêts. Vis-à-vis d’eux il y a eu délit consommé; à l'égard 
de Mayor, les prévenus ont échoué; mais la tentative est punis- 
sable (art. 35, 36, 303 C. P.). Tous ces faits se poursuivent d’ail- 
leurs d’office. La convention de 1891 ne lie que ses signataires: 
aucune loi ne lui donne force obligatoire envers d’autres; or ni 
Mayor, ni Tarin, ni Ecoffey ne l’ont signée; sa violation au sur- 
plus entraînerait de simples dommages-intérêts. Enfin la décision 
de l’assemblée générale ne saurait couvrir les prévenus, qui sont 
personnellement responsables de leurs actes. 

Statuant en la cause, et 

considérant, tout d'abord, qu’un recours en réforme est ouvert 
en l’espèce au Ministère public à forme des art. 486, 487, 489 b, 
491 C. P. P., la Cour ayant à voir si aux faits par lui reconnus 
constants le premier juge a sainement appliqué la loi pénale ; 

considérant que l’art. 280 C. P. qualifie extorsion le fait de 
„celui qui, par des violences ou par des menaces de la nature de 
celles qui sont mentionnées à l’art. 275, et dans le dessein de nuire 
à autrui ou de se procurer un avantage, ou d’en procurer un à un 
tiers, contraint une personne soit à lui livrer quelque chose, soit à 
faire tout autre acte, ou à s’en abstenir, au préjudice de sa for- 
tune ou de celle d’un tiers“ ; 

que cet article s'en réfère d’ailleurs aux dispositions sur le bri- 
gandage, art. 275 à 279, tant pour la définition des violences et 
menaces que pour la peine applicable; 

que le C. P. assimile ainsi l’extorsion au brigandage, avec 
cette seule différence que la première est accompagnée seulement 
de violences morales, tandis que le second l’est de violences maté- 
rielles ; . 

considérant que l’art. 280 C. P. fait partie du titre VIII, trai- 
tant des „atteintes au bien d'autrui dans le but de se les appro- 
prier" ; 
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que l’art. 68, 22° C. P. statue que l'extorsion fait récidive avec 
le vol et l’escroquerie, délits que le C. P. considère ainsi comme 
„ délits du même genre“ ; 

qu’il ressort bien de la définition de l’art. 280 que l’extorsion 
a nécessairement un but de lucre et vise des intérêts matériels ; 

que ce délit est toujours grave, ce qui explique qu’il soit frappé 
de peines sévères, à l'égal du brigandage; 

que d’ailleurs le minimum prévu par. le C. P. pour ce délit n’a 
pas été abrogé par la loi sur la suppression des minima; 

qu’en effet les art. 276 à 279 ont été expressément main- 
tenus; 

que ces articles étant applicables également à l’extorsion, délit 
pour lequel il n’est pas prévu de peine par d’autres articles, il en 
résulte que le minimum est maintenu également pour l’extorsion, 
la loi ne statuant pas de dérogation sur ce point; 

considérant qu’il résulte des constatations du premier juge, qui 
sont définitives, que les prévenus n’ont eu l’intention et n’avaient 
pour but en commettant les actes relevés à leur charge, ni de 
nuire à Mayor dans ses intérêts matériels, ni de se procurer à eux- 
mêmes ou de procurer à autrui des avantages matériels; 

que dès lors ils sont coupables non du délit d’extorsion, mais 
de faits que la loi vaudoise ne qualifie pas délits ; 

que cela étant les prévenus échappent à toute répression pénale 
en vertu de l’adage nulla pœna sine lege; 

considérant, d’autre part, qu’il y a lieu de donner acte à Mayor 
de ses réserves d’actionner les prévenus en dommages-intérêts pour 
le préjudice grave, tant matériel que moral, que lui ont causé les 
actes constatés par le jugement dont est recours, la Cour ne pou- 
vant d’ailleurs, en l’état de la cause, statuer sur ce point, qui 
n’a fait l’objet ni de l'instruction, ni du jugement de première 
instance. 

Par ces motifs, la Cour de cassation pénale écarte le recours, 
maintient le jugement, y compris les réserves en faveur du plai- 
gnant, laisse les frais de cassation ii la charge de l’Etat, et déclare 
le présent afrêt exécutoire. 

Note. — Voici le texte des articles du C. P. vaudois qu’il est 
nécessaire de connaître pour bien comprendre cet arrêt : 

1. — Extorsion. 

Art. 280. — Celui qui, par des violences ou par des menaces 
de la nature de celles qui sont mentionnées à l’art. 275, et dans 
le dessein de nuire à autrui ou de se procurer un avantage, ou 
d’en procurer à un tiers, contraint une personne soit A lui livrer 
quelque cho^e, Boit â faire tout autre acte ou A s’en abstenir, au 
préjudice de sa fortune ou de celle d’un tiers, est puni conformé- 
ment aux dispositions des art. 276, 277, 278, 279. 
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2. — Brigandage. 

Art. 275. — Est réputé brigandage, le vol commis à l’aide de 
violences envers les personnes ou de menaces propres à inspirer 
à la personne qui en est l’objet un juste effroi pour elle-même ou 
pour quelqu’un de sa maison ou de sa famille. 

La tentative de brigandage est punie comme le délit con- 
sommé, lorsque des violences ont été effectivement exercées contre 
des personnes. 

Art. 276. — Le brigandage est puni par une réclusion de 1 à 
12 ans. 

3. — Menaces. Contrainte. 

Art. 260. — Celui qui menace d’assassinat, d'empoisonnement, 
d’incendie ou de tout autre attentat de nature à compromettre gra- 
vement la personne, l’honneur ou la propriété de l'individu menacé, 
ou de quelqu’un des siens, est puni, etc. 

Art. 261. — Celui qui se livre à des menaces du genre de 
celles mentionnées en l’article précédent, ou à des violences, dans 
le but d’empêcher la personne menacée ou maltraitée d’exercer un 
droit, ou dans le but de la forcer à agir contre ses droits ou contre 
ses intérêts, ou contre les droits ou les intérêts d’un tiers, est 
puni, etc. 

L’arrêt de la Cour de cassation vaudoise nous paraît intéressant 
A plusieurs points de vue : 

1° Il montre la grande difficulté, voire l’impossibilité, de faire 
rentrer le cas qui s’est présenté dans les cadres un peu vieillis de 
la plupart de nos législations criminelles. 

Une disposition spéciale ou, mieux peut-être, l’élargissement 
des formules actuelles paraît donc nécessaire, car il est certain qu’on 
se trouve en présence d’actes absolument contraires à l’ordre social 
et qui doivent être réprimés. 

C’est dans les délits contre la liberté des personnes que ces 
actes trouveraient tout naturellement leur place, et le tribunal d’ac- 
cusation semble, avoir fait fausse route en orientant la poursuite sur 
le terrain des délits contre la propriété, dont ils diffèrent essen- 
tiellement. Ici il s’agit, en effet, d’actes de menace ou de contrainte 
qui ne sont pas de simples moyens d’arriver à un résultat lésant 
la propriété, mais qui, en eux-mêmes et par eux-mêmes, constituent 
une atteinte à la liberté individuelle, et qui devraient, par con- 
séquent, être punis comme délit, indépendamment de tout autre 
résultat. 

L’Avant-projet suisse permettrait-il la répression de tels actes? 
Nous ne voyons pas quelle disposition serait applicable. Ce ne 
serait en tout cas par l’art. 91 (extorsion). Ce ne serait pas non 
plus l’art. 106, qui parle de menaces grâces troublant la sécurité. 
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Serait-ce l’art. 110? La notion de menaees „ graves “ paraît exclure 
aussi cette solution. Si aucune autre disposition ne peut être invo- 
quée, il y aurait là une lacune à combler. 

2° Cet arrêt montre, en outre, le grand inconvénient de re- 
courir à des renvois, dans une législation pénale spécialement 

L’art. 280 du C. P. vaudois concernant l’extorsion renvoie, 
pour la peine, aux art. 276 et suivants, relatifs au brigandage. 

Or il est arrivé que la loi de 1899, qui supprimait les minima, 
a réservé un certain nombre d’articles où les minima seraient main- 
tenus. Au nombre de ceux-ci figurent les articles 277 et 278, mais 
non l’art 280. La question qui se pose est alors celle-ci : les minima 
ont-ils été maintenus seulement pour le cas de brigandage ou aussi 
pour ceux d 'extorsion? 

La Cour de cassation a admis cette dernière solution, contrai- 
rement à l’opinion du tribunal de police de Lausanne. Ce dernier 
nous parait cependant avoir bien jugé. Indépendamment du prin- 
cipe in dubio pro reo, il semble que pour admettre une exception 
à la règle qui est, d’après la loi de 1899, la suppression des mi- 
nima, il faudrait une mention parfaitement explicite, ne prêtant à 
aucun doute : ce qui n’est évidemment pas le cas dans l’espèce. 
Le renvoi de l’art. 280 aux art. 276 et suiv. peut parfaitement 
avoir échappé au législateur de 1899 losqu’il a réservé les art. 277 
et 278. C’est même ce qui, en fait, s’est passé, d’après l’aveu que 
nous tenons de source très sûre : le rédacteur de la loi n’a eu en 
vue que le brigandage. 

En outre, la Cour de cassation a commis une erreur évi- 
dente, qui n’échappe plus à personne aujourd’hui : elle a oublié 
qu’à l'art. 276, qui seul était en question, à l'exclusion des art. 277 
et 278, le minimum de la peine avait été supprimé. 

Evitons les renvois, telle est la morale de cette histoire. 

3° Enfin l’arrêt ci-dessus est intéressant parce qu’il montre 
que la Cour de cassation, d’accord avec le Tribunal de première 
instance, semble bien considérer les actes poursuivis comme consti- 
tuant au moins un délit civil. Sur ce point, le Tribunal de police 
de Lausanne, faisant une incursion dans le domaine civil, par regret 
sans doute de ne pouvoir appliquer aucune disposition pénale, s’est 
courageusement mis, dans les considérants que nous avons souli- 
gnés, en contradiction nette et voulue avec la théorie de l’arrêt 
sensationnel rendu par le Tribunal fédéral, le 14 octobre 1899 
(Stucker-Book contre Bonjour), théorie confirmée dans un récent 
arrêt (20 mai 1904, Droz contre Bohner). Il est permis de croire 
que si cette jurisprudence fédérale était définitivement admise, la 
** théorie qu’elle consacre Serait de nature à troubler singulièrement 
l’ordre social. Le vice de l’argumentation, en apparence si rigou- 
reusement logique, de la Cour fédérale ne consisterait-il pas à 
reconnaître à la collectivité les mêmes droits qu’à l’individu ? Est-il 
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exact de dire que ce que un individu a le droit de faire, une 
réunion d’individus peut aussi le faire? C’est précisément là la 
question. Un individu peut, sans me causer aucun préjudice, siffler 
une romance sous ma fenêtre, dans la rue ; mais si mille individus 
se joignent à lui et se livrent simultanément à ce même exercice, 
cela devient du charivari, contre lequel la loi me protège. 

A. Mercier. 


Strafgericht des Kantons Baselstadt. 

Urteil vom 14. Oktober 1903. 

Strafrechtliche Haftbarkeit der Mitglieder von Genossenschaften. 

Mitgeteilt von Strafgerichtspräsident Dr. Hübscher, Basel. 

Am 19. April respektive 24. April 1902 wurde gegen die Basler 
Kreditgesellschaft respektive die Basler Sparkasse der Konkurs 
erkannt. Die hierauf angehobene Strafuntersuchung führte zu einer 
Überweisung des Direktors und des Kassiers dieser Gesellschaften, 
sowie mehrerer Verwaltungsräte an das Strafgericht Baselstadt. 
Nach mehrtägigen Verhandlungen erfolgte am 14. Oktober 1903 
das Strafurteil. 

Da sowohl der Direktor als die Verwaltungsräte auch des 
leichtsinnigen Bankerotts angeklagt waren, war die Frage zu ent- 
scheiden, welche Personen nach den Bestimmungen des Straf- 
gesetzes über Bankerott beurteilt werden könnten (§§ 154 und 154a 
des Strafgesetzes). 

Nach dem Strafgesetz in Baselstadt linden nämlich die Be- 
stimmungen über leichtsinnigen Bankerott ausser gegenüber dem 
Schuldner, gegen welchen der Konkurs eröffnet worden ist, auch 
gegenüber dem Vorstande von Genossenschaften Anwendung, wenn 
die Mitglieder derselben in dieser Eigenschaft die mit Strafe be- 
drohten Handlungen begehen. 

Es war daher in erster Linie zu untersuchen, wer unter Vor- 
stand einer Genossenschaft zu verstehen war. Das Urteil sagt 
diesbezüglich folgendes : „Hierüber gibt das Obligationenrecht die 
Interpretation, ln Art. 695 des Obligationenrechts heisst es: Jede 
Genossenschaft muss einen Vorstand (Direktion) haben, welcher die- 
selbe im Verkehr mit dritten Personen und vor Gericht vertritt. 
Die beiden letztem Eigenschaften sind demnach das Kennzeichen 
für die Mitgliedschaft des Vorstandes einer Genossenschaft. Das 
Obligationenrecht fügt der -erstem Bestimmung noch bei: Der Vor- 
stand kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. Dieselben 
können Mitglieder der Genossenschaft oder Nichtmitglieder, besol- 
det oder unbesoldet sein. Mit der erwähnten Bestimmung des 
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Obligationenrechts wird also gesagt, dass derjenige als Vorstand 
betrachtet wird, welcher nach aussen für die Genossenschaft auf- 
tritt, dieselbe dem Publikum gegenüber repräsentiert, und an wel- 
chen sich das Publikum dieses Auftretens wegen zu wenden hat. 
Bei der Basler Kreditgesellschaft und der Basler Sparkasse übte 
diese Funktion lediglich der Direktor der Basler Kreditgesellschaft,! 
der Angeklagte G., aus. Er schloss die Geschäfte mit den Kunden 
ab, an ihn wandte sich das Publikum bei Geldbedarf oder bei 
Anmeldung zur Mitgliedschaft, er verfügte über die Ein- und Aus- 
zahlungen bei der Basler Kreditgesellschaft und der Basler Spar- 
kasse. Dass der Direktor vorübergehend durch andere Personen 
vertreten wird, ändert an dieser seiner Stellung nichts. Der An- 
geklagte G. trat für die Basler Kreditgesellschaft auch vor Gericht auf. 

Damit stimmt § 23 der Statuten der Basler Kreditgcsellschaft, 
welcher vorschreibt: „Der Verwaltungsrat bestellt zur Vertretung 
der Gesellschaft gegenüber Dritten und vor Gericht und zur ver- 
bindlichen Unterschrift namens derselben einen Direktor. Der 
Verwaltungsrat bezeichnet diejenigen Mitglieder oder Beamten, 
welche ausser dem Direktor für die Gesellschaft die rechtsverbind- 
liche Unterschrift führen.“ 

Mit dieser Auffassung befindet sieh allerdings der Eintrag im 
Handelsregister nicht in Übereinstimmung, wonach der Direktor G. 
nicht als Vorstandsmitglied verzeichnet ist. Doch kann dies in 
strafrechtlicher Hinsicht nicht massgebend sein, da G. diejenigen 
Funktionen ausgeübt hat, welche ein Mitglied eines Vorstandes 
Dritten gegenüber kennzeichnen. Es ist zudem darauf aufmerksam 
zu machen, dass der Eintrag im Handelsregister nach Angaben 
des Verwaltungsrates der Basler Kreditgesellscbaft erfolgte. Wollte 
man deren Meinung als allein massgebend betrachten, so wäre die 
Konsequenz die, dass, wenn ein Verwaltungsrat einer Genossen- 
schaft irgend eine beliebige Person, einen Strohmann, der zur Lei- 
tung der Geschäfte gar nicht befähigt wäre, als Vorstand cintragen 
Hesse, die Strafbehörde diesen als den allein Schuldigen anerken- 
nen müsste, während es doch sicher wäre , dass der hinter diesem 
Strohmann stehende und handelnde Verwaltungsrat oder der Direk- 
tor der richtige Täter wäre. Die Unterlassung der Eintragung von 
G. in das Handelsregister kann daher auf den oben erwähnten 
Standpunkt des Gerichtes keinen Einfluss haben. 

Nur scheinbar widerspricht die Auffassung des Gerichts dem 
§ 20 der Statuten der Basler Kreditgesellschaft, worin es heisst, 
dass die Leitung der Geschäfte einem Verwaltungsrate (Vorstand) 
übertragen wird, der aus 7 Mitgliedern bestehen soll; denn nach 
dem schon erwähnten § 23 hat dieser Verwaltuugsrat zur Vertre- 
tung der Gesellschaft gegenüber Dritten und vor Gericht den Di- 
rektor bezeichnet, sich selbst aber die übrige Leitung und Über- 
wachung der Geschäfte im allgemeinen (§ 22 der Statuten) neben 
dem Direktor Vorbehalten. 
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Aus denselben Gründen muss der Angeklagte G. auch als 
Vorstand der Basler Sparkasse betrachtet werden; denn nach dem 
Vertrage der Basler Kreditgesellschaft mit der Basler Sparkasse 
ist die gesamte Leitung und Verwaltung der letztem der erstem 
übertragen worden und damit dem Direktor der Basler Kredit- 
gesellschaft. 

Der Präsident des Vorstandes der Basler Sparkasse, der- An- 
geklagte M., war wohl Präsident, handelte aber nicht selbständig 
Dritten gegenüber. 

Der Angeklagte G. kann daher nach § 154/3 des Strafgesetzes 
beurteilt werden.“ 

Hinsichtlich der Beurteilung der Verwaltungsräte wegen leicht- 
sinnigen Bankerott« sagt das Urteil : 

„Wie bereits bei Besprechung des Angeklagten G. ausgeführt 
wurde, kann unter Vorstand nur diejenige Person oder diejenigen 
Personen verstanden werden, welche die Genossenschaft gegenüber 
Dritten und vor Gericht vertreten. Das trifft einzig und allein 
auf den Direktor G. zu, dagegen nicht auf die Verwaltungsräte, 
auch nicht auf die, welche im Handelsregister eingetragen waren 
und die rechtsverbindliche Unterschrift führten. Denn sie — der 
Präsident der Basler Sparkasse, der Angeklagte M., nicht ausge- 
nommen — traten Dritten gegenüber nicht handelnd auf, sondern 
nahmen an der Leitung der Geschäfte lediglich durch Beratung in 
den Sitzungen teil. Die rechtsverbindliche Unterschrift und der 
Eintrag im Handelsregister an sich können in Rücksicht auf die. 
Bestimmung von Art. (>95 des Obligationenreehts nicht als Kriterien 
eines Mitgliedes des Vorstandes gelten. 

Die Anklage auf leichtsinnigen Bankerott muss daher dahin- 
fallen; dagegen ist zu untersuchen, ob die angeklagten Verwaltungs- 
räte sich nicht der Beihülfe zum leichtsinnigen Bankerott schuldig 
gemacht haben.“ 

Diese Frage wurde denn auch vom Gerichte in bezug auf 
einzelne Verwaltungsräte bejaht. 
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Dr. ). Schollenberger, Professor an der Universität Zürich : Bundes- 
verfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft. Kommentar 
mit Einleitung. Berlin, O. Häring, 1905. XV und 582 S. Mk. 15. 
Dr. W. Burckhardt, Professor an der Universität Lausanne: Kommen- 
tar der Schweizerischen Bundesverfassung. Bern, Stämpfli & Cie., 
1904. 1. und 2. Lieferung (vollständig in 6 Lieferungen à LY. 3). 

Es ist ein besonderes Ereignis in unserm an bedeutsamen ju- 
ristischen Publikationen nicht überreichen Lande, wenn gleichzeitig 
zwei gross angelegte Werke über denselben Gegenstand erscheinen. 
Unsere Bundesverfassung hat lange auf ihren Kommentator warten 
müssen, nun sind ihr deren zwei erstanden, worin zugleich ein 
Beweis dafür zu sehen ist, dass ein starkes Bedürfnis nach einer 
kommentatorischen Bearbeitung dieses umfangreichen Rechtsgebietes 
bestand. Die beiden Werke bieten nun, namentlich wenn man sie 
zusammen betrachtet, eine Lösung der Aufgabe, wie man sie schöner 
sich nicht wünschen kann. — Beide haben vor allein einen Vorteil : 
der alte, trockene Interpretationsstil ist aufgegeben und, soweit die 
Einhaltung der Legalordnung es gestattet, eine systematische Dar- 
stellung der Verfassung versucht. Gerade hier zeigen sich in hohem 
Grade die Vorteile der eigenartigen Schreibweise Schollenbergers, 
er sucht, wo immer sich die Möglichkeit bietet, zu systematisieren ; 
er selbst erklärt im Vorwort, die Signatur seines Buches sei : „eine 
systematische Exegese“. . . „Statt blosser Wortinterpretation eine Dar- 
stellung, die auch dem Ganzen eines Artikels gerecht wird, seine 
Verbindung mit anderen Artikeln und der einzelnen Teile des Ar- 
tikels untereinander herstellt“ (S. III). Diese Grundsätze sind nach 
Möglichkeit durchgeführt. — Schollenberger orientiert einleitungsweise 
über Begriff und Gegenstand der Verfassung (S. 3 — 8) und skizziert 
dann die Entstehung der heutigen Verfassung, beziehungsweise des 
heutigen Bundesstaates überhaupt. Diese geschichtliche Darstellung 
gibt ihm namentlich auch Gelegenheit zur Aussprache über die 
juristische Konstruktion der Entstehung des Bundesstaates (S. 15 ff.), 
ferner — abschliessend — über die Frage einer neuen Totalrevision 
(S. 54 ff.). Auf diese Grundlegung folgt der Kommentar selbst ; der 
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Rechtsstoff jedes Artikels wird in seine Teile aufgelöst und dann 
die systematische Synthese versucht, so dass sich gleichsam die 
Auslegung jeder Gesetzesstelle als eine kleine monographische Dar- 
stellung des Inhaltes präsentiert. Jeweilen zum Abschluss folgt 
eine Übersicht über die Bundesgesetzgebung, die in Ausführung 
des einzelnen Artikels ergangen ist, bei Art. 8 (Recht des Bundes 
zum Abschluss von Staatsverträgen) ist die übersichtliche Zusammen- 
stellung der sämtlichen bestehenden Verträge des Bundes mit dem 
Auslande wertvoll. — Die speziell strafrechtliche Ausbeute des Bu- 
ches ist naturgemäss nicht gross. Ich erwähne etwa die kräftige 
Kritik des hässlichen Schächtartikels, von dem Schollenberger sagt, 
er verdanke seine Existenz dem Unverstand und der Kurzsichtig- 
keit der Bundesbehörden in dieser Frage. „Die Bundesbehörden 
hätten selbst eiu gesetzliches Schächtverbot . . . aufstellen können 
oder hätten wenigstens die kantonalen Schächtverbote bestehen 
lassen sollen ; weil sie weder das eine noch das andere taten, kam 
es zum Initiativbegehren auf Einführung des Verbotes in die Bundes- 
verfassung. Das Initiativbegehren aber hätten sie, weil sein Inhalt 
überhaupt nicht in eine Verfassung gehört . . ., zurückweisen können 
und sollen, um diesem Volkswunsche im Wege des Gesetzes zu 
entsprechen“ (S. 247). An anderer Stelle nennt Schollenberger das 
Schächtverbot eine gewöhnliche Verwaltungsbestimmung der Lebens- 
mittelpolizei, speziell der Metzgeroikontrollo, beziehungsweise der 
Polizei gegen Tierquälerei, aber keine grundsätzliche Bestimmung 
der Verwaltungspolitik (S. li). Das ist die formelle Seite der Frage; 
für mich ergibt sieh aus dieser fälschlichen Erhebung einer Simpeln 
Ordnungsvorschrift zum Verfassungsgrundsatz aber noch mehr Häss- 
liches : einer Frage wurde aus — vielleicht nur momentaner — reli- 
giöser Unduldsamkeit eine Bedeutung beigemessen, die sie gar 
nicht hat, und namentlich eine Rechtfertigung des Schäehtverbotes 
aus den sonst trefflichen Tierschutzbestrebungen hat noch nirgends 
zu einem befriedigenden Resultat geführt. Dadurch wird der 
Art. 25 bu erst recht unästhetisch. — Temperamentvolle Kritik übt 
Schollenberger an der Bundesanwaltschaft. Einmal erklärt er sie als 
ständiges Amt für verfassungswidrig und unzweckmässig: sie ist 
verfassungswidrig, weil die Verfassung von 1874 die Einrichtung 
einer ständigen Bundesanwaltschaft in bewusster Absicht hatte fallen 
lassen, sie ist unzweckmässig, weil trotz gegenteiliger Behauptung 
ihre Hauptaufgabe die verwerfliche politische Polizei mit ihrer 
Folgeerscheinung, dem Loekspitzeltum, ist (S. 482 — 485). Weiter 
kritisiert Schollenberger die Geschäftsführung der Bnndesanwaltschaft, 
insofern diese direkt mit den Kantonsregierungen, namentlich mit 
den kantonalen Justiz- und Polizeidirektionen, verkehrt. Als „Sub- 
alternbeamtung des Bundesrates“ könne die Bundesanwaltschaft den 
Bund nach aussen niemals, weder gegenüber den Kantonen noch 
gegenüber andern Staaten vertreten (S. 485 — 186). Theoretisch ist 
das wohl richtig, praktisch jedoch ist, wenn man sich einmal mit 
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dei" Existenz der Bundesanwaltsehaft überhaupt abgefundeu hat, 
•der direkte Verkehr mit den Kantonsregierungen zweifellos von 
Nutzen, ein Gewinn an Zeit und Geld. Übrigens müsste Schollen- 
berger die gleiche Kritik noch bei andern Amtsstellen üben, etwa 
beim eidgenössischen Fabrikinspektorat, das sich zur Abstellung 
von Gesetzwidrigkeiten oder Durchführung von Vorschriften auch 
direkt mit kantonalen Amtsstellen in Verbindung setzen kann (vgl. 
Handwörterbuch der schweizerischen Volkswirtschaft etc., Bd. 1, 
S. 924). — Einen Punkt in Schollenberger» Kommentar möchte ich 
endlich noch hervorheben : der Verfasser erklärt im Vorwort, er 
wolle nicht eine Sammlung blosser Präjudizien geben, „die nur die 
wirklich vorgekommenen, nicht die überhaupt möglichen Fälle ent- 
halten und auch nicht immer zutreffend, ja nicht einmal konsequent 
sind“ (S. III). Ich stimme dieser Kritik der Präjudizien durchaus 
zu, ziehe aber einen andern Schluss daraus als Schollenberger : ge- 
rade weil ein blinder Präjudizienkultus vom übel ist, soll ein Kom- 
mentar mit möglichster Vollständigkeit die ergangenen Entscheide 
berücksichtigen und Stellung zu ihnen nehmen, denn durch eine 
kritische Verarbeitung ihrer Produkte wird vor allem der Praxis 
am meisten gedient sein. Hier geht mir Schollenbergers Werk zu 
wenig weit, das ungeheure Material der bundesgerichtlichen und 
bundesrätlichen Rechtsprechung ist allzu spärlich verwertet. 

Anders scheint in dieser Richtung Burckhardt Vorgehen zu 
wollen. Über seinen Kommentar, von dem erst zwei Lieferungen 
vorliegen, referiere ich noch nicht abschliessend. So viel ist heute 
schon ersichtlich, dass sich die beiden Kommentare vortrefflich er- 
gänzen werden. Auch Burckhardt gibt eine Einleitung, und zwar 
eine Verständigung über die staatsrechtlichen Grundbegriffe : er 
behandelt die rechtliche Natur der Verfassung, den Bundesstaats- 
begriff, wo er sieh mit Waitz und gegen Laband für die „Teilbar- 
keit der Souveränität, besser der Teilbarkeit der Staatsgewalt nach 
ihrem Inhalt“ (S. 18) ausspricht, dann die verfassungsmässig ga- 
rantierten Individualrechte, die er als subjektive öffentliche Rechte 
in formal-prozessualem Sinne konstruiert; er erklärt: „Ein subjek- 
tives öffentliches Recht ist gegeben, wenn die dem Staat durch 
öffentlich-rechtliche Norm auferlegte absolute Pflicht durch den- 
jenigen prozessualisch geltend gemacht werden kann, der an der 
Erhaltung der Pflicht ein Interesse hat. Was also das subjektive 
Recht ausmacht, ist die positivrechtliche Möglichkeit, die Frage, ob 
der Staat in bestimmter Beziehung pflichtgemäss handle oder nicht, 
zur Entscheidung zu bringen“ (S. 40). — Der Kommentar seil ist ist 
so angelegt, dass jeweilen in erster Linie die Geschichte und das 
Zustandekommen des einzelnen Artikels vorgeführt wird, worauf in 
systematischer Darstellung mit sorgfältiger Verarbeitung der Judi- 
katur die Auslegung folgt. Wo die Rechtsprechung besonders um- 
fangreich ist, stellt sie Burckhardt besonders zusammen, so die 
reiche Praxis der Bundesbehörden zum Art. 4. Gerade in dieser 
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schwer zu übersehenden Materie wird der Kommentar vortreffliche 
Dienste leisten. Einige, strafrechtliche Entscheide zum Art. 4 seien 
hervorgehoben: Die besondere strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
Pressdelikte macht keine verfassungswidrige Ungleichheit aus (S. 89); 
die Verletzung des Grundsatzes: nulla pœna sine lege verstösst 
gegen Art. 4 (S. 92); wer Strafklage wegen Verleumdung einlegt, 
hat ein Recht, dass sie auch strafrechtlich erledigt werde und nicht 
bloss mit dem Hinweis auf einen durch die Verwaltungsbehörde 
erteilten Verweis (S. 9(1); eine Verweigerung des rechtlichen Gehörs 
liegt darin, dass dem Angeschuldigten keine Gelegenheit gegeben 
wird, sich in der Voruntersuchung zu verteidigen ; ein freisprechen- 
des Strafurteil darf in der Kassationsinstanz nicht aufgehoben wer- 
den, ohne dass der Kassationsbeklagte vorher noch einmal ange- 
hört wird (S. 99) etc. etc. Nötigenfalls, namentlich wo Burckhardt 
einen Entscheid nicht billigt, nimmt er Stellung dazu und übt sorg- 
fältige Kritik (vgl. S. 99 unten, 102 etc.). So versprechen die bis- 
her ausgegebenen Lieferungen ein Werk, das dem Praktiker bald 
unentbehrlich sein wird ; wenn das Buch abgeschlossen ist, wird 
noch einmal darauf zurückzukommen sein.. Hafter. 


Dr. Tell Perrin: De la remise conditionnelle des peines. Etudes de 
droit comparé historique et critique. Genève et Bâle, Georg <fe C'*, 
1904. 260 p. 

Perrin hat das Verdienst, als erster auf breiter, rechtsverglei- 
chender Grundlage das vielfach noch unabgeklärte Institut der be- 
dingten Einstellung des Strafvollzuges erörtert zu haben. Sein Buch 
ist musterhaft sorgfältig und gründlich gearbeitet und seine Re- 
sultate um so erfreulicher, als sie im wesentlichen mit den Normen 
des schweizerischen Vorentwurfes übereinstimmen. 

Perrin geht von der heute immer lebhafter anerkannten Über- 
legung aus, dass das Gefängnis, vor allem die kurzzeitige Freiheits- 
strafe, eine der schlimmsten Quellen des Verbrechens ist, so wird 
es notwendig, „de préserver le plus grand nombre possible de son 
funeste contact“ (S. 13). Das beste und wichtigste Ersatzmittel ist 
die remise conditionnelle des peines. Die Geschichte des Institutes, 
die Perrin entwirft, gibt denn auch den Beweis, wie die Gesetz- 
geber der zivilisierten Staaten allgemein Reformen in der ange- 
deuteten Richtung eingeführt haben oder vorbereiten. 

Auf dieser historisch-rechtsvergleichenden Grundlage baut der 
Verfasser die dogmatische Entwicklung auf. Drei Systeme , die 
iin Laufe der Entwicklung hervortraten, sind zu prüfen: 1. das 
Aussetzen des richterlichen Urteils (sursis au prononcé de la con- 
damnation); 2. das Aussetzen des Strafvollzuges (sursis à l’exécu- 
tion de la peine) ; 3. das Aussetzen der Anklage (sursis à la pour- 
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suite), ein System, das Norwegen eingeführt, hat und das neuerdings 
in Frankreich zur Diskussion steht. Dass Perrin sich für das zweite 
System entscheidet, dem jetzt in der Schweiz überall die Palme zu- 
erkannt wird, erscheint mir selbstverständlich. 

Interessant ist, wie Perrin die Einstellung des Strafvollzuges 
juristisch konstruiert. Nachdem er sich für dieses System ausge- 
sprochen hat, beschäftigt sieh das Buch naturgemäss vorzugsweise 
mit ihm. Perrin nennt die remise conditionnelle „une libération 
conditionnelle ou une absolution conditionnelle“, oder genauer: 
„c’est une absolution sous condition résolutoire, unie à une con- 
damnation sous condition suspensive dans un rapport tel, qu’un 
même fait provoque la réalisation simultanée des deux conditions“ 
(S. 156). Es ist freilich klar, dass diese Konstruktion nur gilt für 
diejenigen Gesetzgebungen, die auf dem Standpunkt stehen: wenn 
der Verurteilte die Probezeit bestanden hat, sei die erkannte Strafe 
nicht verhängt worden, oder wie sich besonders klar die franzö- 
sische Fassung des schweizerischen Vorentwurfes von 1903 aus- 
drückt : „Si le condamné a subi l’épreuve jusqu’au bout, cette peine 
sera non avenue “ (Art. 57, § 4). Das ist also vor allem auch die 
Auffassung des eidgenössischen Gesetzgebers, und w'eil sie die weit- 
herzigste ist — ein später wieder vor Gericht Gestellter gilt nicht 
als Rückfälliger — ist ihr freudig beizustimmen (vgl. auch S. 174). 

Das vierte Kapitel des Buches enthält besonders wichtiges 
Material. Auf seiner rechtsvergleichenden Basis spricht Perrin 
hier von den einzelnen Bestimmungen, aus denen sieh das Institut 
zusammensetzt = den Bedingungen, die beim Schuldigen vorhanden 
sein müssen, damit ihm die Gunst der Einstellung der Strafe zu 
teil wird, den Altersstufen, denen die Gunst zu gewähren ist, der 
Pflicht des „bedingt Freigesprochenen“, den von ihm gestifteten 
Schaden gut zu machen etc. etc. Es ist eine vollständige Darstel- 
lung des heutigen Standes der Frage, mit ihren rechtsvergleichenden 
Detailausführungen namentlich für den Gesetzgeber von ausser- 
ordentlichem Wert. 

Anhangsweise stellt Perrin in 24 Thesen die Resultate seiner 
Untersuchung zusammen und formuliert zwei Gesetzesentwürfe, einen 
über das Institut selbst und einen andern, der von der Schutzauf- 
sicht über die „bedingt Freigesprochenen“ handelt. Im letztem 
erklärt sich der Verfasser für die Schaffung besonderer Sehutzauf- 
sichtsbeatntungen nach dem Muster des bekannten Massachusetts- 
Probationsystem (vgl. auch S. 1 14 ff.). Aus dem andern Gesetzentwurf 
muss namentlich noch ein Punkt hervorgehoben werden : um die 
Natur der remise conditionnelle als einer resolutiv bedingten Frei- 
sprechung und zugleich einer suspensiv bedingten Verurteilung auch 
im Gesetzestext zum Ausdruck zu bringen, soll formuliert werden : 
„Après avoir prononcé une peine d’emprisonnement, d’arrêts ou 
d’amende, le tribunal peut décider que la condamnation sera sus- 
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pendue et ne prendra date que du jour où .. . !e coupable se sera 
montré indigne de pardon“ (S. 250 und 157 — 159). Ein solches 
Prozedere erscheint freilich heutigen prozessualen Begriffen unge- 
wohnt, anderseits ist es jedoch die Konsequenz aus der juristischen 
Konstruktion, die Perrin seiner remise conditionnelle gibt, und er- 
klärt man sich für sie, so wird man auch die neue prozessuale 
Figur in den Kauf nehmen können. Hafter . 


Dr. med. Gustav Beck, Bern: Gedanken eines Arztes über Sträflings- 
Diagnostik und Sträflings-Therapie. Sonderabdruck aus den 
Blättern für Gefängniskunde. 28 S. 

Auf kleinem Raum viel bemerkenswerte Gedanken. Beck be- 
arbeitet im Aufträge des eidgenössischen statistischen Amtes auf 
Grund des dort liegenden Zählkartenmaterials die schweizerische 
Sträflingsstatistik ; bei dieser Statistik, sagt er, hätten sich bei ihm 
ziemlich revolutionäre strafrechtliche Anschauungen entwickelt. Re- 
volutionär ist allerdings vieles, was Beek in seiner Schrift sagt, 
aber seine Vorschläge decken sich so mancherorts mit ausgespro- 
chenen und unausgesprochenen Postulaten und Wünschen des mo- 
dernen Strafrechts, dass ihrer hier gedacht werden muss, um so 
mehr, als diese Gedanken von einem Manne stammen, der, ur- 
sprünglich nicht aus juristischer Schule hervorgegangen, erst in 
hohem Alter mit jugendlicher Begeisterung sich rechtlichen, insbe- 
sondere kriminalistischen Problemen zugewendet hat. 

Beck geht davon aus, dass er die heutige Systematik des spe- 
ziellen Teils des Strafrechts' verwirft : nicht nach dem verletzten 
Rechtsgut sind die Verbrecher zu klassifizieren, sondern nach dem 
vom Missetäter beabsichtigten Zweck, denn die Strafe muss, wenn 
sie erspriesslich sein soll, auf den verbrecherischen Animus ein- 
wirken, er, nicht der Erfolg, muss daher auch dem ganzen Straf- 
rechtssystem zu Grunde gelegt, werden. 5 Gruppen will der Ver- 
fasser aufstellen, eine 1. der Betrüger und Fälscher (animus fraude 
lucrandi) ; II. Diebe , Einbrecher , Räuber (animus vi lucrandi) ; 
III. Raufbolde, Totschläger, Mörder (animus noeendi); IV. sexuelle 
Verbrecher (animus voluptate fruendi); V. Landstreicher und Müs- 
siggänger (animus non parendi). ln diesen Klassen bringt Beck 
die Masse der Verbrechen statbestände unter; die Subsuinierung ist 
oft nicht einwandfrei — was der Verfasser übrigens selbst einge- 
steht — , ihr im einzelnen nachzugehen, fehlt hier der Raum. 

Vor allem aber sind die Folgerungen bedeutsam, die aus der 
neuen Systematisierung gezogen werden: Die herkömmliche Frei- 
heitsstrafe ist unhaltbar, vor allem deshalb, weil sie bei ihrem Aus- 
muss noch allzusehr den Taterfolg, zu wenig den Animus berück- 
sichtigt, vielmehr sollte dem Richter die der ärztlichen ähnliche 
Aufgabe Zufällen, die Diagnose der psychischen Natur eines Deliktes 
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zu machen und die Prognose zu stellen, in welchem Zeitraum sich 
die Sanierung der Gesinnung des Delinquenten bei geeigneter Be- 
handlung desselben erwarten lässt (S. 14). Worin besteht aber diese 
geeignete Behandlung? Ziel und Zweck der ganzen Strafrechts- 
pflege, vor allem des Strafvollzuges, muss sein: 1. die Willens- 
funktion, beziehungsweise die Gesinnung des Missetäters so lange 
zu „trainieren“, bis er sich zur Sühne aus eigener Initiative ent- 
schliesst, und 2. ihm die Möglichkeit zu verschaffen, diesen Ent- 
schluss auszuführen (S, 12). Das sind gleichsam die Obersätze, und 
es hat nun die Differenzierung Platz zu greifen, je nach dem Ani- 
mus, den eine Tat enthüllt hat: qualitativ sollen Lukrativdelikte den 
Umständen entsprechend mit pönaler Bevormundung — eine Art 
weiter entwickelter bedingter Verurteilung — oder mit Zwangs- 
arbeit in geschlossener Anstalt bestraft werden, auf Schädigungs- 
delikte dagegen (Sachbeschädigung, sexuelle und gewöhnliche An- 
griffe auf die Person) müsste mit relativ kurz bemessener, aber 
stark verschärfter Einzelhaft reagiert werden. Bei der quantitativen 
Strafdifferenzierang soll hauptsächlich die erzieherische Prognose, 
die sich aus der Natur der Tat ergibt, massgebend sein, immerhin 
unter Berücksichtigung der Grösse der Schuld, nicht aber der Grösse 
des Erfolges. Dieser „ethischen Schuldbehaftung“ hat die finanzielle 
Beliaftung an die Seite zu treten, deren Zweck ist, den Schädiger 
zur Tilgung des von ihm angerichteten Schadens zu verhalten ; um 
das zu erreichen, muss namentlich die Zwangsarbeit so organisiert 
werden, dass sie Produktionswerte zu erzeugen vermag, deren Er- 
tragsüberschuss nötigenfalls zur Schadenstilgung verwendet wird. 
Die Tilgung der materiellen Schuld gilt als Beweis der „tätigen 
Reue“ des Delinquenten. Ist jedoch kein materieller Schaden zu 
reparieren (wie z. B. bei vielen Wollustverbrechen), so soll an Stelle 
des Schadensersatzes eine schwere, durch Zwangsarbeit abzutragende 
Geldstrafe treten, deren Betrag nicht der allgemeinen Staatskasse, 
sondern einem besondem Fonds zuzuweisen ist, der den Zwecken 
der Verbrechonsprophylaxie dienen soll. — Derart will Beck das 
Verbrechen „sühnen 11 ; ist aber eine Tat gesühnt, so gilt der Täter 
wieder als vollwertiger Bürger, und, meint der Verfasser, die Neben- 
strafe der Einstellung in bürgerlichen Ehren verliert dann ihre Be- 
rechtigung. Allerdings, für eine Verbrecherklasse passt das ganze 
System nicht, für die unheilbar Unverbesserlichen, ihnen kann das 
Strafrecht nur mit Unschädlichmachung gerecht werden. 

Das in kurzer Zusammenfassung die Gedanken der inhaltsreichen 
Schrift; diese Anzeige bietet leider nicht Raum, den einzelnen Po- 
stulaten Becks nachzugehen, was ich bezwecke, ist, aufmerksam zu 
machen auf die Arbeit, und w T as ich wünsche, ist, der Verfasser 
möchte seine „Gedankenspäne über Strafrechtspflege“ — er selbst 
nennt sie so — einzeln ausarbeiten und einer Diskussion auf breiter 
Grundlage zugänglich machen. Hafter. 
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W. v. Rohland, Professor der Rechte in Freiburg i. Br. : Die Kausal- 
lehre des Strafrechts. Ein Beitrag zur praktischen Kausallehre. 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1903. 61 Seiten. Mk. 1. 60. 

Um zur strafrechtlichen Kausallehre zu gelangen, sucht v. Rohland 
zunächst die Prinzipien der praktischen Kausallehre allgemein fest- 
zustellen. 

Der logische Begriff' der Ursache als Gesamtheit der Bedin- 
gungen ist für die praktische Kausalbetrachtung unbrauchbar. 
Notwendig ist die Anknüpfung des Ursachenbegriffes an eine einzelne 
Bedingung, an diejenige Bedingung, welche die Kraft hatte, ein 
Ereignis herbcizuführcn. Das Urteil, dass etwas Ursache ist, ent- 
hält daher stets ein kausales Werturteil (S. 3/4). Entscheidend für 
die Ursachenqualität einer Handlung ist ihre Wirkungs fähigkeit, 
nicht der tatsächliche Verlauf ; also ist für die praktische Kausal- 
betrachtung jede Handlung Ursache, wenn sie unter gegebenen 
Umständen crfahrungsgemäss einen Erfolg herbeiführen kann. 
An Stelle des notwendigen Zusammenhanges tritt der erfahrungs- 
mässige (S. 6, 8). 

Dazu kommt : die praktische Kausallehre betrachtet das Ge- 
schehen nicht oder nicht nur unter dem rein tatsächlichen Gesichts- 
punkte des wirklichen Verlaufs, sondern von psychologischen 
Überlegungen aus: das erscheint uns als kausal, was auf uns 
wirkt, unsere Interessen berührt. In zwei Prinzipien tritt diese 
subjektivistische Betrachtungsweise der Kausalität in die Er- 
scheinung : 

1. Wir messen im täglichen Leben die Bedeutung des Ge- 
schehens unter dem Gesichtspunkt eines bestimmten Zweckes und 
bewerten verschieden nach der Zweckdienlichkeit. Diese „Zweck- 
kausalität“ führt zur Unterscheidung zwischen Wesentlichem und 
Unwesentlichem, ja alle vom Standpunkt unserer Zwecke und In- 
teressen aus unwesentlichen Voi'gftnge sind für uns, psychologisch 
betrachtet, gar kein Geschehen (8. 10 — 12). Da aber „die Frage, 
was wesentlich ist und die nach dem Masse seiner Bedeutung je 
nach dem in Betracht kommenden Zwecke verschieden zu beant- 
worten ist, so muss es vom Standpunkt der teleologischen Auffassung 
aus auch so viele Kausalgebiete geben, als Arten der Zweck- 
betrachtung der Dinge und ihres Verlaufs denkbar sind“. (Beson- 
dere Kausalität im Recht, der Religion, der Ethik u. s. w.) (S. 1 5.) 
So schränkt das Zweckprinzip einerseits die Naturkausalität ein, 
es erweitert sie anderseits, denn es schafft die Kausalität des Mög- 
lichen neben der des Wirklichen, weil wir nicht nur an Geschehenem, 
sondern auch an Künftigem ein Interesse haben (S. 18/19). 

Als 2. psychologisches Kausalprinzip ist das Prinzip der Er- 
wartung bedeutsam. Die Erwartung, eine Funktion unseres innem 
Lebens, deren Richtschnur die Erfahrung ist — wir machen uns 
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mit ihrer Hülfe ein Bild des künftigen Geschehens. Schon der 
Umstand, dass etwas erwartet wird, bedeutet daher eine Verän- 
derung der Sachlage; die Erwartung hat kausale Kraft, obschon 
das zu Erwartende nicht Wirklichkeit, nur Möglichkeit ist (S. 19 — 22). 
Und wie wir die Dinge unter dem Gesichtspunkt der Erwartung 
betrachten, so auch den Verlauf derselben, und zwar wird der 
Verlauf namentlich dann kausal wirksam, wenn er der Erwartung 
nicht entspricht (Eintritt unerwarteter, Nichteintritt erwarteter Er- 
eignisse). Damit besitzt auch das Nichtgeschehen Kausalität, ins- 
besondere die menschliche Unterlassung, die kausal wird, wenn sie 
den erwarteten Verlauf der Dinge ändert. Nach allem : „Verur- 
sachung ist daher der Erwartung entsprechende, mithin vorausseh- 
bare Verursachung“ (S. 31). 

Auf dieser Grundlegung kommt v. Rohland zu einer Gegen- 
überstellung von naturgesetzlichen und normativen Kausalprinzipien ; 
je nach der Betrachtungsweise gelten die einen oder die andern. 
Kür die normative Kausalität ist Ausgangspunkt die Erfahrungsregel, 
das Regelmässige stellt die Norm dar und bildet den Massstab 
der Wertschätzung. Dabei ist alle normative Kausalität Zweek- 
kausalität (wiederholte, neuschattierte Betonung des frühem Gedan- 
kens), sie unterwirft sich das Geschehen, „um dasselbe in bestimmte 
Bahnen zu lenken, und beurteilt, was geschehen ist, vom Standpunkte 
des gesetzten Zweckes aus“ (S. 37). Weil aber nur der freie menschliche 
Wille im Einklang mit den gesetzten Nonnen oder im Gegensatz zu 
ihnen wirksam werden kann, ist alle Kausalität Kausalität des 
freien Willens — daraus ergibt sich die Zurechnung zu Verdienst 
und Schuld und der Begriff der „verantwortlichen Ursache“, der 
im Mittelpunkt des Rechtes steht. Wird dergestalt alles auf den 
freien Willen abgestellt, so muss das Recht seine Anforderungen 
der Beschaffenheit des Menschen anpassen, es muss die Rechts- 
kausalität auf den voraussehbaren und erst dadurch zureehenbaren 
Zusammenhang beschränken (S. 38/39). 

Die gefundenen Grundsätze treten durch die strafrechtliche 
Schuldlehre in besonders helles Licht: Im Strafrecht soll nur der 
praktische Ursachenbegriff verwertbar sein, „der auf der erfahrungs- 
mässigen Wirkungsfähigkeit beruht“ (S. 46). „Eine Handlung ist 
nur dann Ursache eines Erfolgs, wenn sie Bedingungen von so 
grosser Kraft enthält, dass sie unter den gegebenen oder zu er- 
wartenden Umständen erfahrungsmässig den Erfolg herbeizuführen 

vermag. — — Bedingungen sind hingegen alle Umstände, 

welche zum Eintritt des Erfolges etwas beitragen können, ihn aber 
nicht von sich aus zu bewirken im stände sind“ (S. 46/47). Wo 
diese Kausalität des menschlichen Willens fehlt, beginnt der Zufall, 
Zufall ist auch der Verlauf einer Handlung, bezw. eine Wirkung, 
die von der Erfahrungsregcl abweicht (S. 60). 

Die kurze Inhaltsangabe zeigt, dass v. Rohland der Theorie 
von der adäquaten Verursachung eine sichere Konstruktion zu 
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geben versucht, indem er sie auf dem Prinzip der Erwartung auf- 
baut. Ich emptinde bei v. Rohlands Vorgehen eine Lücke, nämlich 
die Stellung und Lösung der Frage, wann von einem erwartbaren 
Erfolg gesprochen werden kann. Zwar deutet der Verfasser an, 
dass eine Verursachung dann der Erwartung entspricht, wenn sie 
voraussehbar ist (vgl. S. 31 und auch 38/39), aber bei der 
Gleichung erwartbar = voraussehbar ist nur für die eine unbekannte 
Grösse eine andere gesetzt. Und überhaupt, trotz der Geschlossen- 
heit der Theorie von der adäquaten Verursachung wirken ihre 
Überlegungen vielfach für die Betrachtung des Einzelfalles nicht 
überzeugend, man denke nur an Beispiele, wie: eine Verwundung 
führt zum Tod, weil der Verletzte durch vorangegangene Krank- 
heit geschwächt ist, oder ein Schlag auf den Kopf hat einen 
Schadelbruch und vielleicht den Tod des Verletzten zur Folge, weil 
seine Schädeldecke besonders dünn war. Hier kann im Einzelfäll 
der Erfolg der Erwartung und der Erfahrungsregel durchaus wider- 
sprechen, und trotz dieser atypischen Wirkung müssen wir auch 
juristisch Kausalzusammenhang und nicht blossen Zufall annehmen. 
Ob und wie wir dem Täter den Erfolg zurechnen, ist eine andere 
Frage — nicht des Kausalzusammenhanges, sondern der Schuldlehre. 

Hafter, 

Dr. Karl Hofner: Ehrverletzungen unter dem Schutze den <$>' 193 
St.-G.-B., in Theorie und Praxis, mit besonderer Berücksichti- 
gung der Presse. Paderborn, Ferdinand Schöningh, 1903. VI und 
129 S. Mk. 1. HO. 

Eine Interpretation des § 193 des deutschen Strafgesetzbuches 
ist auch für die schweizerischen Strafrechte wertvoll. Das Gesetz 
erklärt hier tadelnde Urteile über wissenschaftliche, künstlerische 
oder gewerbliche Leistungen, ferner Äusserungen, die der Ausfüh- 
rung oder Verteidigung von Rechten oder der Wahrnehmung be- 
rechtigter Interessen dienen, ausserdem bestimmtes Verhalten Vor- 
gesetzter gegen ihre Untergebenen, dienstliche Äusserungen von 
Beamten etc. für nicht strafbar, wenn nicht aus der Form der 
Äusserung oder ans den sie begleitenden Umständen auf Beleidigung 
geschlossen werden muss. — Die an Streitfragen reiche Gesetzes- 
stelle interpretiert Hofner sorgfältig, eine reiche Judikatur, vor allem 
die reichsgerichtliche, wird verwertet, und gutgewählte Beispiele 
machen die Darstellung anschaulich. Bei der Interpretation des 
Passus „Wahrnehmung berechtigter Interessen“ wird begreiflicher- 
weise die Stellung des Redakteurs zum 4} 193 eingehend erörtert. 
Hofner steht auf dem wohl auch vom Reichsgericht vertretenen 
Standpunkt, dass die Aufgabe des Redakteurs nicht in der Ver- 
tretung anderer und deren Interessen liegt, die Presse hat im we- 
sentlichen nur „öffentliche Vorkommnisse, soweit sie von allge- 
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meinem Interesse sind, dem Publikum mitzuteilen und durch diese 
Art der täglichen Geschichtsschreibung zur Hebung der Bildung 
und Förderung des Wohles beim Einzelnen wie bei der Gesamtheit 
beizutragen“ (S. 49). Das heisst aber zw-oifellos, die Bedeutung und 
den Einfluss der modernen Presse allzu niedrig einschätzen — trotz 
§ 20 des Reichspressgesetzes — ; zwar ist die Presse nicht etwa 
„das autonome Organ der öffentlichen Meinung“ (vgl. Wettstein: 
Über das Verhältnis zwischen Staat und Presse mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Schweiz, Zürich 1904, S. 18/19, und dazu diese 
Zeitschrift, Bd. XVII, S. 186 ff.), aber sie hat doch Recht und Pflicht, 
mehr zu sein als blosse Augenblicks-Geschichtsschreibung, sie hat 
das Recht, zu kämpfen, zu mahnen, zu bessern, und dann kann es 
nicht ausbleiben, dass sie auch „fremde Interessen“ wahrnimmt 
und wahrnehmen muss. Hofner gelangt von seinem Standpunkt aus 
zu entgegengesetzten Schlüssen, so weit stimme ich seiner Interpre- 
tation des § 1 93 nicht zu ; das hindert mich nicht, im übrigen die 
Schrift mit ihrer tüchtigen Verarbeitung eines grossen Materials 
■warm zu empfehlen. Hafter. 

Dr. L. Brütt, Referendar : Das Koalitionsrecht der Arbeiter in 
Deutschland und seine Reformbedürftigkeit (Abh. des krimina- 
listischen Seminars an der Universität Berlin, N. F., 2. Band, 
4. Heft). Berlin, Guttentag, 1903. 63 S. Mk. 1. 80. 

Brütt untersucht die Stellung der Berufsverbände nach deut- 
schem Reichs-, teilweise auch nach Landesrecht. Angesichts der 
wenig erfreulichen Rechtslage gelangt er zu bestimmten Reforrn- 
vorsehlägen, von denen ich die wuchtigsten heraushebe: der § 152 
Reiehsgewerbeordnung, der nur bestimmten Verbänden und diesen 
nur zur Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen das 
Koalitionsrecht garantiert, ist auszudehnen, er soll anwendbar sein 
auf alle Arbeiter und für Streiks aller Art , auch Machtstreiks 
(S. 51 und 52); ferner postuliert Brütt den baldigen Erlass eines 
Reichsgewerkschaftsgesetzes, das vor allem die Mängel des berüch- 
tigten Gesetzentwurfes „zum Schutze des gewerblichen Arbeits- 
verhältnisses“ vom Jahre 1899 zu vermeiden haben wird: einer- 
seits muss den Arbeitern volles, uneingeschränktes Koalitionsrecht 
in verw’altungs- wie in zivilrechtlicher Beziehung gewährt werden, 
anderseits sind aber auch diejenigen Arbeiter, welche sich den Ver- 
bänden nicht anschliessen oder am Streik nicht teilnehmen wollen, 
ausreichend, und zwar durch strafrechtliche Spezial normen, zu 
schützen. Mit der Forderung einer uneingeschränkten Koalitions- 
freiheit hängt cs zusammen, wenn der Verfasser sich für die Ab- 
schaffung des § fil B. G.-B. (Einspruchsrecht der Verwaltungsbe- 
hörden gegen die Eintragung idealer Vereine mit politischen, sozial- 
politischen oder religiösen Zwecken) ausspricht. Hafter. 
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Dr. W. Borgius: Die Ideenwelt den Anarchismus. Leipzig , Felix 
Dietrich, 1904. 68 S. Mk. 1. 

Es gibt kaum irgend eine soziale Strömung, welche in den 
breitesten Kreisen des Publikums dermassen unbekannt ist und 
über welche deshalb so merkwürdige Missverständnisse vorhanden 
sind, wie der Anarchismus, der gewöhnlich überwiegend als eine 
revolutionäre Spielart der Sozialdemokratie eingeschätzt wird, wäh- 
rend in Wirklichkeit das terroristische Element, die „Taktik der 
Gewalt“, mit der anarchistischen Theorie in gar keinem inneren 
Zusammenhänge steht, diese selbst aber den sozialdemokratischen 
Anschauungen und Bestrebungen geradezu entgegengesetzt ist. 

Die vorliegende Schrift behandelt nach einer Einleitung über 
die Stellung des Anarchismus zur Sozialdemokratie im ersten Teil 
die Kritik, welche der Anarchismus an der staatlichen Organisa- 
tion, am Parlamentarismus, an der Gesetzgebung und an der Po- 
litik überhaupt ausübt. Sie schildert dann unter Berücksichtigung 
der vier wichtigsten Kulturgebiete — Recht und Gerichtswesen, 
Volkswirtschaft, Ehe und Familie, Erziehung und Unterricht — die 
Auffassung, welche der Anarchismus von dem schädigenden Einfluss 
des staatlichen Eingreifens in diese Lebenssphären und von der 
Möglichkeit ihrer staatslosen Funktion hat. Sie betrachtet sodann 
die entwicklungsgeschichtliche Auffassung des Staates als eines histo- 
rischen Phänomens: die staatlose Urzeit, Ursachen und Form der 
Entstehung des Staates, die Entwicklungstendenzen, durch welche 
der Staat nach anarchistischer Auffassung allmählich überflüssig 
wird, die Erscheinung der freien Organisation, welche dessen bis- 
herige Funktionen zu übernehmen hatte und den Weg zur Ver- 
nichtung des Staates. Die Broschüre schliesst mit einem Kapitel 
über die Bekämpfung des Anarchismus durch die Regierungsgewalt 
und mit einem Anhang, in welchem die wichtigsten Schriften des 
Anarchismus und über den Anarchismus, sowie die wichtigsten 
theoretischen Vertreter des Anarchismus unter Beifügung einiger 
kurzer biographischer Notizen aufgeführt sind. 


Dr. S. Mexin, Lic.jur.: Der Mädchenhandel. Sozial- und kriminal- 
politische Studie. Basel, Basler Buch- und Antiquariatshandlung, 
vormals Ad. Geering, 1904. 80 S. Fr. 1. 50. 

Die Schrift bringt kaum neues Tatsachenmaterial. Im juristi- 
schen Teil wird der Mädchenhandel definiert als „Das Anwerben 
und Verhandeln von Frauenspersonen zu unzüchtigen Zwecken“ 
(S. 29). Anschliessend erörtert der Verfasser die deutsche, englische, 
französische und russische Strafgesetzgebung über den Mädchenhandel, 
er zeigt, dass die Normen dieser Staaten sich nicht bewähren, und 
weist dann auf die weitergehenden Bestimmungen im schweizerischen 
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Vorentwurf 1903 hin, die ausreichend erscheinen, um alle mög- 
lichen Fälle des Verbrechens zu treffen (S. 59). — Den Schluss 
bildet ein Kapitel : „Bestrebungen zur Bekämpfung des Mädchen- 
handels“, es wird namentlich der Versuche einer internationalen Re- 
gelung gedacht, und die Entwürfe der Pariser Konferenz von 1902 
werden zum Abdruck gebracht. ff. 

Eingesandte Bücher, deren Besprechung Vorbehalten bleibt. 

Ouvrages reçus pour eompfe-rendu. 

Prof. Dr. F. von Calker: Ethische Werte im Strafrecht. Berlin, Lieb- 
mann, 1904. 42 S. Mk. 1. 20. 

Prof. D. Dr. W. Kahl: Strafrecht und freie Liebestätigkeit. Vortrag. 

Berlin, Liebmann, 1904. 29 S. 50 Pf. 

Privatdozent Dr. F. Kitzinger: Die internationale kriminalistische Ver- 
einigung. Betrachtungen Uber ihr Wesen und ihre bisherige Wirk- 
samkeit. Mlinchen, C. ff. Becksche Buchhandlung , 1905. 1648. Mk.3.50. 
Dr. J. Stern : Rechtsphilosophie und Rechtswissenschaft. Berlin, Gutten- 
tag, 1904. 47 S. 

Dreizehnter Bericht über die Bernische Trinkerheilstätte „ Nüchtern “ 
für das Jahr 1903. Bern, Buchdruckerei des Berner Tagblatt, 
1904. 63 S. 

Dr. A. Schoetensack : Der Strafprozess der Carolina. Leipzig, Wilhelm 
Engelmann, 1904. IV. und 105 S. Mk. 4. 

Prof. Vincenzo Manzini: Trattato del Furto e delle varie sue specie. 
Parte seconda. Stato generale, sociologico e giuridico del furto. 
Volume primo. Il Furto nella Sociologia. Torino, Unione Tipograflco- 
Editrice, 1905. VI e 614 pag. Lire 8. 

Dr. M. Valer: Die Bestrafung von Staatsvergehen in der Republik 
der drei Bünde. Chur, F. Schüler, 1904. 286 S. Fr. 4. 

Dr. H. Hoegel: Geschichte des österreichischen Strafrechtes in Verbin- 
dung mit einer Erläuterung seiner grundsätzlichen Bestimmungen. 
1. Heft. Wien, Manesche Buchhandlung , 1904. 230 S. Kr. 6. 
Landgerichtsrat W. Kulemann : Die Reform der Voruntersuchung. Zweite, 
ergänzte Auflage. Berlin, Guttentag, 1904. 89 S. 

Dr. S. Wille: Das Vorverfahren des Basler Strafprozesses. Zürich, 
Or eil Füssli, 1904. 47 S. 

Prof. W. v. Rohland: Willenstheorie und Vorstellungstheorie im Straf- 
recht. Freiburg i. Br., C. Trömers Buchhandlung, 1904. 24 S. 
Reinh. Stade: Durch eigene und fremde Schuld. Kriminalistische 
Lebensbilder. Leipzig, Dürffling cf Franke, 1904. XII und 204 8. 
Mk. 3.50. 
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Strafrechtszeitung. — Nouvelles pénales. 


Strafrecht. 

— In einem Vortrag, «Der strafrechtliche Schutz der Tiere«, den alt, 
Bundesrichter Dr. Leo Weber am 12. Juni 1904 in Bern an der Delegierten- 
Versammlung der deutsch-schweizerischen Tierschutzvereine hielt, stellte 
der Referent zum Schluss den Antrag, an das schweizerische Justiz- und 
Polizeidepartement folgende Eingabe zu richten: 

« Die am heutigen Tage in Bern versammelten Delegierten der 
deutsch-schweizerischen Tierschutzvereine, indem sie Akt davon nehmen, 
dass Ihr Departement bei Veröffentlichung der vom Juni 1903 datierenden 
Vorentwürfe zu einem Schweizerischen Strafgesetzbuch und zu einem 
Bundesgesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Strafgesetz- 
buches am 10. Juli 1903 nicht bloss die Sachverständigen, sondern auch 
weitere, Kreise zur Beurteilung dieser Entwürfe aufgefordert und sich 
bereit erklärt hat, die Bemerkungen, zu welchen dieselben Anlass geben, 
entgegenzunehmen, erlauben sich, Ihnen folgende Meinungsäusserung 
ergebenst zu unterbreiten und zu geneigter Berücksichtigung zu emp- 
fehlen : 

1. Wir stehou grundsätzlich auf dem Standpunkte, dass die Tier- 
quälerei nicht ein blosses Polizeiunrecht, sondern ein Delikt, ein 
Verbrechen ist, und würden in diesem Sinne es begrüssen, wenn 
das schweizerische Strafgesetzbuch eine bezügliche Bestimmung in 
dem von den Verbrechen handelnden Teile aufnähme, wie dies von 
berufener kriminalistischer Seite, für das Strafgesetzbuch des Deut- 
schen Reiches angeregt wird, — sei es in dem Abschnitte von den 
Sittlichkeitsverbrechen (dessen Aufschrift dann entsprechend weiter 
zu fassen wäre), sei es in einem eigenen Abschnitte mit besonderem 
Titel, als rechtswidrige Verletzung beseelter, dem Menschen ver- 
wandter Geschöpfe. 

2. Wenn die in dem Vorcntwurfe beliebte Behandlung der Tier- 
quälerei als einer « Übertretung » beibehalten wird, so gestatten wir 
uns, bei aller Anerkennung des Entgegenkommens, das die Bestre- 
bungen zum Schutze der Tiere in Art. 256 gefunden haben, zu dem 
Texte des Entwurfes folgende Bemerkungen anzubringen: 

a) Jede Misshandlung, wenn sie eine rechtswidrige Schmerzerregung 
ist, jede unnötige Grausamkeit soll als strafbar erklärt «'erden. 
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Deshalb wünschen wir das « roh » vor « misshandelt » beseitigt 
zu sehen. Dieses Beiwort schränkt den Begriff des Unrechtes in 
unzulässiger Weise ein. 

b) Die Beiwörter « grausam > (vor « vernachlässigt ») und « unbarm- 
herzig » (vor « überanstrengt ») bezeichnen nicht in dem Masse, 
wie es für eine sichere Rechtsprechung wünschbar ist., objektive 
Merkmale des strafbaren Handelns; sie würden wohl vorteilhaft 
ersetzt werden durch die Worte * in Schmerz erregender oder 
die Gesundheit schädigender Weise » (vernachlässigt oder über- 
anstrengt). 

c) Es dürfte sich als Wegleitung für den Richter empfehlen, aus- 
drücklich zu sagen, dass « in schweren Fällen » mit Haft bestraft 
werden soll. 

d) Ob nicht die Bussandrohung nach dem ursprünglichen Vorschlag 
des Redaktors, Prof. Dr. C. Stooss, auf 1000 Franken zu erhöhen 
sei, mag in nochmalige Erwägung gezogen werden. 

e) Sowohl « in besonders schweren Fällen », als auch gegenüber 
Rückfälligen, sollte dem Richter die Möglichkeit gegeben sein, 
auf Haftstrafe in Verbindung mit Geldbusse zu erkennen. 

3. Nach dem Vorgang - des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich 
(§ 361, Ziff. 4 und 9), aber in erweiterter Fassung, möchten wir die 
Aufnahme einer Strafbestimmung unter den « Übertretungen » befür- 
worten, nach welcher Aufsichtspersonen wegen Nichteinschreitens 
oder wegen vernachlässigter Aufsicht bestraft werden sollen, sofern 
sie es wissentlich geduldet oder durch ihre Nachlässigkeit verschul- 
det haben, dass Kinder, Jugendliche oder Unzurechnunsfähige 
Handlungen begehen, die vom Gesetze mit Strafe bedroht sind. 

Eine solche Bestimmung würde passend im allgemeinen Teil 
des Buches « von den Übertretungen » untergebracht werden ; sollte 
dies nicht belieben, so schlagen wir vor, sic auf die Tierquälerei zu 
beschränken und aus ihr den Inhalt eines zweiten Absatzes von 
Art. 256 zu machen, etwa in folgender Fassung: 

« Wenn eine Person, die verpflichtet ist, die Aufsicht über ein 
Kind oder einen Jugendlichen oder einen Unzurechnungsfähigen zu 
führen, es wissentlich duldet, dass das Kind oder der Jugendliche 
oder der Unzurechnungsfähige eine Tierquälerei begeht, so wird sie 
mit einer Busse bis zu 200 Franken oder mit Haft bestraft. 

« Wenn die Tierquälerei nicht mit Wissen der Aufsichtsperson, 
aber infolge grober Vernachlässigung der Aufsicht begangen worden, 
so ist gegen die Aufsichtsperson auf eine Busse bis zu 100 Franken 
zu erkennen.» 

4. Als unzweifelhaft zur Verhütung von Tierquälereien hervorragend 
wirksame Massnahme empfehlen wir die Aufnahme einer Bestimmung 
folgenden Inhaltes in Art. 256 des Entwurfes: 

« Wiederholt Rückfälligen soll der Richter das Halten von 
Tieren oder die Ausübung eines Berufes, Gewerbes oder Handels- 
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gcschäftes, in welchem Tiere zur Verwendung' kommen, für be- 
stimmte Zeit untersagen.» 

5. Wir sprechen die Ansicht aus, dass es gemäss Art. 8 des Vorent- 
wurfes zu einem Bundesgesetze betreffend Einführung des Schweize- 
rischen Strafgesetzbuches den Kantonen zustehen werde, polizei- 
liche Vorschriften zur Verhütung von Tierquälereien mit Straf- 
sanktion zu erlassen. » 

Der Vortrag ist bei Emil Wirz, vormals J. J. Christen, Aarau, im 
Druck erschienen. 

— In Heft. 2 des laufenden (XXV.) Bandes der Zeitschrift für die ge- 
samte Strafrechtswissenschaft (Berlin, Guttentag) beginnt Dr. E. Delaquia 
(Berlin) eine Aufsatzreihe über das Thema : « Der Schweizerische Straf- 
gesetzentwurf 1 D03 » . Nicht der Entwurf in seiner Totalität soll bespro- 
chen, sondern nuch freiem Belieben einzelne Materien < von aktuellem 
kriminalpolitischem Interesse, die, seit 1896 abgeändert, auf Grund der 
neuen Fassung (1903) noch nicht in der breiteren Öffentlichkeit besprochen 
sind», ins Auge gefasst werden. — In dem vorliegenden ersten Aufsatz 
beschäftigt sich Dclaquis mit dem Rückfall, insbesondere den Art. 51, 29 
nnd 30 Entwurf und Art. 45 E. G. 11. 


— Von Neujahr 1905 ab gibt das Schweizerische. Zentralpolizeibureau 
in Ausführung des Bundesbeschlusses vom 26. Oktober 1903 (O. A. S. XX, 
S. 28) ein täglich erscheinendes Schweizerisches Falmdiingsblatt heraus, das 
Steckbriefe, Aufenthaltsausforschungen, Verbrechensanzeigen, Ausweisungs- 
beschlüsse etc. enthält. Die kantonalen Polizeianzeiger — zurzeit er- 
scheinen deren 15 — werden grösstenteils beibehalten werden. H. 


Kanton Baselstadt. Der Grosse Rat des Kantons Baselstadt hat in seiner 
Sitzung vom 8. Dezember 1904 auf Antrag des Hrn. Dr. IF. Vischer beschlossen : 
« Der Regieruugsrat wird eingeladen, zu prüfen und zu berichten, ob 
nicht eine Revision der Strafprozessordnung vorzunehmen sei.» 

Strafprozess. 

Schwyzcrischer Strafprozess. Der Kanton Schwyz steht vor der Re- 
form seines Strafprozesses. Der Regierungsrat beauftragte im Juni 1902 
den Herrn Verhörrichter Dr. J. Amgirerd mit der Ausarbeitung eines Ent- 
wurfes, der unter dem Titel: «Strafprozessordnung für den Kanton Schwyz, 
1. Entwurf, April 1903 » kürzlich im Druck erschienen ist (Schwyz, Emil 
Steiner, 1904). Dazu hat der Redaktor einen kurzen erläuternden Bericht 
über seine Arbeit an den Regierungsrat geschrieben (datiert 10. November 
1903). — Zurzeit liegt der Entwurf bei einer vorberatenden kantonsrät- 
lichen Kommission. Dein Wunsche des Herrn Dr. Amgwerd folgend be- 
schränken wir uns vorläufig auf die Angabe dieser Daten und behalten 
uns vor, näher auf den Entwurf einzutreten, wenn die vorberatende par- 
lamentarische Kommission ihres Amtes gewaltet hat. H. 
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Strafvollzug. 

Auh7ü ge aus den Jahresberichten der Strafanstalten zu Lenzbarg (Aar- 
gau), Basel, Liestal (Baselland), Neuenburg, Solothurn, Hegensdorf (Zürich), 
Luzern und der Zwangserziehungsanstalt Aarburg pro 1903. 

Zusammengcstcllt und redigiert ran J. Ettrbin. 

Strafanstalt Lenzburg. 

Die Strafanstalt Lenzburg zählte im Jahre 1903 zu Anfang 252, am 
Ende 227 und im ganzen 501 Gefangene : 443 männliche und 58 weibliche. ; 
144 Kriminelle, 247 Korrektionelle, 80 Zwangsarbeiter, 2B Pensionäre aus 
Appenzell A.-Rh. und Schaffhausen und 4 Untersuchungsgefangene. Täg- 
licher Durchschnitt 225, 8ö. 

Eintritt. Eingetreten sind 249 : 225 Männer und 24 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 274 und zwar 7 (2,70 ’’/«) infolge definitiver 
Begnadigung, 27 (10,67 %) infolge provisorischer Entlassung, 3 (1,14 %) 
infolge Tod und 237 (85,43 %) infolge Strafende und als Untersuchungs- 
gefangene (3). 

Heimat. Von den eingetretenen Verurteilten waren 172 oder 70,20°/» 
Aargauer, 57 oder 23,27 % Schweizer aus andern Kantonen und 16 oder 
6,53 % Ausländer. 

Alter. 9 (3,67 %) zählten unter 20 Jahren, 95 (38,78 %) 20—30, 67 
(27,35 °/o) 30—40, 44 (17,96%) 40—50, 21 (8,57%) 50—60 und 9 (3,67%) 
über 60 Jahre. 

Zivilstand. 124 (50,61 %) waren ledig, 84 (34,29%) verehelicht, 19 
(7,76%) verwitwet und 18 (7,34%) geschieden. 

Konfession. 134 (54,69 %) waren reformiert, 103 (42,04 %) römisch- 
katholisch, 7 (2,86%) christkatholisch und 1 (0,41%) israelitisch. 

Schulbildung. 4 (1,64 %) besassen keine, 74 (30,31 %) geringe, 145 
(59,17%) ziemlich gute und 22 (8,98 °/o) gute Schulbildung. Von den 4 
Analphabeten sind Aargauer 2 (ältere Männer aus dem Bezirk Muri) und 
Ausländer 2 (1 Badenser und 1 Italiener). Gefangene unter 20 Jahren (9) 
erhalten wöchentlich 7, solche über 20 Jahre (60) 3 l /s Stunden Schulunter- 
richt in den Primarfächem, hauptsächlich auch im Zeichnen. 5577 Bände 
der Anstaltsbibliothek wurden gelesen. 

Erziehung. 84 (34,29%) hatten nach eigener Angabe eine ungenü- 
gende und 161 (65,71 %) eine gute Erziehung' genossen. 

Leumund. 40 (16,23 %) besassen vorher einen schlechten, 75 (30,61 %) 
einen getrübten und 130 (53,06 %) einen guten Leumund. 

Vermögen. 18 (7,34%) besitzen Vermögen, 25 (10,20%) haben solches 
zu erwarten und 202 (82,46%) sind arm. 

Beruf. Handwerker befanden sich darunter 101 (41,22 %), Land- und 
Erdarbeiter und Taglöhner 46 (18,78%), Fabrikarbeiter 23 (9,39%), Dienst- 
boten 51 (20,81%), Beamte und Angestellte 16 (6,53%) und Geschäftsleute 
8 (3,27 %). 
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Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 139 (56,74 °/o) und rückfällig 
106 (43,26 %, davon Kriminelle 31,82 %, Korrektionelle 42,94 %, Zwangs- 
arbeiter 57,89 ». 

Art des Verbrechens. Vergehen gegen Gesundheit und Leben 20(8,16°/«), 
gegen die Sittlichkeit 16 (6,53 %), gegen die Sicherheit 4 (1,63 %), gegen 
Treue und Glauben 40 (16,33 °/o), gegen das Eigentum 75 (30,61 %) und 
Polizeivergehen 90 (36,74°/«), letztere meistens infolge Trunksucht. 

Strafdauer. Die niedrigste Strafdauer der im Jahre 1903 eingetretenen 
Sträflinge betrug 1 Monat, die höchste 7 Jahre; 54 Urteile (22,04°/«) be- 
trugen 1 — 2 Monate, 39 (15,92%) 3 Monate, 14 (5,71 %) 4 Monate, 3 (1,22%) 
5 Monate, HO (12,25%) 6 Monate, 39 (15,92%) 7—12 Monate, 33 (13,47%) 
13—24 Monate, 14 (5,71%) 2-3 Jahre, 7 (2,86%) 3—5 Jahre, 8 (3,27%) 
5—7 Jahre; unbestimmt ist die Strafzeit fiir I Zwangsarbeiter. 

Disziplin. Von den 501 Gefangenen gaben nur 71 oder 14,17% zu 
Verwarnungen oder Bussen Veranlassung. 

ErniiUrunij. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen 
betrug 82,441 Ein Verpflegungstag kostete durchschnittlich 43 Rp. Es wur- 
den im ganzen verwendet: Brot 62,950 kg., Rindfleisch 2842 1 /» kg., Kar- 
toffeln 19,680 kg'., ganze Milch 25,343 Liter, Magermilch 36,444 Liter, Fett 
und Speck 1952 kg., Mehl 602 kg., Gries 904 kg., Reis 2085 kg., Maisgries 
400 kg., Böhnli 3566 kg., Erbsen 1387 kg., Linsen 361 kg., Hafergrütze und 
Flocken 1175 kg., Gerste 1149 kg., Leguminose 1134 kg., Makkaroni 617 kg., 
Magerkäse 631 kg., Kaffee 358 kg . Gartengemüse für Fr. 541. 90, Eier 1118 
Stück, Dürrobst für Fr. 201. 50, Grünobst für Fr. 149, Essig 124 Liter, Ge- 
würze für Fr. 137. 80, Salz 2119 kg., Öl 32 Liter, Zucker 127 kg., Zichorien 
für Fr. 165, Kastanien 117 kg. 

Auf ihren Nährgehalt. berechnet, ergeben diese Nahrungsmittel an: 
Eiweiss 11,323 kg., Fett 4833 kg., Kohlehydraten 45,127 kg., oder per Kopf 
und Tag : 

an Eiweiss 137 Gramm, wovon 40 Gramm aus dem Tierreich, 

» Fett 58 

» Kohlehydraten 547 » 

Gesundheitszustand. Auf 501 Gefangene, kamen 112 Erkrankungen oder 
22,75%. 110 erkrankten einmal und 2 zweimal. Die Erhöhung des Er- 
krankungsprozentes rührt vom Auftreten der Influenza her. 

Gestorben sind in der Strafanstalt 3 Gefangene: L. R. von G. an 
Lungenschwindsucht, Pf. J. von B. an plenrit. Exsudat und B. J. von Sch. 
an Lungenemphysem mit Bronchitis. 

Korrespondenz und Besuche der Gefangenen. Briefe wurden 1036 ab- 
geschickt und wohl noch mehr von den Definierten in Empfang genommen. 
Besuche sind 505 zu verzeichnen. 

Verdienstrechnung. Von den 13 Gewerben wurden bei auswärtigen 
Bestellern in 52,795 Arbeitstagen brutto Fr. 63,265. 63 verdient, oder pro 
Arbeitstag 119,80 Rp., mit Hinzurechnung der absichtlich billigeren Ar- 
beiten für ilen Hausbedarf (Ilausdienst, Garten- und Lundbau: 12,977 Ar- 
beitstage) 110,84 Rp. Arbeitslose Tage (Sonn- und Feiertage etc.) 16,669 
oder 20,22 °/o. 
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Nach Abzug der Pekulien und Unkosten und mit Zuzug des Gewinnes 
auf den Materialien betrug der Nettoverdienst von den auswärtigen Be- 
stellern Fr. 54,677. 98 oder pro Arbeitstag 103,56 Rp. und inklusive der zwei 
Gewerbe Hausdienst und Garten- und Landbau Fr. 63,141. 87 oder 96 Rp. 
pro Arbeitstag. 

Der Verdienstanteil der Gefangenen belief sich auf Fr. 7945. 90 oder 
12,08 Rp. pro Arbeitstag. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 84,205.53, Ausgaben Fr. 126,346.94. 
Den Ausfall von Fr. 42,141. 41 deckten die Staatszuschüsse und der Reserve- 
fonds. Auf einen Verpflegungstag berechnet, betrug der Zuschuss zirka 
61,13 Rp. 

Im Jahre 1902 belief sich der Staatszuschuss auf Fr. 33,034. 28, im 
Jahre 1901 auf Fr. 33,909. 63, und im Jahr 1900 auf Fr. 25,354. 38. Die 
Erhöhung desselben pro 1903 hat ihren Grund in verschiedenen Abschrei- 
hungen auf dem Materialkonto. 

Strafanstalt Basel. 

Die Strafanstalt Basel zählte im Jahre 1903 zu Anfang 176, am Ende. 
127 und im ganzen 469 Gefangene: 415 männliche und 54 weibliche; 105 
Kriminelle, 292 Korrektionelle, 37 Polizeiverhaftete und 35 Zwangsarbeiter. 

Eintritt. Eingetreten sind 288 Gefangene: 250 Männer und 38 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 332 Personen; davon 330 (99,39%) infolge 
Ablauf der Strafzeit, 1 (0,30%) infolge Strafkürzung - und 1 (0,30%) in- 
folge Tod. 

Heimat. Von den 288 Eingetretenen waren 37 (12,84°/») Baselstädter, 
32 (11,11%) Basellandschäftler, 83 (28,82%) Schweizer aus andern Kan- 
tonen und 136 (47,22 %) Ausländer. 

Alter. 34 (11,80%) zählten unter 20 Jahren, 143 (49,65%) 20—30, 57 
(19,79%) 31 -40, 34 (11,80%) 11—50, 16 (5,55%) 51—60, 1 (1,38%) 61—70 
Jahre. 

Zicilstand 212 (73,61%) waren ledig, 58(20,14 %) verheiratet, 10(3,47%) 
verwitwet und 8 (2,77%) geschieden). 

Konfession. Reformierte 155 (53,82 %), Katholiken 129 (44,79 %), Israe- 
liten 1 (0,34 %) und 3 (1,04 °/») anderer Konfessionen. 

Schulbildung. 67 (23,26 %) hatten eine gute, 130 (45,14 %) eine ziem- 
lich gute, 83 (28,82 %) eine geringe und 8 (2,77 %) keine Schulbildung. 
Die Bibliothek zählt im ganzen 2611 Bände. Nebenbei besteht eine Kranken- 
bibliothek. 

Korrespondenz und Besuche. Die pfarramtliche Korrespondenz umfasste 
582 eingegangene und 471 abgesandte Briefe. Zellenbesuche fanden 2033 
statt. Besuche und Audienzen ausserhalb der Anstalt sind 701 zu verzeichnen. 

Beruf der Eingetretenen. Beamte 1 (0,34 %), Studenten 1 (0,34 %), Kauf- 
leute 46 (15,97 %)i Handwerker 106 (36,80 %), Taglöhner, Handlanger, Land- 
arbeiter u. dgL, Fabrikarbeiter, Ausläufer, Portiers, Kellner, Kutscher etc. 
86 (29,86 %), Dienstmägde, Näherinnen, Fabrikarbeiterinnen etc. 32 (11,11 %), 
Hausfrauen 3 (1,04%), Vaganten und Dirnen 13(4,52%). 
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Vorstrafen. Von den im Jahre 1903 eingetretenen 288 Zuchthaus- und 
Gefängnissträflingen sind 123 oder 51,1 % rückfällig. 

Art der Verbrechen. Verbrechen gegen die öffentliche Ordnung 15 
(5,21 %), Münzverbrechen 1 (0,34 */♦), Urkundenfälschung 18 (6,21%), Mein- 
eid 1 (0,34 %)i Verbrechen gegen die Sittlichkeit 31 (10,76 %), Verbrechen 
gegen das Leben 7 (2,39%), Körperverletzungen 12 (4,17%), Verbrechen 
gegen die persönliche Freiheit 2 (0,68 %), Verbrechen gegen das Eigentum 
111 (38,54 %), Raub und Erpressung 3 (1,04 %) und diverse Vergehen 87 
(30,31 %). 

Strafdauer. 66 Urteile lauteten auf 3 Wochen bis 1 Monat, 106 auf 
1 — 3 Monate, 65 auf 3 — 6 Monate, 30 auf 6—12 Monate, 15 auf 1 — 2 Jahre, 
4 auf 2 — 3 Jahre, 1 auf 4 Jahre und 1 auf 5 Jahre. 

Verpflegung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage beträgt 50,858. Ein 
Verpfleguugstag kostete durchschnittlich 47 Up. 

Gesundheitszustand. Dieser war ein normaler. Die akuten Infektions- 
krankheiten beschränkten sich auf 3 Fälle rasch verlaufender Influenza. 
1 Gefangener starb im Bürgerspital. 

Verdienstergebnis. Der Nettoverdienst betrug in 41,351 Arbeitstagen 
Fr. 72,861.45, oder durchschnittlich pro Arbeitstag Fr. 1.76. An Verdienst- 
anteil wurden an die Gefangenen Fr. 5747. 10 oder pro Arbeitstag 13,8 Rp. 
verabfolgt. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen (Reinertrag der Gewerbe) Fr. 67,1 14. 35 ; 
Ausgaben Fr. 115,626.34. Zu Lasten des Staates verbleiben Fr. 48,511. 99. 
Es kostet somit ein Gefangener den Staat netto per Tag 94,8 Rp. 

Strafanstalt Liestal. 

Die Strafanstalt Liestal zählte im Jahre 1903 zu Anfang 91, am Ende 
84 und im ganzen 309 Gefangene: 274 männliche und 35 weibliche; 60 
Zuchthaus- und 207 Gefängnissträflinge und 52 Zwangsarbeiter. 

Eintritt. Eingetreten sind 218 Gefangene: 190 Männer und 28 Weiber, 
und zwar 15 kriminelle, 173 korrektioneile und 30 Zwangsarbeiter. 

Austritt. Ausgetreten sind 225 Personen und zwar 21 kriminelle, 173 
korrektioneile und 31 Zwangsarbeiter. 

Heimat. Von den 218 Gefangenen waren 104 (47,70%) Baselland- 
schäftler, 70 (32,11%) Schweizer aus andern Kantonen und 44 (20,18%) 
Ausländer. 

Atter. 17 (7,79%) zählten unter 20 Jahren, 100 (45,89%) 20—30, t6 
(21,55%) 30—40, 33 (15,14%) 40—60, 17 (7,80%) 50—60 und 4 (1,84%) G0 
bis 70 Jahre 

Zivilstand. 145 (66,51 %) waren ledig, 56 (25,69 °/ # ) verheiratet, 9 (4,13%) 
verwitwet und 8 (3,67 %) geschieden. 

Konfession. Protestanten 145 (66,51 %) und Katholiken 73 (33,49 %). 

Schulbildung. 55 Sträflinge sind während des Berichtsjahres in die 
Anstaltsschule eingetreten; von denselben brachten 29 eine ordentliche, 
12 eine dürftige und die übrigen 14 eine sehr mangelhafte Schulbildung 
mit. Die Bibliothek wurde recht fleissig benutzt. 
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Beruf. Beamte 1 (0,45 %), Handelsleute 5 (2,29 %), Handwerker 107 
(49,10°/»), Landwirte, Landarbeiter und Taglöhner 26 (1 1,92 %), Bahnarbeiter, 
Dienstboten, Posamenter und Fabrikarbeiter 20 (9,15 “/«), Hausfrauen und 
Näherinnen 7 (3,22%) und ohne Beruf und Vaganten 52 (23,87%). 

Vorstrafen. Von den 218 Eingetretenen sind 103 (47,25 %) noch nie 
bestraft und 115 (52,75%) rückfällig geworden. 

Art des Verbrechens. Gegen die öffentliche Ordnung 10 (4,59 %), gegen 
die Sittlichkeit 13 (5,96 %), gegen das Leben 44 (20,18 %)i gegen das Eigen- 
tum 93 (42,66 %), diverse Vergehen 28 (12,84 %) und Zwangsarbeiter (Trin- 
ker, Vaganten und Müssiggäuger) 30 (13,76 %). 

Strafdauer. Die Strafdauer betrug bis auf 1 Monat bei 65 (29,82%), 
1 — 6 Monate bei 109 (50 %), 6 — 12 Monate bei 27 (12,38%), 1 — 2 Jahre bei 
12 (5,51%), 2—7 Jahre bei 4 (1,83%) und 12 Jahre bei 1 (0,45%). 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage betrug 31,097. Ein 
Verpflegungstag kostete durchschnittlich 46,52 Rp. 

Gesundheitszustand. 1 Todesfall in der Irrenabteilung des kantonalen 
Krankenhauses infolge Lungentuberkulose; im übrigen ist nichts Beson- 
deres zu verzeichnen. 

Korrespondenz und Besuche. Im Laufe des Jahres sind 466 Briefe an 
Gefangene eingegangen und 491 sind geschrieben worden. Die Zahl der 
Besuche beträgt 395. 

Verdienstergebnis. Der Nettoverdienst betrug in 20,366 Arbeitstagen 
Fr. 34,477. 96 oder durchschnittlich pro Arbeitstag 169,30 Rp. An Verdienst- 
anteil wurden den Gefangenen Fr. 3598. 81 oder pro Arbeitstag 10,26 Rp. 
gutgeschrieben. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 58,110. 45 ; Ausgaben Fr. 92,448. 84. 
Die Staatskasse musste bar Fr. 34,338. 39 zuschiessen. 

Strafanstalt Neuenburg. 

Die Strafanstalt Neuenburg zählte im Jahre 1903 zu Anfang 66, am 
Ende 63 und im ganzen 165 männliche Gefangene: 54 kriminelle und 111 
korrektionelle. 

Eintritt. Eingetreten sind 98 Gefangene: 14 kriminelle und 84 kor- 
rektioneile. 

Anstritt. Ausgetreten sind 102 Personen: 24 kriminelle und 78 kor- 
rektionelle und zwar 86 (84,31 %) Infolge Ablaufs der Strafzeit, 6 (5,88 %) 
infolge Begnadigung, 8 (7,85 %) infolge provisorischer Entlassung und 2 
(1,96%) durch Tod. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 45 (45,92 %) Neuenburger, 
41 (41,84%) Schweizer aus andern Kantonen und 12 (12,24%) Ausländer. 

Schulbildung. 12 Schüler haben die Schule besucht. Die Bibliothek 
zählt 2774 Bände. In Zirkulation waren 3240 Bände; per Gefangenen durch- 
schnittlich 60 Bände. 

Gesundheitszustand. Dieser war im ganzen ein ausgezeichneter. 1 Ge- 
fangener starb. 

Korrespondenz und Besuche. Die Gefangenen erhielten 293 Briefe und 
schrieben selbst 323. Besuche wurden 117 abgestattet. 
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Beruf. Land- und Kniarbeiter 6 (6,12 °/«), Handwerker und Uhren- 
mucher 39 (39,79 °/o) Kommis, Kaufleute nnd Postangestellte 5 (5,11 %) und 
Dienstboten und Handlanger 48 (48,98%)* 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 74 (76,51 %) und rückfällig 
sind 24 (24,49%). 

Strafdauer. Die niedrigste Strafdauer der im Jahr 1903 eingetretenen 
Sträflinge betrug 5 Wochen, die höchste 12 Jahre; 1 Urteil lautete auf 5 
Wochen, 2 (2,04 %) auf 6 Wochen, 48 (48,98%) auf 2 — 8 Monate, 11 (11,23%) 
auf 4 — 5 Monate, 8 (8, IC %) auf 6 — 8 Moliate, 5 (5,10%) auf 9 — 10 Monate, 
8 (8,16%) auf 1 Jahr, 9 (9,18%) auf 1 — 2 Jahre, 5 (5,10%) auf 3 Jahre 
und 1 (1,02%) auf 12 Jahre. 

Art des Verbrechens. Gegen die öffentliche Gewalt 4 (4,08%), gegen 
die öffentliche Ordnung 46 (46,94%), gegen die öffentliche Glaubwürdig- 
keit 2 (2,04 %), gegen die Sittlichkeit 3 (3,06 %), gegen Gesundheit und 
Leben 9 (9,18%) und gegen das Eigentum 34 (34,69%). 

Disziplin. Von den 165 Gefangenen mussten 44 (26,67 %) disziplinarisch 
bestraft werden, 121 (73,30%) verhielten sich vorschriftsgemäss. 

Verpflegung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen 
betrug 22,623. Ein Verpflegungstag kostete durchschnittlich 58,20 Rp. 

Verdienstrechnung. In 14,457 Arbeitstagen wurden Fr. 21,231. 65 ver- 
dient, also pro Arbeitstag Fr. 1. 47. Der Verdienstanteil der Gefangenen 
belief sich auf Fr. 1933. 10 oder pro Arbeitstag auf 13,4 Rp. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 27,902. 40, Ausgaben Fr. 90,396. 60. 
Den Ausfall von Fr. 62,494. 20 deckte der Staat. Auf je 1 Verpflegungstag 
berechnet, betrug der Staatszuschuss Fr. 2. 73. 

Strafanstalt Solothurn. 

Die Strafanstalt Solothurn zählte am Anfang des Jahres 1903 104 Per- 
sonen und am Ende 81 Personen. Sie präsentierte einen täglichen Durch- 
schnittsbestand von 62,33 Personen : 54,59 (87,58%) Männer und 7,74 (12,42%) 
Weiber. 

Eintritt. Eingetreten sind 430 Personen. 

Austritt. Ansgetreten sind 443 Personen, und zwar 421 (95,03 %) in- 
folge Strafvollendung, 1 (0,23 %) infolge Tod, 13 (2,93 °/o) infolge definitiver 
Begnadigung, 3 (0,68%) infolge Strafsistierung und 5 (1,13%) infolge be- 
dingter Entlassung. 

Heimat. Von den 430 Eingetretenen waren 166 (38,60%) Kantons- 
bürger, 241 (56,05%) Schweizer aus andern Kantonen nnd 23 (5,35%) 
Ausländer. 

Alter. 33 (7,68 %) zählten 16—20 Jahre, 196 (45,58%) 21—30, 106 
(24,65%) 31—40, 63 (14,65%) 41—60, 32 (7,44%) 51 und mehr Jahre. 

Beruf. Land- und Erdarbeiter und Taglöhner befanden sich darunter 
124 (28,84 %), Handwerker 162 (37,68 %), Beamte und Angestellte 19 (4,42%), 
Geschäftsleute 25 (5,81 %)> Dienstboten 21 (4,88 %), Fabrikarbeiter 38 (8,84 %) 
und Beruflose und Vaganten 41 (9,53%). 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 280 (65,11%), rückfällig 160 
(34,89 %). 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 17. Jahrg. 31 
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Art des Verbrechens. Gegen den Staat und die öffentliche Ordnnng 
70 (16,28%), gegen öffentliche Treue und Glauben 12 (2,79 %), gegen die 
Sittlichkeit 20 (4,65 %), gegen Leben und Gesundheit 33 (7,67 %), gegen 
das Vermögen (Diebstahl, Unterschlagung etc.) 111 (25,81 %), Betrug und 
Vertrauensmissbrauch 13 (3,03 %), gegen die allgemeine Sicherheit von 
Personen und Sachen 9 (2,09 °/o), Bussenabverdiener 39 (9,07 %), Militär- 
und Polizeiarrestanten 107 (24,89 °/o), Nichtbezahler der Militärsteuer 16 
(3,72 %). 

Straf daner. Dieselbe betrug bis auf 1 Monat bei 313 Personen (72,79%), 
1 — 6 Monate bei 86 (20,00%), 6 — 12 Monate bei 13 (3,02%), 1 — 2 Jahre bei 
10 (2,33%), 2—5 Jahre bei 8 (1,86%). 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen 
betrug 22,755, bei einer Totalausgabe für Nahrung, nach Abzug der Rück- 
vergütungen mit Fr. 3223.05, von Fr. 13,059.40. Ein Verpflegungstag kam 
somit auf 57,1 Rp. 

Gesnndheitssustand. Derselbe kann, wenige Ausnahmen abgerechnet, 
als ein guter bezeichnet werden. Von 302 Krankentagen (1,32% der Ver- 
pflegungstage) entfallen 127 auf die Männerabteilung und 175 auf 2 Frauen. 
Die Ausgaben für Krankenpflege beliefen sich auf Fr. 918. 85. 

Korrespondent und Besuche. 322 Briefe wurden abgeschickt und 349 
in Empfang genommen. Besuche : 138. 

Verdienstanteil der Sträflinge. Der Verdienstanteil belief sich auf Fran- 
ken 1607. 25 oder durchschnittlich pro Arbeitstag auf 10,60 Rp. Arbeits- 
tage 17,386, arbeitslose Tage 5369. Nettoverdienst Fr. 27,867. 90 oder pro 
Arbeitstag 160 Rp. Staatszuschuss Fr. 10,804. 15 oder pro Tag und Kopf 
47% Rp. 

Strafanstalt Regensdorf (ZUrich). 

Die Strafanstalt des Kantons Zürich zählte im Jahre 1903 zu Anfang 
226, am Ende 221 und im ganzen 491 Gefangene: 427 Männer und 64 
Weiber. Hiervon hatten Zuchthaus 134 Sträflinge, Arbeitshaus 309, Gefäng- 
nis 45, Inquisiten 3. 

Eintritt. Eingetreten sind 265: 225 Männer und 40 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind 270, und zwar 4 (1,63 %) infolge Todes, 
182 (73,98%) infolge Ablaufs der Strafe, 3 (1,22%) infolge definitiver Be- 
gnadigung, 10 (4,07%) infolge Kommutation, 29 (11,78%) infolge probe- 
weiser Entlassung, 15 (6,09 °/o) infolge Versetzung, 3 (1,22%) infolge Si- 
stierung etc.. 

Heimat. Von allen Definierten waren 209 (44,75 %) Kantonsbürger, 
160 (34,26 %) Schweizer aus andern Kantonen und 98 (20,99 %) Ausländer. 

Alter. 14 (3,00%) zählten unter 20 Jahren, 194 (41,54%) 21 — 30, 134 
(28,69 %) 31 - 40, 76 (16,27 %) 41—50, 33 (7,07 %) 51-60 und 16 (3,43 %) über 
60 Jahre. 

Zicilstand. 147 (31,48 %) waren verheiratet, 29 (6,21 ) geschieden, 

23 (4,92 %) verwitwet und 268 (57,39 %) ledig. 

Konfession. 314 (67,24%) waren reformiert, 147 (31,48%) katholisch, 
3 (0,64 %) Israeliten und 3 (0,64 %) Mohammedaner. 
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Schulbildung. 01 (13,06 7«) besassen eine mehr als primäre, 340 (72,80%) 
eine ordentliche primäre, 57 (12,21 •/•) eine dürftige primäre nnd 9 (1,93%) 
gar keine Schulbildung, 

Erziehung. 164 (35,12 7 «) hatten eine gute Erziehung, 217 (46,47 7 «) 
eine mangelhafte und 86 (18,41 °/o) eine, schlechte. 

Leumund. 142 (30,41 7 «) besassen vorher einen unbescholtenen, 94 
(20,13 7 «) einen getrübten und 231 (49,46 7 ») einen schlechten Leumund. 

Vermögen. 14 (3,00 7o) besitzen Vermögen, 41 (8,78 7») haben solches 
zu erwarten und 412 (88,22 •/•) sind ganz vermögenslos. 

Beruf. 58 (12,41 7») waren ohne Beruf und Vaganten, 129 (27,62 %) 
Feld- und Roharbeiter, Fuhrleute, Fabrikarbeiter, 167 (35,76 7 ») gelernte 
Handwerker, 47 (10,07 7 «) Kaufleute, Fabrikanten, Kommis, 6 (1,28 7 ») Be- 
amte, Lehrer und Arzte, und 60 (12,857«) Dienstboten. 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 142 (30,41 7«) und 325 (69,597«) 
rückfällig. 

Verbrechen und Vergehen. Von den 585 Verbrechen und Vergehen sind 
7,52 7 « gegen Gesundheit und Leben, 16,51 7 » gegen die Sittlichkeit, 4,95% 
gegen die Sicherheit, 21,03 7» gegen Treue und Glauben, 7,69 7» Polizei- 
vergehen und 42,22 % gegen das Eigentum. 

Strafdauer. Bei 18 Sträflingen betrug die Strafdauer 1—6 Monate, bei 
171 6—12 Monate, bei 168 1 — 2 Jahre, bei 70 2 — 5 Jahre, bei 32 6 — 10 Jahre, 
bei 3 11 — 15 Jahre und bei 5 lebenslänglich. 

Disziplin. Von den 467 Definierten gaben 122 (26,12 %) zu Verwar- 
nungen oder Bussen Veranlassung. 

Verpflegung. Die Zahl der Verpflegungstage betrug 81,416 und wurden 
hierfür Fr. 47,258. 45 verausgabt. Ein Verpflegungstag kostete also durch- 
schnittlich 58 Rp. 

Gesundheitszustand . Der Gesundheitszustand war im ganzen ein gün- 
stiger. 4 Todesfälle, 8 Versetzungen in den Kantonsspital, 3 in die Frauen- 
klinik etc. 

Anstallsschule. Dieselbe wurde im Sommer von 54 und im Winter von 
47 Sträflingen besucht. Der Unterricht wurde in folgenden Fächern erteilt: 
Deutsch und Rechnen (1. und 2. Klasse), Französisch (1. und 2. Klasse). 
Deutsch für Italiener, nnd Ethik. Aus der Bibliothek wurden 4610 Bücher 
ausgegeben. 

Verdienstreehnung. Der Gewerbebetrieb hatte in 63,194 Arbeitstagen 
einen Jahresverdienst von Fr. 80,886. 33 zu verzeichnen, oder per Arbeits- 
tag Fr. 1. 28. Als Arbeitsverdienstanteil wurden den Strafgefangenen pro 
Arbeitstag 9,4 Rp., im ganzen aber Fr. 6539. 50 ausgerichtet. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 83,751. 58 ; Ausgaben Fr. 214,816.23. 
Den Ausfall von Fr. 131,064. 65 deckte, die Staatskasse. Auf einen Ver- 
pflegungstag berechnet, betrug der Staatszuschuss 157,66 Rp. 


Digitized by Google 



464 


Strafrechtszeitung:. 


Strafanstalt Luzern. 

Die Strafanstalt Luzern zählte : 

Im Jahre 1902 zu Anfang 127, am Knde 128 und im ganzen 296 Ge- 
fangene: 249 Männer und 47 Weiber; 201 Kriminelle und 95 Korrektionen« ; 
der tägliche Durchschnittsbestand der Sträflinge betrug 115,17. 

Im Jahr 1903 zu Anfang 128, am Ende 101 und im ganzen 254 Ge- 
fangene: 221 Männer und 33 Weiber; 182 Kriminelle und 72 Korrektionelle; 
der tägliche Durchschnittsbestand der Sträflinge betrug 108,93. 

Eintritt. Eingetreten sind : pro 1902: 169: 144 Männer und 25 Weiber; 

pro 1903: 126: 109 Männer und 17 Weiber. 

Austritt. Ausgetreten sind pro 1902: 168, und zwar 132 (78,57°/o) in- 
folge Strafvollendung, 2 (1,19 %) infolge Todes, 5(2,97%) infolge Begnadi- 
gung durch den Grossen Rat, 17 (10,12%) iufolge bedingter Freilassung 
durch den Regierungsrat, 4 (2,38 %) infolge Versetzung in eine andere 
Anstalt und 8 (4,76 %) infolge Beurlaubung. 

Pro 1903 sind ausgetreten 153, und zwar 121 (79,09 %) infolge Straf- 
vollendung, 3 (1,96 %) infolge Todes, 3 (1,96%) infolge Begnadigung durch 
den Grossen Rat, 18 (11,78°/») infolge bedingter Freilassung durch den 
Regierungsrat, 2 (1,31 %) infolge Versetzung in eine andere Anstalt und 6 
(3,92%) infolge Beurlaubung. 

Heimat. Von den pro 1902 Eingetreteuen waren 120 (71,00 %)Luzerner, 
28 (16,67%) Schweizer aus andern Kantonen und 21 (12,43%) Ausländer; 
pro 1903 waren 77 (61,11%) Luzerner, 31 (24,60%) Schweizer aus andern 
Kantonen und 18 (14,29 %) Ausländer. 

Alter. Pro 1902 zählten 11 (6,51%) 17— 20 Jahre, 74 (43,79%) 21—30 
Jahre, 43 (25,44 %) 31— 40, 23(13,61%) 41—50, 12 (7,10 %) 51— 60, 5 (2,96%) 
61—70 und 1 (0,59 %) 71—80 Jahre. 

Pro 1903 : 9 (7,14%) 17—20 Jahre, 65 (51,58%) 21—30, 27 (21,43%) 
31—40, II (8,73 %) 41—50, 10 (7,94%) 51—60, 3 (2,38%) 61—70 und 1 
(0,80%) 71—80 Jahre. 

Zieitstand. Von den iin Jahr 1902 Eingetretenen waren 109 (64,50%) 
ledig, 50 (29,58 •/•) verehelicht, 10(5,92%) verwitwet; pro 1903 84 (66,66%) 
ledig, 40 (31,75%) verehelicht und 2 (1,59%) verwitwet. 

Konfession. 148 (87,57%) von den pro 1902 Eingetreteuen waren Katho- 
liken, 20 (11,84%) Protestanten und 1 (0,59 %) Israélite; pro 1903 waren 
es 105 (83,33 %) Katholiken, 20(15,87 %) Protestanten und 1 (0,80%) Israélite. 

Schulbildung. Von den pro 1902 Eingetretenen besessen 23 (13,61%) 
eine gute, 146 (86,39%) eine mittelmässige oder geringe; von den pro 1903 
Eingetretenen 25 (19,84%) eine gute, 98 (77,77%) eine mittelmässige oder 
geringe und 3 (2,39 %) gar keine Schulbildung-. 

Vermögen. Im Jahr 1902 hatten 31 (18,34 %) von den Eintretenden 
Vermögen, 138 (81,66 %) waren arm ; von den pro 1903 Eingetretenen be- 
sassen 33 (26,19%) Vermögen und 93 (73,81 %) waren arm. 

Art des Berufes. Unter den pro 1902 Eingetretenen befanden sich : 
24 (14,20%) Geschäftsleute, 8 (4,73%) Bureauangestellte etc., 30 (17,75%) 
Landarbeiter. Melker etc., 58 (34,32 %) Handwerker, 14 (8,29 %) Taglöhner, 
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(î (3,55 %) Fabrikarbeiter, 4 (2,37%) Berufslose und Vaganten und 25 (14,79%) 
weibliche Handarbeiterinnen; pro 1903 waren 5 (3,97%) Geschäftsleute, 6 
(4,76 %) Bureauangestellte etc. , 39 (30,95 %) Landarbeiter, Melker etc., 42 
(33,33%) Handwerker, 14 (11,11%) Taglöhner, 2 (1,59%) Fabrikarbeiter, 
1 (0,80%) Berufslose und Vaganten und 17 (13,49%) weibliche Handar- 
beiterinnen. 

Rückfdlligkeit. Von den in der Berichtsperiode 1902 und 1903 einge- 
tretenen 295 sind 182 (61,70%) zum erstenmal bestraft, 113 (38,30%) da- 
gegen sind rückfällig. 

Art des Verbrechens. Pro 1902: Gemeingefährliche Verbrechen 4 (2,36 %), 
Verbrechen gegen die Sittlichkeit 18 (10,61%), gegen Treue und Glauben 
4 (2,37 "/<>), gegen das Leben 8 (4,72 %), gegen die Gesundheit 14 (8,28 %), 
gegen die persönliche Freiheit 4 (2,36“/«), gegen das Eigentum 63 (37,32%), 
Vermögensverletzungen durch Unterschlagung und bctrügliche Handlungen 
47 (27,82%), geringere Polizei vergehen 7 (4,13%). 

Pro 1903: Verbrechen gegen die Sittlichkeit 12 (9,59%), Verbrechen 
gegen Treue und Glauben 2 (1,59 %), gegen das Leben 4 (3,20 %), gegen 
die Gesundheit 3 (2,38 %), gegen die. persönliche Freiheit 7 (5,56 %), gegen 
das Eigentum 59 (46,82 %), Vermögensverletzungen durch Unterschlagung 
und betrüglicht? Handlungen 33 (26,16 %) und geringere Polizeivergehen 
6 (4,76 %). 

Disziplin. Disziplinarstrafen wurden über Sträflinge verhängt: Im 
Jahr 1902 87 und im Jahr 1903 85. 

Verpflegung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage tler Gefangenen 
betrug pro 1902: 42,040, ein Vcrpflegungstag kostete durchschnittlich 
42'/> Rp. ; im Jahr 1903: Verpflcgungstage 39,762, 1 Tag kostete durch- 
schnittlich 53% Rp. 

Gesundheitszustand. Derselbe war in beiden Jahren ein sehr günstiger. 
Krankheitsfälle kamen 125 zur Behandlung, davon 82 im Krankenzimmer. 
In der Berichtsperiode (1902 und 1903) starben 5 Sträflinge. 

Verdienstrechnung. Im Jahr 1902 wurden in 31,728 Arbeitstagen netto 
Fr. 50,498. 70 verdient oder per Arbeitstag durchschnittlich Fr. 1. 59. Der 
Verdienstanteil der Gefangenen belief sich auf Fr. 3817. 14 oder durch- 
schnittlich per Arbeitstag auf 12,3 Rp. 

Pro 1903 betrug die Zahl der Arbeitstage 29,871 mit einem Netto- 
verdienst von Fr. 45,651. 53 oder per Tag Fr. 1. 62*/». Der Verdienstanteil 
der Gefangenen belief sich auf Fr. 3946. 96 oder durchschnittlich per Ar- 
beitstag' auf 13,4 Rp. 

Finanzielles Ergebnis. Die Einnahmen betrugen pro 1902 Fr. 50,855.38, 
die Ausgaben Fr. 83,137. 68, den Ausfall mit Fr. 32,282. 30 deckte der Staat. 
Auf einen Verpflegungstag berechnet, betrug der Staatszuschuss 76 Rp. 

Pro 1903 betrugen die Einnahmen Fr.46, 224.59, die Ausgaben Fr.85, 291.90, 
den Ausfall mit Fr. 39,067.31 deckte der Staat. Auf einen Verpflegungstag 
berechnet, betrug der Staatszuschuss 98 Rp. 
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Zwangserziehungsanstalt Aarburg. 

Die Zwangserziehungsanstalt Aarburg zählte im Jahre 1003 zu An- 
fang 57, am Ende 56 und im ganzen 94 männliche Personen : 42 Sträflinge 
und 52 Zöglinge. 

Eintritt. Eingetreten sind 37 Personen: 19 Sträflinge und 18 Zöglinge. 

Austritt. Ausgetreten sind 38 Personen: 17 Sträflinge und 21 Zög- 
linge. Von denselben kehrten 21 (55,26 %) zu ihren Eltern zurück. Über 

5 derselben meldeten die Eltern durchaus Günstiges, 5 andere führen sich 
befriedigend auf. Einer kommt demnächst in die Lehre und einer suchte 
in Amerika sein Brot als Coiffeur zu verdienen. Nach seinen Berichten 
geht es ihm gut. Einer, krank entlassen, ist heute noch in ärztlicher Be- 
handlung bei seinen Eltern. 2 sind wieder in die Anstalt zurückgekehrt. 

6 haben nichts mehr von sich hören lassen. 6 Lehrlinge bestunden die 
kantonale Lehrlingsprüfung mit gutem Erfolg und wurden als Gesellen 
placiert. Ebenso fanden 8 Zöglinge als Lehrlinge oder Arbeiter Stellung. 
Einer, schwachsinnig, wurde dem Heimatkanton zur Weiterversorgung 
übergeben, während die letzten zwei von den Ausgetretenen zu ihren alten 
Meistern gehen konnten. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 18 (48,65%) Aargauer, 1 
(2,70%) aus Zürich, 3 (8,11 °/°) aus Bern, 1 (2,70%) aus Luzern, 1 (2,70%) 
Freiburg, 3 (8,11 %) Baselland, 1 (2,70 %) Schaffhausen, 1 (2,70%) St. Gallen, 
1 (2,70%) Waadt, 3 (8,11%) Neuenburg, 1 (2,70%) Genf und 3 (8,11%) 
Ausländer. 

Alter. Von den Eingetretenen standen 1 (2,70%) im 14., 7 (18,92%) 
im 15., 14 (37,83%) im 16., 10 (27,03%) im 17., 4 (10,81%) im 18. und 1 
(2,70%) im 19. Altersjahre. 

Konfession. 23 (62,16 %) waren Protestanten, 19 (29,73 %) Römisch- 
Katholiken, 2 (5,40%) Christ-Katholiken und 1 (2,71%) Israelit. 

Muttersprache. Deutschsprechende 23 (62,16 %), französischsprechende 
12 (32,43%), italienischsprechende 2 (5,41%). 

Art des Vergehens. Gegen das Eigentum 13 (35,13%), gegen die 
Sittlichkeit 7 (18,92%), gegen die elterliche Gewall 15 (40,55%), Körper- 
verletzung 1 (2,70%) und Brandstiftung 1 (2,70%). 

Strafdauer. Es verbfissen von den auf 31. Dezember 1903 in der An- 
stalt anwesenden Definierten 1—6 Monate 4 (7,15 %), 1 Jahr 20 (35,71 %)i 
1—2 Jahre 5 (8,94 %), 2 Jahre 9 (16,07 %), 2—3 Jahre 6 (10,71 %), 3 Jahre 
4 (7,14%), 3—4 Jahre 1 (1,79%), 4 Jahre und eine noch unbestimmte Zeit 

7 (12,50%). 

Berufsarten. Die 37 neu eingetretenen Definierten wurden folgender- 
massen in die einzelnen Werkstätten und Gewerbe verteilt: Schneiderei 5 
(13,51%), Schreinerei 7 (.18,92 °. o), Schusterei 4 (10,81 %), Korbflechterei 13 
(35,14%), Bäckerei 1 (2,70 %), Papiergeschäft 1 (2,70 °, o), Landwirtschaft 6 
(16,22%). 

Schulbildung und Unterricht. Die deutsche Schule zählte bei Beginn 
des Jahres 34, auf Ende Dezember ebenfalls 34 Schüler. Auch dieses Jahr 
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hatte sie 3 Abteilungen. Die mittlere und obere Klasse wurden gemeinsam 
unterrichtet, die untere stets allein. Es traf pro Klasse. 10 — 11, resp. I I 
wöchentliche Unterrichtsstunden. In bezug auf den Bildungsstand hatten 
29 Schüler acht Schuljahre hinter sich, 2 sieben und 3 sechs. 

In der französischen Schule waren am Anfang 23 und am Schlüsse 
21 Schiller. Der Unterricht wurde in 3 Abteilungen erteilt. 

Disziplin. Verweise 62 Fälle, heller Arrest mit schmaler Kost 2« Tage, 
Dunkelarrest (inkl. Verschärfung) 171, Rückversetzung in Einzelhaft 4 Fälle. 

Ern/ihrung. Die Verpflegungstage für alle Detinierten beliefen sicli 
auf 20,338 mit einer Ausgabe von Fr. 8643. 67 oder per Kopf, und Tag 
42,5 Rp. 

Verdienstrechnung. Es wurden in 14,153 Arbeitstagen brutto Fran- 
ken 16,558. 60 verdient oder pro Arbeitstag 116,99 Rp. Nach Abzug der 
Unkosten mit Fr. 586.45 verblieb ein Nettoverdienst von Fr. 15,972. 15. 
Von diesem Nettoverdienst erhielten die. Detinierten an Verdienstanteil 
(Pekulium) Fr. 1159. 10 oder pro Arbeitstag 8,2 Rp. 

Finanzielles Ergebnis. Die Einnahmen betragen Fr. 80,031. 77, die Aus- 
gaben Fr. 9G,277. 67. Die Fr. 16,245. 90 Mehrausgaben wurden durch den 
Beitrag aus dem Alkoholzehntel mit Fr. 16,790 gedeckt, somit blieb der 
Anstalt ein Aktivsaldo von Fr. 544. 10. 

Gesundheitszustand. Derselbe war ein ziemlich wechselvoller: Influenza- 
fälle, Kopf- und Leibessehmerzen etc., wozu sich Augenleiden und Drüsen- 
geschwülste gesellten. Ein Definierter musste wegen Schädelbruchs in den 
Spital nach Olten verbracht werden, wo er geheilt wurde. Ebenso waren 
drei Evakuationen in die aargauische Krankenanstalt notwendig. 
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Vereinsnachrichten. 

Der Schweizerische Verein fiir Straf- und Gefängniswesen und die 
Interkantonale Vereinigung der Schweizerischen Schutzaufsichtsvereine waren 
vom 3. — 5. Oktober 1904 in Genf versammelt. Von der Tagung ist zu 
erwähnen, dass die vorgeschlagene Fusion der beiden Vereine unter dem 
Namen « Schweizerischer Verein für Straf-, Qefängniswesen und Schutzaufsicht » 
zu stände kam und dass der Zentralvorstand sich folgendermassen kon- 
stituierte r J. V. Hürbin, Präsident; Dr. F. Curti, Vizepräsident und Archi- 
var; Dr. L. Guillaume, Aktuar; Pfarrer W. Kupferschmid, Quästor; Pfarrer 
C. Bauty, Stellvertreter des Aktuars. 

Da die Referate und Diskussionen des Kongresses vom Vereine 
selbst publiziert werden (bei Sauerländer, Aarau), beschränke ich mich 
auf die Nennung der Verhandlungsgegenstände: In der Sitzung vom 4. 
Oktober sprach Advokat Martin (Genf) über « den zukünftigen Strafvoll- 
zug nach dem Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch und 
zu einem Bundesgesetz betreffend Einführung des schweizerischen Straf- 
gesetzbuches ». Über das gleiche Thema liegt überdies ein Bericht des 
Strafanstaltsdirektors Heinis (Liestal) vor. Am 5. Oktober referierten die 
Herren Pfarrer StUckelbergcr (Basel), Advokat Desgouttes (Genf) und Pfar- 
rer Ostermann (Genf) über « die Aufgabe der kantonalen Schutzaufsichts- 
vereine und Schutzaufsichtskommissionen nach dem Entwurf zu einem 
eidgenössischen Strafgesetzbuch». Die Verhandlungen leitete der Vor- 
stand der genferisehen Justiz- und Polizeidirektion, Staatsrat Odier . — 
Als nächster Versammlungsort, für das Jahr 1906, wurde Chur bestimmt. 

ff. 
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Anhang. — Supplément 1 ). 


Kanton Freiburg. 

Gesetz vom 0. Mai 1903 über die 
bedingte Strafe. 

Art. 1. 

Wenn der Richter in kriminal- ' 
oder zuchtgerichtlicher Sache eine 
Freiheitsstrafe von weniger als sechs 
Monaten oder eine Geldbusse aus- 
spricht, so kann er Einstellung des 
Strafvollzuges verfügen. 

Die Einstellung des Strafvollzuges 
wird demjenigen gewährt, welcher 
noch nie kriminal- oder zuchtgericht- 
lich verurteilt worden ist und welcher 
dieser Vergünstigung würdig er- 
scheint. 

Art. 2. 

Die Strafeinstellung entbindet 
nicht von der Bezahlung der Kosten. 

Die Nebenstrafen und die Unfä- 
higkeiten, welche die Verurteilung 
mit sich bringt, folgen der Haupt- 
strafe. 

Art. 3. 

Die Einstellung gilt für die Dauer 
von fünf Jahren. 

Nach Ablauf dieser Zeit wird die 
Strafe als nicht verhängt betrachtet. 

Art. 4. 

Die Strafeinstellung wird von 
Rechts wegen aufgehoben, wenn der 
Schuldige den verursachten Schaden 

■ ) Vgl. dazu (len Aufsatz von Oleispae'n : 
im Jahre 1S09, oben S. 403 ff. 


Canton de Fribourg. 

Loi du 9 mai 1903 sur la peine 
conditionnelle. 

Article premier. 

Lorsque le juge prononce, en ma- 
tière criminelle ou correctionnelle, 
une peine privative de la liberté in- 
férieure à six mois ou une amende, 
il peut ordonner qu’il sera sursis 
l’exécution de la peine. 

Le sursis est accordé à l’inculpé 
qui n'a subi aucune condamnation 
criminelle ou correctionnelle et qui 
parait mériter cette faveur. 

Art. 2. 

Le sursis ne dispense pas du 
paiement des frais. 

Les peines accessoires et les in- 
capacités résultant de la condam- 
nation suivent le sort de ta peine 
principale. 

Art. 3. 

Le sursis vaut pour une durée 
de cinq ans. 

A l’expiration de ce temps, la 
peine est censée n’avoir pas été 
prononcée. 

Art. 4. 

Le sursis est révoqué de plein 
droit si le dommage causé n'a pas 
été réparé dans le délai de bìx mois 

Die Strafgesetzgebung des Kantons Freiburg 
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innerhalb sechs Monaten, vom Tage 
an gerechnet, an welchem dessen 
Betrag endgültig festgesetzt wurde, 
nicht gutmacht. 

Ebenso wird die Strafeinstellung 
aufgehoben, wenn der Verurteilte 
während ihrer Dauer sich eine kri- 
minal- oder zuchtgerichtliehe Strafe 
zuzieht. 

In diesem Falle wird die erste 
Strafe unabhängig von der neu ver- 
wirkten vollzogen. 

Art. 5. 

Alle gegenwärtigem Gesetze zu- 
widerlaufenden Bestimmungen sind 
aufgehoben. 

Art. 6. 

Der Staatsrat ist mit der Bekannt- 
machung des vorstehenden Gesetzes 
beauftragt. Dasselbe tritt sofort in 
Kraft. 


à dater du jour où le chiffre en a 
été définitivement fixé. 

Il en est de même si le condamné 
est frappé d’une peine criminelle ou 
correctionnelle pendant la durée du 
sursis. 

Dans ce cas, la première peine 
est subie indépendamment de celle 
encourue par la nouvelle infraction. 


Akt. 5. 

Toutes les dispositions contraires 
à la présente loi sont abrogées. 

Art. 6. 

Le Conseil d’Etat est chargé de 
la publication de la présente loi, qui 
entrera immédiatement en vigueur. 


Kanton Freiburg. 


Gesetz vom 9. Mai 1903 zur Abän- 
derung einiger Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches. 

A. 

Die Art. 61 und 62 des Strafgesetz- 
buches werden durch folgende Be- 
stimmungen ersetzt: 

Art. 1. 

Wenn ein Angeschuldigter im Au- 
genblick der Begehung der strafbaren 
Handlung das 18. Altersjahr noch 
nicht zurückgelegt hat, so ist zu 
untersuchen, ob er mit oder ohne Zu- 
rechnungsfähigkeit gehandelt habe. 

Die Gerichtsverhandlung ist im- 
mer geheim. 

Art. 2. 

Wird entschieden, dass er ohne Zu- 
rechnungsfähigkeit gehandelt habe, 


Canton de Fribourg. 

Loi du 9 mai 1903 modifiant 
diverses dispositions du code 
pénal. 

A. 

Les art. 61 et 62 du code pénal 
sont remplacés par les dispositions 
suivantes : 

Article premier. 

Si, au moment de l’exécution de 
l’acte punissable, le prévenu a moins 
de 18 ans révolus, il sera décidé s'il 
a agi avec ou sans discernement. 

Les débats devant le juge ont 
toujours lieu à huis clos. 

Art. 2. 

Si le prévenu est reconnu avoir 
agi sans discernement, le juge pro- 
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so wird er freigesprochen. Der Rich- 
ter Übermacht die. Akten der obersten 
Polizeibehörde mit einem Gutachten 
darüber, ob der Delinquent in eine 
Besserungsanstalt zu verbringen sei. 

Die oberste Polizeibehörde ver- 
fügt gegebenenfalls die in Art. 60 
des Strafgesetzbuches vorgesehene 
Massnahme. 

Art. 3. 

Wird entschieden, dass er mit Zu- 
rechnungsfähigkeit gehandelt habe, 
so wird er nach folgender Massgabe 
bestraft : 

Wenn er die Todesstrafe oder 
lebenslängliche Freiheitsstrafe ver- : 
wirkt hat, so wird er zu Kinsperrung 
für die Dauer von nicht über 15 
Jahren verurteilt. 

Wenn ihn zeitige Freiheitsstrafe 
trifft, so wird er zu höchstens einem 
Drittel der vom Gesetze bestimmten 
Strafdauer verurteilt. 

Wenn ihm eine andere Strafe 
zukommt, so darf sie die Hälfte der- 
jenigen nicht überschreiten, mit wel- 
cher das Gesetz das Vergehen belegt. 

Die Freiheitsstrafen werden wo- 
möglich in Anstalten für jugendliche 
Verbrecher vollzogen, welche der 
Staatsrat hierzu bezeichnet. 

B 

Art. 384 des Strafgesetzbuches er- 
hält folgenden Zusatz: 

Art. 4. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher die durch die Gesetzesbe- 
stimmungen über die unehelichen 
Kinder ihm überbundenen Unter- 
stützungen an Geld ohne recht- 
mässigen Grund nicht leistet. 

C. 

Art. 430 des Strafgesetzbuches er- 
hält folgenden Zusatz; 


nonce son acquittement et transmet 
la procédure à l’autorité supérieure 
de police, avec un préavis sur l'oppor- 
tunité de l’internement du délinquant 
dans une maison de discipline. 

L’autorité supérieure de police, 
prononce, s’il y a lieu, la mesure 
prévue à l’art. 60 du code pénal. 

Art. 3. 

S’il est décidé que l’accusé a agi 
avec discernement, il sera puni ainsi 
qu’il suit: 

S’il a encouru la peine de mort 
ou la réclusion à perpétuité, il sera 
condamné à une réclusion qui n’excé- 
dera pas 15 ans. 

S’il a encouru la peine de réclu- 
sion à temps, il sera condamné à la 
subir pour un terme qui n’excédera 
pas le tiers de celui établi par la loi. 

S’il a encouru une autre peine, 
elle ne pourra excéder la moitié de 
celle édictée contre l’infraction. 

Les peines privatives de la liberté 
qui auront été prononcées seront, 
autant que possible, subies dans des 
établissements destinés aux jeunes 
criminels à désigner par le Conseil 
d’Etat. 

B. 

L’art. 384 du code pénal reçoit 
l’adjonction suivante : 

Art. 4. 

Est puni de la même peine celui 
qui, sans motif légitime, ne s'acquitte 
pas des prestations pécuniaires qui 
lui sont imposées en vertu de la 
législation sur les enfants naturels. 

C. 

L’art. 430 du code pénal est com- 
plété comme suit : 
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Art. 5. 

Wer ein« mH Eigentums Vorbehalt 
verkaufte Sache zum Schaden einer 
im Kanton wohnhaften Person zu- 
rücknimmt und die gemachten Zah- 
lungen über 20% des Verkaufspreises 
und den Minderwert der Sache hin- 
aus zurückbehält. 

D. 

Art. 29 des Strafgesetzbuches wird 
in folgender Weise ergänzt: 

Art. 6. 

Jedoch kann der Richter verfügen, 
dass die Untersuchungshaft, auch 
die ausser dem Kanton bestandene, 
von der ausgesprochenen Strafe teil- 
weise oder ganz in Abzug gebracht 
werde. 

Art. 7. 

Die gegenwärtigem Gesetze zu- i 
widerlaufenden Bestimmungen sind I 
aufgehoben. 

Art. 8. 

Der Staatsrat ist mit der Bekannt- 
machung des vorstehenden Gesetzes 
beauftragt. Dasselbe tritt sofort in 
Kraft. 


Art. ö. 

Celui qui, ensuite d’une vente 
avec réserve de propriété, reprend 
la chose au préjudice d’une personne 
domiciliée dans le canton et retient 
le montant des acomptes reçus au 
delà du chiffre comprenant le 20 %, 
an maximum, du prix de vente et 
la moius-value de la chose. 

D. 

L’art. 29 du code pénal est com- 
plété de la manière suivante: 

Art. 6. 

Toutefois, le juge peut statuer 
que la détention préventive, même 
subie hors du canton, sera portée 
partiellement ou totalement en dé- 
duction de la durée de la peine pro- 
noncée. 

Art. 7. 

Toutes les dispositions contraires 
à la présente loi sont abrogées. 

Art. 8. 

Le Conseil d’Etat est chargé de 
lu publication de la présente loi, qui 
entrera immédiatement en vigueur. 
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